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Vorwort. 

Durch einen Zufall erhielt ich vor einigen Jahren davon 
Kenntnis, dass, Anfang der dreissiger Jahre des neunzehnten 
Jahrhunderts in Marburg eine katholisch-theologische Fakultät 
bestanden hat; die Nachricht interessierte mich. Da die in 
Frage kommende Literatur die gewünschte nähere Information 
versagte, ging ich an das Studium der Akten und fand, dass 
die Schicksale dieser Fakultät ein nieht unwichtiges Stück 
deutscher Universitätsgeschichte repraesentieren, mit der Be- 
gründung des katholischen Kirchenwesens in Kurhessen und 
Nassau eng zusammenhängen und bedeutsame Einblicke in 
die Entstehungsgeschichte des Ultramontanismus auf deutschem 
Boden gewähren. Das mir zuströmende reiche Material setzte 
mich in Stand, diesen Beziehungen nachzugehen, legte mir 
aber zugleich die Pflicht auf, der Mühe einer eingehenden 
Berichterstattung mich nicht zu entziehen, um dadurch viel- 
leicht auch dem Forscher einen Dienst zu leisten, dessen 
Interesse sich nicht der verschollenen katholisch-theologischen 
Lehranstalt an der Hochschule Philipps des Grossmütigen zu- 
wendet sondern der Geschichte der Verfassung, des kirchlichen 
Rechts und der Politik. 

Da die Darstellung wesentlich auf ungedruckten Quellen 
ruht, ist sie nur dadurch ermöglicht worden, dass ich mich 
der wertvollen Unterstützung der Hüter dieser Schätze zu 
erfreuen gehabt habe. An erster Stelle habe ich Sr. Exzellenz 
Herrn Staatsminister Graf von Zedlitz und Trützschler, dem 


VI 


früheren Oberpräsidenten der Provinz Hessen-Nassau, meinen 
ehrerbietigsten Dank auszusprechen, dessen wohlwollendes 
Interesse mir die Akten der Königlichen Regierung zu Cassel 
erschlossen hat und den Weg zu den Akten des Limburger 
Domkapitels eröffnete wie bereitwillige Auskünfte von Seiten 
des Fuldaer Domkapitels vermittelte. Für die Erlaubnis zum 
Studium der auf dem Königlichen Kuratorium der hiesigen 
Universität befindlichen Akten bin ich Herrn Geheimen Ober- 
regierungsrat Dr. Steinmetz zu grossem Dank verpflichtet, 
wie für die Benutzung der Akten der Universität Marburg 
den Herren Rektoren unserer Hochschule in den Jahren 1900 
bis 1903. Bei der Korrektur hat mir Herr Pfarrer Behnke 
seine wertvolle Unterstützung zu Teil werden lassen. 


Marburg, 9. Juni 1905. 


Garl Mirbt. 
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I. Teil. 


Vorgeschichte 
der katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg. 


I. Kapitel. Professoren des katholischen Kirchenrechts 
und der katholischen Theologie an der Universität Marburg 
1781—1830. 


Braun. — Müller. — van Ess. — Multer. 

An der Universität Marburg hat es schon vor der Be- 
gründung der katholisch-theologischen Fakultät im Jahre 1831 
Professoren gegeben, die speziell für die Studierenden römisch- 
katholischer Konfession angestellt waren. Freilich bestand 
keine ordnungsmässige Professur, aber indem der jedesmalige 
Pfarrer der katholischen Gemeinde zu Marburg mit dem Halten 
von Vorlesungen betraut wurde, entwickelte sich eine feste 
Tradition. Die erste Anregung war von dem katholischen 
Pfarrer Johann Adam Braun ausgegangen.!) Seinen Wunsch 
nach Ernennung zum Professor des katholischen Kirchenrechts 
legte er zuerst privatim dem Kurator der Universität, Excellenz 
1) Nach gütiger Mitteilung des Herrn Pfarrer Dr. Weber in Mar- 
burg wurde der Kaplan Braun zu Winkel unter dem 9. Sept. 1790 zum 
Pfarrer der katholischen Gemeinde zu Marburg ernannt und am 29. (Sept.?) 
verpflichtet. — Die „Concession das Römisch-Catholische Religions- 


exereitinm in Marburg betreffend vom 21. December 1787“ in: „Die 
gnädigste Bewilligung zur Haltung des Gottesdienstes zu Marburg für 


‚die Römisch-Catholische Religionsverwandte betr. u. s. w. 1787— 1808,“ 


Königl. Staatsarchiv Marburg. Als erster Pfarrer war damals von dem 
Mainzer Vikariat der Kanonikus Karl Faleiola aus Zweibrücken gesandt 
und von dem Konsistorium zu Marburg am 13. December 1788 verpflichtet 


worden. 
Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 1 
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von Fleekenbühl gen. Bürgel in einem Schreiben vom 4. Juni 
1791 vor,!) begründete ihn durch die damalige „aufgeklärte 
nnd tolerante Denkungs-Art,‘“ durch den Hinweis auf analoge 
Einrichtungen zu Helmstedt, Giessen und Jena, durch die aus 
der Abhaltung soleher Vorlesungen für die Universität zu er- 
wartenden Vorteile und erbat die Unterstützung seines Ge- 
suchs bei dem Landgrafen sowie ‚einen gnädigen Wink,“ 
wann er es einreichen sollte. Dieser scheint sehr bald er- 
folgt zu sein, denn bereits am 5. August wurde die Universität 
angewiesen, sich darüber zu äussern, ob die Gewährung des 
Gesuches rätlich sei. Wie ihr Bericht beweist, fehlte es in 
ihrer Mitte nieht an Bedenken, aber die Majorität empfahl 
die Genehmigung, allerdings nicht ohne für diesen Fall be- 
sondere Wünsche auszusprechen, die dann auch in der Fassung 
des Anstellungsdekrets Berücksichtigung gefunden haben. Dar- 
aufhin wurde durch Resolution vom 9. September 1791 „der 
katholische Prediger Braun zu Marburg zum Lehrer des römisch- 
katholischen Kirchenrechts bei dortiger Universität, Jedoch 
dergestalt gnädigst ernannt, dass derselbe ohne Sitz und 
Stimme im akademischen Senate, blos Professor honorarius 
sei, auch allen professoribus extraordinariis, und zwar ohne 
Ascendenz, nachgehe.“ In die bei der Verpflichtung Brauns 
am 19. November d. J. angewandte Eidesformel wurde das 
Versprechen Aufgenommen, die „Lehren seiner Kirche und 
die darauf gebauten Rechte mit Bescheidenheit und ohne 
Anzüglichkeit und Verachtung gegen anders Denkende vor- 
tragen‘ zu wollen.?) Ueber die akademische Wirksamkeit 
Brauns ist den Akten niehts zu entnehmen, in den Vorlesungs- 
verzeichnissen vom Sommersemester 1792 bis zum Sommer- 
semester 1801 hat er regelmässig kirchenrechtliche Vorlesungen 


1) In dem S. 1 Anm. 1 genannten Aktenfascikel. 

2) Professorem iuris canoniei catholieorum honorarium Braun be- 
treffend. 1791. 18 Blätter: Universitätsakten AIV 2b A Nr. 20, Kgl. 
Staatsarchiv Marburg. Das offizielle Gesuch Brauns ist nicht bei den Akten. 


An u 
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angekündigt.') Dann verliess er die Universität, und wandte 
sich einem anderen Lebensberuf zu.?) 

An seine Stelle trat 1804 Dr. theol. et phil. Johann 
Caspar Müller, °) Pfarrer der römisch-katholischen Gemeinde 
zu Marburg und Kanonikus der Kollegiatkirchen zu Fritzlar 
und Amoeneburg. In Naumburg bei Fritzlar am 26. Februar 
1749 geboren, hatte er den ersten Unterricht in Fritzlar, dann 
bei den Jesuiten in Mainz empfangen, war darauf in das 
dortige Priesterseminar eingetreten und nach erhaltener Weihe 
in verschiedenen Stellungen und an verschiedenen Orten, zu- 
letzt in Mainz selbst, in der Seelsorge und im Lehrfach ver- 
wandt worden. Von den unruhigen Zeiten, die mit dem Aus- 
bruch des französischen Krieges über Mainz hereinbrachen, 
wurde Müller schwer betroffen, er musste die Stadt verlassen, 
und hat auch die ihm nach seiner Rückkehr verliehenen 
Kanonikate zu Fritzlar und Amoeneburg nur kurze Zeit ge- 
niessen können, da diese mainzischen Gebiete durch den 
Reichsdeputationshauptschluss an Kurhessen fielen. Müller 

1) Das öffentliche Kirchenrecht (das geistliche katholische Staats- 
recht) und das private (das besondere) las er getrennt, zuerst nach 
Anton Schmidts Lehrbuch, anfangs ohne Angabe einer Stundenzahl, dann 
seit 1796 in sechs und vier Stunden pro Semester, nur in der letzten 
Ankündigung S.-S. 1801 zusammen in 4 Stunden. 

2) Seine weiteren Schicksale haben offenbar Aufsehen erregt, denn der 
Prorektor des Jahres 1801 widmet ihm in der Chronik den ausführlichen Ein- 
trag: Academiae valedixit Joannes Adamus Braun, Philos.et Theol. prof. 
honor., eceles. catholicae, quae Marburgi est, parochus, nee non eceles. colleg. 
ad S. Joannem Amoenaburgi eanonieus eapitularis, Jenam petiturus, ibique 
medieinae operam daturus; in qua postquam a. 1804 summos obtinuerat 
honores, Russiam se contulit, artem medicann ibi facturus. ef. Fastorum Prorec- 
torum Marburgensium a Michaele Conrado Curtio inchoatorum et ad a. 1776 
deductorum Continuatio ed. Car. Franc. Christ. Wagner, Marburg 1827 
(Prgr. z. Geburtstag des Kurfürsten Wilhelm II.), S. 14. Dass Braun am 


3. Mai 1765 in Mainz geboren war, sagt der Bericht z. J. 1792 8. 12; vgl. 


auch Fr. W. Strieders Grundlage zu einer hessischen Gelehrtengeschichte, 
18. Bd., herausg. v. K. J. Justi, Marburg 1819, S. 671. 
3) C.Fr. Chr. Wagner, Memoria Jo. Caspari Muelleri, Marburg 1810, 
18 S. 4°; Strieder, 18. Bd., S. 384 ff. 
1* 
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war Pfarrer in Hanau, als der Kurfürst von Hessen ihn nach 
Marburg berief, um das Amt eines Pfarrers und ausserordent- 
lichen Professors zu übernehmen. Zweimal hat er abgelehnt, 
da er den Rest seiner Tage in Fritzlar mit literarischen 
Arbeiten zu verbringen gedachte, aber fügte sich dann auf 
Befehl des Fürstprimas Dalberg. Ueber seine Wirksamkeit 
an der Universität Marburg stehen wenige Nachrichten zur 
Verfügung. Von kollegialer Seite ist ihm nach seinem Tode 
Toleranz gegen Andersgläubige und Friedensliebe nachgerühmt 
worden. Das ihn betreffende Faseikel der Universitätsakten !) 
enthält nur das Reskript des Kurfürsten Wilhelm I. vom 
23. Oktober 1804, das die Universität anwies, ihn „gehörig zu 
verpflichten.‘‘“ Die Vorlesungsverzeichnisse ?) der nächsten Jahre 
enthalten von ihm regelmässig Ankündigungen kirchenrechtlicher 
Vorlesungen, in deren Auswahl sich übrigens die allgemeine 
kirchenpolitische Lage und nach der Errichtung des König- 
reichs Westfalen (1807) auch französischer Einfluss bemerkbar 
macht. Die literarische Tätigkeit Müllers?) beschränkte sich 
nicht auf die Theologie, sondern erstreckte sich auch auf 
Geschichte und Philologie. Am 3. November 1810 starb er. 

1) AIV 1b Nr. 22, nach Univ.-Akten AI2 A Nr.8 wurde er am 
3. Dec. d. J. verpflichtet, St.-A. Marburg. 

2) Für das Sommersemester 1805 kündigte er Vorlesungen nach 
Fleury an, — später legte er ihnen Maurus Schenkl, Institutiones iuris 
ecclesiastiei (Landshut 1790) zu Grunde — „donec concordatum papale 
emanarit vimque legis acceperit.*“ Auch im S.-8. 1808 hat er sich wieder 
zur Interpretation des bevorstehenden Konkordats bereit erklärt. Im 
S.-S. und W.-S. 1809 wollte er behandeln „vim et potestatem legitimam 
primatus in ecclesia catholica secundum theoremata indubia, praesertim 
etiam secundum decreta ecelesiae Gallicanae.“ Noch deutlicher trat 
seine kirchenpolitische Stellung in den Ankündigungen des S.-8. und W.-8. 
1810 hervor: „Quatuor propositiones seu declarationem celeri Gallicani 
de recta et legitima potestate Romani pontifieis verasque ecclesiae 
Gallicanae libertates, quae haud dubie etiam ecelesiae Germanicae brevi 
communes erunt, explicabit et argumentis certissimis defendet.“ 

3) Ein Verzeichnis seiner Schriften giebt Wagner, Memoria 8. 14ff. 
Der Theologie gehören an: Dissertatio historico-theologiea de ortu vero 
religionis, systemate, prugressu, statu hodierno sectae Unitariae seu 
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Der Nachfolger Müllers wurde der bekannte Leander 
van Ess), der, am 15. Februar 1772 inWarburg geboren, 1790 
in die Benediktinerabtei Marienmünster in der Diözese Paderborn 
eingetreten war und 1799 die nahegelegene Pfarrei Schwalen- 
bach im Distrikt Höxter übernommen hatte. Auch nach der 
Säkularisation der Abtei im Jahre 1802 war van Ess auf 
dieser kleinen Stelle, die ihm nur 30 Reichsthaler eintrug, 
verblieben, da sie ihm reichliche Musse für seine literarische 
Arbeiten gewährte und er als Exbenediktiner von Marien- 
münster eine Pension von 200 Reichsthalern bezog. Für seine 
Studien interessirte sich in hohem Masse der Generaldirektor 
des öffentlichen Unterrichts Leist?) in Cassel und dessen 


Socinianae, ac de prono e secta protestantium ad illam transitu, Mainz 
1784, II Ed. 1787, durch die er an der Mainzer Akademie zum Dr. theol. 
promovierte; Die heilige Messe an allen Sonn- und Feiertagen des Jahres, 
aus dem Lateinischen ins Deutsche übersetzt, Mainz 1788; Harmonie 
der vier heiligen Evangelien, Frankfurt a.M. 1791, 2. Aufl. 1803. 

1) Für die im Text gegebene Darstellung standen folgende Akten 
zur Verfügung: I. Akten kurfürstlicher Universität Marburg auf dem 
Königl. Staatsarchiv zu Marburg und zwar betreffend 1) Die Berufung 
des Pfarrers van Ess als Professor der katholischen Professur von 
1812, AIV 1b Nr. 24, 42 Blätter; — 2) Die Entlassung des Herrn Prof. 
van Ess. und die Wiederbesetzung von dessen Stelle” durch den Herrn 
Dr. Multer 1814. 1822, AIV 1b Nr. 25, 50 Blätter; — 3) Die Gestattung 
der Vorlesungen über das katholische Kirchenrecht an den Doctor 
theolog. Kaplan Multer 1820, AIV 1b Nr. 27 A, 20 Blätter. — II. Akten 
des Ministeriums des Innern, betreffend den Professor und Lehrer des 
katholischen Kirchenrechts zu Marburg 1814—1838 (van Ess; Multer) 
auf dem Königl. Kuratorium der Universität Marburg, Rep. ISDE SU 
Lit. Aa Nr.2, 84 Blätter. — Ueber Leben und Schriften des Leander 
van Ess geben Auskunft: H. Döring, Neuer Nekrolog der Deutschen. 
25. Jahrgang 1847, Weimar 1849, 8. 652 ff.; Reusch, Allgem. deutsche Bio- 
graphie 6. Bd., Leipzig 1877, S. 378f.; Eb. Nestle, Realeneyklopaedie 
für protestantische Theologie. 3. Aufl. 5. Bd., 1898, S. 553 ff. 

2) Ueber Leist vgl. Frensdorff, Allgemeine deutsche Biographie 
18. Bd., 1883, 8. 226 ff.; 0. Mejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen 
Frage IIB, Rostock 1872, 8.132f. u.a. III S. 430; Fr. Thimme, Die 
inneren Zustände des Kurfürstenthums Hannover unter der französisch- 
westfälischen Herrschaft 1806—1813, 2. Bd., Hannover 1895, 5. 292 u. a. 


a 


Bemühungen hatte Leander van Ess es zu verdanken, dass 
König Jeröme ihm 1809 eine jährliche Unterstützung von 
500 Franes zusagte. Leist war es auch, der für ihn eintrat, 
als die Auszahlung dieser Summe seitens des Ministers des 
Innern von Wolfrad auf Schwierigkeiten stiess.. Die Ueber- 
setzung des Neuen Testaments durch Leander van Ess und 
seinen Vetter Karl van Ess war bereits 1807 erschienen und 
hat dem ersteren, seiner eigenen Angabe nach, mehrere Be- 
rufungen ins Ausland eingetragen, die er jedoch abgelehnt 
hatte. Damals arbeitete er an der kritischen Geschichte der 
Vulgata,!) die dann 1824 im Druck erschienen ist. Als nun 
Prof. Müller in Marburg starb, bemühte sich Leist darum, 
seinem Schützling den Zugang zur Universität zu eröffnen, 
und es gelang ihm auch, den Minister des Innern für diesen 
Plan zu gewinnen. Freilich durchkreuzte er damit die Ab- 
sichten des Freiherrn von Wendt,?) des „Bischofs des Palastes“ 


1) Als deren Zweck bezeichnete er in dem Brief an Leist vom 
24. Oktober 1810 (A IV 1b Nr. 24 Blatt 35) seinen Konfessionsgenossen 
„eine ganz andere Ansicht, als die gewöhnliche, von der Vulgata zu 
geben, und sie für die Uebersetzung des Grundtextes empfänglicher zu 
machen, die eine und die nämliche für Protestanten und Katholiken 
sein wird.“ 

2) Carl Friedrich Freiherr von Wendt, früher Dompropst und 
Weihbischof von Hildesheim wurde 1808 durch König Jeröme zum 
Königlich Westfälischen Hofbischof ernannt. Wendt erhielt von dem 
Fürstprimas: Dalberg 1809 auf Wunsch des Königs die geistliche Juris- 
diktion über die in das Königreich Westfalen fallenden Teile der Regens- 
burger Diözese, verlor sie aber wieder nach dem Zusammenbruch der 
französischen Herrschaft, vgl. Mejer IIB S. 12f. Dann ist ibm 1818 
das apostolische Vikariat über das Eichsfeld übertragen worden, das er 
innegehabt hat, bis er im Alter von 85 Jahren am 21. Januar 1825 
starb. Worte warmer Anerkennung widmet ihm der Neue Nekrolog der 
Deutschen, III. Jahrgang 1825 H. 2, Ilmenau 1827 S. 1298, vgl. ausserdem 
B. Gams, Geschichte der Kirche Christi im 19. Jahrhundert, 1. Band, 
Innsbruck 1854, 8.584 u. 3. Bd., 1856, S.465f. Dass das Verhältnis 
zwischen L. v. Ess und Bischof Wendt kein gutes war, zeigt der Brief 
des ersteren an Leist vom 16. Juli 1813 (A IV 1b Nr. 14 Bl. 14). Ueber 
den Plan Jerömes, ein Erzbistum in Cassel zu errichten, vgl. R. Goecke, 
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in Cassel, der einen anderen Pfarrer für Marburg in Aussicht 
genommen hatte, aber angesichts der van Ess zur Seite 
stehenden Empfehlungen dann selbst dessen Ernennung bei 
dem Minister beantragt hat. Auf seinen Bericht hin wurde 
Leander van Ess durch König Jeröme Napoleon mittelst Patent 
vom 30. Juli 1812 zum „Professeur en Theologie Catholique 
a l’Universit@ de Marbourg et Cure de l’Eglise Catholique 
de la dite ville“ mit einem Gehalt von 2500 Fres. ernannt. 

Die dureh dieses Dekret geschaffene Stellung unterschied 
sich wesentlich von der bisher durch Müller verwalteten Pro” 
fessur. Denn van Ess wurde Professor der katholischen 
Theologie, nieht Professor des Kirchenrechts. Ob freilich 
eine Veränderung der Professur beabsichtigt war, muss 
dahin gestellt bleiben. Denn ein spezieller Lehrauftrag ist 
van Ess nicht erteilt worden. Das Königliche Dekret 
enthielt nicht einmal eine Bestimmung darüber, ob er 
zum ordentlichen oder zum ausserordentlichen Professor er- 
nannt worden war, so dass der Prorektor Wurzer über das 
Verhältnis des Professors van Ess zum akademischen Senat 
und für den Fall, dass die verliehene Professur für eine 
ordentliche erklärt wurde, welcher Fakultät sie zuzurechnen 
wäre, bei dem Generaldirektor des öffentlichen Unterrichts 
anfragen musste. Denn die theologische Fakultät bestand, 
wie das Schreiben des Prorektors ausführte, nur aus Theo- 
logen der reformirten Konfession, und der Professor der 
Theologie für die Lutheraner (Wachler) gehörte nicht zur 
theologischen, sondern zur philosophischen Fakultät. Die 
Entscheidung des Generaldirektors des öffentlichen Unter- 


Das Königreich Westfalen, hrsg. von Th. Igen, Düsseldorf 1888 S. 238; 
A. Kleinschmidt, Geschichte des Königreichs Westfalen, Gotha 1893, S. 518. 


Als Kurfürst Wilhelm I. Ende 1813 seine Regierung wieder aufnahm, hat 


nach der „Darstellung“ (vgl. unten $.45) der damals in Cassel befindliche 
Bischof Freiherr v. Wendt den Vorschlag gemacht, in Fritzlar ein Bistum 
zu errichten, aber er drang damit nicht durch, da nur 14 katholische 


Parochien bestanden, 
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richts') fiel dahin aus, dass wenngleich das Königliche Er- 
nennungsdekret keine ausdrückliche Bestimmung enthalte, es 
dennoch keinen Zweifel leide, dass van Ess nur zum ausser- 
ordentlichen Professor ernannt sei. Obwohl nun seitens der 
Universität die Frage seiner Fakultätszugehörigkeit nur für 
den Fall seiner Ernennung zum Ordinarius aufgeworfen war 
und hatte aufgeworfen werden müssen, so wurde auch sie 
beantwortet, freilich in orakelhafter Form. „Das Königliche 
Dekret,“ schrieb nämlich Staatsrath Leist, „giebt darüber die 
Entscheidung an die Hand, indem es sagt, dass derselbe 
Professor der katholischen Theologie im Marburg geworden 
sei.“ Diese Erklärung ist unverständlich, aber es befindet 
sich bei den Akten?) das Konzept zu diesem Reskript, das 
den, dann durchstrichenen, Satz enthält: „Die theologische 
Fakultät in Marburg ist somit nicht mehr, wie bisher, blos 
reformiert, sondern gemischt.“ Diesen Worten könnte man 
entnehmen, dass in Cassel die Absicht bestanden hat, die 
theologische Fakultät ihres bisherigen Charakters zu ent- 
kleiden.?) Aber da für derartige Pläne keine weitere Unter- 
lagen vorhanden sind, genügt der Hinweis auf die von der 
westfälischen Regierung bei der Ausstellung des Ernennungs- 
dekrets für van Ess und auch in anderen Fällen*) an den 
Tag gelegte Unkenntnis deutscher Universitätsverhältnisse. 
Der erste und einzige Bericht des Prof. van Ess über seine 
Lehrtätigkeit an der Marburger Universität, den die Akten 
enthalten, fällt in den Anfang seiner Wirksamkeit daselbst, 


1) Schreiben vom 2. Nov. 1812: AIV 1b Nr. 24 Bl. 27; die An- 
frage des Senats vom 27. Okt. d. J. ebend. Bl. 20: 

2) Ebend. Bl. 19. 

3) Der akademische Senat entnahm allerdings dem Reskript, dass 
L. v. Ess zur theologischen Fakultät gehören solle, vgl. Protokoll der 
Senatssitzung am 7. Nov. 1812, Universitätsakten AI2 A Nr.8. Da- 
gegen enthält das Protocollum facultatis theologieae Marburgensis, die 
Chronik der theologischen Fakultät, weder zum Jahre 1812 noch zum 
Jahr 1822 einen auf L. v. Ess bezüglichen Eintrag. 

4) Goecke 8. 239f.; Kleinschmidt S. 331 ff. 
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und meldete dem Staatsrath Leist am 16. Juli 1813:!) ,,So 
leid es mir tut, dass meine Vorlesungen in diesem Semester 
nicht zu Stande kamen, so angenehm war es mir doch, dass 
in diesem Semester schon 7 katholische Studenten der Theo- 
logie sich einfanden, die ich aber nach gehaltener Prüfung 
doch vorerst als Gymnasiasten erklären musste, denen ich 
nur Vorlesungen über höheren Religionsunterricht gebe. Ich 
hoffe, die Zahl der katholischen Studenten wird sich in 
der Folge hier mehren, welches mein sehnlichster Wunsch 
ist.‘“ Dieser Wunsch ist nun freilich nieht in Erfüllung ge- 
gangen, aber es gelang van Ess in kürzester Zeit die Achtung 
seiner Universitätskollegen sich in so hohem Masse zu er- 
werben, dass der Prorektor Münscher ein von ihm an den 
Generaldirektor geriehtetes Gesuch ?) zu unterstützen sich be- 
wogen fühlte, obwohl es keine Angelegenheit der Universität 
betraf, und ihm das Zeugnis ausstellte, dass er „dem katholi- 
schen Kultus (in Marburg) eine ausgezeichnete Achtung und 
Celebrität verschafft‘“‘ habe.?) 

Als Kurfürst Wilhelm I. am 1. November 1813 nach Cassel 
zurückgekehrt war, bedurfte Leander van Ess einer neuen 
Ernennung zu den Aemtern, die ihm König Jeröme übertragen 
hatte (Pfarramt, Professur und Mitdirektion des Schullehrer- 
seminars). Nachdem er das erforderliche, in den Akten 
übrigens nicht aufbewahrte, Gesuch bei dem Kurfürsten ein- 
gereicht hatte, wurde das Marburger Konsistorium zur Bericht- 
erstattung in Verbindung mit der Universität aufgefordert.*) 
Aus dem Gutachten der letzteren?) sind folgende Sätze von 


1) AIV 1b Nr. 24 Bl. 14. 
2) L. v. Ess beanspruchte den Bezug von 80 Gulden aus dem Kirchen- 
kasten der katholischen Gemeinde zu Marburg, die seine Vorgänger er- 
halten hatten, ihm aber durch Bischof von Wendt vorenthalten wurden 


‚(Schreiben vom 16. Juli 1813, vgl. Anm. 1). 


3) Schreiben vom 23. Juli 1813, ebend. Bl. 12. 

4) Extrakt Geh. Raths-Protokoll vom 12. April 1814, Universitäts- 
akten AIV 1b A Nr. 25, Bl. 1ff. 

5) Bericht der Universität an das Konsistorium zu Marburg vom 
28. April 1814, ebend. Bl. 7. 8. 
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Interesse. „Uebrigens sind die gelehrten Kenntnisse desselben 
(des L. v. Ess) ... rühmlich bekannt; die katholischen Ein- 
wohner Marburgs haben bisher noch keinen besseren Prediger 
gehabt, als ihn, und es wird schwer fallen, einen auch nur 
gleich guten katholischen Prediger zu bekommen. Die ihm 
bisher bestimmte Professur der katholischen Theologie in 
Ausführung zu bringen, hat es nicht nur zeither an Gelegen- 
heit gefehlt, sondern dieses wird auch, nach aller Wahrschein- 
lichkeit, künftig fernerhin der Fall sein. Es ist demnach die 
Beibehaltung des Supplicanten, auch zum Besten der Univer- 
sität, jedoch unter der Bestimmung, dass er, wie sein Vor- 
gänger, das katholische Kirchenrecht und dessen Hülfsfächer 
übernehmen möge, zu wünschen.“ Gemäss diesem Vor- 
schlage der Universität ist Leander van Ess durch kurfürst- 
liches Reskript vom 12. Juli 1814 zum ‚ausserordentlichen 
Professor und Lehrer des katholischen Kirchenreehts“ er- 
nannt!) worden, d.h. er hörte auf, Professor der katholischen 
Theologie zu sein, und rückte wieder in den Platz seines 
Amtsvorgängers ein. Entsprechend seinem neuen Lehrauftrag, 
hat er fortan kirchenrechtliche Vorlesungen angekündigt,?) 
aber ihr Umfang zeigt im Laufe der Jahre eine starke Ab- 
nahme und im Jahre 1821 bemühte er sich infolge seiner 
Gesundheitsverhältnisse darum, dass seinem Kaplan Johann 
Christian Multer gestattet würde, an seiner Statt die Vor- 


1) Ebend. Bl. 10, 

2) L. v. Ess hat nach den Vorlesungsverzeichnissen für das S.-S. 
1813, W.-S. 1813 und S.-S. 1814 ausgewählte Kapitel der Kirchengeschichte 
und kanonisches Recht nach Schenkl für Studirende der katholischen 
Theologie angezeigt. Vom W.-S. 1814 an fällt dieser letzte Zusatz weg 
und er hat nur noch ius ecelesiastieum catholicum bezw. canonicum und 
zwar jetzt auf Grund eigener Diktate angekündigt, zuerst W.-S. 1814 
5stündig, vom S8.-8. 1815 an 4stündig, vom S.-S. 1818 ab 3stündig, vom 
S.-S. 1820 an ohne Angabe einer Stundenzahl. Den letzten Beitrag des 
L. v. Ess weist das Vorlesungsverzeichnis für das S.-S. 1822 auf, jetzt 
sogar vermehrt durch eine eherechtliche Vorlesung, aber im Sommer d.J. 
hatte bereits seine Marburger Wirksamkeit ihr Ende erreicht, - 
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lesungen über katholisches Kirchenrecht zu übernehmen. Da 
jedoch Multer, seit dem Herbst 1820 in Marburg angestellt, 


- zwar im November desselben Jahres von der Universität 


Freiburg die theologische Doktorwürde erhalten, aber nicht 
in der Rechtswissenschaft promoviert hatte, so beschied die 
juristische Fakultät dessen Gesuch, in Vertretung des van Ess 
lesen zu dürfen, dahin, entweder einen gradum academicum 
in iure zu erwerben oder eine allerhöchste Erlaubnis des Kur- 
fürsten beizubringen.!) Daraufhin richtete van Ess ein Im- 
mediatgesuch an den Kurfürsten, dass Multer ihn ‚vor der 
Hand“ in den Vorlesungen über das katholische Kirchenrecht 
vertreten dürfe,?) und erhielt, nachdem der akademische Senat 
sich zustimmend geäussert hatte,?) unter dem 10. Juni 1821 
die landesherrliche Erlaubnis *) zu dieser Vertretung „bis auf 
weitere Verordnung.“ 

Aber Multer begnügte sich nicht lange mit der Rolle 
eines Substituten, sondern richtete schon am 18. Dezember 1821 
an das kurfürstliche Ministerium des Innern die Bitte, die Vor- 
lesungen über das katholische Kirchenrecht künftig in der 
Eigenschaft eines Privatdozenten halten und auch theologische 
Kollegien für die in Marburg Philosophie studirenden Katho- 
liken lesen zu dürfen.?) Auf die Befürwortung des Senates 
hin wurde dieses zweifache Gesuch durch das Ministerium 
genehmigt.) Ob nun van Ess an dieser Selbständigmachung 
seines Kaplans Anstoss nahm oder an der Erteilung des Um- 
fangs dieser venia legendi, die mit seinem eigenen früheren, 
aber dann verkürzten, Lehrauftrag sich deckte, oder aber 
daran, dass Multer diesen Schritt ohne seine Mitwirkung unter- 


1) Universitätsakten AIV 1b Nr.27 A. Bl. 6. 
; 2) Schreiben vom 4. Mai 1821: Akten des Ministeriums des Innern, 
Rep. II. Tit. I. Lit. Aa Nr. 2. Bl. 2. 
3) Bericht des Senats an den Kurfürsten v. 1. Juni 1821, ebenda Bl. 6. 
4) Universitätsakten AIV 1b Nr. 27 A Bl. 10 ff. 
5) Akten Minist. d. I., Rep. II. Tit. II. Lit. Aa No. 2. Bl. 7. 
6) Geh. Kabinets-Protokoll vom 28. Januar 1822, ebend. Bl. 12. 


Ren 


nommen hatte, jedenfalls wurde das Verhältnis zwischen beiden 
fortan ein gespanntes') und zwar umsomehr, da die Univer- 
sität aus ihren Sympathien für Multer kein Hehl gemacht 
hatte.2) L. van Ess schien anfangs gesonnen, durch einen 
Anlauf zu gesteigerter Lehrtätigkeit das verlorene Terrain 
zurückerobern zu wollen,?) aber sein Brustleiden machte ihm 
ein derartiges Experiment unmöglich. Es ergriff ihn eine 
starke Verbitterung, die ihm den Aufenthalt in Marburg ver- 
leidete, so dass er beschloss, das Feld seiner bisherigen 
Tätigkeit zu verlassen und den Kurfürsten um seine Ent- 
lassung bat.t) In Cassel wusste man aber das Gewicht 
seines Namens zu schätzen und liess nichts unversucht, ihn 
der Universität zu erhalten. Der Senat wurde angewiesen, 
über die Veranlassung zu dem Entlassungsgesuch Erkundigung 


1) Das Vorhandensein bisheriger guter Beziehungen ergiebt sich 
nicht nur aus dem obigen Text, sondern auch aus der Tatsache, dass 
L. v. Ess zu der anonymen Schrift Multers, Rechtfertigung der ge- 
mischten Ehen u. s. w. Köln 1821, eine Vorrede geschrieben hatte. 

2) Der Bericht des Senats an das Ministerium d I. vom 10. Januar 
1822 sagte von Multer, dass er „nicht nur ein gelehrter, durch Schriften 
bereits bekannter und tätiger Mann, sondern auch von achtungswertem 
Charakter, anspruchslos, friedfertig und verträglich ist, weshalb zu wünschen 
ist, dass er als Dozent in ein freies vom Professor van Ess unabhängiges 
Verhältnis gesetzt werde.“ Ebenda Bl. 11. Multer ist für L. van Ess 
fortan der „Miethling“, durch den er sich nicht vertreten lassen will vgl. 
Schreiben an den Senat vom 15. April 1822, Universitätsakten AIV 1b 
A Nr. 25, Bl. 32.33. Die Misstimmung der Universität gegen L. van Ess 
scheint zum Teil dadurch hervorgerufen worden zu sein, dass er lange 
Zeit nur Vorlesungen ankündigte, aber nicht hielt. Eine genaue Fest- 
stellung des Tatbestandes ist nicht möglich, da unter den in der Ver- 
waltung des Kgl. Staatsarchivs zu Marburg befindlichen Universitätsakten 
die Quästur-Manuale erst vom S.-S. 1821 an vorhanden sind. 

3) Vgl. Seite 10, Anm. 2 und Schreiben an den Senat vom 15. April 
1822, vgl. vor. Anmerkung. 

4) L. van Ess erbat die Entlassung am 4. März 1822 für Ende 
April d. J. und zwar aus dem Pfarramt wie aus der Professur. Als Grund 
gab er an: „Auswärtige Berufe, unter welchen ich wählen werde, sobald 
ich meine Gesundheit völlig hergestellt habe.“ Akten Minist. d. I, Bl. 15. 
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_ einzuziehen und ihm von der Bereitwilligkeit des Ministeriums, 


billige Wünsche zu berücksichtigen, Kenntnis zu geben. Noch 
ehe aber der Bericht über das negative Ergebnis dieser Ver- 
handlungen von Marburg abgegangen war,!) eröffnete das 
Ministerium der Universität, dass das van Ess’sche Entlassungs- 
gesuch genehmigt worden sei.?) Es hatte sich inzwischen 
direkt mit van Ess in Verbindung gesetzt, aber von ihm eine 
Antwort) erhalten, die weiteren Erörterungen den Boden 
entzog. Leander van Ess verliess Marburg und hat an ver- 
schiedenen Orten, zunächst in Darmstadt, als Privatgelehrter 
gelebt. Er starb in Affolderbach am Odenwald am 13. Okt. 1847. 


1) Ueber diese Verhandlungen vgl. Universitätsakten AIV 1b A 
Nr. 25, Bl. 30ff. und die Akten des Minist. d. L, Bl. 20 ff. 

2) Dies geschah am 24. April 1822, vgl. Auszug aus dem Haupt- 
protokoll des Staatsministeriums, Universitätsakten A IV 1b A Nr. 25, 
Bl. 42. h 

3) Schreiben an Minist. d. I. vom 15. April 1822: Akten Minist. d. I., 
Bl. 16#f. Nach einem Rückblick auf die Gründe zu seinem Entlassungs- 
gesuch empfiehlt L. van Ess, dass bei der Anstellung - des künftigen 
katholischen Pfarrers und Professors nur ein Mann berücksichtigt werde, 
„der zugleich gründliche orientalische Sprachkenntnis besitzt“ und zwar 
versteht er darunter die Kenntnis der griechischen Sprache. „Es muss 
deshalb befremden, dass der hiesige akademische Senat des Kapellans 
Dr. Multers Gesuch unterstützen konnte, für sich als Doctor legens das 
Kirchenrecht, und was noch mehr ist, die katholische theologische Moral 
öffentlich zu lesen, da letztere als eine christliche Moral ganz besonders 
zur Gründlichkeit Kenntniss des biblischen Grundtextes voraussetzt, die 
dem Dr. Multer durchaus fehlt. Es fällt unverantwortlich dem akademischen 
Senat, ich will nieht sagen die Absicht, doch der Verdacht zur Last, 
dass man lieber wolle katholische Gelehrtlinge, als gründlich 
Gelehrte zur Seite haben. Erstere ehren den akademischen Gelehrten- 
Verein wenig und die Zeit und die Wissenschaften verlangen jetzt mehr. 
Gott ist mein Zenge, dass ich hier sine ira et studio rede, und nur zum 
zum Wohl kurfürstlicher Hochschule. Sollte Seine Königliche Hoheit 
unser teuerster Landesvater geruhen, eine katholische theologische 
Fakultät hierher zu berufen (!), wozu in jedem paritätischen Staate alle 
und die dringendsten Gründe vorliegen, so könnte um so weniger zum 
katholischen Professor ordin. oder extraord. ohne orientalische 
Sprachkunde sich eignen (sie!).“ 
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In die durch den Abgang des L. van Ess frei gewor- 
denen Stellen eines katholischen Pfarres und Professors rückte 
Multer ein. Auf die Nachricht von dem beabsichtigten Ab- 
gang des van Ess hatte er sich sofort bei dem Ministerium 
des Innern darum beworben und wurde, nachdem der aka- 
demische Senat zu Marburg in dem eingeforderten Bericht 
ihn „nachdrücklich“ empfohlen hatte, am 22. Mai 1822 zum 
ausserordentlichen Professor des katholischen Kirchenrechts 
mit einem Gehalt von 200 Reichsthalern ernannt,') also mit 
dem seiner Zeit L. van Ess erteilten Lehrauftrag betraut, 
ohne Ausdehnung der Lehrverpflichtung auf Vorlesungen über 
katholische Thevlogie. Aus einem späteren Schriftstück 
Multers?) ergiebt sich, dass er zugleich zum Pfarrer der 
katholischen Gemeinde zu Marburg mit der gleichen Besoldung 
von 200 Reichsthalern sowie zum Mitdirektor des dortigen 
katholischen Schullehrerseminars und zum Religionslehrer der 
katholischen Zöglinge dieser Anstalt und des akademischen 
Paedagogiums ernannt wurde. — Als Multer, dessen Persön- 
lichkeit uns später ausführlicher beschäftigen wird, fünf Jahre 
die ausserordentliche Professur des Kirchenrechts bekleidet 
und, wie er schreibt, „mit Frequenz und Beifall‘ Vorlesungen 
darüber gehalten hatte, kam er bei dem Kurfürsten um die 
Ernennung zum ordentlichen Professor ein, aber wurde, da 
der akademische Senat sein Gesuch nicht unterstützte, ab- 
schlägig beschieden. 

Die Erwartung liegt nahe, dass wir in dieser Bestallung 
katholisch-theologischer Professoren an der Universität Marburg 
ein Vorstadium der späteren katholisch-theologischen Fakultät 
daselbst zu erblicken haben, aber ihr entsprechen die tat- 
sächlichen Verhältnisse nicht. Wohl ist gelegentlich inmitten 


1) Bericht des Senates vom 53. April 1822: Universitätsakten AIV 
1b A Nr. 25, Bl. 40; Abschrift des kurfürstlichen Ernennungsdekretes: 
ebend. Bl. 44. 

2) Bittgesuch an den Kurfürsten um Gehaltszulage und Beförderung _ 
zum ordentlichen Professor vom 24. Febr. 1827, Akten Minist. d.-I. Bl. 23 ff. 
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der Universität der Gedanke geäussert worden ‚!) dass die 
Begründung einer solchen Fakultät dem Interesse der Hoch- 
schule und dem des Staates entsprechen würde, aber weder 
tat die Universität als solche irgend welche Schritte zu 
seiner Verwirklichung noch bemühte sich die Regierung darum. 
Die Begründung der Fakultät im Jahre 1831 war vielmehr 
die Folge des kirchenpolitischen Zusammenschlusses der 
Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz und ihrer Ver- 
abredungen. 


II. Kapitel. Die Ausbildung des Klerus in den Verhandlungen 
über die Begründung der oberrheinischen Kirchenprovinz. 


Publizistische Erörterungen vor den Frankfurter Konferenzen. — Die 
„Allgem. Grundsätze.“ — Die „Grundzüge.“ — Die Deklaration, die 
Grundbestimmungen, die Gesandtschaftsinstruktion, der Staatsvertrag 
vom 7. Okt. 1818. — Die ersten Verhandlungen in Rom. — Esposizione 
vom 10. Aug. 1819 und die sich anschliessenden Erörterungen. — Rück- 
kehr der Gesandtschaft; Annahme der Zirkumskriptionsbulle seitens der 
Vereinsregierungen durch die Note vom 24. März 1821. — Die Kirchen- 
pragmatik und das Fundationsinstrument vom 24. Jan. 1821. — Die 
Bulle „Provida Solersque“ vom 16. Aug. 1821. — Annahme dieser Bulle 
durch die Vereinsstaaten am 27. Dec. 1821; Staatsvertrag v. 8. Febr. 1822. — 
Note Consalvis v. 27. Febr. 1822; Antwort der Regierungen vom 16. Mai 
1823; Gegennote Consalvis vom 13. Juni 1823. — Note der Vereinsstaaten 
vom 13./16. Sept. 1824. — Die badischen Separatverhandlungen mit der 
Kurie; päpstliches Ultimatum vom 16. Juni 1825. — Annahme des 
Ultimatums durch die Note vom 4./7. Sept. 1826. Die Bulle Ad dominiei 
gregis custodiam vom 11. April 1827. — Staatsvertrag vom 15. Nov. 1827; 
neue Redaktion des Fundationsinstruments; Landesherrliche Verordnung. 


Zum Zweck eines gemeinsamen Vorgehens auf kirchlichem 
Gebiet traten die Staaten der späteren oberrheinischen Kirchen- 


_ provinz d.h. Württemberg, Baden, Kurhessen, Grossherzogtum 


Hessen, Nassau am 24. März 1818 zu Frankfurt a. M. zu Kon- 
ferenzen zusammen, die dann, mit grösseren und kleineren 


1) Votum des Prof. Lips v. 8. Jan. 1822. Akten der Universität 
AIV 1.b. A Nr. 25, Bl. 15, vgl. auch S. 13 Anm. 3. 
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Pausen, bis zum 29. Februar 1828 fortgesetzt worden sind.!) 
Die hier gepflogenen Verhandlungen erstreckten sich auf das 
gesammte Grenzgebiet zwischen Staat und Kirche und waren 
von dem leitenden Gesichtspunkt beherrscht, bei der Ordnung 
der Angelegenheiten der katholischen Kirche die staatlichen 
Hoheitsrechte und Interessen unverkürzt zur Geltung zu bringen.?) 
Im Kreise der Konferenzteilnehmer Einigung zu erzielen, war 
nicht schwer, da alle in Frankfurt vertretenen Regierungen 
in den wesentlichen Grundanschauungen übereinstimmten. Da- 
gegen erhoben sich sofort grosse Schwierigkeiten, als auf Grund 
der Resultate der Frankfurter Besprechungen die Verhandlungen 


1) 0. Mejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen Frage. I. Bd. 
Rostock 1871, 11.21872, II Freiburg i.B. 1885; Fr. Nippold, Geschichte des 
Katholieismus seit der Restauration des Papsttums (Handbuch der neuesten 
Kirchengeschichte I) 3. Aufl. Elberfeld 1883; E. Friedberg, Der Staat 
und die Bischofswahlen in Deutschland, Leipzig 1874. — J. v. Longner, 
Beiträge zur Geschichte der oberrheinischen Kirchenprovinz, Tübingen 1863; 
H. Brück, die oberrheinische Kirchenprovinz von ihrer Gründung bis zur 
Gegenwart, Mainz 1868; derselbe, Geschichte der katholischen Kirche im 
19. Jahrhundert, U. Bd. 2. Aufl, Münster i. W. 1903; A. Rösch, Der 
Einfluss der deutschen protestantischen Regierungen auf die Bischofs- 
wahlen, Freiburg i. B. 1900. 

2) Brief des geistlichen Raths Dr. Burg an den badischen Minister 
Freiherrn von Berstett vom 7. Juli 1825: „Die Absicht der vereinten 
Regierungen war eine doppelte. 1. Die katholisch-kirchlichen Angelegen- 
heiten in ihren Staaten nach der Vorschrift des Reichsdeputationshaupt- 
schlusses vom 25. Februar 1803 mit dem römischen Hofe durch eine 
Uebereinkunft in Ordnung zu bringen, wodurch die religiösen Bedürfnisse 
ihrer katholischen Unterthanen auf eine stabile Weise befriedigt werden, 
ohne dass die jura prineipum eirca sacra gefährdet und dem römischen 
Hofe Rechte elngeräumt werden, wodurch er nachtheilig auf die Ruhe 
bürgerlicher Ordnung und Civilisation der Staaten einwirken könnte; und 
2. für die in den vereinigten Staaten bestehende Kirchenprovinz ein 
Kirchensystem einzuführen, wodurch das Kirchenwesen mit der Verfassung 
des Staates und dem Stande der gegenwärtigen Aufklärung mehr in 
Einklang gebracht wird, um dem Papalsystem, welches die Staaten 
neuerdings mit Obskurantismus und allen daraus hervorgehenden traurigen 
Folgen bedroht, für immer Schranken zu setzen.“ Vgl. Brück, Oberrhein. 
Kirchenprovinz 8. 10. 
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mit der römischen Kurie begannen. Einer der Streitpunkte 
war die Frage der Ausbildung des römisch-katholischen Klerus. 

Sie ist schon vor den Frankfurter Konferenzen in den 
Wessenbergschen Kreisen viel verhandelt worden. Wessen- 
berg!) selbst hatte in seiner Schrift „Die. deutsche Kirche, 
ein Vorschlag zu ihrer neuen Begründung und Einrichtung“ 
(April 1815) und in seinen „Betrachtungen über die Verhält- 
nisse der katholischen Kirche im Umfange des deutschen 
Bundes“ (1818) ihre Wichtigkeit betont. In dieser Abhandlung 
forderte er das Studium an einer im Universitätsverband 


stehenden theologischen Lehranstalt und zum Zweck der Ein- 


führung in den praktischen Kirchendienst den nachfolgenden 
Aufenthalt in einem Seminar, dessen Lehrer zwar durch den 
Bischof ernannt werden sollen aber im Einverständnis mit der 
Staatsregierung.?) G. L. K. Kopp?) hatte schon vorher in 
seinen „Ideen zur Organisation der deutschen Kirche“ (Frank- 
furt a. M. 1814) für jeden Bischof ein Seminar zur Ausbildung 
in praktischer Seelsorge gefordert und wollte für den Fall, 
dass sich an seinem Sitze keine Universität befand, die Auf- 
nahme in das Seminar von dem vorangegangenen Abschluss 
der theologischen Studien auf der Landesuniversität abhängig 
gemacht sehen.) B. M. Werkmeisters®) „Entwurf einer neuen 
Verfassung der deutschen katholischen Kirche im deutschen 
Staatenbunde“ (Karlsruhe 1816) beanspruchte. für den Staat 
die Ernennung des Regens und der Professoren des Seminars. 
Kochs®) „Kirchenreehtliche Untersuchung über die Grund- 
lage zu den künftigen katholisch-kirchlichen Einrichtungen in 
Deutschland“, Frankfurt a. M. 1816, verlangt zum Zweck der 


1) Vgl. Mejer I S. 460 ff., IT 18. 79 #. 

2) „Betrachtungen“ cap. II 3. 96 ff. 

3) Vgl. Mejer I 1 8. 37 ff. 

4) „Ideen“ S. 41 ff. 

5) Vgl. Mejer II 1 $. 43ff.; Longner 8. 294 ff. 

6) Ueber diese anonym erschienene Schrift vgl. Mejer II 1 8. 46 ff.; 


Longner 8. 273 ff. 
Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 2 
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Ausführung der tridentinischen Bestimmungen die Errichtung 
einer Universität und eines Seminars in der Residenz des 
Erzbischofs, sowie die Bildung einer theologischen Fakultät 
am Sitze jedes Bischofs. An der letzteren sollen die Studien 
beginnen, darauf an der Universität fortgesetzt werden und 
in dem Seminar ihren Abschluss finden.!) Als Lehrer sollen 
an diesen Anstalten Domherren fungieren. Der Einfluss des 
Staates wird dadurch gewahrt, dass die eine Hälfte der Dom- 
herren vom Staat, die andere vom Souverain ernannt wird.?) 
Unter dem Einfluss dieser publizistischen Erörterungen standen 
die Frankfurter Diplomaten, ?) als sie die Vorbildung der römisch- 
katholischen Geistlichkeit in den Kreis ihrer Beratungen auf- 
nahmen. 

Vor dem Zusammentritt der Frankfurter Konferenzen am 
24. März 1818 war den zur Teilnahme aufgeforderten Re- 
gierungen die auf Veranlassung des württembergischen Bundes- 
tagsgesandten Freiherrn von Wangenheim i. J. 1817 verfasste 
Denkschrift „Allgemeine Grundsätze, nach welchen in 
deutschen Staaten ein Konkordat abzuschliessen wäre“ zu- 
gegangen.t) Schon dieser Entwurf, der durch die von ihm 
aufgestellten Maximen ) die gesammten weiteren Verhandlungen 
beeinflusst hat, berührt das geistliche Bildungswesen. Unter 
den kirchlichen Beamten, auf deren Ernennung die Landes- 
herren grosses Gewicht legen und die daher unter die Gegen- 
stände des Konkordats aufgenommen werden soll, finden die 


1) $ 48 8. 102f. 

2) 8 53 8. 115. 

3) Vgl. die „Zusammenstellung der Quellen, aus welchen die Kirchen- 
pragmatik und landesherrliche Verordnung vom 30. Januar 1830 
geschlossen sind“ bei Longner 8. 635 ff. 

4) Mejer II 2 8. 172, 178 ff. 

5) Nr. 4. Punkte, in welchen man von Seiten Roms durchaus nicht 
nachgeben will, dürften lieber ganz weggelassen, oder nur in allgemeinen 
Ausdrücken gefasst werden. — Nr. 5. Da die Römer eher geneigt sind, 
im Einzelnen nachzugeben, als allgemein von ihnen einmal aufgestellte 
Grundsätze aufzugeben, so sollten diese, soviel möglich, mit Stillschweigen 
umgangen werden, Vgl. Mejer II 2 8.179. 
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Seminarvorstände ihren Platz und „die Oberaufsicht über die 
Seminarien gebührt zugleich dem Staate und dem Bischofe.t) 

Die ersten Wochen waren den Beratungen der „Grund- 
sätze“ gewidmet. Mit den Seminarien beschäftigte man sich 
in der IV. und V., dann nochmals in der XI. und XII. Sitzung.) 
Die Ergebnisse der gesammten Verhandlungen der ersten XVI 
Sitzungen fanden dann in den „Grundzügen zu einer Ver- 
einbarung über die Verhältnisse der katholischen Kirche in 
deutschen Bundesstaaten“ ?) eine Zusammenfassung, wurden 
dem Protokoll der XVII. Sitzung am 30. April 1818 als Anlage 
beigefügt und erfuhren nach der Wiedereröffnung der Kon- 
ferenz in der XVII. und XIX. Sitzung am 17. und 18. Juli 
d. J. ihre Schlussredaktion. 


Die hierhergehörigen Artikel lauten: $ 24. Der eigentliche Amts- 
einfluss des Bischofs auf höhere und niedere Lehranstalten beschränkt 
sich blos auf das Religiöse, die übrige Leitung derselben und namentlich 
die Bestimmung der Lehrgegenstände geht aber lediglich vom Staate aus. 
Sollte der Bischof eine Untersuchung in Beziehung auf die Lehre der 
Universitätsprofessoren für nötig erachten, so kann solche nicht anders 
als auf Verfügung der Regierung stattfinden. 

$ 35. Um den Kandidaten des katholischen geistlichen Standes 
eine sowohl den allgemeinen als auch eigentümlichen Bedürfnissen ihrer 
Konfession entsprechende Bildung möglich zu machen, wird jeder Staat 
entweder eine höhere katholische theologische Lehranstalt bilden, und 
solche als Fakultät mit seiner Landesuniversität vereinigen, oder seine 
Kandidaten aus den katholischen Kirchenfonds in den Stand setzen, eine 
der Universitäten in den vereinten Diözesen, welche mit einer katholischen 
Fakultät versehen ist, besuchen zu können. In letzterem Falle werden 
die festgesetzten Kollegiengelder an die Professoren, und alle üblichen 
Gebühren von den betreffenden Staaten entrichtet; der Rektor und die 


1) Mejer I 2 S. 179 ff. 

2) Mejer I 2 8. 193. 201. 

3) Mejer II2 8.192. 202; Text: (Paulus), Die neuesten Grundlagen 
der deutsch-katholischen Kirchenverfassung, Stuttgart 1821, S. 270 ff.; 


A. Müller, Lexikon des Kirchenrechts u. der römisch-katholischen Liturgie 


V. Bd. 2. Aufl, Würzburg 1839, S. 623—649; E. Münch, Vollständige 
Sammlung aller ältern und neuern Konkordate II. Bd., Leipzig 1831, 


S. 338—366. 
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Professoren der Fakultät haben in besonderen Fällen an die verschiedenen 
Staatsbehörden der Kandidaten zu berichten, und sowohl die jährlichen 
als die absolutorischen Zeugnisse dahin einzusenden, auch bleibt es jedem 
Landesherrn überlassen, zu der jährlichen, besonders zu der letzten 
Hauptprüfung, am Schlusse des 3. theologischen Kursus, wovon die 
Entlassung von der Universität und die Aufnahme in das Priester- 
seminarium abhängt, entweder einen Kommissär abzuordnen, oder diese 
Hauptprüfung in seinem Lande besonders vornehmen zu lassen, wonach 
er mit dem Bischof Rücksprache nimmt und sich mit demselben über die 
Aufnahme in das Seminarium, oder über die Anweisung zur Ergänzung 
der bei der Prüfung bemerkten Mängel durch fortgesetztes Studium auf 
der. hohen Schule, oder auch über gänzliche Ausschliessung von dem 
geistlichen Stande vereinigt. 

Der Bischof, welcher bei Besetzung der Lehrstellen gehört wird, 
und der jährlichen, sowie der letzten Hauptprüfung bei der theologischen 
Fakultät selbst, oder durch Abgeordnete beiwohnt, wird bei der Ver- 
handlung über die Aufnahme in das Priesterseminar auch Rücksicht auf 
die während der 3 Kurse beobachteten Fortschritte des Kandidaten, und 
auf die Zeugnisse des Rektors und der Professoren der theologischen 
Fakultät nehmen. 

$ 36. Bei jedem bischöflichen Sitze soll ein Priesterseminar bestehen, 
in welchem die Kandidaten des geistlichen Standes nach vollendeten drei- 
jährigen theologischen Studien auf der Universität ein Jahr lang in dem 
Praktischen der Seelsorge ausgebildet und zu dem Empfang der höheren 
Weihen vorbereitet werden. 

Die Aufnahme in das Priesterseminar entscheidet für den Eintritt 
in den geistlichen Stand und hängt daher von einem dreijährigen Studium 
auf einer höheren Lehranstalt, sodann von der geprüften Würdigkeit 
der Kandidaten ab, über welche der Staat und die Kirche gemeinschaftlich 
zu erkennen haben. 

$ 37. Der Bischof ernennt die Vorsteher und Angestellten des 
Seminars. Da jedoch dem Staate alles daran liegen muss, die Bildyng 
angehender Geistichen und Volkslehrer tüchtigen Händen anvertraut zu 
wissen, so wird der Bischof über die Auswahl der Vorsteher mit der- 
jenigen Staatsstelle kommunizieren, welche die landesherrlichen Rechte in 
Kirchensachen ausübt. Diese Stelle hat die von dem Bischofe gemachten 
Vorschläge zu begutachten, und erst wenn dieses geschehen ist, kann 
die landesherrliche Bestätigung eingeholt werden, deren Verweigerung 
aus erheblichen Gründen dem Landesherrn vorbehalten bleibt. 

$ 38. Der Bischof, welchem in Hinsicht des Unterrichts und der 
Disciplin unter der Aufsicht des Staates die Leitung des Staates zusteht, - 
wird auch die mit Genehmigung des Staats, in welchem sich das Seminar 
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befindet, getroffenen Einrichtungen ausführen; und diesem werden sich 
die anderen Staaten der Diözese, welche daran Theil nehmen, vertrauend 
anschliessen. In gleichem Vertrauen überlassen sie auch den betreffenden 
Landesherrn die vorbehaltene Bestätigung oder Rekusation der von dem 
Bischofe zu ernennenden Seminariums-Vorsteher. 

Die teilnehmenden Staaten haben aber das Recht, von dem Regens 
Seminarii gleiche Berichte und Prädikaten-Tabellen ete. über ihre Landes- 
angehörigen zu fordern, wie derselbe solche an seine eigene Staatsbehörde 
verfassungsmässig zu erstatten hat. 

$ 89. In der Regel hat jeder Kandidat nur ein Jahr in dem Seminar 
zu verweilen, und kann als geweihter Priester sogleich zur Aushülfe 
in der Seelsorge in seinem Lande verwandt werden, wozu ihm der Bischof 
die nöthige Approbation ertheilt. 

$ 40. Die zu-dem Eintritt in das Priester-Seminar und dem Empfang 
der höheren Weihen erforderlichen Tischtitel versichert jeder Staat für 
seine Kandidaten durch eine jedesmal eigens anzufertigende Urkunde u. s. w. 

Ueber die Ziele und Tragweite dieser Bestimmungen !) 
kann kein Zweifel bestehen. Sie versuchen, die Ausbildung 
der römisch-katholischen Theologen als einen Zweig des Unter- 
richtswesens, das als eine ausschliesslich staatliche Angelegen- 
heit aufgefasst wird, der Hand des Bischofs zu entreissen und 
der Leitung des Staates zu unterstellen. Denn der Staat ist 
es, der die Verpflichtung übernimmt, dem Klerus die all- 
gemeine Bildung zugänglich zu machen und dafür sorgt, dass 
er an einer Universität 3jährige Studien macht, er beauf- 
sichtigt deren Gang und macht von ihrem günstigen Abschluss 
die Aufnahme in das Seminar abhängig, dessen Aufgabe auf 
die Einführung in die Praxis beschränkt wird. Mit dem 
Prinzip, dass der Wirkungskreis des Bischofs nur das rein 
religiöse Gebiet sein soll, wird Ernst gemacht. Er soll ge- 
hört werden bei der Besetzung der Lehrstühle, auch an den 
Universitätsprüfungen Teil nehmen, aber die Entscheidung über 
die Würdigkeit des Kandidaten zur Aufnahme in das Seminar 
liegt nicht ausschliesslich in seiner Hand. Die Leitung des 
Instituts und die Ernennung der Vorsteher und Angestellten 
wird ihm zugesprochen, aber nichts darf geschehen ohne vor- 


1) Brück, Oberrhein. Kirchenprovinz S. 14 f. 
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herige Zustimmung der Regierung. Endlich gilt der landes- 
herrliche Tischtitel als Erfordernis für den Empfang der 
höheren Weihen. 

Nachdem die verbündeten Regierungen auf den Abschluss 
eines Konkordats verzichtet hatten, wurden die Gegenstände, 
die man dem Papst zur Kenntnis bringen und von ihm an- 
erkannt sehen wollte, in eine Deklaration zusammengefasst. 
Alle übrigen Vereinbarungen aber, zu deren Durchführung und 
Geltung die päpstliche Zustimmung für nicht erforderlich er- 
achtet wurde, fanden in denGrundbestimmungenfürdas 
organische Staatskirchengesetz vom 24. Juli 1818 
Aufnahme.!) Die Deklaration sollte die Rechte der katholischen 
Kirche in den. vereinigten Staaten, die Grundbestimmungen 
sollten die Rechte des Staates gegenüber dieser Kirche ent- 
halten; jene war, nach ihren eigenen Worten, dazu bestimmt, 
in Gestalt einer pragmatischen Sanktion veröffentlicht zu werden, 
diese hatten in den organischen Artikeln Napoleons v. J. 1802 
ihr Vorbild. Dass die Beschaffenheit der in diesen beiden 
Aktenstücken behandelten Materien eine Abgrenzung, wie sie 
hier versucht wurde, nicht vertrug, bereitete den Verfassern, 
die nieht wissenschaftlich befriedigende Distinktionen zu geben 
beabsichtigten, sondern als Politiker sich eine günstige Ope- 
rationsbasis zu schaffen suchten, wenig Sorge. Freilich stellte 
sich sehr bald heraus, dass sie keine glückliche Hand hatten 
und die Hoffnung, die Kurie durch die Vorlage dieser De- 
klaration über ihre Ziele zu täuschen, verriet eine falsche 
Einschätzung der päpstlichen Diplomatie. 

Die verschiedenen Zwecke der beiden Schriftstücke er- 
klären die verschiedene Behandlung, die die Unterrichtsfrage 
in beiden gefunden hat. Die Deelaratio?) sagt in art. IV 
zu, dass für die Erhaltung der erforderlichen Seminare Sorge 


1) Mejer I 2 S. 204. 218 ff.; Longner $. 448; Brück $. 20. 

2) Text: (Eilers), Deutsche Blätter für Protestanten und Katholiken, 
4. Heft, Heidelberg 1840, 8.73 ff.; Brück 8. 522 ff.; Longner $. 630 ff.; 
deutsch: ebend. S. 458 ft. 
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getragen werden wird, dass die von dem Bischof Aufgenommenen 
den zum Empfang der höheren Weihen nötigen Tischtitel von 
ihrem Landesherrn erhalten werden und dass es in Zukunft‘ 
innerhalb der Provinz an akademischen Lehranstalten für die 
Ausbildung der Kandidaten des geistlichen Amts in der theo- 
logischen Wissenschaft nicht feblen wird. Ausserdem wird 
in art. VI unter den Befugnissen des Bischofs das Recht ge- 
nannt, über das bischöflliche Seminar die Aufsicht zu führen 
und dessen Vorsteher zu ernennen.) 


Schon diese Erklärung hat den Widerspruch des Papstes 
Pius VII. erregt und dabei enthielt sie nur einen Ausschnitt 
der von den Regierungen tatsächlich beanspruchten Rechte! 
Die letzteren waren in den „Grundbestimmungen“?) ver- 
zeichnet, die nichts anderes als eine Wiederholung jener an- 
geführten Paragraphen der „Grundzüge“ waren, mit nur kleinen 
redaktionellen Aenderungen und einigen Kürzungen. 


Das Bild von der damaligen Auffassung der kirchlichen 
Lage seitens der Frankfurter Konferenz erhält in der In- 
struktion. eine Ergänzung, die in der XXIII. Sitzung für 
die Gesandtschaft genehmigt wurde, die die Deklaration nach 
Rom überbringen sollte. In dem Fall, dass der Papst dieser 
seine Anerkennung versagen oder sie hinausschieben würde, 


1) Art. IV. Seminaria episcopalia, quae Rottenburgi, Marisburgi, 
quod Rastadium transferendum est, ac Moguntiae iam exstant, ad 
instituendos adolescentes statui elericali sese dedicantes, conservabuntur; 
ubi vero seminaria nondum existant, curabitur, ut vel nova constituantur, 
veliuvenes in aliud intra provinciam seminarium episcopale jam fundatum 
recipiantur. In seminaria non reeipientur ab episcopis, nisi qui morum 
probitate conspieui ae examine publico tentati et probati, receptione digni 
fuerint reperti. Admissis titulus mensae ad suscipiendos ordines wajores 


necessarius a territori prineipe adsignabitur. Neque defieient provinciae 


instituta academica, ut ii, qui saeris se ministeriis devovere cupiunt, in 
theologieis diseiplinis erudiantur. — Art. VIg. (Episcopi) erit: seminarii 
episcopalis euram gerere ejusque praesidem nominare. 

2) Text der Grundbestimmungen: (Eilers), Deutsche Blätter 4. H. 
8. 81ff.; Art. 13 — Grundzüge $ 24, Art. 25—$ 35, Art. 26=$ 36—40, 


sollten die Gesandten ihre Pässe verlangen und die Erklärung 
abgeben:!) „Dass die vereinigten Staaten durch die verweigerte 
Mitwirkung von Seiten des päpstlichen Hofes nicht abgehalten 
werden könnten, die nötigsten kirchlichen Institute, Bistümer, 
Domkapitel, Seminare u. s. w. zum Wohle ihrer katholischen 
Unterthanen zu ordnen, und die kirchliche Provinz durch Her- 
stellung der Metropolitanverhältnisse zu bilden.“ 

Durch die Annahme der Deklaration, der Grundbestim- 
mungen und dieser Instruktion seitens der verbündeten Höfe 
in dem Staatsvertrag vom 7. Oktober 1818?) war die 
notwendige Verständigung über „die Grundsätze, nach welchem 
die Wirksamkeit der innerhalb des Staates sich äussernden 
Kirchengewalt, auf eine gleichförmige Weise geordnet werden 
sollte“ zum formellen Abschluss gelangt. Die Verhandlungen 
mit Rom konnten beginnen. 

Durch den württembergischen Geschäftsträger in Rom, 
Legationsrath Kölle,’) wurde der Kardinalstaatssekretär 
Consalvi Anfang November vertraulich über die in Aussicht 
genommene Gesandtschaft an den päpstlichen Hof unterrichtet. 
Bereits am 16. November konnte Kölle die günstige Aufnahme 
seiner Eröffnungen nach Stuttgart melden, musste freilich hin- 
zufügen, dass die Frankfurter Protokolle der Kurie bekannt 
seien und jener $ 24 der „Grundzüge“ über die Beschrän- 
kung des bischöflichen Einflusses an den Lehranstalten auf . 
das religiöse Gebiet nicht durchzubringen sein werde.®) 

Die ausserordentlichen Gesandten des Frankfurter Vereins, 
der württembergische Freiherr von Sehmitz-Grollenburg und 
der badische Freiherr von Türkheim,?) jener Katholik, dieser 

1) Mejer II2 8. 23. 

2) Text: Friedberg, Bischofswahlen, Anhang S. 89 ff. — Nach $2 sind 
massgebend die „Grundbestimmungen,*“ während „zu deren Erläuterung 
die Grundzüge sowie die Kommissionsprotokolle zur Quelle dienen.“ 

3) Ueber ihn vgl. Mejer II2 S. 240. 

4) Mejer II2 8. 232. 


5) Ueber diese Männer: Mejer III S. 440. 443; Allg. d. Biogr., 
32. Bd., S. 51. 
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Protestant, trafen im Februar 1819 m Rom ein und hatten 
am 23. März die Antrittsaudienz bei Papst Pius VII.') Die 
Besprechungen mit Consalvi ergaben bald die Unmöglichkeit, 
ohne eigentliche Verhandlungen mit der Kurie vorwärts zu 
kommen; die Gesandten mussten daher neu instruiert werden. ”) 

Die Antwort der Kurie auf die Deklaration, die in der 
umfangreichen Espozione dei Sentimenti diSua San- 
titA sulla Diehiarazione d& Prineipi e Stati Pro- 
testanti riuniti della Confederazione Germanica 
vom 10. August 1819°) erfolgte — ihr war eine vertrauliche 
Note Consalvis vom 21. Mai vorangegangen*) — zeigte 
auch gegenüber der Seminarfrage grosse Offenheit. Consalvi 
erhebt hier die Forderung, dass in jeder Diözese ein Seminar 
nach den Vorschriften des tridentinischen Konzils errichtet wird; °) 
er erklärt sich dagegen, dass ein abgeschlossener Studien- 
kurs auf den Universitäten der Aufnahme in das Seminar 
vorangehen soll, denn der Verfall des Klerus in Deutschland 
hat gerade darin seine Hauptursache, dass die angehenden 
Priester vor ihrem Eintritt in das Seminar die schädlichsten 
Grundsätze eben auf den Universitäten in sich aufgenommen 
haben; ®). er verlangt daher, dass den Seminaren die wissen- 
schaftliche Ausbildung übertragen wird, aber Seminaren, deren 
gesammte, äussere wie innere, Leitung ausschliesslich in der 
Hand des Bischofs liegt;”) auch gegen die Abhängigmachung 


1) Mejer II2 S. 241. 

2) 20.[31. Juli 1819, Mejer III S. 21. 33. 

3) Italienischer Grundtext mit deutscher Uebersetzung u. d. T.: 
„Darstellung der Gesinnungen Seiner Heiligkeit über die Erklärung der 
vereinten protestantischen Fürsten und Staaten des deutschen Bundes“: 
(Paulus) Neueste Grundlagen S. 332—401; deutsch ausserdem: Münch Il 
8. 378-409; Müller, Lexikon V 8. 650-679; Mejer II -$8. 22#:.; 
Longner S. 466 ff.; Brück 8. 29 ff. 

4) Mejer II S. 9. 

5) 8 9, Münch S. 383. 

6) $$ 10. 11, Münch $. 384 ff. 

7) 8$ 11. 28, Münch $. 386. 399. 


des Empfangs der höheren Weihen von dem Besitz des landes- 
herrlichen Tisehtitels wird Verwahrung eingelegt, wenn dieser 
als eine absolute Notwendigkeit angesehen wird.!) — Eine 
vollständigere Ablehnung der Frankfurter Abmachungen war 
kaum denkbar, denn jede der staatlichen Forderungen wurde 
zurückgewiesen und einer jeden wurde eine scharf gefasste 
Gegenforderung gegenübergestellt. Bildeten die. Ansprüche 
der Regierungen ein organisches Ganzes, das hier entwickelte 
Programm der Kurie war es in noch höherem Grade, denn 
es verzichtete auf Vermittlungen, Rücksichten und Halbheiten. 
Zwei Gesammtanschauungen über das Verhältnis von Kirche 
und Staat kamen hier zu Worte, die nicht nur von einander 
verschieden waren, sondern sich in grundsätzlichem Gegen- 
satz gegenüberstanden. 

In Bezug auf das nunmehr einzuschlagende Verfahren 
gingen die Meinungen der beiden Gesandten auseinander. 
Schmitz-Grollenburg meinte, es sei jetzt nur noch eine Kon- 
ferenz und dann die Abreise möglich, Türkheim dagegen 
urteilte, dass jetzt erst die eigentliehen Verhandlungen zu 
beginnen hätten. Unter den Gegenständen, die „vielleicht 
unüberwindliche Schwierigkeiten darbieten würden,‘‘ nannte er 
in seinem Separatbericht vom 21. August auch die Seminare.?) 

Zunächst folgte noch ein Notenwechsel zwischen Kurie 
und Gesandtschaft. In der am 3. September dem Kardinal 
Consalvi überreichten offiziellen Note) ist für unsere Frage 
bemerkenswert, dass die in der Esposizione gegen die deut- 
schen Universitäten erhobenen Vorwürfe energische Zurück- 
weisung erfahren +) und das Bedauern ausgesprochen wird, 
dass die andere Seite das ausserhalb jeder Diskussion stehende 
ius eirca sacra des Landesherrn in die Verhandlungen hinein- 


1) $ 12, Münch $. 387. 

2) Mejer III S. 22. 35. 

3) Mejer III S. 36 ff.; Brück $. 34ff. — abgedr.: (Paulus) Neueste 
Grundlagen S. 310ff.; Münch II S. 368 ff. 

4) Münch I S. 377. 
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gezogen habe.!) Consalvis Gegennoten vom 24. September?) 
behaupteten aber die in der Esposizione eingenommene Po- 


- sition in vollem Umfang, auch in der Seminarfrage, ?) soweit 


diese berührt wurde. In den gleichzeitig mit Hannover ge- 
führten Verhandlungen vertrat übrigens die Kurie den näm- 
lichen Standpunkt, und zwar mit Erfolg;*) sie hatte auch die 
Genugtuung, dass der damalige preussische Gesandte in Rom, 
Niebuhr, der päpstlichen Auffassung das Wort redete.?) 

Als die Gesandten im Oktober 1819 nach Deutschland 
zurückkehrten, war es klar, dass die an ihre Reise geknüpften 
Hoffnungen sich nieht erfüllt hatten. Die Bestätigung der 
Deklaration durch die Kurie war nicht erfolgt. Trotzdem 
hat die Gesandtschaft dazu beigetragen, dass die Neuordnung 
des Kirchenwesens jetzt in’Fluss kam. Denn das Angebot 
der Kurie in jener Esposizione vom 10. August 1819, einst- 
weilen die Zirkumskription der neuen Diözesen zu vollziehen, °) 
wurde seitens der — auf Grund des Staatsvertrages vom 
7. Oktober 1813 — am 22. März 1822 wieder zusammen- 
tretenden Frankfurter Konferenz (XXXI. Sitzung) aufgegriffen, 
das „Provisorium“ wurde acceptiert und die für eine Zirkum- 
skription: notwendigen Erhebungen wurden eingeleitet.) Um 


1) Ces droits sacres ne peuvent jamais @tre mis en question, et il 
n’y a lieu de traiter ä leur egard, parcequ’il n’y a aucun pouvoir, qui 
puisse les accorder ou les refuser. 

2) Die offizielle Note abgedr.: Brück $. 525 ff.; die konfidentielle: 
Mejer III S. 48 n. 2. 

3) Die Expositio eorum, quae continebuntur in litteris apostolicis novae 
eireumsecriptionis ete., eine Beilage zu der Verbalnote vom 24. September, 
bestimmte: $ 8 Quoad seminaria in litteris apostolieis iniungetur novis 
episcopis, ut eorum unusquisque eriget in dioecesi sua seminarium epis- 
copale, si desit, cum ea dotatione, quam respectiva gubernia subministra- 
bunt, vgl. Mejer III 8. 56. 

4) Mejer III S. 67. 74. 

5) Memoire vom 15. Oktober 1819, Mejer II S. 103, vgl. C. Mirbt, 
Die preussische Gesandtschaft am Hofe des Papstes, Leipzig 1899, S. 20 ff. 

6) Münch II S. 409. 

7) Mejer III S. 187. 
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diese Einrichtung der Diözesanverfassung gegen die Störungen 
zu sichern, die von einer gleichzeitigen Erörterung strittiger 
Materien ausgehen konnten, fasste man wenige Tage später 
am 27. März 1820 in der XXXI. Sitzung den ergänzenden 
Beschluss:!) ‚dass alle Fragen von den Rechten des Staates 
uud der Kirche, sowie von der Gewalt des Papstes und der 
Bischöfe, bei den künftigen Unterhandlungen mit dem päpst- 
lichen Stuhle ganz unberührt zu lassen seien, und dass man 
einzig sich auf solche Gegenstände beschränken müsse, wozu 
der römische Hof sich durch den im Entwurf mitgeteilten 
apostolischen Brief?) den Weg gebahnt habe.“ Zu den 
schwierigen und daher mit Stillschweigen zu übergehenden 
Punkten wurden neben den Bischofswahlen die Seminare 
gerechnet. 

Als endlich die verbündeten Regierungen die Note ab- 
gehen liessen, in der sie dem römischen Hof ihre Bereit- 
willigkeit zur Annahme einer Zirkumskriptionsbulle aussprachen, 
haben sie freilich die Seminare dann doch nicht übergangen, 
aber sie beschränkten sieh auf die Erklärung, dass in der 
Provinz schon vier Seminare vorhanden seien, für ein fünftes 
in Nassau-Frankfurt aber das Bedürfnis fehle.?) 

Die lange Verzögerung dieser Note — sie ist vom 26/16. 
März 1821 datirt — war dadurch verursacht worden, dass 
die Vereinsstaaten sich über eine neue Redaktion der für 
ihr Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche massgebenden, 
der Kurie ‚gegenüber freilich in Reserve gehaltenen, Grund- 
sätze hatten verständigen müssen. Die „Grundbestimmungen“ 
waren als Ergänzung der, nicht zur Anerkennung gelangten, 
„Deklaration“ entworfen worden und bedurften daher ange- 
sichts der durch die bevorstehende Zirkumskription veränderten 
Verhältnisse einer Umarbeitung. Diese führte zu einer Zer- 
legung des Stoffes in zwei Aktenstücke: Die Kirchen- 


1) Mejer III S. 189. 
2) Expositio eorum etc. vgl. S. 27 Anm. 3. 
3) Mejer III S. 198. 
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pragmatik und das sogen. Fundationsinstument.!) 
Jene war als organisches Staatsgesetz gedacht, dieses sollte 


' bei der Einsetzung der Bischöfe und Domkapitel in Kraft 
treten; die Veröffentlichung beider Instrumente war erst 


nach dem Abschluss der Diözesaneinrichtung in Aussicht 
genommen.?) 


Die Pragmatik, die in dem Abschnitt über die Geistlich- 
keit im Allgemeinen die Ausbildung des Klerus behandelt,?) 
übernimmt in $ 34 jenen $ 35 der „Grundzüge“ über das 
Universitätsstudium der katholischen Theologen, nur in ver- 
kürzter Gestalt, und in den $$ 35 und 36 den $ 36 über die 
Aufnahme in das Priesterseminar und dessen Charakter. Und 
am Schluss des Fundationsinstruments lesen wir die Worte‘): 
„Zugleich haben wir für die wissenschaftliche Bildung der 
zum geistlichen Stande bestimmten Individuen durch ... Ein- 
richtungen gesorgt.“ — Der Standpunkt der vereinigten 
Regierungen hatte also keine Abschwächung erfahren; sie be- 
trachteten vielmehr unverändert die Regelung des geistlichen 
Unterriehtswesens als ihre Pflicht und ausschliessliches Recht. 


Die gleichen Ansprüche erhob aber auch die römische 
Kurie und sie verstand es, durch rasches Handeln ein fait 
accompli zu schaffen. Als die Vereinsregierungen in jener 
Note vom 26/16. März 1821 dem Provisorium der Zirkum- 
skription zustimmten, hatten sie auf die Eröffnung weiterer 


1) Die Entwürfe wurden vorgelegt am 14. bezw. 16. Juni 1820, 
aber erst am 24. Januar 1821 von allen Regierungen anerkannt, vgl. 
Mejer III S. 191. 192. 197. Die Kirchenpragmatik, abgedruckt: Münch 
S. 323 ff., (Eilers), Deutsche Blätter 4. H. S. 92 ff. wurde nach der Schrift 
„Drei Worte zur kurhessischen Verfassungs -Urkunde v. 5. Jan. 1831*, 
Würzburg 1831, 8. 18 zuerst veröffentlicht durch L. Wolf, Kirchen- 
pragmatik für die oberrhein. Kirchenprovinz u. 8. w., Würzburg 1823; 


- das Fundationsinstrument ist abgedruckt: Münch, 8. 332 ff. 


2) Mejer III $. 199. 
3) Münch II 8. 329. 
4) Münch II $. 338. 
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Verhandlungen gerechnet. Ausserdem war ihr römischer Ge- 
schäftsträger instruiert worden, darauf hinzuwirken, dass die 
Errichtung der Bistümer niebt vorgenommen würde ohne gleich- 
zeitige Ernennung der Bischöfe.) Aber die Kurie hat weder 
in der einen noch in der anderen Beziehung den Wünschen 
der Regierungen entsprochen, als sie die vom 16. August 
1821 datierte Zirkumskriptions- und Erektionsbulle Provida 
solersque?) ausgehen liess, in der die Bistümer Freiburg, 
Rottenburg, Limburg neu errichtet und die Bistümer Fulda 
und Mainz neu umgrenzt wurden. Der Abschnitt über die 
Seminare lautet:°) Cumque ad praescriptum sacri coneilü 
Tridentini pro eleri educatione ac institutione seminarium 
puerorum ecelesiasticum ab episcopo libere regendum et ad- 
ministrandum existere debeat in singulis ex praedietis tam 
archiepiscopali quam episcopalibus ecclesiis, ubi is alumnorum 
alatur numerus, quem respective dioecesis necessitas et uti- 
litas postulat; eumque in quatuor ex illis iam adesse sciamus, 
in reliqua ecelesia, quamprimum poterit, congrue erigendum 
mandamus. Der von den Regierungen ausgesprochene Wunsch, 
von der Forderung eines Seminars für jede Diözese Abstand 
zu nehmen, war von Oonsalvi in der Schlusskonferenz mit den Ge- 
sandten deroberrheinischen Regierungen am 8.Oktober 1819 wohl- 
wollend aufgenommen worden,?) hier Jedoch wurde er ignoriert. 
Noch bedeutsamer aber war, dass die hier angeordnete Regelung 
des Seminarwesens von einer Mitwirkung des Staates absah 
und es ausschliesslich der bischöflichen Kompetenz unterstellte. 
Im Kreise der verbündeten Regierungen, deren Bevoll- 
mächtigte am 16. Oktober 1821 sich aufs neue in Frankfurt 
einstellten, fand die Bulle Provida solersque eine andere 
1) Mejer III S. 205. 
2) Münch II S. 309ff.; Magnum bullarium romanum continuatio ed. 
A. Barberi et R. Segreti tom. XV, Rom 1853, 8. 424ff.; V. Nussi, 
Conventiones inter s. sedem et civilem potestatem, Mainz 1870, 8. 209 ff. 
3) Münch II S. 312. 


4) Bericht des Gesandten v. Schmitz-Grollenburg vom 16. Oktober 
1819, Mejer III S. 58. 
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Aufnahme als die obigen Sätze der Kirchenpragmatik und 


des Fundationsinstruments zunächst erwarten lassen. In der 


LI. Sitzung am 29. Oktober vertrat nämlich der Referent 


Generalvikariatsrat Jaumann die Auffassung, dass die Bulle 
mit dem Anerbieten des Papstes und den Anträgen der 
Regierung übereinstimme, sogar hinsichtlich der Seminare, und 
der Ausschussbericht hegnügte sich damit, den den Bischöfen 
hinsichtlich der Seminare erteilten Auftrag als „neu“ zu be- 
zeichnen.!) Das Schreiben der Regierungen vom 27. December 
1821 an Consalvi, das dessen Note vom 21. August d. J., 
die zugleich mit der Bulle dem Legationsrath Kölle zugestellt 
war,?) beantwortete, zeigte die gleiche Haltung, sprach den 
Dank für die Bewilligung aller von Seiten der Regierungen 
beantragten Punkte aus und unterliess irgendwelche Gegen- 
vorstellungen.®) Ein Verzicht auf ihre bisherigen Grund- 
anschauungen lag trotzdem nicht in der Absicht der Regierungen. 
In welchem Sinn und unter welchen Voraussetzungen die 
Annahme der Bulle erfolgt war, bewies der in der.LX. Sitzung 
unterzeichnete Staatsvertrag vom 8. Februar 1822,*) der 


jenen provisorischen ersetzte und folgende für uusere Frage 


wichtige Bestimmungen enthielt. 


Art. 1. Die vereinten Staaten erteilen der von Sr. Päpstl. Heilig- 
keit unter dem 16. August 1821 erlassenen Bulle Provida solersque in- 
sofern ihre Billigung und Sanktion, als sie mit ihren auf die Öberrheinische 
Kirchenprovinz und die Begrenzung, Einrichtung und Ausstattung der 
dazu gehörigen fünf Bistümer sich beziehenden Verfügungen und den 
desfalls gemeinschaftlich in Rom gemachten Anträgen übereinstimmt, 
die päpstliche Mitteilung zum Vollzug derselben zusichert und die darin 
für die Zukunft vorbehaltenen Bestimmungen den Grundsätzen, zu deren 
Aufrechterhaltung die Regierungen sich vereinigt haben, nicht zuwider sind. 

Art. 5. Die allgemeinen Bestimmungen des Fundationsinstrumentes 
und die unter Ziffer 12 anliegende Kirchenpragmatik sollen in der ganzen 


1) Mejer III S. 215. 216. 217. 

2) Mejer III S. 205. 

3) Mejer III 8. 221. 

4) Mejer III 8. 226f.; Brück S. 48f. Abgedruckt: Mejer III 
S. 409 ff; Friedberg, Bischofswahlen, Anhang Ss. 114f. 
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oberrheinischen Kirchenprovinz in verbindlicher Kraft aufrecht erhalten 
werden. Zugleich behalten auch die Deklaration an den Papst und die 
„Grundbestimmungen“ etc. ihre im Staatsvertrage vom 7. Oktober 1818 
ausgesprochene Verbindlichkeit, insofern nicht in der Kirchenpragmatik 
und in dem Fundationsinstrument etwas Anderes bestimmt ist. 

Art. 6. Die vereinten Staaten machen sich verbindlich, die ver- 
abredete Kirchenverfassnng unmittelbar nach der Einweihung der ersten 
Bischöfe in Vollzug zu setzen, zu dem Ende die Fundationsinstrumente 
und die Kirchenpragmatik den Bischöfen und ihren Domkapiten zu 
übergeben und die unter Ziffer 13 im Entwurf anliegende landesherrliche 
Verordnung als allgemein gültig bekannt machen zu lassen. 

I. Separatartikel. $ 2. Den zu Bischöfen ausersehenen Geistlichen 
wird mit der Benachrichtigung hiervon zugleich eröffnet, dass sie die 
genaue Beobachtung und Vollziehung der Kirchenverfassung der Provinz 
vor ihrer Designation zuzusichern haben. Demzufolge wird ihnen das 
Fundationsinstrument und die Kirchenpragmatik von Bevollmächtigten 
der Regierung zur Einsicht und Kenntnisnahme mitgetheilt. Machen sie 
sich zur Beobachtung der darin festgesetzten Grundbestimmungen der 
Kirchenverfassung in einem darüber abzuhaltenden Protokolle verbindlich 
und erklären sie sich zugleich bereit, die Geistlichen, welche zu Dom- 
herrn bestimmt sind und über welche man mit ihnen vorläufig über- 
eingekommen ist, als solche zu instituieren, so erhalten sie die förmliche 
landesherrliche Designation, und werden sofort in Rom als Bischöfe in 
Antrag gebracht. 


Die Teilnehmer an den Frankfurter Konferenzen ver- 
pflichteten sich also untereinander, nur bestimmte Teile der 
Bulle anzuerkennen (insofern ete.), und trafen Fürsorge, dass 
die neuen Bischöfe und Domkapitel, d.h. die massgebenden 
kirchlichen Behörden im Lande, zur Mitarbeit an der Ver- 
wirklichung ihrer Grundsätze über das Verhältnis von Kirche 
und Staat herangezogen wurden. Dass diese Vereinbarung 
mit der gleichzeitigen Annahme der Bulle Provida solersque 
kaum in Einklang zu bringen war und ein Bekanntwerden 
des Vertrages die peinlichsten Situationen hervorrufen musste, 
konnte den beteiligten Regierungen kaum entgehen. Dieser 
Eventualität wurde jedoch nicht das ihr zukommende Ge- 
wicht beigemessen, da man hoffte, durch die abgegebene Zu- 
stimmungserklärung eine rasche Besetzung der Bistümer zu 
erreichen, und sich der Zuversicht hingab, der unter den an- 
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gegebenen Vorsichtsmassregeln gewählten Bischöfe gewiss 


sein zu können. Was nun speziell die Seminarfrage anlangt,!) 
so sind in dem Staatsvertrag die staatlichen Hoheitsrechte 
über das Unterrichtswesen nicht besonders aufgeführt worden; 


es war dies auch überflüssig, da die Kirchenpragmatik 


und das Fundationsinstrument das Erforderliche enthielten, 
auch in Art. 1 die Anweisungen der Bulle über die Seminare 
ausgeschlossen waren. 


Die Durehführung dieses Staatsvertrags stiess jedoch auf 
Hindernisse. Die den Regierungen zufallende Aufgabe, für 
die Besetzung der Bistümer geeignete Persönlichkeiten aus- 
findig zu machen, die eine den staatlichen Interessen ent- 
sprechende Amtsführung garantierten, erwies sich als ausser- 
ordentlich schwierig. Im Kreise der Vereinsstaaten selbst 
fehlte es auch nicht an Reibungen, wie die Verhandlungen 
der am 16. April 1822 ihre Arbeit wieder aufnehmenden 
Frankfurter Kommission beweisen. Im Herbst desselben Jahres 
vollzog sodann Baden d.h. derjenige Staat, der die meisten 
katholischen Untertanen besass, jenen geheimen Anschluss 
an Oesterreich,?) der dieser Macht den Weg zu einer starken 
Beeinflussung der Kirchenpolitik der Staaten der oberrheii- 
schen Kirchenprovinz eröffnet hat und daher in dieser einen 
Wendepunkt bezeichnet. Dazu kam endlich, dass die Kurie 
von der Kirchenpragmatik und den Versuchen, die zu Bischöfen 
Designierten auf sie zu verpflichten, Kenntnis erhielt.) Die 
Folge war eine Note Consalvis an den Legationsrat Kölle 


1) Mejer III S. 216. Es war bereits in der LI. Sitzung am 29. Oktober 
1821 durch den Referenten v. Schmitz-Grollenburg bemerkt worden: 
„Der Ausdruck libere regendum (in Bezug auf das Seminar des Bischofs) 
kann die Befolgung der bestehenden Staatsgesetze nicht ausschliessen, 
sowie jede Freiheit durch Gesetze bedingt ist.“ Es sollten also die Be- 
stimmungen der Bulle über die Seminare nach demselben Rezept aus- 
gelegt werden wie die über die Bischofswahlen. 

2) Mejer III S. 278. 

3) Mejer III S. 288. 

Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 3 
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vom 27. Februar 1822,') in der er im Namen des Papstes 
dagegen Verwahrung einlegte, dass die Regierungen auf Grund 
einer Abstimmung des Klerus die Bistumskandidaten bestimmt 
hätten, es als einen Gegenstand besonderer Betrübnis des 
Papstes bezeichnete, dass den zu Bischöfen Erwählten Artikel 
zur Annahme vorgelegt worden wären, die noch ärgere Be- 
stimmungen enthielten als die von dem päpstlichen Stuhl ver- 
worfene Deklaration, und schliesslich erklärte, dass der Papst 
im Falle der weiteren Beibehaltung und Ausübung der Kirchen- 
pragmatik nie einwilligen würde, den fünf errichteten Bischofs- 
stühlen Bischöfe zu geben, noch viel weniger aber diejenigen 
Geistlichen zur bischöflichen Würde zu erheben, die sie unter- 
zeichnet haben würden. Ein Privatbrief Consalvis an Kölle 
von demselben Tag?) nannte 14 deutsche Geistliche, aus 
deren Mitte die Bischöfe zu entnehmen seien. Dazu gehörten 
aus Fulda: der Generalvikar v. Kempff, der geistliche Rat 
Pfaff, der Seminarregens Komp. 

Den Regierungen bereitete diese Aufdeekung ihrer ge- 
heimen Abreden und Verhandlungen die beabsichtigte Ver- 
legenheit. In der Abwehr verfolgten sie eine wenig glückliche 
Taktik. Denn ihre Antwort vom 16. Mai 1823,3) in der 
die päpstlichen Zumutungen betreffend die Besetzung der Bis- 
tümer schroff zurückgewiesen wurden, bestrittzwar nicht den Tat- 
bestand, „dass die vorgeschlagenen fünf Geistlichen aller- 
dings von den bisherigen Verhandlungen sowohl mit dem 
römischen Hofe als unter den Fürsten selbst in Kenntnis 
gesetzt worden‘ waren, fügte jedoch hinzu: „Von einer Zu- 
mutung, irgend eines dieser Aktenstücke zu unterzeichnen, 
ist den vereinten Höfen nichts bekannt.“ In Rom wurde 
dieses unkluge Dementi als eine Herausforderung empfunden, 


1) Mejer III 286ff. Abgedruckt, deutsch: Friedberg, Anhang . 
S. 1178. 

2) Mejer III S. 287 f.; Friedberg 8. 130ff.; Brück 8.52, Longner 8.526. 

3) Abgedruckt: Friedberg, Anhang $. 124f.; über das Datum vgl. 
Mejer III S. 301, Anm. 1. i 
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die Consalvi zu einer Gegennote vom 13. Juni 1823!) 
veranlasste, die durch eine auf ausgezeichneter Information 


- beruhende Darstellung der tatsächlichen Verhältnisse die 


diplomatische Niederlage der Regierungen vervollständigte. 

In den Verhandlungen mit der Kurie. folgte nun eine 
längere Pause. Die durch die römischen Eröffnungen ge- 
schaffene verwickelte Situation erforderte reifliche Ueberlegung 
und über das einzuschlagende Verfahren herrschte unter den 
Vereinsstaaten keine Einigkeit. Erst am 13/16. September 
1824?) wurde die Note unterzeichnet, die das Kurialschreiben 
vom 13. Juni des vorigen Jahres beantwortete. Das Kardinal- 
staatssekretariat war inzwischen unter dem neuen Papst 
Leo XII. in die Hand des Kardinals Somaglia übergegangen. 
Für unsere Zwecke ist folgender Passus dieser Note von 
Bedeutung: 

„Si parmi les actes des conferences qui ont eu lieu anterieurement 
entre les plenipotentiaires de ces Souverains A Franefort, il se trouve 
une soi-disante pragmatique ... il faut remarquer qu’elle a servi de base 
A la deelaration des Souverains qu’ils ont fait remettre'en 1819 au 8. 
Siege, et que-l’un et l’autre de ces actes eites sont et demeureront 
en suspens jusqu’au moment oü P’on pourra s’entendre avec la cour de 
Rome par la voie de negociations ulterieures. — D’apres cela il ne saurait 
done ätre question de lier les individus designes ä cette pragmatique ni 
de la faire valoir comme document obligatoire, d’autant moins que les 
Souverains sont dans l’intention d’abandonner aux &v@ques futurs de 
s’entendre avec le $. Siege pour tout ce qui restera ä& regler encore. — 
La cour de Rome se convainera d’autant plus faeilement de la verite de 
ce que les soussignes viennent de deelarer, en considerant que les Princes 
reunis ne sauraient avoir besoin de faire reconnaitre de la part de leur 
clerge les droits inali6nables de leur sonverainete. Ües droits sont 
fondes sur le prineipe de la legitimit& monarchique et subsistent indepen- 
damment de toute reconnaissance. 

Hier wurde demnach ausgesprochen: 1) Die Pragmatik 
ist suspendiert; 2) die designierten Bischöfe sollen nicht auf sie 


1) Mejer II 8. 304 ff. Abgedruckt, deutsch: Friedberg, Anhang 


S. 127 ff. 
2) Mejer III S. 326f.; Brück S. 80; abgedruckt zum Teil: Fried- 


berg, Anhang $. 136f. 
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verpflichtet werden; 3) die unveräusserlichen Souverainitäts- 
rechte bedürfen keiner Anerkennung von Seiten des Klerus. 
Nach Lage der Dinge war diese in Bezug auf die Pragmatik 
abgegebene Erklärung eine nicht unerhebliche Konzession, 
freilich in bestimmter Umgrenzung. Denn die Suspension 
galt nur der Pragmatik als solcher, sollte sich jedoch nicht 
auf die in ihr ausgesprochenen Grundsätze und die in ihr 
aufgenommenen einzelnen Bestimmungen erstrecken und ent- 
hielt nach der, allerdings nicht ausgesprochenen, Absicht 
der Unterzeichner keinen Verzicht auf die staatliche Regelung 
des Unterrichtswesens. Ferner lag in der allgemeinen Fassung 
des Ausdrucks ‚„unveräusserliche Hoheitsrechte“ ein Vorbehalt 
der Regierungen, der den Wert des ersten Zugeständnisses 
jeden Augenblick illusorisch machen konnte, denn es blieb 
in ihrer Hand, Inhalt und Ausfluss dieser Hoheitsrechte zu 
bestimmen. 

Die weitere Entwicklung der oberrheinischen Angelegen- 
heit hat aber nicht an diese Vereinsakte angeknüpft, sondern 
ist durch die badischen Separatverhandlungen mit der 
Kurie bestimmt worden, zu der die. ersten vorbereitenden 
Schritte bereits im Mai 1823 stattgefunden hatten) und die 
bereits im vollen Gange waren, als Württemberg und Baden 
darüber konferierten, wie jenes Schreiben Consalvis vom 13. Juni 
1823 zu beantworten sei. Die entgegenkommende Fassung 
der eben besprochenen Note vom 13/16. Sept. 1824 zeigt die 
Hand Badens, ?) das im Interesse seiner Sonderbestrebungen 
jetzt eine Politik der Mässigung innerhalb der Vereinsstaaten 
vertrat. Die zwischen Cappaeini, dem päpstlichen Unterhändler, 
und dem oesterreichischen Botschaftsrat v. Genotte, der mit 
Ermächtigung Metternichs die badische Sache führte, im Herbst 
1824 zu Rom stattfindenden Verhandlungen?) erstrecktensich auch 


1) Mejer II S. 320. 

2) Mejer III S. 326. 

3) E. Herrmann, Das staatliche Veto bei Bischofswahlen nach dem 
Rechte der Suerrleinisehn Kirchenprovinz, Heidelberg 1869, S. 29 #f.; 
Friedberg S. 143 ff.; Mejer III S. 328 ff. 
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- auf die Seminare. Zu Meinungsverschiedenheiten scheint aber 


dieser Punkt keinen Anlass gegeben zu haben. Das Ergebnis 
der Konferenzen wurde in vier Propositionen !) festgelegt, die 
der Kardinalstaatssekretär Somaglia mit einer konfidentiellen 


- Note vom 8. Dezember 1824?) dem badischen Vertreter über- 


mittelte. Die dritte Proposition lautete: In seminario archi- 
episcopali Friburgensi is clericorum numerus ali atque ad 
formam decretorum sacri coneilii Tridentini institui atqne 
educari debebit, qui archidioeeesis amplitudini et necessitati 
respondeat, quique ab archiepiscopo congrue erit definiendus. 

Da die badische Regierung im Wesentlichen zustimmte 
und ihre Abänderungsvorschläge — die aber nicht den Artikel 
über die Seminare betrafen, der vielmehr von dem Minister 
v. Berstett anstandslos acceptiert wurde?) — bei der Kurie 
freundliche Aufnahme fanden, ist zwischen beiden Teilen 
rasch eine Verständigung erzielt worden. Dieses Ueberein- 
kommen sollte nunmehr entsprechend der mit Baden getrof- 
fenen Verabredung als päpstliches Ultimatum von Rom aus 
den übrigen Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz vor- 
gelegt und nach erfolgter Annalıme deren Begründung zum 
Abschluss gebracht werden. Die Uebergabe des Ultimatums 
an den Legationsrat Kelle erfolgte am 16. Juni 1825,*) 
eine Note des Kardinalstaatssekretärs Somaglia vom gleichen 
Tage begleitete es.’) Inhaltlich deekte sich das Ultimatum 
mit den Propositionen, nur dass die erste in drei Sätze zer- 
legt ist, sodass jetzt das Schriftstück in sechs Punkte zerfiel. 
Ausserdem hatte die Notwendigkeit, die speziellen Beziehungen 


1) Abgedruckt: Mejer III S. 338, Anm. 1. 

2) Abgedruckt: Friedberg, Anhang S. 139f. 

3) Mejer III S. 343. 

4) Mejer III S. 351; Herrmann 8. 37 ff.; Brück S. 92. Text des 
ietuns: (Eilers), Deutsähe Blätter 3. H., S. 101 £. 

5) Hier heisst es: „que $. S. ne peut rien faire de plus, qu’Elle 
ne peut ni changer ni modifier les propositions qu’Elle a mürement 
pesdes, et qui ont pour elles l’agröment constate de LL. MM. le Roi de 
Prusse et le Roi de Hannovre“ vgl. Herrmann S. 49, Anm, 1. 
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auf Baden, die ihm von seinem ursprünglichen Zweck her 
anhafteten, auszumerzen, einige redaktionelle Aenderungen, 
auch in dem Paragraphen über die Seminare, !) im Gefolge. 

Der erste Eindruck dieser päpstlichen Kundgebung war 
ein vorwiegend ungünstiger, vor allem in Württemberg, das 
in seiner nach Karlsruhe gesandten Erklärung vom 13. Sept. 
18252) mit Recht daran Anstoss nahm, dass die Wiederauf- 
nahme der lange unterbrochenen Verhandlungen von Rom her 
durch ein Ultimatum eröffnet wurde. Baden, dessen Stellung- 
nahme durch seine Mitwirkung an den, den übrigen Regierungen 
unbekannten, Vorverhandlungen gegeben war, hatte dagegen 
bereits am 23. Juli d. J. seine Bereitwilligkeit zur Annahme 
des Ultimatums erklären lassen?) und es mit den Worten 
empfohlen:*) „Sodann lassen jene Anträge die Verhältnisse 
zwischen Staat und Kirche ganz unberührt. Die an sich un- 
veräusserlichen Rechte des Staates (iura prineipum eirca 
sacra) bleiben daher in ihrer ungestörten Wirksamkeit, und 
es ist den Regierungen unbenommen, auf die Rechte der 
Bischöfe und Domkapitel sowie auf die ganze Diözesanver- 
waltung von Amtswegen nach den bestehenden Rechten und 
Gesetzen einzuwirken.“ Dass diese Betrachtungsweise be- 
sonders anziehend wäre, wollen wir nicht behaupten, aber 
sie erklärt, wie Baden jene Sonderverhandlungen hatte führen 
können, ohne damit die Basis der Frankfurter Konferenzen 
zu verlassen. Ein näheres Eingehen auf die diplomatischen 
Verhandlungen zwischen den verschiedenen Vereinsstaaten 
und den allmälichen Umschwung in der Beurteilung des 
Ultimatums in ihrer Mitte liegt unsern Zwecken fern. Nur 

1) $ 5 des Ultimatums: In seminario archiepiscopali vel episcopali 
is numerus clericorum ali atque ad formam decretorum sacri coneili 
Tridentini institui atque educari debebit, qui dioecesis amplitudini et 
necessitati respondet quique ab episcopo congrue erit definiendus. 

2) Mejer III S. 358£.; Friedberg S. 169ff.; Herrmann 8. 51. 

3) Mejer III S. 355; Friedberg S. 167; Herrmann $. 51 datiert das 


Schreiben auf den 24. Juli, Brück $. 93 auf den 25. Juli. 
4) Brück 8. 98, 
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die Tatsache ist für uns wichtig, dass die gemeinsamen 
Beratungen, die erst am 4. Februar 1826 in Frankfurt ihren 


- Anfang!) nahmen, schliesslich zur Annahme des Ultimatums 


geführt haben, freilich unter Verwahrungen gerade in Bezug 


- auf den Seminarparagraphen. Die Note vom 4/7. September 


1826, in der dieses Ergebnis nach Rom mitgeteilt wurde, 
erklärte: ?) „Les Princes et Etats ... regardent la einquieme 
proposition comme etant de nature, ä &tre d’autant plus 
passee tout ä fait sous silence, que les seminaires se trouvent 
deja dotes par la liberalit@ des Gouvernements. ... Si 
ndanmoins Sa Saintete en jugeait autrement et trouverait in- 
dispensable d’inserer la einqui&me ... proposition dans la 
bulle supplömentaire, il ne pourrait &chapper A sa sagaecite 
que les Princes et Etats r&unis se trouveraient par le fait 
m&me dans la necessite de se reserver les droits inalienables 
de Leur Souverainets relativement aux points de question.‘ 
Die Regierungen hatten also den Standpunkt Württembergs 
angenommen, das die Seminare hatte „übergangen‘ sehen 
wollen, 3) und kündigten zugleich für den Fall, dass die Kurie 
im Gegensatz zu dem in dieser Note klar ausgesprochenen 
Wunsch, den Passus über die Seminare doch aufnehmen 
würde, die Geltendmachung der unveräusserlichen Souveraini- 
tätsrechte an. Ihren Intentionen haben die Regierungen also 


_ auf diesem Punkt einen ganz klaren Ausdruck gegeben. ') 


1) Mejer III S. 368 ff.; Friedberg 8. 176 ff. — Die Konferenz am 
22. September 1825 hatte keine Beschlüsse gefasst, vgl. Mejer III S. 360. 

2) Brück 8. 545. 

3) Mejer III S. 369. 

4) Brück behandelt 8. 113 ff die vertrauliche Depesche des badischen 
Ministers v. Berstett an den Kardinal Somaglia vom 8. Juli 1826, in dem 
er erklärt, es sei Baden gelungen, die übrigen Höfe zu bewegen, de ne 
plus s’appuyer sur les principes contenus dans la soi-disante Pragmatique 
(Friedberg, Anhang $. 155f.) wie eine offizielle Kundgebung der Vereins- 
staaten, in der diese sich von der Pragmatik lossagten, um dann unter 
der Voraussetzung, dass hier eine verpflichtende Lossagung erfolgt sei, 
die „droits inalienables“ der Note vom 4/7. September nur als die „gesetz- 
mässigen Rechte“ zu verstehen und dadurch die Wucht des Protestes 
in Bezug auf die Seminare abzuschwächen. 


BERRY En 


Der Wunsch der Regierungen ist aber Seitens der Kurie 
nicht erfüllt worden, vielmehr wurde Artikel 5 des Ultimatums 
unverändert in die Bulle Ad dominieci gregis custodiam 
vom 11. April 1827 aufgenommen,!) mit der das lang- 
wierige Werk der Errichtung der oberrheinischen Kirchen- 
provinz zum Abschluss gelangte. 

Ueber die Behandlung der Seminare war also keine 
Einigung erzielt worden. Allerdings hatte der Kardinal 
Somaglia am 6. Januar 1827 erklärt, dass den „legitimen 
Hoheitsrechten“ des Staats kein Abbruch geschehen werde. 
Aber worin bestanden sie? In Rom urteilte man natürlich-darüber 
anders als von Seiten der protestantischen Fürsten Deutschlands. 
Diese haben daher, nachdem die Kurie es für angemessen 
erachtet hatte, ihren Standpunkt zu der Ausbildung des Klerus 
in der Bulle Ad dominiei gregis custodiam zu fixieren, auch 
ihrerseits jetzt nicht unterlassen, festzustellen, was sie selbst 
unter der Ausübung der in der Note vom 4/7. September 
1826 reservierten Hoheitsrechte in Bezug auf das Unterrichts- 
wesen verstanden. Dies geschah bei Gelegenheit der Revision des 
Staatsvertrages vom 8. Februar 1822, die in der Konferenz- 
sitzung vom 15. November 1827 ihr Ende erreichte.?) 
Dieser neue Staatsvertrag enthält folgende unser Thema 
berührende Abänderungen : °) 

Art. 1 wird für die landesherrliche Genehmigung der 
päpstlichen Bullen folgende Form festgesetzt: „Da die päpst- 
liche Bulle vom 16. August 1821, welche mit den Worten 
Provida solersque und diejenige vom 11. April 1827, welche 
mit den Worten Ad dominiei gregis custodiam beginnt, inso- 
weit solche die Bildung der oberrheinischen Kirchenprovinz 

. zum Gegenstande haben, von uns angenommen werden 
und unsere landesherrliche Staatsgenehmigung erhalten, ohne 
dass jedoch aus denselben auf irgend eine Weise etwas ab- 


1) Walter, Fontes iuris ecclesiastici, Bonn 1862, S. 338; Münch II 
S. 410 ff.; Bullarium XVII S. 54ff.; (ob. S. 30 Anm. 2); Nussi $. 239 ff 

2) Mejer III S. 402. 

3) Mejer III S, 409 ff, 
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- geleitet oder begründet werden kann, was unseren Hoheits- 
- rechten schaden, oder ihnen Eintrag thun könnte, oder den 


Landesgesetzen und Regierungsverordnungen ... entgegen wäre, 
so wird (werden) solche hiermit .... zur Nachachtung be- 
kannt gemacht.“ 

Die staatliche Genehmigung der Bulle ‚Ad dominiei 
gregis custodiam‘“ war also eine beschränkte („insoweit‘ ete.), 
wie seiner Zeit die Anerkennung der Bulle „Provida solers- 
que‘ eine beschränkte gewesen war. Nur besteht der Unter- 
schied, dass dem Erlass der Ergänzungsbulle die ausdrück- 
liche Annahme des Ultimatums vorangegangen war, und zwar, 
ohne diese von der Gewährung der geäusserten Wünsche 


_ abhängig zu machen. Dass durch diese Fassung der Publi- 


kationsformel der Ausschluss des Seminarartikels, wie des 
von der Jurisdiktion handelnden sechsten, von der staatlichen 
Anerkennung beabsichtigt war, hat der württembergische 
Minister von Schmidlin in seiner Rede bei der Inthronisation 
des Bischofs Keller in Rottenburg am 19. Mai 1829 offen 


ausgesprochen.) Ebenso hat der Landtagskommissar Eggena 


in der kurhessischen Ständeversammlung vom 24. Oktober 1831 


- erklärt:?) „dass der landesherrliche Vorbehalt, welcher bei 


der Verkündigung der betreffenden Bullen geschehen, ins- 
besondere auch gegen diejenige Stelle gerichtet sei, welche 
die Erziehung von Knaben zum geistlichen Stande beträfen. 
Es habe in dieser Hinsicht eine ausführliche Beratung statt- 
gefunden, und man habe jenen Vorbehalt als eine hinreichende 
Garantie dagegen angesehen, dass eine solche längst beseitigte 


- unpassende Erziehungsweise wieder aufleben werde.“ 


Noch folgende Aenderungen des früheren Staatsvertrages 
kommen hier in Betracht. Art. 5 wird dahin modifiziert, dass die 
„Kirehenpragmatik“ unddie „Grundbestimmungen“ „ihrefernere 
Gültigkeit nur insofern behalten“ sollen, „als nicht spätere ge- 
1) Longner 8. 591f.; Mejer III $. 3991. 

2) Kurhessische Landtags-Verhandlungen Nr. 63, Kassel den 
31. Oktober 1831. $. 808. 
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meinschaftliche Beschlüsse eine andere Bestimmung getroffen 
haben.“ — Art. 6 erhält jetzt folgende Fassung: „Die Zustellung 
der Kirchenpragmatik an die Bischöfe und ihre Domkapitel soll in 
Folge derwegen ihrer formellen Beseitigung dem päpstlichen Hofe 
gegebenen Zusicherung unterbleiben. Die in diesem Artikel 
(6. des Vertrages vom 8. Febr. 1822) erwähnte landesherr- 
liche Verordnung ist nach dem neu redigierten ... Formulare 
zu erlässen.‘‘ — Separatartikel I 2 lautet jetzt: „Für die Zu- 
kunft haben neu designierte oder gewählte Bischöfe vor ihrer 
Einsetzung, desgleichen auch jedes einzelne Mitglied des 
Kapitels vor seinem Eintritte in dasselbe, das Versprechen, 
sich nach den Bestimmungen des neu redigierten Fundations- 
instruments zu richten, im Wege einer den Regierungen über- 
lassenen vertraulichen Verständigung abzugeben. Die Bischöfe 
und Kapitel haben die Verpflichtung zu genauer Beobachtung 
und Vollziehung der Kirchenverfassung, wie solche nunmehr 
sich darstellt.“ 

Der neue Staatsvertrag beseitigte also die Verpflichtung 
der Bischöfe auf die Kirehenpragmatik, und diese letztere 
schied damit aus der Reihe der für das kirchliehe Leben 
wichtigen Vereinsurkunden aus. Alles Gewicht fiel fortan 
auf das Fundationsinstrument und auf die landesherrliche 
Verordnung. 

Aus dem Fundationsinstrument!) kommt hier art. 12 in 
Betracht. Ein Eingehen darauf erübrigt sich jedoch, da dessen 
erste Hälfte eine Wiederholung der alten Bearbeitung von 1820 
ist, die zweite aber sich mit $ 27 der landesherrlichen Verord- 
nung deckt. 

Die Landesherrliche Verordnung?) bestimmte: 

$ 25. Ein jeder der vereinten Staaten wird, wo dieses nicht bereits 
stattfindet, für die zweckmässige Bildung der Kandidaten des katholischen 


geistlichen Standes dadurch sorgen, dass entweder eine katholisch- 
theologische Lehranstalt errichtet und als Fakultät mit der Landes- 


1) Walter, Fontes 8. 358; vgl. oben 8. 29. 
2) Walter, Fontes S. 343. 
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_ universität vereinigt werde, oder dass die Kandidaten nötigenfalls aus 
dem allgemeinen katholischen Kirchenfonds der Diözese unterstützt 
- werden, um eine auf diese Art eingerichtete Universität in der Provinz 
- besuchen zu können. 

$ 26. Die Kandidaten des geistlichen Standes werden, nach 

- vollendeten!) theologischen Studien, im Priesterseminar zum Praktischen 
der Seelsorge ausgebildet, und zwar insoweit unentgeltlich, als die in 
den Dotationsurkunden für die Seminarien angesetzten Summen zureichen. 
$ 27. In das Seminar werden nur diejenigen Kandidaten auf- 
genommen, welche in-einer durch die Staats- und bischöflichen Behörden 
gemeinschaftlich vorzunehmenden Prüfung gut bestanden und zur Er- 
langung des landesherrlichen Tischtitels, der ihnen unter obiger ws 
setzung erteilt wird, würdig befunden worden sind. 
Da diese Paragraphen 25, 26, 27, von einer Weglassung 
_ abgesehen, 2) wörtlich mit den Paragraphen 34, 35, 36 der 
Pragmatik übereinstimmen, ?) so war die Preisgabe der Prag- 
matik mithin nur ein formelles, sachlich fast bedeutungsloses, 
Zugeständnis. Fundationsinstruwent und landesherrliche Ver- 
ordnung haben alle ihre wesentlichen Bestimmungen herüber- 
genommen und es wurde nicht einmal für notwendig gehalten, 
den Eindruck dieses Verfahrens dadurch zu mildern, dass 
man ihnen eine neue Form gab. Der Staatsvertrag vom 
15. November 1827 liefert also den klaren Beweis, 
dass die Vereinsstaaten die von Anfang an ver- 
tretenen Prinzipien festgehalten haben. 

Die Publikation der Bullen erfolgte in der oben ange- 
führten Formulirung durch Nassau am 9., das Grossherzogtum 
Hessen am 12., Baden am 16., Württemberg am 24. Oktober 
1827, durch Kurhessen erst am 31. August 1829. S=-Die 
Ehkikation der 39 Artikel umfassenden „Verordnung, das 
landesherrliche Sehutz- und Aufsichtsreeht über die katholische 
Kirehe betreffend,“ 5) geschah in den fünf Vereinsstaaten gleich- 
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1) Die Kirchenpragmatik fügte hier noch hinzu: „Dreijährigen. 
2) Vgl. Anm. 1. 


3) Longner 8. 648. 
4) Mejer IIIES.”398 ff.; Walter, Fontes S. 339; Münch II 8, 415 


5) Mejer UI S. 405. 
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zeitig, aber, da die Besetzung sämmtlicher Bischofsstühle der 
Provinz abgewartet wurde, erst am 30. Januar 1830. — 

Die Frage der Ausbildung des römisch-katholischen Klerus 
hat demnach die ganzen zehn Jahre hindurch einen bedeut- 
samen Platz in den Verhandlungen zwischen den Staaten der 
oberrheinischen Kirchenprovinz und dem römischen Hof ein- 
genommen. In dem letzten Stadium, als das Interesse an 
der Besetzung der Bistümer erschöpft war, ist sie sogar in 
den Vordergrund gerückt. Eine Verständigung aber wurde 
nicht erzielt, das Ergebnis war vielmehr eine Verschärfung des 
Gegensatzes. Sobald die Regierungen dazu fortschritten, jene 
landesherrliche Verordnung durchzuführen, musste es daher zum 
Kampf kommen. Im Rückblick auf ihre Gesammthaltung in 
den letzten Jahren waren freilich ihre Aussichten keine 
günstigen. 





RE NEE 


i-Peil: 
Die Begründung 


- der katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg. 


A. Kurhessische Akten: a) Akten des Ministeriums des 
Innern betreffend die Errichtung einer mit dem Herzogtum Nassau 
gemeinschaftlichen katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg 1829 
bis 1834, (Rep. VI. Kl. 6 Nr. 9; jetzt:) Repos. II Tit. I Lit. C. a. Nr. 2, 
358 Blätter: Königl. Kuratorium der Universität Marburg. 

b) Acta die Errichtung einer katholisch-theologischen Fakultät 


betreffend 1831. 1833, Universitätsakten A IV 1a A Nr. 8, 62 Blätter: 


Königl. Staatsarchiv zu Marburg. 
ec) „Darstellung der gegenwärtig in Kurhessen bestehenden katho- 


- lischen Kirchenverhältnisse.“ Von einem unbekannten Verfasser, aus 


dem Jahre 1838, Akten des Ministeriums des Innern Repert. V, Klasse 57 
Nr. 14: Kgl. Oberpräsidium zu Cassel. Die Schrift zerfällt in einen 


- ersten Teil von 68 Seiten und einen zweiten von 107 Seiten nebst Bei- 


lagen, und ist wie das Wort T. II S. 1: „Nur diejenigen Punkte, 
über welche Königlich Preussischer Seits eine Ausführung gewünscht 
worden, sollen berührt werden,“ zeigt, ein Memorandum, das offenbar 
aus ‘Anlass des Kölner Kirchenstreits erbeten worden war, 

B. Nassauische Akten: a) Acta die Errichtung einer gemein- 
schaftlichen katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg oder Giessen 
für die Bistumsbezirke Limburg, Mainz und Fulda betreffend. 1828—1842. 
282 Blätter: Königl. Staatsarchiv zu Wiesbaden VII LR 1519. 

b) Acta ministerialia. Geistliche Verwaltung. — Die Errichtung 
einer katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg in Gemeinschaft mit 


' dem Kurfürstentum Hessen betr. 1828. 1829—1831. 1833; jetzt: Die 


Errichtung einer katholisch-theologischen Fakultät zu Limburg betr., 
VII St M 1513, 146 Blätter: Königl. Staatsarchiv zu Wiesbaden. 

©. Limburger Akten: Von den Akten des Limburger Dom- 
kapitels ist dem Verfasser nur ein Fascikel zugänglich gewesen, das offen- 


bar nur eine Auswahl darstellte und nur wenige Stücke enthielt, die sich 


nicht auch in den nassauischen Akten befanden. 
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II. Kapitel. Verhandlungen zwischen dem Herzogtum Nassau, 
dem Grossherzogtum Hessen und Kurhessen über die Begründung 
einer gemeinschaftlichen katholisch-theologischen Fakultät. 


Innerhalb der oberrheinischen Kirchenprovinz bestanden 
zur Zeit der Publikation der landesherrlichen Verordnung nur 
zwei katholisch-theologische Fakultäten, in Tübingen und in 
Freiburg. Demnach befanden sich nur Württemberg und Baden 
in der Lage, auf Grund bestehender Einrichtungen den ein- 
gegangenen Verpflichtungen entsprechen zu können. 

Die drei übrigen Vereinsstaaten, d. h. Nassau, Kurhessen 
und das Grossherzogtum Hessen konnten ihnen auf verschiedene 
Weise genügen. Die beiden zuletzt genannten hatten die 
Wahl, entweder ihre Theologen nach Tübingen und Freiburg 
zu schicken, oder aber an ihren Landesuniversitäten, zu. 
Marburg und Giessen, katholisch-theologische Fakultäten zu 
errichten. Nassau stand der erste Weg in gleieber Weise 
offen, aber nieht der zweite. Denn eine eigene Hochschule 
besass es nicht und Göttingen, das durch die mit Hannover 
abgeschlossene Konvention von 1817) zur herzoglich - nas- 
sauischen Landesuniversität bestimmt worden war, gehörte 
nieht zur oberrheinischen Kirchenprovinz. Unter diesen Um- 
ständen war es für Nassau von grosser Bedeutung, wenn die 
beiden Hessen oder auch nur eines von ihnen ihren Univer- 
sitäten katholisch-theologische Fakultäten hinzufügten. 


1) Diese Konvention wurde zwischen dem herzoglich nassauischen 
Regierungspräsidenten Ibell und dem hannoverschen Bundestagsgesandten 
Geh. Kabinetsrat von Martens am 28. Oktober 1817 zu Frankfurt abge- 
schlossen. Vgl. Akten betr. die Bestimmung der Universität Marburg 
zur Nassauischen Landesuniversität 1825, Univ.-Akten II Nr. 21 A, Bl. 1, 
St.-A. Marburg; Pütter, Versuch e. akad. Gelehrten-Geschichte v. d. Georg- 
Augustus-Universität, fortges. v. Saalfeld, 3. T., Hannover 1820, S. 50 ff. 
Da zahlreiche Nassauer in Marburg studierten, wurde in der Univ.-Deputa- 
tion die Frage aufgeworfen, ob nicht Marburg zur Landesuniversität für 
Nassau zu machen sei; nach Eingang einer Abschrift der mit Göttingen 
abgeschlossenen Konvention, die bis 1848 bestanden hat, wurde der 
Plan nieht weiter betrieben. 
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Bereits am 14. September 1828 richtete der Regierungs- 


- vizepräsident Möller in Wiesbaden an den ihm befreundeten 
- Vizekanzler Geheimen Regierungsrat Robert zu Marburg unter 


# 


Hinweis auf die durch die Frankfurter Konvention vom 
15. Nov. 1827 geschaffene Situation die vertrauliche Anfrage, !) 


- ob in Marburg eine katholisch-theologische Fakultät bestehe 


oder ins Leben gerufen werden würde. „Da... ich bezweifle, 
dass Sie Ihre jungen Leute werden anweisen wollen, eine 
ausländische Universität zu besuchen, zumal in Marburg schon 


_ katholischer Gottesdienst ist, also auch wenigstens 1 bis 2 


katholische Theologen sind, welche, wie die evangelischen 
Pfarrer, zugleich zu Professoren ernannt werden können, 
denen also wohl auch nur ein Mann beigegeben zu werden 
braucht, um eine Fakultät zu bilden, und dann das Ganze 
vollständig dasteht, indem die historischen, philosophischen, 
kirchenrechtlichen Collegia ohnehin schon vorgetragen werden, 
so leitet auch dies auf den Gedanken, dass jetzt, wo der 
Bischof von Fulda schon von Rom bestätigt ist, zur Bildung 
einer Fakultät in Marburg werde geschritten werden.“ Robert 
musste zwar in seiner Antwort vom 26. September d. J. die 


- gestellten Fragen verneinen, aber war offenbar für das an- 


geregte Projekt durch die geschickte Motivierung Möllers ge- 
wonnen, versprach, es in Cassel zu empfehlen, und ihm von 
dem Erfolge Kenntnis zu geben. 

Aber die Angelegenheit ruhte ein volles Jahr. Dann 
ergriff Möller von neuem die Initiative und zwar jetzt zu 
einem offiziellen Schritt. In einem an das herzoglich-nas- 
sauische Staatsministerium gerichteten Memorandum. vom 

1) Nass.-Akten VIII LR 1519, Bl. 4. 5. — G. Möller (geb. 28. Januar 
1777 zu Greiffenstein) wurde 1822 Vizepräsident, 1832 Präsident der 
Regierung in Wiesbaden, trat 1848 zurück, starb 1860 vgl. C. G. Firn- 
haber, die nassauische Simultanvolksschule Bd. 1, Wiesbaden 1881, S. 258 


Anm. 1, 2. Bd., 1883, S. 359. W. Sauer, Das Herzogtum Nassau i. d. 
Jahren 1813—1820, Wiesb. 1893, 8.32 Anm. 8. — Ueber G. Fr. K. Robert 


vgl. Strieder, Hess. Gelehrtengeschichte XII S. 48f, XVII 8. 382 ff., 


XVII S. 516. 
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30. September 1829!) unterzog er alle für Nassau bestehenden 
Möglichkeiten, den Frankfurter Beschlüssen gerecht zu werden, 
einer sorgfältigen Prüfung und stellte den Antrag, mit Kur- 
hessen oder dem Grossherzogtum Hessen behufs Gründung 
einer gemeinschaftlichen katholisch-theologischen Fakultät Ver- 
handlungen zu eröffnen, indem er selbst zugleich dafür ein- 
trat, der Universität Marburg den Vorzug zu geben. Für die 
nassauische Kirchenpolitik ist es charakteristisch, dass das 
Ministerium die Entscheidung über diesen Antrag zunächst 
aussetzte und Möller anwies, mit Bischof Brand von Limburg 
„Rücksprache“ ?) zu nehmen. 

Möller konnte für die Einleitung dieser Verhandlungen?) 
eben jene Denkschrift vom 30. September benutzen, da sie 
eine zusammenfassende Darstellung der damaligen kirchlichen 
Lage und der daraus sich ergebenden Schlussfolgerungen 
enthielt, und nur wenige redaktionelle Aenderungen erfor- 
derlich waren. Am Schluss fügte er hinzu: „Durch die An- 
nahme der Universität Marburg als Landesuniversität wird 
für die katholischen Theologen ebensowenig eine absolute 
Verbindlichkeit, diese zu besuchen, ausgesprochen, als solches 
bei Göttingen der Fall ist, vielmehr bleibt esihnen unbenommen, 
auch die anderen Universitäten zu benutzen. Indem ich Ew. 
Bischöfliehen Hochwürden diese Ideen mitteile, zweifle ich 
nicht, dass dieselben damit einverstanden sein und in ihrer 
Ausführung eine wesentliche Begünstigung zur höheren geist- 
lichen Kultur des katholisch geistlichen Standes finden 
werden.“ — Bischof Brand übersandte dem Präsidenten 
Möller zunächst einige „vertrauliche Bemerkungen.“*) „Als 
Herr Bischof Burg (v. Mainz) seines Informativprozesses 
wegen hier war, eröffnete mir derselbe, dass mit Einver- 

1) Vgl. Anlagen. 

2) Resolutio Serenissimi, Biebrich 10. Oktober 1829, VIII StM 1513, 
Bl.8. Beschluss des Staatsministeriums vom 10. Oktober VIII LR 1519, Bl. 11. 


3) Schreiben Möllers an Bischof Brand, Wiesbaden 29. Oktober 
1829, VII LR 1519, Bl. 12—17. 


4) Limburg, 4. Nov. 1829, VIII LR 1519, Bl. 18t. 
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-ständnis des grossherzoglich hessischen Staatsministeriums 
"das bisehöfliche Gymnasium in Mainz aufgehoben und statt 
dieses und der bisher mit Professoren schwach besetzten 
‚theologischen Fakultät eine neue theologische Fakultät er- 
‚richtet werden würde, woran die katholischen Theologen des 
- Herzogtums Nassau recht passend Teil nehmen könnten ... 
Als ich ferner Sr. Exzellenz dem Herrn Staatsminister Du 
Thil in Darmstadt die Ausfertigung des Informativprozesses 
übergab, sagte der Herr Staatsminister dasselbe. Es fragt 
sich also, ob die Anschliessung an die theologische Fakultät 
in Mainz nicht passender, und daher rätlicher wäre, als (an) 
Jene in Marburg, vorausgesetzt, dass in Mainz ausgezeichnete 
Professoren angestellt würden, was doch auch erst in Mar- 
burg geschehen muss. Der Einwand, dass es eine Universität 
sein müsse, muss nicht viel auf sich haben, weil Herr Bischof 
Burg, welcher in Frankfurt diese Bestimmung entwerfen half, 
erklärte, dass dieses nicht strieto sensu zu nehmen sei. Dazu 
kommt ferner, dass es in Mainz ebenfalls wohlfeil zu leben 
sei, dass das Grossherzogtum Hessen dem Herzogtum Nassau 
gewiss dieselben Vorteile zugestehen werde wie Kurhessen, 
‚dass Mainz noch näher unserem Lande liegt“ u.s.w. Machte 
sich Bischof Brand in diesen Ausführungen zum Sprecher der 
Wünsche gewisser Mainzer Kreise, so lieferte er zugleich 
einen Beitrag zur Beurteilung seiner eigenen Persönlichkeit, 
indem er den Schlusssatz hinzufügte: „Diese Punkte dürften 
vielleicht einige Berücksichtigung verdienen, und ich schreibe 
sie Ew. Hochwohlgeboren, um nur gehorsamst anzufragen, 
ob ich auf diese Ansicht eingehen, und in meinem Berichte 
die Sache so auseinandersetzen, oder davon abstrahieren, und 
den Antrag ebenfalls bloss auf Marburg stellen soll.“ 
Regierungspräsident Möller antwortete!) umgehend, in 
der einzig möglichen Form. Auch wenn die grossherzoglich 
hessische Regierung in Mainz eine vollständige theologische 
1) Schreiben, Wiesbaden 6. November 1829, VIII LR 1519, Bl. 20f; 


Limburger Akten Nr. 3. 
Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 4 
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Fakultät zu erriehten die Absicht hätte, für die Haltung 
-Nassaus wäre dies irrelevant. „Wenn man sich in Darmstadt 
über die Bestimmungen der Frankfurter Verträge hinwegsetzt, 
sn steht es dahin, ob nicht die übrigen verbündeten Regierungen 
dagegen remonstrieren; sollte aber auch dieses nicht geschehen, 
so sucht man wenigstens nassauischer Seits sie genau zu er- 
füllen und wird daher schwerlich an einer solchen Abweichung 
eigenen Anteil nehmen. Dies besonders bei dem vorliegenden 
Fall um so weniger, als dadurch ein Hauptzweck ganz un- 
erreicht bliebe. Dieser ist nämlich, dass die katholischen 
Theologen vollständige Gelegenheit haben sollen, sich höhere 
Gelehrsamkeit, überhaupt geistige Bildung in ausgedehnter 
Bedeutung dieses Worts aneignen zu können. Dazu bedarf 
es des Besuchs einer vollständig mit allen Fakultäten be- 
setzten Universität, nicht aber reicht eine einzelne theologische 
Fakultät hin, wenn diese auch noch so gut als solche besetzt 
sein sollte.“!) Ausdrücklich wird dem Bischof dann noch 
versichert, dass er volle Freiheit habe, ob er „unter Anführung 
der fraglichen, bisher hier unbekannt gewesenen, Mainzer 
Verhältnisse nur alternativ oder bestimmt für eine Universität 
sich aussprechen‘ wolle. 

Dass diese Auseinandersetzungen ihre Wirkung auf Bischof 
Brand nicht verfehlt haben, bewies das Antwortschreiben, 
das er auf die Anfrage der Regierung vom 29. Oktober 
d. J. am 18. November, nunmehr in offizieller Form, er- 
gehen liess.?) In diesem für den weiteren Fortgang der 
Angelegenheit wichtigen Schriftstück stellte sich der Bischof 


1) Mit einem Anflug von Humor fährt Möller fort: „Ich beziehe 
mich auf Ew. Hochwürden selbst; woher haben Sie Ihre tiefen Kenntnisse 
in der Naturkunde, in der Latinität, in der allgemeinen Weltgeschichte 
usw.® Gewiss nicht aus der theologischen Fakultät allein! und will man 
auch einige solcher Vorlesungen in Mainz halten lassen, so bleiben 50 - 
andere noch Bedürfnis, das der eine oder andere junge Mann je nach 
seiner Neigung fühlt und vermisst.“ 

2) Vgl. Anlagen. 
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. vollständig auf den Boden des Frankfurter Vertrags von 1827 
und bezeichnete dessen Bestimmung über das Universitäts- 
studium der katholischen Theologen als „weise und zweck- 
- mässig.‘“ Da sein früherer Plan eines eventuellen Anschlusses 
_ an die katholische Fakultät zu Mainz dadurch hinfällig ge- 
- worden war, dass er selbst jetzt von der bevorstehenden Ver- 
legung dieses Instituts nach Giessen durch die grossherzoglich 
hessische Regierung zu berichten wusste, da er ferner starke 
Bedenken hegte, eine Verbindung mit Freiburg oder Tübingen 
zu empfehlen, so blieb nur die Frage, ob eine und unter 
welchen Umständen zu errichtende Fakultät zu Giessen. oder 
Marburg den Vorzug verdiente. Auf dem Wege einer, kirchen- 
geschichtlich wichtigen, Statistik der drei Bistümer Mainz, 
Fulda, Limburg und durch eine Untersuchung der für eine 
ins Leben zu rufende Fakultät notwendigen Lebensbedin- 
gungen gelangte er zu dem Resultat, dass das erstrebte Ziel 
am besten erreicht werden würde, wenn die drei Staaten 
- Nassau und die beiden Hessen sich zur Gründung einer ge- 
meinschaftlichen hatholisch theologischen Fakultät vereinigten. 
Giessen erschien ihm hierfür der geeignetere Ort, auch Mar- 

- burg war ihm genehm, doch erst in zweiter Linie. Das 
herzoglich nassauische Staatsministerium, von dem Streben 
geleitet, in voller Uebereinstimmung mit den Wünschen des 
Bischofs Brand die Angelegenheit zu betreiben, acceptierte 
seine Vorschläge und beschloss den Versuch zu machen, 
mit Kurhessen und dem Grossherzogtum Hessen eine 
Vereinbarung über die Gründung einer katholisch- 
theologischen Fakultät zu Stande zu bringen und 
dafür zunächst die Universität Giessen ins Auge zu fassen. ') 
Für die Anfrage an Kurhessen wählte Präsident Möller 

die Form eines vertraulichen Schreibens an den Vizekanzler 
Robert und konnte dabei an die im Vorjahre geführte Kor- 


1) Bericht Möllers vom 20. November 1829, VIII StM 1513, Bl. 9; 
"Resolutio Serenissimi, Biebrich d. 28. Nov., ebend. Bl. 10; Erlass des 
“nass. Staatsministeriums an Möller, Wiesbaden 9. Dez. VIII LR 1519, Bl. 31. 
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respondenz anknüpfen, die freilich nach einmaligem Brief- 
wechsel ins Stocken geraten war, da Robert die Anweisung 
hatte, die Sache dilatorisch zu behandeln. !) Möller informierte 
jetzt Robert über die Absichten seiner Regierung in Bezug 
auf das gemeinsame Vorgehen der drei Staaten, erbat sich 
Auskunft, welche gegründete Aussichten für die Errichtung 
einer katholiseh-theologischen Fakultät in Marburg zur Zeit 
beständen und sprach die Zuversicht aus, mit Marburg oder 
Giessen rasch zum Ziele zu gelangen, da für die an letzterem 
Orte geplante Fakultät schon die Professoren ernannt seien. ?) 
Vizekanzler Robert, der eiligst den Ministerialrat Riess um 
Instruktion für die zu erteilende Antwort anging und dabei 
unter Hinweis auf die Interessen der Landesuniversität ein 
Eingehen auf den geschehenen Antrag empfahl, wurde darauf- 
hin durch das Staatsministerium „zur Unterhandlung über die 
deshalb nötigen näheren Verabredungen, namentlich in Be- 
ziehung auf die jenseitige Ausstattung der (einen nassauischen) 
Professur und die Unterstützung der dürftigen geistlichen Zög- 
linge aus dem Herzogtum Nassau, welche in Marburg Theologie 
studieren würden, ermächtigt.) Kurhessen suchte also die 
Frage hinsichtlich des Zusammengehens der drei Nachbarstaaten 
stillschweigend bei Seite zu schieben. Als nun aber Robert 
seiner Anweisung entsprechend nach Wiesbaden berichtete, 
erfolgte von dort umgehend eine zweite Anfrage, *) die dazu 
zwang, eine klare Antwort zu erteilen. Kurhessen lehnte nun- 
mehr die vorgeschlagene gemeinschaftliche Aktion mit dem 
Grossherzogtum Hessen mit der Motivierung ab, dass die Vorteile 


1) Oben 8. 46f. Robert an Geh. Rat Riess, Marburg 27. December 
1829. Kurhess. Akten, Minist. d. I., Rep. I tit. I Lit. Ca No. 2, Bl. 1. 

2) Möller an Robert, 24. Dec. 1829, Nass. Akten VII LR 1519, Bl. 32. 

3) Beschluss des Staatsministeriums vom 30. Dec. 1829, Rep. II 
ta elite Ca, INT. 22,2 BES: 

4) Roberts Schreiben an Möller vom 2. Januar 1830, Nass. Akten 
VII LR 1519, Bl. 313 Möller an Robert, Wiesbaden 7. Januar .d. J., 
ebend. Bl. 36. 
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einer solchen Vereinigung „von deren unausbleiblichen Nach- 


teilen, Verwieklungen und Schwierigkeiten gar sehr überwogen 
würden,“ erklärte sich dagegen bereit, mit Nassau allein an 


- der Marburger Universität eine katholisch-theologische Fakultät 


zu errichten, und machte für eine solche bereits detaillierte 
Vorschläge. !) 

Ob Präsident Möller seiner Vorliebe für den Anschluss 
Nassaus an Kurhessen gefolgt war und vielleicht gehofft hatte, 
dass von Cassel aus Angebote gemacht werden würden, die 
weiteren Verhandlungen nach der anderen Seite den Boden 
entzogen, jedenfalls entledigte er sich des ihm in Bezug auf 
das Grossherzogtum Hessen zu Teil gewordenen Auftrags 


‚erst zwei Wochen nach Absendung des ersten Schreibens an 


den Kanzler Robert und erst nachdem dessen erste Antwort 
in seiner Hand war. Unter dem 7. Januar 1830 richtete er 
dann an den grossherzoglich hessischen Bundestagsgesandten 
Freiherrn von Gruben zu Frankfurt a. M. ein Schreiben, 2) 


das von der durch die Frankfurter Uebereinkunft (1827) ge- 


Pir 


schaffenen Situation ausgehend, alle Vorteile eines Zusammen- 
schlusses der drei gleich interessierten Vereinsstaaten zum 
Zweck der Gründung einer katholisch-theologischen Fakultät 
an einer der beiden hessischen Universitäten hervorzuheben 
wusste und schliesslich die direkte Frage stellte, ob das 
grossherzoglich - hessische Gouvernement wohl geneigt. sein 
würde, auf eine Vereinbarung der bezeichneten Art einzu- 
gehen. Die Antwort?) war eine glatte Ablehnung. Einem 


1) Robert an Möller, Marburg 20. Januar 1830, ebend. Bl. 38—42. 

2) Nass. Akten VIII LR 1519, Bl. 34. 85. Noch an demselben Tage 
meldete Präsident Möller diese Eröffnung der Verhandlungen dem Bischof 
Brand, der seinerseits umgehend den Bischof Burg von Mainz, der schon 
vorher in der gleichen Richtung tätig gewesen zu sein scheint, davon 
unterrichtete und ihm nahelegte, für diese Angelegenheit den dirigierenden 
Staatsminister Freiherrn Du Thil zu interessieren. Vgl. Limburger Akten 
Nr. 5 und 9, Bl. 16, 24. 

3) Freiherr von Gruben an Präsident Möller, Darmstadt 20. Januar 
1830, ebend, Bl, 37, 
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Anschluss Nassaus an die beschlossene katholisch-theologische 
Fakultät zu Giessen wollte allerdings die grossherzogliche 
Staatsregierung nicht hinderlich sein, Ja sie erklärte sich so- 
gar „im Allgemeinen sehr gern bereit,“ darauf einzugehen, 
aber wies kurz und bestimmt eine weitere Ausdehnung der 
Gemeinschaft zurück, da eine solehe „zu verwickelte Ver- 
hältnisse“ herbeiführen würde. 

Das von dem Bischof Brand angeregte und von der 
nassauischen Regierung aufgenommene Projekt war mithin 
gescheitert, beide Hessen hatten fast mit den nämlichen Worten 
und zufällig auch an dem gleichen Tage ihre Mitwirkung 
versagt. 


IV. Kapitel. Die Verhandlungen zwischen Nassau und 
Kurhessen bis zum Abschluss des Frankfurter Vertrags am 
30. December 1830. 


Nassau befand sich infolge der Anerbietungen aus Cassel 
und Darmstadt in der vorteilhaften Lage, zwischen Giessen 
und Marburg wählen zu können. Ehe die Regierung jedoch 
eine Entscheidung traf, erwies sie, in Fortsetzung der bisher 
geübten Praxis, dem Landesbischof die Aufmerksamkeit, ihn 
wiederum zuerst um seine Meinung zu befragen.!) Bischof 
Brand entwickelte sie in einem längeren Schreiben vom 
20. Februar 1830,2) in dem er seine hohe Befriedigung mit 
der bisherigen Behandlung der Angelegenheit zum Ausdruck 
brachte und nun selbst den Anschluss an die Universität 
Marburg als das „Zweckmässigste“ bezeichnete, da das Gross- 
herzogtum Hessen noch keine positiven Vorschläge gemacht 


1) Präsident Möller an Bischof Brand, Wiesbaden d. 12. Februar 
1830, VIII LR 1519, Bl. 93. 
2) Bischof Brand an Präsident Möller, ebend. Bl. 94—99, 
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hätte!) und auch schwerlich so günstige Bedingungen würde 
stellen können, als sie bereits von Kurhessen proponiert 


- worden seien. „Werden meine Anforderungen ?) zugestanden,“ 


erklärte er am Schluss, „dann ist für die nassauischen Theo- 
logen eine treffliche Aussicht rücksichtlich ihrer theologischen 
Kurse eröffnet, und auch das Bistum darf sich dann Glück 
wünschen, dass die Anschliessung an die Universität Marburg 
geschah.“ Zugleich sprach er die Hoffnung aus, dass „viel- 
leicht schon gleich nach Ostern 1. J. unsere Theologen die 
Universität Marburg beziehen können.“ 


Dass Präsident Möller den Bericht an das Nassauische 
Staatsministerium über die Verhandlungen mit den beiden 
Hessen ?) und ihr negatives Ergebnis solange hinausgeschoben 
hat, bis er zugleich das eben besprochene Schreiben des 
Bischofs Brand vorlegen kounte, erwies sich als ein geschicktes 
Verfahren. Denn es wird in erster Linie dazu beigetragen 
haben, dass sein Antrag auf Abschluss eines Vertrages 
mit Kurhessen jetzt eine wohlwollende Aufnahme fand. Aus 
einem späteren Aktenstück *) ergiebt sich ferner, dass das rasche 
Vorgehen der grossherzoglich hessischen Regierung bei der 


1) Hier fügt Brand die interessante Bemerkung hinzu: „Auch hat 
sich die Gesinnung des Herrn Bischofs Burg in Mainz, welcher vor seiner 
Anwesenheit in Mainz sehr für die Vereinigung der 3 Staaten hinsichtlich 
auf Giessen eingenommen war, jetzt sehr geändert; ohne Zweifel glaubt 
derselbe seine spätere Meinung, die katholisch-theologische Fakultät für 
das Grossherzogtum Hessen in Mainz bestehen zu lassen, durchsetzen 
zu können, und der Anschluss an Nassau möchte demselben vor der 
Hand aus eben diesem Grunde nicht erwünscht sein.“ 


2) Sie betrafen einige Punkte in dem Schreiben des Vizekanzlers 
Robert von 20. Januar, die dann den Wünschen des Bischofs entsprechend 
behandelt wurden vgl. unten Seite 63. 


3) Bericht vom 27. Februar 1830, VII StM 1513, Bl. 11—14. 


4) Bericht des Bischofs Brand an den Staatsminister, Limburg 
12. Okt, 1831, Nr. 3, VIII StM 1513 Bl. 78—88, 
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Gründung der katbolisch-theologischen Fakultät zu Giessen !) 
auf nassauischer Seite damals als Beweis dafür galt, dass 
ein Anschluss Nassaus von der anderen Seite gar nicht ge- 
wünseht wurde. Auch eigene persönliche Erfahrungen führte 
Möller in seinem Bericht gegen Giessen ins Feld ?) und unter- 
liess nicht, darauf hinzuweisen, dass die Fakultät an diesem 
Orte unter den Einfluss eines staatsfeindlichen Bischofs treten 
würde.?) Jetzt hielt er auch den Zeitpunkt für gekommen, über 
die Gegenstände, auf die nassauischer Seits bei den bevor- 
stehenden Unterhandlungen Bedacht genommen werden müsste, 
bestimmte Vorschläge zu machen. — Durch Erlass des Staats- 
ministeriums vom 25. März empfing er die Mitteilung, dass 
seine Anträge die höchste Genehmigung gefunden hätten; ‘) 
am 2. April eröffnete er die Verhandlungen mit Kurhessen. °) 

Die Aussichten auf eine rasche Verständigung schienen 
günstig. Die beiden Unterhändler hatten lebhaftes Interesse 


1) Die Stiftungsurkunde vom 22. Juni 1830 abgedruckt: A. Lutter- 
beck, Geschichte der katholisch-theologischen Fakultät zu Giessen, Giessen 
1860, 8. 25 ff. 

2) „Auch ich, der ich meinen akademischen Kurs teils in Giessen, 
teils in Marburg gemacht habe, kann nach dieser eigenen Erfahrung und 
nach dem, was ich bis in die neueste Zeit von dem Zustand beider 
Universitäten gehört habe, nur Marburg den Vorzug geben. .... Ich 
darf hierbei nicht unbemerkt lassen, dass die Lehrer am Gymnasium zu 
Weilburg, wie höchsten Orts erinnerlich sein wird, von jeher über die 
üblen Sitten der von Giessen nach Weilburg kommenden Studenten 
geklagt haben u. s. w.“ 

3) „Ueberdies sind es gewiss keine guten Auspizien, wenn eine 
theologische Fakultät unter dem Einfluss eines Bischofs (se. Burg von Mainz) 
gegründet und besetzt wird, dessen Ueberzeugung es ist, er dürfe oder 
brauche den Gesetzen des Landesherrn keinen Gehorsam zu schwören; 
und die Grundsätze, welche eine Fakultät bei ihrer ersten Gründung 
annimmt, tragen sich auf lange Zeit hinaus in derselben tort.“ 

4) Resolutio Serenissimi, Biebrich 17. März 1830, VIII St. M. 1513, 
Bl. 15; Schreiben des Staatsministeriums an Möller, VIII LR 1519, Bl. 106. 

5) Möller an Robert, ebend., Bl. 107—111; Bischof Brand, der von 
diesem Schreiben sofort Kenntnis erhielt, billigte es vgl. ebend., Bl. 112. 
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für die Sache und standen in freundlichen persönlichen Be- 
ziehungen. Erheblichere sachliche Differenzen waren kaum zu 
erwarten, da die Möllerschen Vorschläge bereits in Beziehung 
auf das Schreiben des Vizekanzlers Robert vom 20. Januar d. J. 
entworfen worden waren, in dessen Beantwortung sie jetzt Auf- 
nahme fanden. Auch die bestimmte Erklärung des nassauischen 
Bevollmächtigten, dass seine Regierung zum Abschluss einer 
auf die Anerkennung dieser Vorschläge gegründeten Ueber- 
einkunft bereit sei, konnte nur dazu beitragen, dieser den 
Weg zu ebnen. 

Der von Nassau an den Tag gelegte Eifer fand je- 
‘doch auf der anderen Seite nicht den erwarteten Widerhall. 
Der Vizekanzler Robert hat freilich über die Propositionen 
des Präsidenten Möller sofort dem Kurfürsten Bericht erstattet 
und bei dieser Gelegenheit aufs neue alle Gründe, die für 
die Errichtung der Fakultät sprachen, geltend gemacht, !) 
aber es gelang ihm nicht, eine rasche Entscheidung herbei- 
zuführen, auch nicht durch die spätere Mitteilung von der 
bevorstehenden Eröffnung der Fakultät zu Giessen. ?) Das 
kurhessische Ministerium war durchaus nicht geneigt, einer mit 
Geldopfern verbundenen Veranstaltung beizutreten, ohne den 
Versuch gemacht zu haben, die damit verbundenen Lasten der 
Staatskasse abzunehmen und auf andere Schultern abzuwälzen. 


1) Bericht Roberts an den Kurfürsten vom 5. April 1830, Kurhess. 
Akten Rep. II tit. ILit. Ca Nr. 2, Bl. 18-24. Er machte hier u. a. 


- darauf aufmerksam, dass, falls die Errichtung der Fakultät unterbliebe, 


sämmtliche katholische Theologie Studierende aus Kurhessen nicht nur 
ihre eigenen Mittel sondern auch die Unterstützungen, die den nicht 
wenigen Bedürftigen unter ihnen auf Grund des Frankfurter Vertrags von 
1827 darzureichen wären, im Ausland ausgeben würden, während diese 
Summen im entgegengesetzten Falle dem Vaterland erhalten blieben und 
ausserdem für die Marburger Universität Zuzug von aussen zu erwarten 
wäre, vielleicht auch später die Erklärung zur Nassauischen Landes- 
universität an Stelle von Göttingen. 

2) Privatbrief Roberts an Ministerialrat Riess vom 12. Mai 1830, 
ebend. Bl. 33. 
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Dazu kam, dass es von seiner schon auf den Frankfurter 
Konferenzen betätigten Gewohnheit, auch solehe Angelegen- 
heiten, die eine rasche Erledigung verlangten, langsam zu 
behandeln, hier nicht abwieh. Robert erhielt daher zunächst 
den Auftrag, behufs Übernahme eines Teils der Kosten mit der 
Universitäts- Administrationskommission und dem Stadtrat zu 
Marburg Rücksprache zu nehmen.!) Seine Bemühungen waren 
nieht ohne Erfolg. Die erstere lehnte allerdings alle Zuschüsse 
ab, die Marburger Stadtvertretung aber stellte gegen gewisse 
Vergünstigungen einen jährlichen Betrag von 800 Talern zur 
Verfügung.?) Trotzdem erfolgte keine Entscheidung in der 
Fakultätsfrage und konnte während des ganzen Sommers auch 
nicht erfolgen, da Kurfürst Wilhelm II. in den Monaten Juni 
bis September ausser Landes war und jene Reise nach Wien 
unternahm, um für die Gräfin Reichenbach die Erhebung in 
den fürstlichen Stand zu erwirken.?) Auch der gefährlichste 


1) Allerhöchster Beschluss im Staatsministerium am 2. Juni 1830, 
Marginalnote auf dem Bericht Roberts vom 5. April d. J., vgl. 5. 57 Anm. 1. 

2) Robert an den Kurfürsten, 30. Juni 1830: Kurhess. Akten Rep. II 
tit. I Lit. Ca. Nr.2, Bl. 38—50. Der Magistrat von Marburg erbot sich 
zuerst durch Schreiben vom 18. d. M., jährlich 300 Taler aus der Stadt- 
kasse beizutragen, wenn diese dafür von den Beiträgen zur Kreiskasse 
befreit würde wie die Casseler Stadtkasse. In einem zweiten Schreiben, 
vom 29. d. M., erklärte sich der Magistrat mit Zustimmung der Repräsen- 
tanten der Bürgerschaft bereit, weitere 500 Taler jährlich zu zahlen, 
„wenn der Stadt gestattet würde, diesen Betrag durch eine Auflage auf 
Rum, Cognae und Liqueur, welche der Stadt nichts entrichteten, sowie 
durch eine angemessene Erhöhung des Geschosses der vermögenden 
Gewerbetreibenden und Grundbesitzer oder sonst zweckmässige nicht 
drückende Mittel aufzubringen.“ Robert verweist ausserdem seinerseits 
auf den Seminariumsfonds des Fürstentums Fritzlar, der ungefähr 8000 fl. 
besitze und noch keine definitive Bestimmung erhalten habe. — Über die 
Verhandlungen der Universitäts-Administrations-Kommission, vgl. noch 
„Akten Kurfürstl. Universität Marburg betr. die kathol.-theol. Fakultät, 
Beitrag zu den Kosten derselben,“ Rep. I tit. I Lit. Ca Nr. 5. 

3) C.W.Wippermann, Kurhessen seit dem Freiheitskriege, Cassel 1850, 
S. 195f.; Fr. Münscher, Geschichte von Hessen, Marburg 1894, 8. 495; 
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Gegner des ganzen Fakultätsprojekts, der Bischof von Fulda, 
begann sich zu regen, aber seiner Einsprache vom 27. August !) 


ist erst später das Gewicht beigemessen worden, das ihr zu- 


kam. 


H. v. Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert, 4. Bd., 
Leipzig 1889, S. 127. 

1) Bischof und Domkapitel zu Fulda an das Staatsministerium, 
Fulda d. 27. Aug. 1830, betr. die landesherrliche Verordnung v. 30. Jan. 
d. J. (über diese vgl. unten) abgedruckt: Allgemeiner Religions- und 
Kirchenfreund Nr. 63. 64, Würzburg 9. 12. August 1831, S. 1034—1046. 

Nr. 11. „Die für die zwecekmässige Bildung der Kandidaten des 
katholischen geistlichen Standes in dem $ 25 ausgesprochene Sorgfalt 
verdient zwar allen Dank, aber nach den Vorschriften des Konziliums 
von Trient sollen die Lehranstalten für angehende Geistliche in einem 
der Kathedralkirche nahen Collegium oder einem anderen angemessenen 
Orte, der vom Bischof auszuwählen ist, eingerichtet werden. Diese Ein- 
richtung entspricht dem Bedürfnisse der Kandidaten, die meistens mittel- 
los sind und darum an den kostspieligen Besuch der Universität kaum 
denken dürfen, nieht nur in ökonomischer sondern auch in religiös- 
moralischer Hinsicht, indem die Erfahrung lehrt, dass selbst junge 
Theologen durch den auf Universitäten herrschenden rohen und unsittlichen 
Ton und die verführerischen Beispiele verderbt, und um den echt 
geistlichen, stillen, bescheidenen, nüchternen, keuschen und frommen 
Sinn, ja durch die Neologie und ungebundene Lehrfreiheit der Dozenten 
oft um allen geistlichen Glauben und um. die Ruhe und Festigkeit des 
Gemütes und Willens gebracht werden, ein Nachteil, der durch Herbei- 
ziehung katholischer Professoren um so weniger vermieden werden wird, 
als man deren Auszeichnung nicht selten nach ihrer Keckheit, dem 
Kirehenoberhaupte zu trotzen, abzumessen und dem Bischofe auf ihre 
Wahl oder Beibehaltung keinen entscheidenden Einfluss einzuräumen 
pflegt, wie es denn dem so gerechten Tadel unterliegenden Doktor 
Multer gelang, gegen seine geistliche Oberbehörde in Schutz genommen 
zu werden, ja es ihm sogar ungestraft hinging, dass er dieselbe durch 
boshafte Eingaben höchsten Orts schmählich verleumdete und verhöhnte. 
An jene Bestimmung des Konzils von Trient wird sich der Bischof 
zu Fulda halten, und zwar um so mehr, als mit dem klerikalischen 
Seminarium daselbst aus den eigenen, die Staatskasse glücklicher Weise 
erleichternden Kräften desselben eine theologische Lehranstalt verbunden 


ist, an welcher die Kandidaten den nötigen Unterricht in allen Fächern, 


und zwar jenen gesunden, rein katholischen und vollständigen Unterricht 
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Infolge dieser Umstände verschleppte sich die Beant- 
wortung der nassauischen Anfrage vom 2. April um ein halbes 
Jahr, und Kanzler Robert hatte alle Mühe, den wiederholt 
und immer dringender sich erkundigenden Präsidenten Möller ') 
zu beruhigen und zu vertrösten. Nach der Rückkehr des 
Kurfürsten am 12. Sept. hat übrigens das Staatsministerium 
die Sache tunliehst beschleunigt. Denn schon am 14. Sept. 
erwirkte es die allerhöchste Genehmigung seines schon am 
14. Juli eingereichten Antrags, für die zu begründende Fakultät 
jährlich 800 Fl. vom 1. Oktober 1. J. ab aus der Staatskasse 
zu bewilligen und zu den weiteren Verhandlungen den Vize- 
kanzler Robert zu ermächtigen.?) Dieser, durch Riess von 
dieser Entscheidung sofort in Kenntnis gesetzt, beeilte sich, 
sie nach Wiesbaden zu melden, aber hat dann doch noch 
mehr als einen Monat warten müssen, ehe das Ministerium 
ihm am 26. Oktober den Auftrag erteilte, 3) „mit dem herzoglich- 
nassauischen Bevollmächtigten einen Vertrag über die in Ge- 
meinschaft mit dem Herzogthum Nassau zu stiftende katholisch- 
theologische Fakultät zu Marburg mit Vorbehalt der höheren 
Ratifikation abzuschliessen“. Ein besonderer Grund dieser 


empfangen können, für dessen Erteilung der Bischof nach der Ermahnung 
des Apostels Paulus gewissenhaft zu wachen hat.“ 

Nr. 12. „Es ist hart und in mehr als einer Hinsicht nachteilig, wenn 
nach $ 26 Kandidaten der Theologie nicht früher im das Priesterseminar 
aufgenommen werden sollen, als nachdem sie bereits drei Jahre Theologie 
studiert haben. Das Trienter Konzil verordnet hierüber weislicher; und 
Bedürfnis nebst anderen Umständen macht oft eine frühere Annahme 
nötig. Der Diözesanbischof hat demmächst allein die Zeit ihres Auf- 
enthaltes im Seminar, die zum Teil von individuellen Verhältnissen 
abhängt, zu bestimmen, und kann sich auch hierin keine Schranken 
setzen lassen. Kin Jahr ist offenbar zu wenige und glücklicherweise kann 
das Seminar einen längeren Aufenthalt der Kandidaten bestreiten.“ 

Nr. 13 wendet sich gegen $ 79 (Konkursprüfung). 

1) Schreiben Möllers an Robert vom 23. Mai, 1. Juli und 


18. August 1830: ib. Bl. 35, 52, 37. 
2) Ebendort Bl. 40. 41. 


3) Nass. Akten VII L R 1519, Bl. 139, 
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- neuen Verzögerung, die Robert eine etwas gereizte Rückfrage 
- Möllers eintrug,!) ist aus den Akten nicht zu ersehen, aber 
die politische Lage Kurhessens war in jenen Wochen eine 
- so gespannte,?) dass die vorliegende Frage in der Tat leicht 
hinter den grossen Aufgaben, die am 19. September zur Be- 
- rufung des Landtags führten, zurücktreten konnte. 

Die Erteilung der Vollmacht für Präsident Möller erfolgte 
bereits am 8. November.?) Der Umstand, dass sie die eigen- 
händige Unterschrift des Herzogs Wilhelm trug, während die 
für den Kanzler Robert ausgestellte nur von dem Ministerium 
des Innern unterzeichnet war, und auch dann nicht durch eine 
von dem Kurfürsten selbst signierte ersetzt wurde, als er einen 
dahingehenden Antrag an das Ministerium richtete, veranlasste 
noch eine Korrespondenz zwischen den beiden Delegierten,*) 
schuf aber keine ernstlichen Schwierigkeiten. Besondere In- 
struktionen wurden den Kommissaren nicht übergeben.) Die 
Konferenz hat am 27. December und den folgenden Tagen 
im Gasthof zum Schwan zu Frankfurt a. M. stattgefunden 
und zu der Abmachung geführt, deren Text in den Anlagen 
abgedruckt ist. 

Über diesen Vertrag haben die beiden Bevollmächtigten 
ihren Regierungen sofort eingehende Berichte geschiekt,‘) in 
denen die Fassung der einzelnen Artikel motiviert wird. 
Beachtenswert sind ihre Bemerkungen zu dem grundlegenden 
ersten Artikel. Möller schreibt: „Hohes Staatsministerium 


1) Kurhess. Akten Rep. II tit. I lit. Ca. Nr. 2, Bl. 54. 

2) Wippermann 8. 196 ff. Treitschke a. a. @. S. 128 ff. 

3) Kurhess. Akten Rep. II tit. I lit. Ca. Nr. 2, Bl. 61. 

4) Über .diese Episode vgl. Nass. Akten VII LR 1519, Bl. 123—128, 
133—135. 

5) Robert sollte abschliessen nach seinen „einberichteten deshalbigen 
Ansichten“, Möller wurde verwiesen auf das Rescript vom 25. März d. J. 

6) Präsident Möller an das Herzoglich Nassauische Staatsministerium, 
Wiesbaden, 4. Januar 1831: Nass. Akten VIII St M 1513, Bl. 20—23; 
Kanzler Robert an den Kurfürsten von Hessen, Marburg, 1. Januar 1831: 
Kurhess. Akten Rep. I tit. I lit. Ca. Nr. 2, Bl. 58—60. 


wird finden, dass der Hauptgesichtspunkt gehörig gewahrt 
worden ist, wonach die bischöflichen Seminare nur als Lehr- 
anstalten für den praktischen Unterricht, die Fakultät aber 
als diejenige erscheine, in welcher in Verbindung mit den 
übrigen Fakultäten der Universität der ganze theoretische Teil 
der Theologie und ihrer Hülfswissenschaften vollständig ge- 
lehrt werden soll,“ während Robert die Erklärung gibt: „Das 
Aufhören alles theoretischen Unterrichtes in den geistlichen 
Seminaren schien zur Erreichung der Zwecke der zu stiftenden 
Fakultät ganz unbedingt erfordert zu werden.“ Diese Worte 
der beiden Bevollmächtigten unterscheiden sich durch eine für 
die Haltung der Regierungen, die sie vertraten, charakteristische 
Nuance, indem Kanzler Robert es für zweckmässig hält, diesen 
ersten Artikel zu rechtfertigen, während Möller, und zwar 
mit Recht, betont, das staatliche Interesse voll gewahrt zu 
haben. Eine Preisgabe des letzteren lag freilich auch dem 
Marburger Kanzler sehr fern, wie seine Ausführungen zu 
Art. 7 und 8 beweisen: „Die freie Wahl innerhalb der Staaten 
des oberrheinischen Vereins ist dem Frankfurter Vertrag ge- 
mäss. Es würde aber die gesetzliche Vorschrift für die dies- 
seitigen Studierenden, die beiden ersten Jahre auf der Landes- 
Universität zuzubringen, demnach bestehen können, indem der 
Art. 8 nur die Verwendung des Einflusses jeder Regierung 
zusagt, damit die katholischen Theologen die Landes-Fakultät 
zu Marburg besuchen, diese Verwendung aber hier in jener 
Verordnung bestehet. — Dass der Vertrag kein Fakultäts- 
examen nach Beendigung der akademischen Studien erfordert, 
schliesst eine deshalbige Verordnung in dem einen und anderen 
Staate nicht aus; vielmehr ist in dem 3. Artikel auch solcher 
Prüfungen bereits gedacht.“ ö 

Aber auch das Interesse der römisch-katholischen Kirche 
sehien gewahrt. Bischof Brand von Limburg hatte nicht unter- 
lassen, dem Präsidenten Möller seine Wünsche in Bezug auf 
die beabsichtigte Fakultät in präziser Formulierung vorzutragen. 
Jenes Schreiben des Kanzlers Robert vom 20. Januar hatte 
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ihn veranlasst zu verlangen,!) 1) dass an dieser Fakultät 
wenigstens vier ordentliche Professoren angestellt würden; 
2) dass diese Fakultät gleichen Rang und gleiches Recht mit 


- der evangelisch-theologischen erhielte; 3) dass alle katholisch- 
theologischen Kollegien für alle Theologen frei sein sollten?) 


und zwar für die bemittelten wie für die unbemittelten, doch 
unter gewissen Beschränkungen. Als Möller ihm dann von 
der bevorstehenden Besprechung mit Robert Mitteilung machte, 
hat er nochmals Gelegenheit genommen, seine Wünsche zu 
äussern.?) Zum Teil deeken sie sich mit den eben erwähnten, 
neu waren die Forderungen, dass die nassauische Regierung 
auf die Verleihung kurhessischer Stipendien an nassauische 
Theologen Einfluss erhalten und zwei der Professoren ernennen 
sollte. Dem letzteren Wunsch wurde die sehr beachtenswerte 
Begründung beigefügt: „Damit wir den notwendigen Einfluss 
hinsichtlich. unserer Kandidaten auf diese Fakultät behaupten 
können, und Kurhessen uns dann nicht vielleicht aus der 
Fuldaer Geistlichkeit Männer zu Professoren setzet, welche 
das Erforderliche, wie wir es wünschen, nicht leisten. Auf 
diesen Punkt muss ebenfalls meiner Meinung nach alles Ge- 


- wicht gelegt werden.“ Ein Vergleich des Frankfurter Ver- 


trags mit den Wünschen des Bischofs Brand liefert den Be- 


1) Bischof Brand an Präsident Möller, 20. Februar 1830: VOILR 
1519, Bl. 94—99. 

2) Wenn Bischof Brand auf die Zahlung von Vorlesungshonoraren 
zu sprechen kam, wurde er stets etwas lebhaft. So schrieb er am 
17. November 1830 dem Präsidenten Möller im Anschluss an seine Er- 
fahrungen mit der neuen Fakultät in Giessen: „Kollegiengelder sind für 
die Professoren entehrend, sowie für den Staat. Man bezahle die Lehrer 
gehörig, dass diese Bettelei aufhöret, und nicht der Professor mit Scham- 
röte eine Steuer beziehet, welche den unbemittelten Studierenden so sehr 
drücket. Mir fällt da immer die Geschichte des geldgierigen Michaelis 
ein.“ In einer Nachschrift erzählt er noch von einer angeblichen Schädigung 


nassauischer Theologen durch die Universität Freiburg. 


3) Schreiben an Möller, 23. Dezember 1830, VIIT LR 1519, Bl. 
137—139. 
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weis, dass diese ausnahmslos erfüllt worden sind und wenigstens 
von der Freiheit der Kollegien steht fest, dass sie eine durch 
Möller erwirkte Konzession war. Dieser Befriedigung aller 
bischöflichen Ansprüche kam ein um so grösseres Gewicht zu, 
da es Bischof Brand gewesen war, der in den letzten Monaten 
auf ein energischeres Betreiben der Fakultätsangelegenheit 
gedrungen hatte!) und in immer stärkeren Ausdrücken das 
katholisch kirchliche Interesse an der Stiftung der Fakultät 
betonte.?) 

Die Erwägungen, die zum Abschluss der dem Vertrag bei- 
gefügten Sonderartikelgeführt haben, waren nach MöllersSpezial- 
bericht an das nassauische Ministerium®) folgende: „Bei den 
Frankfurter Verhandlungen über die Einrichtung der katholisch 
kirchliehen Verhältnisse in der oberrheinischen Provinz ist be- 
kanntlich festgesetzt worden, dass Niemand zu einer bischöflichen 
Stelle oder zur Stelle eines Domherrn gelangen soll, weleher nicht 


1) Möller an das Ministerium, 30. Oktober 1830, VIII St M 1513, Bl. 17. 

2) Bischof Brand an Möller, 17. November 1813, VIII L R 1519, 
Bl. 139 #f.: „Indessen stellt sich aus diesen Verhältnissen (se. denen an 
der neuen katholisch-theologischen Fakultät zu Giessen) die Notwendig- 
keit immer dringender heraus, dass unsre theologisch katholische Fa- 
kultät in Marburg recht bald errichtet werde. Da der Zusammentritt 
Ew. Hochwohlgeboren mit Herrn Kanzler Robert in Frankfurt sehr nahe 
ist, so wiederhole ich meine gehorsamste Bitte, die Sache geneigtest zu 
beschleunigen. Seine Herzogliche Durchlaucht hatten die höchste Gnade, 
mich in Montabaur zu versichern, dass von unsrer Seite keine Hinder- 
nisse obwalten dürfen, um schnell zum Zwecke zu kommen.“ Die diesem 
Brief anschliessende Nachschrift, in der er jenes Vorkommnis in Freiburg 
(vgl. 8.63 n. 2) erzählte, schloss mit den Worten: „Diesen Vorgang 
wollte ich Ew. Hochwohlgeboren deswegen mitteilen, um nur einstweilen 
anzudeuten, welches verdienstliche Werk Hochdieselben der katholischen 
Theologie leisten, wenn die Fakultät in Marburg recht bald ihre Ein- 
riehtung erhält.“ — Auch noch in dem Schreiben des Bischofs Brand an 
Möller vom 23. Dezember 1830, VIII L R 1519, Bl. 137ff. erklärte er 
diesem, „sich sehr zu freuen, dass nun die Errichtung der theologisch- 
katholischen Fakultät in Marburg das gewünschte Ende erreichet.‘“ 

3) Bericht vom 4. Januar 1831, VIII St M 1513, Bl. 33. 
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- vorher die von den vereinigten Staaten angenommenen Grund- 

‚ sätze als die richtigen anerkannt hat. Hiermit steht in enger 

- Verbindung die weitere gemeinschaftliche Bestimmung, dass 

- die Kandidaten der katholischen Theologie auf einer innerhalb 
der oberrheinischen Provinz befindlichen Universität studieren 

- sollen. Beide Bestimmungen haben den Zweck, dass nach 
und nach der ganze katholische Klerus für diese Grundsätze 
durch Überzeugung gewonnen werden soll. Um diesen Zweck 
zu sichern, ist es daher von der grössten Wichtigkeit, dafür 
zu sorgen, dass die Lehrer an den katholisch-theologischen 
Fakultäten der Universitäten eben diese Grundsätze hegen 
und die jungen Theologen danach belehren. Ich musste des- 
halb darauf bedacht sein, dass bei der mit. Kurhessen zu er- 
richtenden gemeinschaftlichen Fakultät dieser Punkt gewahrt 
werde und insbesondere aller Einfluss des durchaus nicht für 
diese Grundsätze eingenommenen Domkapitels zu Fulda gänz- 
lich ausgeschlossen werde.“ 

Kanzler Robert fasste sich in seinem Bericht an den Kur- 
fürsten!) erheblich kürzer und bezeichnete „die Sicherung der 
von den in der oberrheinischen Kirchenprovinz vereinigten 
Staaten zur gleichmässigen Einrichtung der katholisch-kirch- 
lichen Verhältnisse in dieser Provinz angenommenen Grund- 
sätze und die Unabhängigkeit der zu stiftenden wissenschaft- 
lichen Lehranstalt von geistlichen Einflüssen“ als den Zweck 
dieser „besonderen Artikel,“ indem er sich zugleich auf das 

- Regulativ vom 31. August 1829 $ 52?) berief. 

Die Anregung zur Aufstellung dieser Artikel scheint dem- 

nach von dem nassauischen Bevollmächtigten ausgegangen zu 


1) Er erstattete ihn in der Form einer „Ersten Nachschrift zu dem 
Bericht vom 1. Januar 1831“ auf einem besonderen Blatt: Rep. II tit. I 
lit. Ca. No. 2, Bl. 69. 

2) „Sollte der Bischof eine Untersuchung in Beziehung auf die 
Lehre der Universitätsprofessoren nötig erachten, so kann solche nicht 
anders als mit Unserer Genehmigung Statt finden.“ Veröffentlicht erst: 
Sammlung von Gesetzen für Kurhessen 1834, S.4f.; Walter, Fontes S. 351 ff. 

Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 5 
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sein, und Kanzler Robert hatte offenbar zu erwartende Gegen- 
strömungen im Auge, als er den eben erwähnten Worten die 
Bitte hinzufügte, „dass, falls die Ratifikation (dieser Artikel) 
etwa Anstand jeidätt sollte, doch die des Hauptvertrages 
darüber nicht ausgesetzt werden möge.“ 

Was das Verhältnis dieser Separatartikel zu dem Haupt- 
vertrag anlangt, so stellen sie sich als eine Ergänzung dar, 
die aus der Frankfurter Konvention von 1827, der landes- 
herrlichen Verordnung vom 30. Januar 1830 und eben jenem 
Regulativ mit Notwendigkeit sich ergab und die Konsequenzen 
der hier niedergelegten Grundsätze für den konkreten Fall 
der Gründung einer theologischen Lehranstalt zu ziehen unter- 
nahm. Die Vermutung Möllers, dass „diese Bestimmungen, 
wenn sie der katholischen Geistlichkeit bekannt würden, bei 
manchem leicht Anstoss erregen und Veranlassung zu ähn- 
lichen Äusserungen geben könnten wie es bei Bekanntwerden 
der Pragmatik geschah,“ war sicher keine zu weit gehende 
Befürchtung und rechtfertigte daher die, strikt durchgeführte, 
Sekretierung dieser Übereinkunft. 

Mit dem Abschluss dieses Vertrages konnte die Gründung 
der katholisch-theologischen Fakultät in Marburg gesichert er- 
scheinen. Aber schon nach den ersten Schritten zur Ver- 
wirklichung der getroffenen Abmachungen regte sich die kle- 
rikale Opposition und fand in den politischen Verhältnissen 
Kurhessens, die eben jetzt ein höchst kritisches Stadium er- 
reichten, eine bedeutsame Unterstützung. 


V. Kapitel. Von dem Abschluss des Frankfurter Vertrags 
bis zur Konstituierung der Fakultät am 19. Mai 18931. 


In Nassau fanden die durch die Vereinbarungen vom 
30. Dezember 1830 notwendig gewordenen weiteren Mass- 
nahmen eine rasche und glatte Erledigung. Herzog Wilhelm 
unterzeichnete am 14. Januar die Separatartikel zu dem 
Frankfurter Vertrag, ratifizierte den letzteren am 22. Januar 
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und vollzog die Stiftungsurkunde am 24. März.) Gleichzeitig 
begannen die Bemühungen des Präsidenten Möller, für die 
nassauischerseits zu besetzenden Professuren geeignete Per- 
sönlichkeiten zu gewinnen. Auch diese Verhandlungen hat 
er nicht geführt, ohne sich der vorherigen Zustimmung des 
Bischofs Brand zu vergewissern. Mit der Ernennung Senglers, 
die am 29. März erfolgte, war Bischof Brand „vollkommen 
einverstanden“ und hatte ihn angelegentlichst dazu empfohlen.) 
Und als er sich für die Berufung Staudenmaiers aus Giessen 
interessierte, fand dieser Vorschlag seitens der Regierung das 
grösste Entgegenkommen; es war nicht ihre Schuld, dass die 
Verhandlungen zu ‚keinem positiven Ergebnis führten.’) 

In Cassel herrschte am Anfang des neuen Jahres grosse 
Aufregung. An eben jenem 30. Dezember 1830, an dem in 
Frankfurt die Konferenz zwischen Möller und Robert stattfand, 
war dem Kurfürsten Wilhelm II von Hessen der Entwurf 
einer Verfassungsurkunde vorgelegt worden, der dann am 
5. Januar 1831 von diesem unterzeichnet und am 8. Januar 
im Beisein der aus Fulda zurückgekehrten Kurfürstin 
proklamiert wurde.) Es war ein grosser Tag, aus allen 
Kreisen der Bevölkerung wurden dem Kurfürsten stürmische 
Övationen dargebracht, und in der Verwirklichung der lange 
versagten Wünsche begrüsste man den Anbruch einer neuen 
Zeit. Da erfolgte auf die am 10. Januar sich verbreitende 
Nachricht von der Rückkehr der Gräfin Reichenbach jener 
Jähe Umschlag in der Stimmung der Bevölkerung, der allerdings 
die sofortige Entfernung der Maitresse zur Folge hatte, aber 
zugleich den Kurfürsten in einen Zustand so tiefer Verbitterung 


1) Möller übersandte diese Schriftstücke am 25. März an Robert, 
Rep. II tit. I lit. Ca., Bl. 103 ff. 

2) Bericht Möllers an das Staatsministerium vom 26. März 1831, 
VII St M 1513, Bl. 50. i 

3) Über Sengler und Staudenmaier vgl. unten. 


4) Wippermann a. a. 0. S. 211. 
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versetzte, dass er nach dem Schluss des Landtags am 9. März 
Cassel verliess, um nie wieder dahin zurückzukehren.) 
Diese Ereignisse waren nicht dazu angetan, zur Stabilität 
der kurhessischen Verhältnisse Vertrauen zu erwecken. Daher 
erfuhr Kanzler Robert von seiten Möllers eine prompte Absage, 
als er unter Hinweis auf den durch die Unruhen in Göttingen 
herbeigeführten Schluss der dortigen Vorlesungen die ver- 
trauliche Anfrage ?) stellte, ob diese Vorgänge eine Veränderung 
in der bisherigen Stellung Göttingens als nassauische Landes- 
universität nach sich ziehen würden und ob nicht in diesem 
Fall mit der Universität Marburg ein entsprechendes Vertrags- 
verhältnis eingegangen werden könne. Auch die Durchführung 
des Vertrags vom 30. Dezember v. J. musste unter diesen un- 
ruhigen Zeiten leiden, indem höhere Interessen und andere 
Fragen sich in den Vordergrund schoben. Die Haupt- 
schwierigkeiten, die der Verwirklichung der beschlossenen 
Fakultät im Wege standen, hatten jedoch eine andere Herkunft. 
Bereits am 6. Januar 1831 meldete Robert seinem Freunde 
Möller,3) dass er auf seinen Bericht über die Frankfurter 
Mission von seinem Korrespondenten [Riess?] die vertrauliche 
Mitteilung erhalten habe, dass „der gegenwärtige Geschäfts- 
drang bei den obersten Behörden eine schnelle Erledigung 
jener Angelegenheit ganz unmöglich mache“ und fährt dann 
fort: „Es scheint also, unter uns gesagt, dass man gar nicht 
damit eilen wird, den katholischen Untertanen, Ja, hinsichtlich 
der für die Universität entstehenden Erweiterung, dem ganzen 
Lande die Wohltat zu verschaffen und anzukündigen, welche 
in unserer Stiftung liegt! — Auch wird noch prognostiziert, 
dass das verabredete Schliessen des theoretischen Unterrichts 


1) Wippermann a. a. 0. 8. 216ff., 225. 

2) Privatbrief Roberts an Möller vom 18. Januar 1831 mit der 
Möller’schen Marginalnote, Nass. Akten VIII LR 1519, Bl. 158; Bericht 
Roberts an das Kurfürstliche Ministerium vom 16. Februar, Kurhess. 
Akten Rep. II tit. I lit. Ca. No. 2, Bl. 77. 

3) Nass. Akten VII LR 1519, Bl. 157. 
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in den Seminarien auf nächste Ostern einen grossen Kampf 
kosten werde, dessen Beendigung in der Kürze nicht zu 
erwarten sei. — Bringt denn aber nicht schon die Frankfurter 
Konvention und die ihr wörtlich entsprechende Verordnung 
jenen Schluss und die Beschränkung des Seminarunterrichts 
auf das Praktische mit sich? Und was würde das für Folgen 
haben, wenn man daneben den theoretischen Unterricht, also 
in der Tat einen after-akademischen Unterricht bestehen 
lassen wollte! Weit besser täte man alsdann, wenn man alle 
Fakultätsstiftungen unterliesse.‘ 

Die Befürchtungen Roberts erwiesen sich als wohl 
begründet, wenn auch nicht in ihrem vollen Umfang. Denn 
der Kurfürst vollzog am 5. Februar 1831 die Ratifikation 
des Vertrages,!) jedoch mit dem durch das Staats- 
ministerium vorgeschlagenen?) Vorbehalt „dass die im Artikel I 
desselben enthaltene Bestimmung, wonach der theoretische 
Unterricht in den Seminarien alsbald nach Ostern d. J. sieh 
schliessen soll, in Bezug auf die dermaligen Alumnen des 
Seminars in Fulda eine Ausnahme erleiden muss.“ Da diese 
Klausel eine Abänderung des geschlossenen Vertrags in seinem 
grundlegenden Paragraphen bedeutete, war Robert vorher 
befragt worden, „ob dies wohl bei der Auswechslung der 
Ratifikationen einen Anstand machen würde,“ aber er hatte 
verneinend geantwortet.) Offenbar hatte er nicht das ganze 
Werk gefährden wollen und er war formell auch nicht im 
Unrecht, als er später Möller die Erklärung gab,t) dass die 
ausdrückliche Beschränkung des Vorbehaltes auf die dermaligen 
Alumnen den Beweis liefere, „wie unbedingt man übrigens 


1) Nass. Akten VIII LR 1519, Bl. 161f., 165. Die Ratifikation 
der Separatartikel unterblieb und hat überhaupt nicht stattgefunden. 

2) Kurhess. Akten Rep. II tit. I lit. Ca. No. 2, Bl. 67. 

3) Pıivatbrief Roberts an Möller vom 14. Februar: Nass. Akten 
VIH LR 1519, Bl. 160. 

4) Offizielles Schreiben Roberts an Möller vom 18. Februar 1831, 
ebendort Bl. 160. 5 
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auf dem Wegfallen jenes Unterrichts bestehen würde.“ Der 
Wortlaut der Fassung gestattete diese Deutung, tatsächlich 
aber ist die Klausel der erste Schritt zur Zerbröckelung des 
Vertrages gewesen. 

Die kurhessische Regierung, die mit jener Konzession 
nur eine Uebergangsbestimmung zu treffen meinte und auch 
auf keinen Widerspruch von nassauischer Seite stiess, da 
Präsident Möller die Robertsche Interpretation sich an- 
eignete und bei seiner Regierung vertrat, 1) legte nach der 
Unterzeichnung des Vertrages ein regeres Interesse an den 
Tag, seine Durchführung nach Kräften zu ‘beschleunigen. 
Kanzler Robert wurde am 14. Februar beauftragt,”) die Aus- 
wechslung der gegenseitigen Ratifikationsurkunden baldtunlichst 
zu bewirken und den akademischen Senat der Universität zu 
Marburg zu veranlassen, „dass derselbe ein gehörig befähigtes 
Stmhjekt zur Besetzung das zweiten diesseitigen katholisch- 
theologischen Professur ungesäumt in Vorschlag bringe.“ Die 
erste Professur kam nicht in Frage, da für sie damals 
bereits Prof. Multer in Aussicht genommen war. 

Schon am 24. Februar fasste der akademische Senat, 
unter Benutzung eines Gutachtens der evangelisch-theologischen 
Fakultät, Beschluss über die einzureichenden Vorschläge und 
übersandte dem Ministerium mit diesen auch einige nicht un- 
interessante Spezial-Voten’) einzelner Mitglieder des Senats. 


1) Bericht vom 22. Februar 1831 an das Herzogl. Nass. Staats- 
ministerium, ebendort Bl. 163 Die hier ausgesprochene Ansicht, dass 
das Fuldaer Seminar „gar Khan Einfluss für Nassau“ habe, erwies sich 

bald als eine irrtümliche. 

2) Auszug aus dem Protokoll des Ministeriums des Innern, Kurhess. 
Akten a. a. O. Bl. 76. 

3) Universitätsakten A IV 1a A No. 8, Bl. 9#f., wer Rep. II tit. 
I lit. Ca. No. 2, Bl. 80--86. Prof. Lips (Strieder XIX 8. 386 ff.) schrieb: 
„Ich glaube, dass nicht die Universität Marburg als ein protestantisches 
Te sondern die hohe Geistlichkeit zu Fulda die kompetente Behörde 
bei den fraglichen Vorschlägen sei und dass das hohe Ministerium noch 
jetzt darauf möge hingewiesen werden, sie nicht zu übergehen, sondern 
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- Aber der Eifer des Ministeriums liess bald nach. Allerdings 
- leitete es Verhandlungen über die Gewinnung einer geeigneten 
Persönlichkeit ein, aber angesichts der von Fulda aus be- 
- triebenen Opposition!) schob es die zur Eröffnung der Fakultät 
- erforderlichen Massnahmen hinaus. Dass Kanzler Robert nach 
- dem Eintreffen der von dem Herzog von Nassau ratifizierten 
Urkunden eine öffentliche Ankündigung der neuen Anstalt ind 
die Ernennung des ersten kurhessischen Professors empfahl, 
blieb zunächst ohne Wirkung. Aber als dann auch Professor 
Jordan,?) der damals das Vertrauen der Regierung genoss, zu 
einer gutachtlichen Äusserung aufgefordert, es für wünschens- 
wert erklärte, dass. die Fakultät noch in dem bevorstehenden 


ihr die geschehenen Vorschläge zur Prüfung wenigstens vorzulegen. 
Übrigens kann Vielseitigkeit der Ansichten in dieser Angelegenheit und 
somit auch die Mitwirkung der Universität nicht schaden, um nicht von 
Fulda vielleicht einige ganz obskure Subjekte zu erhalten.“ 
1) Pfarrer Ferrari zu Buchenau schrieb an Multer am 9. März 1831: 
„Es wird Ihnen die Opposition der Fulder Pfaffenligue gegen den 
Verfassungseid bekannt sein. Das Ministerium hat sich ... ... mit den 
Fuldern in Unterhandlung eingelassen, die, wie ich vernommen habe, 
noch fortgesetzt wird. Wenn man seitens des Gouvernement nachgiebt, 
- so fürchte ich, schadet dieser Streich der Schwäche der Sache mit der 
Fakultät. Es würde solcher Sieg, den die Pfaffen davon getragen, die- 
selben üppig und stets zur Opposition geneigt machen. Ich bin deshalb 
sehr begierig auf den Ausgang. Allein ich erachte es dennoch für ratsam, 
- dass ein Mann, der Einfluss auf den Minister v. Sch[enck zu Schweinsberg] 
- hat, insgeheim für den Fortbestand der angefochtenen Artikel der. Ver- 
fassung und für die schleunigste Gründung der Fakultät bei demselben 
wirke..... Wie ich vernommen, will es die Pfaffenligue wirklich betreff 
der Fakultät darauf ankommen lassen .... Genug, kommt die Fakultät 
ins Leben, so wird am leichtesten und gründlichsten diesem gemeinen 
Pfaffentreiben vorgebeugt und eine hellere Zukunft gesichert. .... Es 
könnte leicht wieder Nassau zurücktreten, wenn man seitens unsres 
Gouvernements mit der Errichtung der Anstalt zögerte. Wie ich höre, sind 
auch einige kurhessische Theologen in Giessen.“ Eine Abschrift dieses Briefs 
gelangte durch Vermittlung Jordans in die Hand von Riess: Rep. IL tit. Ilit. 
Ca Nr. 2, Bl. 89.94. Über den Kampf um den Eid auf die Verfassung vgl. unten. 
2) Über Sylvester Jordan vgl. den Artikel von Wippermann: Allgem. 
deutsche Biographie Bd. 14, S. 513—520. 
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Sommersemester eröffnet werde, und Prorektor Hessel, der 
die Ankunft Senglers meldete, die Beschleunigung der Er- 
nennung Multers, falls diesem die Professur zugedacht sei, 
beantragte, damit die Fakultät, wenn auch Anfangs nur mit 
diesen beiden Lehrkräften, nach Pfingsten ihre Wirksamkeit 
beginnen köunte,!) gab das Ministerium des Innern diesem 
Drängen nach. Es sandte am 27. April nach vorgängiger 
Beratung und im Einverständnisse mit dem Gesamt-Staats- 
ministerium den von dem Herzog von Nassau bereits unter- 
zeichneten Stiftungsbrief an den Kurfürsten zur Vollziehung. 
Diese erfolgte im Schloss Philippsruhe am 5. Mai.?) Vier 
Tage später wurde Multer zum ersten (kurhessischen) Professor 
ernannt, und am 11. Mai erhielt die neue Ständeversammlung 
von der Erriehtung der katholisch-theologisehen Fakultät zu 
Marburg dureh den Landtagskommissar Regierungsrat Eggena 
Mitteilung. Der Verlesung der Stiftungsurkunde schickte er 
einen Vortrag voraus,?) in dem er die Stiftung der Fakultät 
als Ausführung von $ 25 der landesherrlichen Verordnung 
vom 30. Januar 1830 hinstellte und es als ein höchst erfreuliches 
Ereignis bezeichnete, dass für Kurhessen, das eine katholische 
Bevölkerung von nur ungefähr 90000 Seelen besitze, und 
das Herzogtum Nassar, das ungefähr 140 000 Bewohner des 
katholischen Glaubens zähle, die Gründung einer gemeinschaft- 
lichen Fakultät gelungen sei. Daran schloss sich folgende Er- 
klärung, die als die erste offizielle Kundgebung der kur hessischen 
Regierung in der Öffentlichkeit von besonderer Bedeutung ist. 

„Ungeachtet die Staatsregierung den trefflichen Leistungen des 
wohlausgestatteten und in zeitgemässer Vervollkommnung fortschreitenden 
Priesterseminars zu Fulda gern den gerechten Beifall zollet und diese 
Anstalt ferner, insbesondere zum Unterrichte in der praktischen Seelsorge, 





{) Privatbrief Roberts an Riess v. 29. März; Schreiben J ordans an 
denselben, Cassel 24. April; Bericht Hessels an das Ministerium vom 
24. April: ebend. Bl. 100. 113. 123. 

2) Ebend. Bl. 127. Der Stiftungsbrief ist in den Beilagen abgedruckt. 

3) Kurhessische Landtagsverhandlungen, Cassel 12. Mai 1831, Nr. 10 
8. 53 vgl. Anlage Ziffer XXAI 8. 57£, 
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bestehen wird, so vermag dieselbe doch die vielseitigere akademische 
Bildung nicht zu ersetzen. Auch sollen die Zöglinge demnächst in die 
Welt treten nicht blos als Lehrer, sondern zugleich als Ratgeber und 


_ Tröster bei den wichtigsten Angelegenheiten, wo die Forderungen des 
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Himmels, die Ruhe des Gewissens und die Ansprüche des irdischen 
Lebens in Einklang zu bringen sind, und deshalb möchte das Bedenkliche 
einer früheren Entbindung von der klösterlichen Zucht durch die Gelegen- 
heit zu unmittelbarer Anschauung der Lebensverhältnisse überwogen 
werden, namentlich in Marburg, welche Stadt in sittlicher Beziehung sich 
immer vorteilhaft ausgezeichnet hat, und wo bei gründlicher Wissenschaft 
auch echte Frömmigkeit wohl gedeihen kann. Haben doch die Apostel 
und nach ihnen so viele wahrhaft apostolische Männer, welche nicht in 
stillen Klausen erzogen worden, die Menschheit durch Unterricht erleuchtet 
und durch tugendhaftes Beispiel erbauet! 

Ebenfalls ist es von Bedeutung, dass die neue theologische Fakultät, 
bestehend aus vier katholischen Hauptlehrern, sich einer Universität 
anschliesset, deren Professoren teils zur evangelischen teils zur katholischen 
Kirche sich bekennen. Es ist ein neuer Schritt zur Befestigung der 
Duldsamkeit, für welche die Religion weniger in Meinungen, als in 
Gesinnungen besteht, und es nur ein Christentum gibt, wenngleich die 
Kirchen es in verschiedenen Formen darstellen und ihm durch mehr oder 
minder zahlreiche, ehrwürdige Gebräuche die Herzen zu gewinnen trachten.“ 

Am 19. Mai 1831 wurde in einer Sitzung des akademischen 
Senats in Marburg dieKonstituierung derkatholisch-theo- 
logisehen Fakultät durch den Kanzler Robert proklamiert.') 
Dass die nassauische Regierung von der Tatsache und dem 
Termin der bevorstehenden Installation so spät unterrichtet 
wurde,?) dass sie der Möglichkeit beraubt wurde, sich an dieser 
Feierlichkeit zu beteiligen, hätte von ihr umsomehr als Mängel 
an schuldiger Rücksicht aufgefasst werden können als sie früher 
den in dem Anteil Nassaus an der Fakultät begründeten Wunsch 
nach einer Mitwirkung an diesem Akt ausdrücklich ausgesprochen 
hatte.”) In Wiesbaden ist jedoch dieses Vorgehen der kur- 


1) Beauftragung Roberts durch das Ministerium und Roberts Bericht 
über die Ausrichtung der Aufträge: Rep. II tit. Ca Nr. 2, Bl. 128. 155; 
Protokoll über die Sitzung: Universitätsakten AIV 1a A Nr. 8, Bl. 23. 
2) Schreiben Roberts an Möller vom 16. Mai 1831, Nass. Akten 


VII LR 1519, Bl. 212. 


3) Möller an Robert, 2. April 1831, ebend. Bl. 198. 
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hessischen Regierung nicht als Inkorrektheit behandelt worden. 
Möller erklärte es in seinem Bericht an das Staatsministerium !) 
aus dem Umstande, dass er selbst auf den Vollzug der In- 
stallation sehr gedrungen hatte und die Vorlesungen der anderen 
Fakultäten sehon seit einigen Wochen eröffnet worden waren, 
mithin keine Zeit mehr zu verlieren war. Diese Auffassung 
entsprach auch den tatsächlichen Verhältnissen. Das fait 
accompli der Eröffnung der Fakultät hatte ferner mit einem 
Schlag die schwierige Frage aus der Welt geschafft, ob und 
in weleher Weise die Bischöfe von Fulda und Limburg zu den 
Feierlichkeiten der Konstituierung heranzuziehen seien. Bereits 
war auch in Nassau selbst der Kampf gegen die Fakultät 
entbrannt. 

Die Marburger Universität sandte an den Kurfürsten und 
den Herzog von Nassau Dankschreiben;?) die Begründung der 
neuen Anstalt wurde in der Presse bekannt gemacht;?) die 
Fakultät fand auch ausserhalb der beiden Staaten Interesse; *) 
zwei Professoren waren bereits vorhanden, die Ernennung 
der beiden anderen konnte jeden Tag erfolgen, kurz das seit 
langen Jahren erstrebte Ziel der Verlegung der wissen- 
schaftlichen Ausbildung des nassauischen und kurhessischen 
katholischen Klerus an die Universität schien erreicht. 


1) Bericht v. 18. Mai 1831, ebend. Bl. 213f. An demselben Tage 
brachte das Herzoglich Nassauische Verordnungsblatt eine Bekanntmachung 
betreffs der Errichtung der Fakultät in Marburg. 

2) Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 142 und Nass. Akten VII StM 
1513, Bl. 65 vgl. Universitätsakten AIV 1a A Nr. 8, Bl. 24. 28. 

3) Kanzler Robert wurde damit beauftragt, vgl. 5. 73, Anm. 1. 

4) Robert berichtete am 16. Febr. 1831 dem Ministerium, „dass 
aus dem Paderbornischen Nachfrage geschehen ist, ob man zu Ostern auf 
der hiesigen Universität Unterricht für katholische Theologen erwarten 
könne.“ Rep. II tit I lit Ca Nr. 2, Bl. 77. 
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II. Teil. 


Kämpfe um die katholisch-theologische Fakultät 
zu Marburg. 

t u 

| VI. Kapitel. Die katholische Kirche in Kurhessen.!) 

I. Die Rechtslage der katholischen Kirche in Kurhessen bis zur Neu- 
begründung des Bistums Fulda 1829. 

Die Zeit bis 1816. — Generalvikar Freiherr v. Kempff als Kandidat für 

das neu zu begründende Bistum Fulda. — Ernennung des Bischofs Rieger. 

— Verhandlungen. des Generalsekretärs Eggena über die Besetzung des 

Domkapitels und die Installation des Bischofs. — Organisation des katho- 
lischen Kirchenwesens in Kurhessen. 

Erst in den achtziger Jahren des 18. Jahrhunderts?) war 
durch Landgraf Wilhelm IX. den Katholiken in Cassel, 
Marburg und Hanau durch besondere Konzessionen die Ab- 
haltung von Gottesdiensten gestattet worden, aber sie blieben 
zunächst den Konsistorien zu Marburg und Cassel untergeordnet 
und waren auch durch andere, aus dem herrschenden Landes- 
kirchentum sich ergebende, Beschränkungen eingeengt. Dieser 
Zustand erfuhr auch keine Änderung, als im Jahre 1802 die 
der Mainzer Diözese angehörenden Ämter Fritzlar, Amoene- 
burg, Neustadt und Naumburg an Hessen fielen. In der Zeit 
des Königreichs Westfalen vollzog sich dann freilich in der 


1) Die Absicht, eine Darstellung über die „katholische Kirche in 
Nassau“ folgen zu lassen, musste unausgeführt bleiben, da dem Verfasser 
die dazu erforderlichen Akten über die Lage der katholischen Kirche in 
Nassau in den zwanziger und dreissiger Jahren des 19. Jahrhunderts, 
speziell über das Verhältnis der Regierung zum Bistum Liuburg (Bischof 
Brand) und die Frankfurter Konferenzen nicht erreichbar waren. Auf 
dem Kgl. Staatsarchiv zu Wiesbaden befinden sie sich nicht, 

2) Vgl. „Darstellung“ I $. 25—29, 
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Lage der katholischen Kirche ein vollständiger Umschwung, 
aber Kurfürst Wilhelm I. behandelte nach seiner Rückkehr auch 
auf kirchlichem Gebiet alle in seiner Abwesenheit geschehenen 
Neuerungen als nicht vorhanden nnd stellte, mit nur geringen 
Milderungen, die vorwestfälischen Zustände wieder her. Als 
jedoch durch den Wiener Kongress der grösste Teil des Hoch- 
stifts. Fulda Kurhessen zufiel, wurde dadurch die Zahl seiner 
Katholiken so sehr gesteigert, dass eine Neuregelung ihrer 
kirchlichen Verhältnisse eine unabweisbare Notwendigkeit wurde. 
Nach dem Wiener Kongress zählte Kurhessen 85000 katholische 
Einwohner in 65 Parochien,!) die zum Teil dem Generalvikar von 
Warnsdorf in Fulda, zum Teil, und zwar in den Ämtern Fritzlar 
u.s. w., dem Aschaffenburger Generalvikariat unterstellt waren. 
Um die Zusammenfassung aller katholischen Untertanen unter 
ein Landesbistum zu erreichen, wandte sich der Kurfürst 
durch Schreiben vom 24. Mai 1816 an Papst Pius VII., aber 
als dieser in seiner Antwort vom 3. August d. J. die Ver- 
handlungen über die gewünschte neue Errichtung des Bistums 
Fulda nach Rom ziehen wollte, wurden von Cassel aus keine 
weiteren Sehritte unternommen. Bald darauf .eröffnete sich 
die Aussicht auf ein gemeinsames Vorgehen der an der 
späteren oberrheinischen Kirchenprovinz beteiligten Staaten 
und fand in der Tat dann in den Frankfurter Konferenzen 
ihre Verwirklichung. 

Die Erledigung des Generalvikariats in Fulda?) 
durch den Tod des Generalvikars Freiherrn Heinrich von Warns- 
dorf am 17. Februar 1817 war in Anbetracht des Umstandes, 
dass das Generalvikariat nach dem.Ableben des letzten Fürst- 
bischofs Adalbert (8. Oktober 1814) die kirehliche Verwaltung 
des früheren Fürstbistums ausübte, ein Ereignis von nicht 

1) Angabe der „Darstellung“ S. 28, Eggena zählte (vgl. oben S. 72) 
„ungefähr 90000“. Bischof Brand von Limburg nennt in seinem Memo- 
randum vom 18. November 1829 (vgl. Anlagen) die mittlere Ziffer: 
87300. Früher waren es nur 14 Parochien, oben S. 6, Anm. 2. 


2) Akten des kurhess. Ministeriums des Innern „den General-Vikarius 
in Fulda betr.“, Rep. V Kl. 60 Nr. 3 (Kgl. Regierung zu Cassel). 
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unerheblicher Bedeutung.!) Doch jetzt zeigte es sich, dass 
von Rom aus rechtzeitig Fürsorge getroffen worden war, 
indem v. Warnsdorf schon am 27. Nov. 1814 von Pius VII. 
die Befugnis erhalten hatte, die ihm verliehene Gewalt einem 
anderen Priester zu übertragen. Noch kurz vor seinem Tode 
hatte er am 14. Febr. 1817 auf Grund einer von ihm unter- 
zeichneten Vollmacht den Domkapitular Freiherrn v. Kempff 
für den Fall seines Ablebens zum apostolischen Vikarius der 
Fuldaer Diözese substituiert und der letztere hatte diese 
Substitution angenommen. Ausserdem wurde v. Kempff durch 
das saekularisierte Domkapitel unter Berufung auf die ihm 
nach Sessio XXIV cap. 16 des Tridentinums bei Erledigung 
des Bistums zufallende Pflicht, für das Wohl der Kirche zu 
sorgen, in der Sitzung vom 19. Februar d. J.?) einstimmig 
zum Generalvikar ernannt.®) Über die Anerkennung der 


1) Das bischöfliche Generalvikariat zu Fulda schrieb am 18. Februar 
über ihn an den Regierungspräsidenten von Meyerfeld: „Er starb im 
72. Jahr seines Lebens, im 55. seiner Ordensprofession (v. W. war Bene- 
diktiner), im 50. seines Priestertums, im 38. seiner  Propsteiwürde 
(Michelsberg), im 31. als Generalvikar und im 3. als apostolischer Vikar 
der erledigten Fuldaer Diözese;“ v. Warnsdorf war auch Kapitular-Senior 
des Fuldaer saekularisierten Domstiftes. Eine Woche vorher, am 10. Februar, 
war der Erzbischof Karl v. Dalberg in Regensburg gestorben. 

2) Anwesend waren Propst von Guttenberg, Domkapitular und 
Senior; Propst von Zobel, Domkapitular; Domkapitular von Bodmann; 
Domkapitular von Bodeck; Domkapitular von Kempff und Obergerichts- 
advokat Goessmann als erwählter Syndikus und Sekretarius. 

3) Friedrich Bonifaz Freiherr von Kempff, am 30. März 1773 zu 
Bruntrütt im Hochstifte Basel geboren, hatte seine theologischen Studien 
im Collegium Germanicum in Rom vollendet, war 1797 in den adligen 
Benediktiner-Konvent zu Fulda eingetreten und am 26. September 1800 
daselbst als Domkapitular „aufgeschworen“ vgl. Bericht des Fuldaer Dom- 
kapitels an das Ministerium des Innern nach dem Tode von Kempffs am 
24. April 1853, Akten des Ministeriums des Innern Rep. V Kl. 60 Nr. 10. 
G. Richter, Die adeligen Kapitulare des Stifts Fulda seit der Visitation 
Carafas (1627): Fuldaer Geschichtsblätter II, 1904, S. 93; A. Steinhuber, 
Geschichte des Collegium Germanicum Hungarieum in Rom II, Freiburg 
i. Br. 1895, S. 229. 389; Brück, Oberrhein. Kirchenprovinz 8. 50 u.a. 
Mejer III S. 276 u.a. 
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Berechtigung zu diesem Verfahren seitens der Regierung 
scheinen inmitten des Kapitels Bedenken bestanden zu haben, 
wenigstens tritt das über diese Sitzung aufgenommene Protokoll 
dem Zweifel an der Kompetenz des Kapitels entgegen, aber 
diese Befürchtungen erwiesen sich als gegenstandslos. Der 
Regierungspräsident Geh. Rat v. Meyerfeld zu Fulda empfahl 
in seinem Berieht vom 14. April d. J. die Erteilung der 
landesherrlichen Bestätigung‘) als Generalvikar, und diese ist 
dann nach dem Eintreffen des päpstlichen Konfirmations- 
breves vom 19. März,?) allerdings mit einiger Verzögerung 


1) Dem Meyerfeldsehen Bericht, der durch die besonnene Beurteilung 
der kirchliehen Lage und die in ihm enthaltenen tatsächlichen Angaben 
von Wert ist, entnehmen wir folgende Ausführung: „(Dieser Wahl) mag 
der Umstand, dass das Domkapitel, sowie es vorhin bestand, durch die 
im Jahre 1802 erfolgte Säkularisation aufgelöst worden sei, nicht ent- 
gegenstehen, indem durch die Säkularisation nur die früheren Verhältnisse 
der Domkapitel als Landstände und Teilhaber an landesherrlichen Rechten 
also nur quoad temporalia aufgelöst wurden, das capitulum episcopi hin- 
gegen, welches den Rat des Bischofs zur Zeit seines Lebens repräsentiert 
und beim erledigten bischöflichen Stuhle die geistliche Gerichtsbarkeit 
ausübt, also quoad spiritualia nicht aufgelöst werden kann. So lange 
also, nach der Vorschrift des $ 62 des Reichsdeputations-Hauptschlusses 
von 1803 noch eine Fuldaische Diözese besteht, muss und kann das 
Domkapitel als solches quoad spiritualia als bestehend angenommen 
werden. — Da auch wenn Ew. Königliche Hoheit nach früheren Ver- 
handlungen annoch allergnädigst gesonnen sein sollten, für allerhöchst 
ihre katholischen Untertanen einen eigenen Bischof anzuordnen, und die 
hiesige Stadt wegen der Domkirche und des ohnedem hier befindlichen 
bischöflichen Seminariums zum Sitze dieses Bischofs bestimmt werden 
dürfte, so wird hier immer ein Generalvikariat oder eine geistliche obere 
Behörde, welche die ihr vom Bischofe überlassene geistliche Administration 
und Gerichtsbarkeit in geistlichen Sachen ausübt, folglich auch ein Ge- 
neralvikarius notwendig sein.“ 

Es folgt der Antrag auf Bestätigung v. Kempffs, die auch deshalb 
angemessen sei, „weil einesteils auf diese Weise die. landesherrlichen 
Rechte über die im Staate bestehende geistliche Behörde und über die 


Ausübung ihrer Funktionen gewahrt werden, und anderen Teils die Be- 


soldung des Generalvikarius aus der Staatskasse bestritten wird.“ 
2) Unter dem 27. November 1814 waren nach dem Tode des Bischofs 
Adalbert durch Pius VII. die Quinquennalfakultäten dem Generalvikar 
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infolge des schleppenden Geschäftsganges, am 5. Juli durch 
den Kurfürsten gewährt worden. 

Nachdem die Bulle Provida solersque vom 16. August 
1821 den Wünschen des Kurfürsten gemäss alle Katholiken 
seines Landes dem neu zu errichtenden Bistum Fulda unter- 
stellt hatte,') begann für die Regierung die schwierige Personal- 
frage. Über die erste Besetzung der Bistümer hatten die 
Frankfurter Verbündeten folgende Abrede getroffen2): „Die 
Landesherren, in deren Gebieten sich die bischöflichen Sitze 
befinden, werden sich, bevor sie sich über die nm Rom zu 
Bischöfen in Antrag zu bringenden Subjekte entscheiden, von 
den Geistlichen ihres Landes auf beliebige Weise drei Geist- 
liche, welche sie für das bischöfliche Amt geeignet erachten, 
namhaft machen lassen.“ Ihr zufolge wurde eine Alltaneioib 
der katholischen Geistlichkeit veranstaltet, an der die Dechanten 


v. Warnsdorf erteilt worden. Dieser machte von der in Nr. 20 dieser 
Fakultäten enthaltenen Befugnis („communicandi has facultates in totum, 
vel in parte, prout opus esse seecundum eius conscientiam indieaverit, 
sacerdotibus idoneis in conversione animarum laborantibus, et praesertim 
tempore sui obitus, ut, sede vacante, sint qui possint supplere, donee 
sedes apostolica PER facta, quod quam primum fieri debebit per delegatos 
aut per unum ex is, alio modo provideat.“ cf. Walter, Fontes 8.513) am 
14. Februar zu Gunsten des v. Kenipff Gebrauch vgl. oben 8. 77, und zwar, wie 
erin dieser Vollmacht bemerkte, als apostolischer Vikar. Das am 19. Februar 
zusammentretende Domkapitel hat diese Designation genehmigt, indem es 
v. Kempff als Nachfolger v. Warnsdorfs zum Generalvikar „ernannte; 
es hielt ferner für angezeigt, „das bischöfliche Generalvikariat sowohl im 
Ganzen als im Einzelnen in allen bisher ausgeübten Funktionen aufs 
neue zu bestätigen.“ Das päpstliche Breve vom 19. März, das die 
Nomination des Kapitels für gültig und legal erklärte und bestätigte, war 
auch für dieses selbst von Bedeutung, indem es wie der Senior v. Gutten- 
berg in seinem Schreiben an den Kurfürsten bei Gelegenheit der Über- 
sendung dieses Breves mit Recht bemerkte, das Domkapitel als fort- 
bestehend anerkannte. 

1) Oben 8. 30. Über die Aufhebung des Aschaffenburger General- 
vikariats vgl. Mejer III $. 225f. 

2) Staatsvertrag vom 8. Februar 1822, I. Separatartikel $ 1, 
Mejer III S. 413. 
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und einige andere, den Klerus der katholischen Kirche im Kur- 
staat vertretende, Pfarrer Teil nahmen.') Zuerst empfing der 
Stiftskapitular Peter Emanuel von Grimmeisen in Fritzlar die 
Designation zum Bischof von Fulda, aber er lehnte unter 
Hinweis auf seine angegriffene Gesundheit ab (1. Januar 1822). 
Darauf forderte das Ministerium den Regierungspräsidenten 
v.Meyerfeld in Fulda zum Bericht auf „welcher unter den 
dortigen Geistlichen zu der Stelle eines Bischofs, besonders 
mit Rücksieht auf dessen dem päpstlichen Einflusse entgegen- 
wirkende Grundsätze am meisten zu empfehlen sein möchte.“ 
Obwohl dieser Auftrag allgemein lautete, beschränkte sich 
v. Meyerfeld darauf, in seinem Bericht vom 12. Februar 1822 
über die beiden bei jener Wahl genannten fuldischen Geist- 
lichen, den Vikariatsrat Pfaff und den Generalvikar v. Kempff, 
sich zu äussern. Weder von dem einen noch von dem andern 
konnte er sagen, dass er in der erwähnten Beziehung „besonders 
und vorzugsweise zu empfehlen sei“, aber beiden gab er das 
Zeugnis, dass sie sich „bisher auf gleiche Weise lobenswürdig 
in dieser Hinsicht benommen‘“ hätten. Dass jedoch aus dem 
bisherigen Verhalten dieser Männer auf ihre Amtsführung als 
Bischof keine Schlüsse zu ziehen seien, hat Meyerfeld nach- 


1) Akten des Ministeriums des Innern Rep. V Kl. 60 Nr. 31, betr. 
die Designation, Institution und Konsekration des Bischofs Rieger zu 
Fulda (Kgl. Regierung zu Cassel) ; dieses Faszikel besteht aus verschiedenen 
ungeordnet zusammengehefteten Akten. Ein Bericht über die Wahl des 
kurhessischen Klerus fand sich hier nieht. E. Friedberg, der Staat und 
die Bischofswahlen in Deutschland, Leipzig 1874, schreibt S. 127, dass 
17 Geistliche seitens der Regierung aufgefordert wurden „nach bestem 
Wissen und Gewissen unabhängig von fremden Eingebungen und Be- 
vatungen drei zu nennen.“ Mejer III S. 271 Anm. 1 konnte auch nichts 
über den Wahlmodus berichten. Über das Ergebnis der Wahl enthält 
der Bericht des Regierungspräsidenten v. Meyerfeld in Fulda an das 
Ministerium des Innern vom 12. Februar 1822 die Angabe, dass der 
Vikariatsrat Pfaff und Generalvikar v. Kempff je elf Stimmen erhalten 
hatten, und dass der letztere von sieben der Stimmenden zuerst genannt 
worden war. 
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drückliehst betont und diese Auffassung in einer feinen Aus- 
einandersetzung über die bei dem Aufsteigen zu hierarchischen 
- Würden häufig eintretenden Wandlungen eingehend begründet. 
Bei der Wahl zwischen Pfaff und v. Kempff gab er dem 
letzteren als dem Generalvikar und Mitglied des alten Dom- 
- kapitels den Vorzug, obwohl er jenem die grössere Geschick- 
lichkeit zusprach. j 

Das Staatsministerium erwirkte auf Grund dieses Gut- 
achtens am 7. Mai 1822 von dem Kurfürsten „die vorläufige 
Bestimmung des Generalvikars v. Kempff zum Bischof und 
die Genehmigung der Unterhandlung mit Preussen wegen der 
vor der Ernennung v. Kempffs von diesem Staate auf den 
kurhessischen Etat einzutauschenden Pension desselben im 
Betrag von 2500 fl.“ Ohne dass die Möglichkeit von Schwierig- 
keiten auf Seiten des Designierten auch nur in Rechnung 
gezogen wurde, nahmen diese finanziellen Verhandlungen ihren 
Anfang, und erst auf den Rat des Polizeidirektors Scheffer, 
des Bevollmächtigten bei der Fuldaischen Ausgleichungs- 
kommission (9. Dezember), dass v. Kempff „in Betreff der 
Annahme der Bischofswürde näher zu sondieren sein möchte“, 
wurde am 20. Dezember d. J. Meyerfeld angewiesen, „den' 
Generalvikar v. Kempff in Kenntnis zu setzen, dass Se. Kgl. 
Hoheit der Kurfürst ihn auf Grund der deshalb von der 
katholischen Geistlichkeit im Lande geschehenen Abstimmung 
zum Bischof für das zu errichtende Bistum Fulda ausersehen, 
und er daher nach genommener Einsicht des Fundations- 
instruments und der Kirchenpragmatik, welche ihm zu diesem 
Behufe mitzuteilen ist, sich zuvor mit Bestimmtheit zu erklären 
habe, dass er die Kirchenverfassung der Provinz genau be- 
obachten und vollziehen wolle und bei der Institution der zu 
Domkapitularen bestimmten Geistlichen kein Hindernis ver- 
anlassen werde. Das deshalb aufzunehmende Protokoll ist 
sodann einzuschicken.‘‘ Zur Ausrichtung dieses Auftrags wurden 
Meyerfeld auf sein Ersuchen die erwähnten beiden Schrift- 
stücke, die Kirchenpragmatik und der Entwurf des Fundations- 

Mirbt, Kath-theol. Fakultät Marburg. 6 


ei. Ba 


instruments, nachträglich zugesandt (30. Dez. 1822, 3. Jan. 
1823), auch wurde sein Vorschlag genehmigt, dem Generalvikar 
v. Kempff nur eine schriftliche Zustimmungserklärung zu diesen 
Aktenstücken abzuverlangen. Am 3. Januar 1823 hat Meyerfeld 
dann die Kirchenpragmatik, am 6. d. M. das Formular des 
Fundationsinstrumentes mit der vorgeschriebenen Aufforderung 
ihm zugefertigt; am 7. d. M. erhielt er das Antwort- 
schreiben,!) in dem v. Kempff es ablehnte, die von ihm 
geforderte Erklärung abzugeben. Da diese Erklärung auf 
Grund des Staatsvertrags vom 8. Febr. 1822, Separatartikel I 
82, der Ernennung zum Bischof vorausgehen musste,?) wurde 
durch diese Weigerung die Kandidatur v. Kempffs hinfällig. 
Die mit ihm gepflogenen Verhandlungen haben aber dadurch 
grosse Bedeutung erlangt, dass v. Kempff die ihm vorgelegte 
Kirchenpragmatik dem Pfarrer Marx in F rankfurt,. dieser sie 
sofort der römischen Kurie mitgeteilt hat,?) die darauf ihrerseits 


1) Nachdem Freiherr v. Kempff das durch die Neubegründung des 
Bistums Fulda für die katholischen Untertanen bekundete Wohlwollen des 
Landesherrn anerkannt, fährt er fort: „Da in mehreren Punkten des mir 
mitgeteilten Entwurfs der Rirchenpragmatik und des Fundations-Instruments, 
welche übrigens auch viel Gutes und Zweckmässiges enthalten, die natür- 
liche und gesetzmässige Freiheit der katholischen Kirche und des Episko- 
pats hart verletzt und nicht nur wohl erworbene und bisher ohne Unter- 
brechung ausgeübte sondern wesentliche Rechte des katholischen Kirchen- 
oberhaupts beeinträchtigt und verkannt werden; auch nicht zu erwarten 
steht, dass solche Punkte die Gutheissung und Genehmigung des päpst- 
liehen Stuhles erhalten werden, verbieten mir Pflicht, Ehre und Gewissen, 
sämtliche Punkte der Kirchenpragmatik zu unterschreiben, und bei so 
bewandten Umständen mich zur Beobachtung und Vollziehung der ent- 
worfenen Kirchenverfassung der Provinz und zur Übernahme der bischöf- 
lichen Würde bereit zu erklären. Zumal auch die Anstände der Bulle 
Provida solersque, welche sich bei dem Exekutionsgeschäfte derselben 
ergeben haben, wenigstens meines Wissens weder gehoben oder ver. 
glichen sind, noch mithin die Exekution selbst bis jetzt im unserer Diözese 
hat erfolgen können.“ 


2) Vgl. oben S. 32. 
3) Mejer III S. 288. 
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_ injener Protestnote vom 27. Februar 1822!) zu diesem Vorgehen 


der Vereinsregierungen Stellung nahm. Gegen v. Kempff kann 
übrigens wegen dieses Verhaltens der Vorwurf des Vertrauens- 
bruchs nicht erhoben werden, denn ihm sind jene Aktenstücke 


- nicht als vertraulich zu behandelnde vorgelegt worden. Dagegen 


ist das sorglose Verfahren der kurhessischen Regierung sehr 
auffällig. Das Staatsministerium hat nämlich für deren Geheim- 
haltung keinerlei Interesse an den Tag gelegt und erst am 
29. Januar beschlossen, „den Geh. Rat v. Meyerfeld zu beauf- 
tragen, von dem Generalvikar v. Kempff die Abschriften der 
Fundationsurkunde und der Kirchenpragmatik, wenn dies noch 
nicht geschehen, wieder einzuziehen.“ Dass die unter solchen 
Umständen sich vollziehende Ablehnung des Bistums dem 
Verziehtenden die volle Anerkennung der Kurie eintrug, war 
nicht zu verwundern. Er figurierte nicht nur in der Liste 
ihrer Vertrauensmänner vom 27. Februar d. J.2), sondern 
wurde von ihr in der Note vom 13. Juni d. J.?) geradezu als 
das Muster eines seiner Pflichten gegen die katholische Kirche 
bewussten Geistlichen gepriesen. 

Die kurhessische Regierung fand rasch einen Ersatz. 
Bereits in der am 22. Januar 1823 stattfindenden Sitzung 
des Staatsministeriums konnte das Ministerium des Innern 
anzeigen, dass der Kanonikus Rieger?) in Kassel „zufolge 


1) Vgl. oben S. 34. 

2) Vgl. oben 8. 34. 

3) Vgl. oben S. 35. 

4) Vgl. oben S. 80 Anm. 1 die ihn betreffenden Akten. In dem 
Nekrolog auf Bischof Rieger — Kirchenhistorischer Bemerker Nr. 27, 
Beilage zum Allgemeinen. Religions- und Kirchenfreund (Würzburg), 
Septemberheft 1831 8. 393 ff. — gibt der fuldaische Dompräbendat 
G. Laberenz folgende Daten: Johann Adam Rieger war am 16. Juli 1753 
in dem ehemals kurmainzischen, dann königlich baierischen Städtchen 
Orb als der Sohn eines Bäckers geboren. Nach dem frühen Tode 
seines Vaters brachte ihn sein Oheim Pfarrer Beissler in Seckenheim 
auf das von Jesuiten geleitete Gymnasium zu Mannheim, wo er die Ge- 
sellschaft Jesu so lieb gewann, dass er später äusserte: „Kaum konnte 
ich mich trösten, als dieser Orden aufgehoben wurde, dem ich auf dieser 


u BU 


der auf vertraulichem Wege eingezogenen Erkundigung, die 
Würde eines Landesbischofs anzunehmen, nicht abgeneigt sei,“ 
und schon am 29. d. M. übersandte der Regierungsdirektor 
Hassenpflug die von Rieger am vorhergehenden Tage „mit 
reiflichem Vorbedachte‘“ ausgestellte schriftliche Erklärung, 
„als künftiger Bischof zu Fulda die Verfassung der ober- 
rheinischen Provinz genau beobachten und vollziehen, auch 
wegen der Institution der zu Domkapitularen bestimmten 
Geistlichen kein Hindernis veranlassen“ zu wollen. Rieger 
war damals, wie er sich selbst in diesem Aktenstück unter- 
zeichnete, „erster Pfarrer bei der katholischen Gemeinde zu 
Cassel, geistlicher Rat und Kanonikus des säkularisierten 
Stiftes zum hl. Johannes in Amoeneburg.‘‘ Auf Grund dieser 
Erklärung wurde Rieger zum Bischof designiert und ihm, zu- 
gleich die Erfüllung der von ihm geäusserten persönlichen 
Wünsche !) in Aussicht gestellt. Die tatsächliche Übertragung 
des Bistums hat dann allerdings eine mehrjährige Verzögerung 
erfahren, denn in jener Note vom 13. Juni 1823 erklärte?) die 
Kurie, dass die von den verbündeten Fürsten zu Bischöfen 


Welt mein ganzes Glück verdanke.“ Dann war er bei einem andern 
Oheim, dem Pater Rieger, dem Minister des Jesuitenkollegiuns in Worms. 
Später studierte er in dem Jesuitenkolleg zu Heidelberg, trat dann in 
das erzbischöfliche Klerikalseminar zu Mainz, wurde daselbst von dem 
Erzbischof Karl Friedrich v. Dalberg zum Priester geweiht und nach einer 
kurzen Tätigkeit als Kaplan an zwei kleinen Orten 1781 durch den katho- 
lischen Landgrafen Friedrich als Hofkaplan nach Cassel berufen, wo er 
bald zweiter Hofprediger wurde und nach dem Tode des Landgrafen 
(30. Oktober 1785) lange Jahre als einziger katholischer Priester daselbst 
gewirkt hat. 1798 wurde er Kanonikus des Stiftes ad S. Joannem 
Baptistam zu Amoeneburg, 1808 durch König Jeröme zum Aumonier 
ordinaire, 1812 durch Erzbischof Karl v. Dalberg zum geistlichen Rat 
und Mitglied des erzbischöflichen Vikariats in Cassel ernannt. 

1) Rieger hatte in dem seiner Erklärung hinzugefügten Begleit- 
schreiben an Hassenpflug vom 28. Januar die Gewährung eines Vor- 
schusses, um sein Amt mit Anstand antreten zu können, und die Bei- 
behaltung des Kanonikats in Amoeneburg erbeten. 

2) Friedberg, Anhang S. 135. 
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bestimmten Geistlichen, indem sie die Kirchenpragmatik als 
Richtsehnur ihres Benehmens anerkannten, sich, „wenn auch 
ihrer Zulassung zum Bistume keine andern Einwendungen 
entgegen ständen, schon durch diese Handlung desselben ganz 
unwürdig gemacht‘ hätten und ‚das Zutrauen Sr. Heiligkeit 
schon wegen dieser einzigen Handlung nicht verdienten.“ 
Gegenüber dem Kandidaten Kurhessens, das mehr als die 
anderen Bundesstaaten der Annahme des Ultimatums vom 
16. Juni 1825 sich abgeneigt gezeigt hatte, wurde diese ab- 
lehnende Haltung auch noch in der Note Somaglias vom 
6. Januar 1827 festgehalten.!) Im Sommer eben dieses Jahres 
wandte sich jedoch das Blatt. Rieger hatte es verstanden, 
sich das Vertrauen des Fuldaer Generalvikariats in dem 
Masse zu erwerben, dass es unter dem 25. Juni 1827 zu 
seinen Gunsten bei Papst Leo XII vorstellig wurde. Aus 
diesem Schreiben erfahren wir, dass Rieger die Kirchen- 
pragmatik sammt seiner Zustimmungserklärung sofort dem 
Generalvikariat zugestellt hatte, das nun seinerseits diese 
Aktenstücke dem Papst unterbreitete, aber die Versicherung 
hinzufügte, dass Rieger seine Erklärung in gutem Glauben 
abgegeben habe und aufrichtigen Herzens alles verabscheue, 
was den Grundsätzen der römisch-katholischen Kirche und 
dem Ansehen des apostolischen Stuhles zuwider sei. In der 
Tat hat er dann, seinem eigenen Geständnis?) nach, bei 
dem Informativprozess die Pragmatik abgeschworen! Auf der 
anderen Seite lieferte Rieger der Regierung den Beweis loyaler 
Gesinnung, indem er eine Kopie dieses Schreibens des General- 


_ vikariats dem Ministerialrat Riess am 21. Juli d. J. zustellte 


und laut Protokoll des Ministeriums des Innern vom 24. Sep- 
tember d. J. das Versprechen leistete: „jedes in Beziehung 


1) Mejer III S. 356, 389. Die Vorg.schiehte der Erhebung Riegers 
wird unrichtig dargestellt von Leop. M. El. Stoff, Die Katholiken in 
Cassel, Cassel 1899, S. 45f. 

2) Brief an Erzbischof Boll von Freiburg vom 15. März 1830, vgl. 
H. Maas, Geschichte der katholischen Kirche im Grossherzogtum Baden, 
Freiburg i. Br. 1891, S. 60 Anm. 2, 
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auf die Erlangung der Bischofswürde von Rom aus ihm 
gemacht werdende Ansinnen vor dessen Beantwortung dem 
Minister des Innern vollständig mitteilen und ohne Beistimmung 
desselben eine Erklärung darauf nicht geben zu wollen“.') 
Die Kurie liess auf die Befürwortung ihres Vertrauensmannes 
v. Kempff hin den Widerspruch gegen Rieger fallen,?) und am 
13. Dezember d. J. wurde der Erzbischof Leonhard Boll zu 
Freiburg durch den Staatssekretär Kardinal della Somaglia 
angewiesen, den Informativprozess „über die Person des zum 
Bischof von Fulda ernannten Herrn J. A. Rieger vorzunehmen“. 
Da er aber „durch Kränklichkeit und Altersschwäche verhindert 
war, die weite und beschwerliche Reise zur Winterszeit zu 
unternehmen“, so wurde er durch ein weiteres Schreiben 
bevollmächtigt, einem anderen Geistlichen dieses Geschäft zu 
übertragen. Als Subdelegatus des Erzbischofs hat dann der 
Generalvikar v. Kempff mit ministerieller Genehmigung Ende 
Februar dieser Aufgabe sich in Cassel unterzogen. Am 23. Juni 
1828 erfolgte in Rom die Praekonisation Riegers als Bischof 
von Fulda;?) am 7. Juli empfing er die Nachrieht davon durch 
den Generalvikar. Die Bemühungen der Regierung um die 
Regelung der Angelegenheiten der katholischen Kirche hatten 
damit wenigstens auf einem Punkt zu einem positiven Ergebnis 
geführt. Freilich bewiesen schon die nächsten Monate, dass 
die Verständigung über die Persönlichkeit des Landesbischofs 
in der Tat nur ein erster Schritt auf dem Wege zur Herstellung 
geordneter Zustände war. 


1) Dass die kurhessische Regierung von dem Eid Riegers Kenntnis 
erhalten hat, wird in den Akten nicht erwähnt. 

2) Damit ist der Umschwung in dem Urteil der Kurie über Rieger 
motiviert, den Mejer III 8. 401 nur konstatieren, nicht erklären konnte. 

3) Die Kosten der Institution Riegers waren nicht unbeträchtlich, 
und der Anweisung des Kurfürsten an das Ministerium‘ des Innern vom 
29, Oktober 1828 auf 2589 Gulden 32 Kr. für zwei in Rom zahlbare, zu 
Gunsten des Bischofs Rieger ausgestellte, Wechsel auf 800 und 200 Scudi . 
an Rothschild & Söhne in Frankfurt gingen längere Verhandlungen voraus, 
Die 200 Sceudi waren die von dem Geschäftsträger des Fuldaer General- 
vikariats Augustini in Rom für Portoauslagen und sonstige Besorgungen 
geforderte Entschädigung. 
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Am 25. August 1828 wurde ein die Titulatur des Bischofs 
und Domkapitels betreffendes Regulativ erlassen,!) dem zufolge 
der Bischof auf den Gebrauch der Mehrzahl „Wir“ und den 
Zusatz „ex divina miseratione et apostolicae sedis gratia* 
verzichten, das Kapitel aber sich „Kurfürstlich bischöfliches 
Domkapitel“ nennen sollte. Ferner wurde am 27. August d.J. 
ein landesherrlicher Kommissar für das Bistum Fulda bestellt, 
um die Beobachtung der landesherrlichen Gerechtsame bei der 
Verwaltung der Diözese zu überwachen. Über die erstere 
Massregel enstand in Fulda eine nicht geringe Aufregung. Das 
Generalvikariat protestierte bei dem Bischof gegen die in ihr 
angeblich zum Ausdruck kommende Neigung zur Verstaatlichung 
des Bistums und des Kapitels und hatte dabei die zu Dom- 
kapitularen in Aussicht genommenen Geistlichen auf seiner 
Seite. Dazu kam, dass auch über die äussere Ausstattung 
des Bistums und des Domkapitels mit den Beteiligten erst 
noch eine Verständigung zu erzielen war. Auch musste (die 
Befolgung der Bestimmungen des Fundationsinstruments nach 
dem in Frankfurt geschlossenen Staatsvertrag vom 15. Nov. 1827 
für die Zukunft gesichert werden, ehe die Installation des 
Bischofs und des Domkapitels vollzogen werden konnte. Nach 
Rücksprache mit Bischof Rieger, der in seiner ängstlichen 
Art kein geeigneter Vermittler war, und unter seiner Zu- 
stimmung stellte das Staatsministerium den von dem Kurfürsten 
am 2. Juli 1829 genehmigten Antrag, dass zum Zweck 
direkter, vertraulicher Verhandlungen mit den für das Dom- 
kapitel bestimmten Fuldaischen Geistlichen der General- 
sekretär des Staatsministeriums Eggena nach Fulda 
entsandt wurde. Über seine mit Erfolg durchgeführte Mission 
geben die ausführlichen Akten?) genaue Auskunft. 


1) „Darstellung“ I S. 54. Vgl. Mejer III S. 224. 

2) Akten, betr. die kommissarischen Verhandlungen des General- 
Sekretärs Eggena zur Beseitigung der Anstände gegen die Besetzung des Dom- 
kapitels und die Installation des Bischofs zu Fulda: Akten Ministerium 
des Innern Rep. V Kl. 60 Nr. 32 (Kgl. Regierung zu Cassel), Bl. 64—250. 
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Eggena erschien am 16. Juli 1829 in Fulda und suchte zu- 
nächst, durch Vermittlung des Regierungsdirektors v. Hanstein, 
mit dem geistlichen Rat Pfaff Fühlung, da ihm „dessen über- 
ragender Einfluss bei der Fuldischen höheren Geislichkeit“ 
bekannt war. Erst nachdem er von diesem in einer ver- 
traulichen Besprechung die Zusicherung erhalten hatte, das 
ihm zur Kritik vorgelegte Fundationsinstrument seinen Kollegen 
als unbedenklich empfehlen zu wollen!) trat er mit den übrigen 
geistlichen Räten und dem Generalvikar v. Kempff in Ver- 
bindung. Die Liste der für das Domkapitel in Fulda aus- 
ersehenen Geistlichen war durch Bischof Rieger schon am 
3. März d. J. der Regierung überreicht und von dem Kurfürsten 
genehmigt worden. Auf Schwierigkeiten stiess dagegen die 
Besetzung des Domdechanats. Zuerst scheint v. Kempff in 
Aussicht genommen worden zu sein, aber dann war der 
‘geistliche Rat und Regens des Seminars Komp für diese 
Stelle designiert worden. : Als jedoch v. Kempff, dem vermöge 
der Delegation des Exekutors der Bulle „Provida solersque“, 
des Bischofs Keller von Rottenburg, die Verifikation der landes- 
herrlichen Bistumsdotation oblag, jetzt Eggena gegenüber sich 
zur Übernahme der Domdechantenstelle bereit erklärte, erwirkte 
dieser durch einen sofortigen Immediatbericht an den Kurfürsten 
dessen Zustimmung, Komp aber wurde veranlasst, zu Gunsten 
der ‚vorzüglichen Ansprüche‘ des Generalvikars auf die 
Designation zum Dechanten zu verzichten und sich mit der 
Aussicht auf Ernennung zum Domscholaster zufrieden zu 
geben. In der ersten Woche seines Aufenthalts in Fulda 
beschränkte sich Eggena auf private Verhandlungen mit den 
einzelnen Herren, erst am 23. Juli fand dann die erste Plenar- 
versammlung statt, an der neben dem Kommissar der General- 


1) Mit Ausnahme des 9. Artikels über die nach Rom zu zahlenden 
Taxen, vgl. Walter, Fontes S. 357, den Eggenan ach seinem Bericht an 
das Ministerium des Innern sofort als unerheblich ausschied, da er eine 
ohnehin vergebliche und wirkungslose Bestimmung enthielt und überdies 
darüber diplomatische Verhandlungen verfügt waren. 
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vikar v. Kempff und die geistlichen Räte Komp, Pfaff, Kaiser, 
Schleichert, Schlereth und der Stadtpfarrer Hohmann teil- 
nahmen. Die von Eggena zur Verhandlung gestellten Gegen- 
stände!) waren ein so reichhaltiges Arbeitsprogramm, dass, 
um die Beratung und die Beschlussfassung in den Plenar- 


1) „Die in Beziehung auf das Bistum mit den für dessen Dom- 
kapitel bestimmten Geistlichen beratenen Gegenstände“ betrafen: 


I. Anstände bei der Verifikation der landesherrlichen Bistumsdotation. 
— NH. Beibehaltung von bisherigen Ämtern neben den neuen Stellen. — 
III. Desiderien hinsichtlich der Titulatur, der Siegel u. dergl. für Bischof 
und Kapitel. — IV. Sekretariat des Domkapitels und Subalterne u. s. w. 
— V. Anstände bei der Vollziehung und Zirkumskription der Diözese und 
bei der dadurch oder sonst nötig werdenden anderweiten Regulierung 
der betreffenden Pfarrkompetenzen. — VI. Ausübung der landesherrlichen 
Nomination zu den betr. Patronat-Pfarrstellen und die landesherrliche 
Genehmigung für die bischöfliche Verleihung von Pfarrbenefizien. — 
VII. Ausfüllung des Formulars des Fundationsinstruments und Erklärung 
über die künftige Befolgung seines Inhalts. — VIU. Geschäftsordnung 
des Domkapitels. — IX. Instruktion für den landesherrlichen Bevoll- 
mächtigten bei dem Bistum. — X. Einführung der deutschen Sprache 
für die pfarramtlichen Tauf-, Trauungs- und Sterbe-Register und deren 
Auszüge vom Jahre 1830. — XI. Ehesachen. — XII. Nähere Bestimmungen 
über das Verhältnis der bischöflichen Amtsgewalt zur Staatsgewalt hin- 
sichtlich a) des kirchlichen Zensur- und Strafrechts, b) des Amtseinflusses 
auf die Unterrichtsanstalten. — XII. Unterbringung a) der unfähig ge- 
wordenen Geistlichen, b) der straffälligen Geistlichen. — XIV. Überweisung 
des allgemeinen katholischen Kirchenfonds an den Bischof und das Kapitel, 
und Vermehrung seiner Zuschüsse. — XV. Verbesserung und Berichtigung 
der deutschen Übersetzung der päpstlichen Bullen Provida solersque und 
Ad dominiei gregis custodiam. — XVI. Programm über die Feierlichkeiten 
der bischöflichen Konsekration und Installation. — XVI. Zusammen- 
stellung der kirchlichen Partikulargesetze für die Fuldaischen Lande. — 
XVII. Den bischöflichen Erlass ad elerum et populum über die geschehene 
Einsetzung des Bischofs nebst Kapitel und deren neue Amtswirksamkeit. 
— XIX. Bestimmung und Verwaltung des Fritzlarschen Studienfonds. 
— XX. Dienstanweisung für die Landdechanten. — XXI. Gleichmässige 
Bestimmung der katholischen Feiertage in sämtlichen kurhessischen Landen. 
— Deputiert wurden für Nr. I (Teil) V XI XIII XIX Komp; für Nr. III 
VI VII VII IX XI XV XVII XX XXI Pfaff; für Nr. I (Teil) X XVI 
Schleichert; für Nr. I (Teil) I IV XIV Schlereth, für Nr. XVII Hohmann. 


versammlungen abzukürzen, auf seinen Vorschlag die ver- 
schiedenen Materien an die einzelnen Mitglieder des General- 
vikariats zur Vorberatung mit ihm verteilt wurden. Das 
Ergebnis der nun beginnenden Konferenzen war ein für die 
Regierung durchaus befriedigendes, denn in allen wesentlichen 
Punkten wurde ein Einverständnis erreicht. Unter diesen 
Umständen genügte die am 1. und 2. August stattfindende 
Plenarversammlung zur Schlussberatung, nach deren Ende 
seitens sämtlicher zu Mitgliedern des Domkapitels designierter 
Geistlichen Fuldas das Protokoll unterzeichnet wurde. Die 
in Bezug auf das Fundationsinstrument für das Bistum Fulda 
erforderliche Zusfimmungserklärung war damit gewonnen; ') 
auch der Entwurf der Instruktion für den landesherrlichen 
Bevollmächtigten war genehmigt worden, nachdem zugestanden 
war, dass die blossen Höflichkeitsschreiben an den Papst ihm 
nicht vorgelegt zu werden brauchten;?) der Titelstreit hatte 
eine befriedigende Lösung gefunden;?) der Entwurf zu einem 


1) Die Fundationsurkunde bildet die Beilage F zum Schlussprotokoll 
und enthält am Schluss die von Kempff, Komp, Pfaff, Kaiser, 
Schleichert, Schlereth, Hohmann am 1. August d. J. unterzeichnete Er- 
klärung, dass sie den Inhalt der vorstehenden Urkunde in ihren neuen 
Ämtern sich „zur gebührenden Nachachtung dienen lassen“ werden. 


2) $ 7 der Instruktion erhielt dadurch folgende Fassung: „Von allen 
bischöflichen unmittelbaren oder mittelbaren Kommunikationen mit dem 
päpstlichen Stuhle, welche nieht etwa blos in Beziehung auf einzelne 
Fälle der eigentlichen Seelsorge oder auf die Dispensationen beabsichtigt 
werden möchten, oder nur in Glückwünschungs-, Danksagungs- und anderen 
dergleichen Zeremonialschreiben bestehen, wird er (der Bevollmächtigte) 
vorgängige Einsicht nehmen, und solche unter dem betreffenden Konzepte 
bescheinigen.“ 


3) Eggena hatte zugesagt: 1) den Gebrauch der Mehrzahl in den 
lateinischen Erlassen des Bischofs, 2) die Anwendung des Zusatzes „dureh 
die Barmherzigkeit Gottes“ in dem bischöflichen Titel, 3) die Verwandlung 
der Umschrift „Kurhessisches Domkapitel“ in dem Siegel des Domkapitels 


in „Bischöfliehes Domkapitel zu Fulda“ (vgl. Klein, Die landesgesetzliche 1 


Stellung der Domkapitel in der oberrheinischen Kirchenprovinz hinsichtlich 
der Diözesanverwaltung: Fr. Verings Archiv für katholisches Kirchen- 
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Regulativ betreffend das kirchliche Zensur- uni Strafrecht des 
Bischofs und seinen Amtseinfluss auf das Unterrichtswesen 
war gebilligt; auch ein Verzeichnis der für die Diözese Fulda 
in den Jahren 1288—1829 erlassenen kirchlichen Verordnungen !) 
war vorgelegt worden. Dass die Verhandlungen diesen raschen 


‚und glatten Verlauf nahmen, war zum nicht geringen Teil die 


Folge davon, dass der Kurfürst dem Bischof das Vertrauen 
schenkte, ihm die Nomination zu den landesherrlichen Patronat- 
pfarreien zu übertragen,?) und diesen Entschluss der Ver- 
sammlung durch Eggena zur Kenntnis bringen liess. Am 


‚Schluss des Protokolls der Sitzung vom 2. August wurde 


festgesetzt, „dass alle in diesem und dem nächstvorhergehenden 
Protokolle sowie in den beigefügten Entwürfen enthaltenen 
Vorschläge, gutachtlichen Äusserungen und gegenseitigen Zu- 
geständnisse nicht eher verbindende Kraft erlangen oder 
zur Ausführung kommen dürften, als nachdem für dieselben 
die Zustimmung des hochwürdigsten Herrn Bischofs oder 
beziehungsweise die allerhöchste Genehmigung Se. Königlichen 
Hoheit des Kurfürsten, soweit die eine oder. andere noch 
erforderlich sei, erfolgt sein werde.* — Darauf folgen die Worte: 
„Zugleich erachtete sich das bischöfliche Generalvikariat ver- 
bunden, dem ... Kurfürsten den ehrfurchtsvollsten Dank für 
die huldreichste Sorgfalt abzustatten, mit welcher Allerhöchst- 
dieselben die neue Organisation der Fuldaischen Diözese zum 


recht 41. Bd., Mainz 1879, S. 251f.). Ausserdem war der dringende Wunsch 
wiederholt worden, dass statt der Worte „und durch die Gnade des 
apostolischen Stuhles“ bei allen feierlichen Gelegenheiten die Worte „und 
vermöge Bestätigung des apostolischen Stuhles“ gebraucht werden dürften. 

1) Beilage O zum Schlussprotokoll vom 1. und 2. August 1829. 
Das Verzeichnis umfasst 578 Nummern, davon Nr. 1 aus dem XIII. Jahr- 
hundert, Nr. 2—4 aus dem XV., Nr. 5—16 aus dem XVL, Nr. 17—61 


‚aus dem XVII, Nr. 62—375 aus dem XVIIL, Nr. 376—578 aus dem XIX. 


2) Verordnung des Kurfürsten, Wilhelmshöhe, den 30. August 1829, 
abgedruckt: J. Longner, Darstellung der Rechtsverhältnisse der Bischöfe 
in der oberrheinischen Kirchenprovinz, Tübingen 1840, S. 268f.; Walter, 


Fontes $S. 350f. 
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Augenmerk zu nehmen und zur Beseitigung mancher noch 
obgewalteten Umstände und Hindernisse den Herrn General- 
sekretär des Staatsministeriums Eggena hierher zu senden 
geruht haben.“ Die Zustimmung des Bischofs Rieger erfolgte 
durch Schreiben vom 8. August d. J.") 


Seitens der kurhessischen Regierung geschah nunmehr 
alles, um die Einrichtung des katholischen Kirchenwesens 
jetzt rasch zum Abschluss zu bringen. Der Antrag des 
Bischofs Rieger um Ermächtigung, den Bischof Keller von 
Rottenburg zu benachrichtigen, dass er zum Konsekrator aus- 
ersehen sei, wurde durch das Ministerium des Innern am 
12. August d. J. bewilligt.) An demselben Tage erfolgte 
die landesherrliche Genehmigung zu der bischöflichen Ver- 
leihung der Stelle eines Domdechanten in Fulda an den bisherigen 
Generalvikar Freiherrn v. Kempff,?) der Stelle eines Dom- 
scholasters und ersten Domkapitulars an den Regens des 


1) „Da mir das Protokoll der von dem kurfürstlichen Kommissarius 
Herrn General-Sekretär des kurhessischen Staatsministeriums Eggena einer- 
seits und von den zu Domkapitularen designierten und in dem Protokoll 
genannten Individuen andererseits gepflogenen Verhandlungen über die 
Anstände, die der definitiven Einrichtung des Domkapitels zu Fulda noch 
im Wege standen, von dem zum Domdechant designierten Herrn General- 
Vikarius Friedrich Bonifaz Freiherrn v. Kempff zu Fulda zur Genehmigung 
eingesandt, die obgewalteten Anstände zur allseitigen Zufriedenheit darin 
gehoben sind, und dieses Protokoll von dem genannten designierten Dom- 
deehant und von den übrigen designierten Domkapitularen genehmigt 
worden ist, so erkläre ich ebenfalls nach geschehener genauer Durch- 
lesung dieses Protokolls meine Genehmigung desselben hiermit.“ — 
Eggena, Bericht vom 10. August 1829, bemerkt unter gleichzeitiger Über- 
sendung dieser Zustimmungserklärung des Bischofs: „Wenn gleich darin 
der Beilagen des Protokolls keine ausdrückliche Erwähnung geschieht, 
so versteht sich doch bei dem Inhalt des Protokolls deren gleichzeitige 
Billigung von selbst.“ 

2) Vgl. Akten betr. Designation des Bischofs Rieger. 

3) Akten Ministerium des Innern Rep. V Kl. 60 Nr. 10 (Kgl. Re- 
gierung Cassel.. Bis zu seinem Ableben am 24. April 1853 hat er sein 
Amt bekleidet. Über seine Personalien vgl. oben. 8. 77, Anm. 3. 
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- Priesterseminars, geistlichen Rat Komp,') der Stelle eines 


zweiten Domkapitulars an den geistlichen Rat Leonhard 
Pfaft,?) der Stelle eines dritten Domkapitulars an den Dom- 
pfarrer und geistlichen Rat Isidor Schleichert,?) der Stelle eines 


- vierten Domkapitulars an den geistlichen Rat Wilhelm Philipp 
- Schlereth.*) Ausserdem wurden auf Antrag des Bischofs 


Rieger dem pensionierten Pfarrer Kaspar Henzerling’) in 
Cassel und dem Vikariatsrat Franz Anton Kaiser ©) in Fulda 
durch Reskript des Kurfürsten Prädikat und Ehrenrechte eines 
Domkapitulars bei dem Bistum Fulda bewilligt und die Stelle 
eines ausserordentlichen Domkapitulars an den Stadtpfarrer 
Johann Hohmann?) in Fulda übertragen. 

Auch die anderen bei Gelegenheit der Anwesenheit 
Eggenas in Fulda getroffenen Abmachungen wurden jetzt 


1) Heinrich Komp war von 1786 bis an seinen Tod als Gymnasial- 
lehrer, Präfekt des Priesterseminars, Subregens, Regens seit 1803, Pro- 
fessor der Theologie, geistlicher Rat und Domkapitular in Fulda tätig, 
starb daselbst in seinem 81. Lebensjahre 1846, vgl. Bericht des Dom- 
kapitels an das Ministerium des Innern von dem gleichen Tage, Rep. V 
Kl. 60 Nr. 16. 

2)- Über ihn vgl. unten. 

3) Vom Jahre 1790 an hat er als Lehrer an der Dompfarrschule, 
als Kooperator und Pfarrer an der Dompfarrei gewirkt, war auch einige 
Zeit Schulreferent bei der kurfürstlichen Regierung zu Fulda, starb da- 
selbst am 13. Juli 1840 im 76. Lebensjahre, vgl. Bericht des Domkapitels 
an das Ministerium des Innern vom 14. Juli d. J., Rep. V Kl. 60 Nr. 18. 

4) Schlereth starb am 4. Juni 1845, der Bericht des Domkapitels 
an den landesherrlichen Bevollmächtigten beim Bistum Fulda, Regierungs- 
direktor Arnold vom 9. Juni d. J., Rep. V Kl. 60 Nr. 19, enthält keine 
biographischen Notizen. 

5) Henzerling starb am 3. April 1835 zu Fritzlar. 

6) Kaiser starb am 4. September 1849 im 74. Lebensjahr. 

7) Nach der Installation des Bischofs Pfaff (2. September 1832) 
rückte er in die Stelle eines ordentlichen Domkapitulars ein, nach dem 
Tode des Freiherrn v. Kempff wurde er als der Senior des Domkapitels 
nach vorheriger Vergewisserung bei der Regierung, dass er persona grata 
sei, durch Bischof Kött zum Domdechanten ernannt, Rep. V Kl. 60 Nr. 11. 
Er starb am 26. Juli 1870. 
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durch den Kurfürsten vollzogen. Am 30. August unterzeichnete 
er die Verordnung über die Besetzung der Kirchenämter,') 
am 31. d. M. das Regulativ über die Gewalt des Bischofs in Straf- 
sachen und seinen Einfluss auf die Unterrichtsanstalten, das erst 
später publiziert wurde,?2) an demselben Tage die Verordnung 
wegen Verkündigung der päpstlichen Bullen Provida solersque 
und Ad dominiei gregis eustodiam,’) am 18. September die 
Fundationsurkunde für das Bistum Fulda.) Bischof Rieger 
hatte sich über Mangel an Wohlwollen seitens des Landesherrn 
nicht zu beklagen. Als er das Manuseript seines Hirten- 
briefes, den er bei seiner Installation erlassen wollte, dem 
Ministerium zur Genehmigung vorlegte, und — über die Titel- 
frage war noch keine Entscheidung gefällt — um die Erlaubnis 
bat, den Beisatz ‚mit Bestätigung des apostolischen Stuhles“ 
gebrauchen zu dürfen, wurde ihm dies sofort für feierliche 
Anlässe gestattet. Ebenso wurde seinem Antrag auf Gewährung 
von Fourage für 2 Pferde unverzüglich Folge gegeben.?) Die 
Konsekration Riegers durch den Bischof von Rottenburg, an 
der als landesherrliche Bevollmächtigte der Bundestagsgesandte 
Geheimrat v. Meyerfeld aus Frankfurt und Regierungsdirektor 
v. Hanstein in Fulda beiwohnten, fand am 21. September statt, 
am folgenden Tag die Vereidigung des Bischofs und des Dom- 
kapitels und ihre Unterzeichnung der Fundationsurkunde.‘) 

Dieser Abschluss der Organisation des katholischen Kirchen- 
wesens in Kurhessen verfehlte zunächst nicht seine gute Wirkung; 


1) Walter, Fontes S. 350. 

2) Am 25. Januar 1834, Sammlung von Gesetzen für Kurhessen 1834 
S. 4f.; Walter, Fontes 8. 351. 

3) Sammlung von Gesetzen für Kurhessen, Jahr 1829, Nr. VI, vgl. 
oben 8. 43. 

4) Walter, Fontes S. 353 ft. 

5) Eingabe Riegers vom 30. August, Beschluss des Staatsministeriums 
vom 2. September, vgl. Akten betr. Designation des Bischofs Rieger 
Bl. 283, 285, 299f. 

6) Ebend. Bl. 343 ff. Die Kosten der Installation betrugen 909 Gulden 
8 Kr. Die mit dem allerhöchsten Namenszug in Brillanten versehene 
goldene Dose, die dem Baron v. Keller überreicht wurde, kostete 800 Taler. 
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_ Bischof und Kapitel sprachen unter dem 2. Oktober 1829 für 


die bei der Errichtung des Bistums betätigte landesherrliche 


Fürsorge ihren Dank aus. Auch die römische Kurie hatte 


Anlass, mit der Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse zu- 
frieden zu sein, denn die drei Kurhessen, denen sie im Jahre 


1823 das Zeugnis voller Vertrauenswürdigkeit ausgestellt hatte, 


nämlich v. Kempff, Komp und Pfaff,!) waren in das neue Dom- 
kapitel aufgenommen worden. 

Und doch war die Verständigung zwischen der katholischen 
Kirche in Kurhessen und der Regierung nur eine scheinbare, 
oder vielmehr eine materiell eng begrenzte. In jener ersten 
Plenarversammlung der für das Kapitel designierten Geist- 
liehen in Fulda am 23. Juli 1829 hatte Eggena, seinem eigenen 
Bericht zufolge, „das Bedürfnis der sorgsamsten Ausrottung 
aller Keime des Zwiespaltes und des Mistrauens durch deut- 
liche Abmarkung der die beiderseitigen Sphären scheidenden 
gemeinschaftlichen Grenzlinie* entwickelt, aber er gab sich 
einer Täuschung hin, wenn er wirklich geglaubt hat, die nach- 
folgende Vereinbarung als die Lösung der auf dem Grenz- 
gebiet zwischen Staat und Kirche vorhandenen Schwierigkeiten 
einschätzen zu dürfen. Für die kurhessische Regierung wie 
für die anderen Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz 
bestanden die zuletzt in dem Staatsvertrag von 1827 nieder- 
gelegten Grundsätze als feste Normen und was sie auch zu- 


_ gestanden hatte, war unter der Voraussetzung jener Verein- 


barungen zugestanden worden und wurde von dieser Position 
aus von ihr ausgelegt. Ebenso wenig aber waren die führenden 
Männer des Fuldaer Kreises, denen Bischof Rieger blindlings 
gefolgt zu sein scheint, gesonnen, von den Grundsätzen etwas 
nachzugeben, die in den letzten Jahren von Rom aus, zum 
Teil unter ihrer Mitwirkung, vertreten worden waren. Schon 
ihre Stellung zu den Ergebnissen der mit Eggena im Hoch- 
sommer 1829 geführten Verhandlungen war durchaus nicht die 


1) Mejer III S. 288, vgl. oben S. 34. 


Be. 


einer unumschränkten Zustimmung gewesen. Denn das General- 
vikariat hatte am 5. August 1829 an den Bischof ein Schreiben 
gerichtet, in dem es sich zwar über das persönliche Verhalten 
des Kommissars befriedigend äusserte, aber dessen Propositionen 
als „in mehreren Punkten drückend für die Freiheit der Kirche“ 
DrSichnete !) Nach anderthalb Jahren urteilte das Domkapitel 
über diese Verhandlungen sogar recht ungünstig, denn es 
erklärte am 8. Januar 1831 im Verein mit dem Bischof in 
einer Eingabe an das Ministerium des Innern:?) „Wenn damals 
im Drange der Umstände und um die so lang verwaiste Diözese 
wiederherzustellen, einigen harten Anforderungen, die im Namen 
des Gouvernements gemacht wurden, Raum gegeben werden 
musste, so geschah dies nur im Vertrauen auf die uns viel- 
fältig versicherten, gerechten und billigen Gesinnungen dieses 
Gouvernements und mit Hinweisung auf die obengenannten 
Urkunden (d. h. die Bulle Ad dominiei gregis eustodiam und 
das Fundationsinstrument), unter ausdrücklichem Vorbehalt 
der darin verbürgten religiösen Freiheit, was um so nötiger 
war, da leider der auf die Genehmigung des Kirchenoberhauptes 
gemachte Vorbehalt von dem Herrn Kommissarius nicht an- 
genommen?) und überhaupt bei dem Geschäfte mit einer auf- 
fallenden Eile und Zudringlichkeit verfahren wurde.“ Einen 
Anknüpfungspunkt für diese übelwollende nachträgliche Dar- 
stellung gewährte allerdings der Umstand, dass von den Ver- 
handlungen über die Errichtung des Bistums alle nicht un- 
mittelbar damit zusammenhängenden Fragen ausgeschlossen 
worden waren und auch die prinzipiell bedeutsamen Punkte des 
Fundationsinstrumentes keine Durchberatung erfahren hatten. 

1) Bericht Eggenas an das Ministerium vom 10. August 1829, vgl. 
oben 8. 87 Anm. 2. 


2) Abgedruckt: F. Gössel, Geschichte der Kurhessischen Landtage 
von 1830-1835, Cassel 1837, 8. 322 ff. 

3) In den Akten über das Eggenasche Kommissorium findet sich 
über diesen Vorgang nichts. Die Tatsache der Unterzeichnung des Schluss- 
protokolls beweist allein schon, dass die Mitglieder des Domkapitels 
diesem Vorbehalt keine entscheidende Bedeutung zumassen. 
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II. Die Landesherrliche Verordnung vom 30. Januar 1830, 
Ruhige Aufnahme seitens der Bevölkerung. — Das Breve Pius VIII. vom 
30. Juni 1830. — Protest des Fuldaer Bischofs vom 27. August 1830. — 
Verhandlungen der oberrheinischen Staaten über das Breve Pius VII. 
1831. — Gregors XVI. Protest vom 5. Oktober 1833 und die Gegen- 

massregeln der oberrheinischen Staaten. 

Das Erscheinen der „Verordnung vom 30. Januar 1830 betr. 
die Ausübung des landesherrlichen Schutz- und Aufsichtsrechtes 
über die katholische Kirche in Kurhessen,“!) deren auf das 
Unterrichtswesen bezügliche Paragraphen wir bereits oben an- 
geführt haben,?) hat den friedlichen Zustand zwischen Staat und 
Kirche äusserlich zunächst nicht gestört. Da das Fundations- 
instrument eine Beteiligung der Staatsbehörde an den der Auf- 
nahme in das Priesterseminar vorangehenden Prüfungen vor- 
schrieb,?) erging an Bischof Rieger die Aufforderung, über den 
bisherigen Verlauf dieser Prüfungen Bericht zu erstatten. Dies 
geschah dann in einem Schreiben vom 13. April 1830,*) das in 
keiner Weise gegen diese Geltendmachung des staatlichen Auf- 
sichtsrechtes Bedenken äusserte. Wenn jedoch etwa von Seiten 
der Regierung daraus der Schluss gezogen worden ist, dass die 
Verordnung in Fulda ruhig aufgenommen worden war, so hat sie 


- sieh einer starken Täuschung hingegeben. Denn bereits am 


15. März hatte Bischof Rieger seinen Erzbischof zu gemeinsamem 
Widerstand gegen die landesherrliche Verordnung aufgerufen.?) 


1) Walter, Fontes S. 340 ff.; H. v. Kremer-Auenrode, Aktenstücke 
zur Geschichte des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche im 19. Jahr- 
hundert, I. Teil, Leipzig 1873, S. 103ff.; Brück, Katholische Kirche II S. 204 ff. 

2) 8. 42£. 

3) Über die Form dieser Beteiligung ist seitens des Bevollmächtigten 
beim Bistum, des Regierungsdirektors v Hanstein, am 1. Dezember 1829 
und am 13. August 1830 bei dem Ministerium des Innern angefragt worden, 
vgl. Akten betr. das Priesterseminar zu Fulda, Rep. V Kl. 59 Nr. 16 
(Kgl. Regierung zu Cassel). 

4) Vgl. die Anlagen. 

5) H. Maas, Geschichte der katholischen Kirche im Grossherzogtum 
Baden, Freiburg i. Br. 1891, S. 60 Anm. 2. „Stille schweigen (zu dieser Ver- 
ordnung) — schreibt Rieger — würde als sie angenommen und approbiert 

Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 7 
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Aber das Eingreifen der römischen Kurie durch das Breve 
Pius VIII. „Pervenerat non ita pridem“') vom 30. Juni 
1830 gab das Signal zum angriffsweisen Vorgehen. In diesem an 
den Erzbischof und die Bischöfe der oberrheinischen Kirchen- 
provinz gerichteten Schreiben beklagte sich der Papst, dass 
sie ihm von den listigen Veranstaltungen der Feinde der 
katholischen Kirche keine Mitteilung gemacht hätten, und er- 
klärte die Bestimmungen der landesherrlichen Verordnung als 
im Widerspruch stehend zu der Lehre und den Gesetzen der 
Kirche und als eine Gefährdung der Seelen, „denn die reine 
Braut des unbefleckten Lammes Christi Jesu ist nach Gottes 
Ordnung frei und keiner weltlichen Obrigkeit untertan.* Er rief 
zum Kampf um die Aufhebung dieser unerträglichen Gesetze auf 
und zeigte zugleich den bei der Agitation einzuschlagenden 
Weg, indem er die katholische Laienwelt über die ihr drohenden 
Nachstellungen aufgeklärt sehen wollte und an das Apostel- 
wort „Man muss Gott mehr gehorchen als den Menschen‘ 
(Acta V 29) erinnerte, das, wie die Geschichte des Kampfes 
der römischen Kirche mit der Staatsgewalt beweist, im Sinne 
einer Mobilmachungsordre gebraucht und als solche verstanden 
wird. Dieses Breve soll dem Bischof und dem Domkapitel zu 
Fulda zuerst durch den in Würzburg erscheinenden „Religions- 
freund‘ bekannt geworden und erst später durch den Erz- 
bischof von Freiburg, dem darüber eine Empfangsbescheinigung 
ausgestellt werden musste, förmlich insinuiert worden sein.?) 


zu haben ausgelegt werden, welches weder das Gewissen noch die Pflicht 
gegen die katholische Kirche leidet, die in dieser Verordnung nur noch 
an einem schwachen Bändchen mit Rom vereinigt, gleichsam wie vom 
römischen Stuhle abgerissen dasteht. Ich habe die Pragmatik in meinem 
Processus informativus abgeschworen und werde am Ende meiner Tage 
keinen Meineid begehen. Aber: Quid nune consilüi? Zusammenstehen, 
zusammenhalten und in Gemeinschaft handeln, wenn etwas er- 
wirkt werden soll, wird wohl unumgänglich notwendig sein.“ 

1) Walter, Fontes 8. 345 ff.; deutsch: v. Kremer-Auenrode 1 S-10SIE 

3) Diese Angaben in dem Bericht des Regierungsdirektors v. Hanstein 
an das Ministerium des Innern vom 26. Oktober 1831: Akten betr. die 
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Bischof Rieger hatte früher mit Versicherungen seiner 
Dankbarkeit und Ergebenheit gegen den Landesherrn nicht 
gekargt, !) ganz zu schweigen von seiner früheren Zustimmung 
zu der Kirchenpragmatik,?) und das Kapitel hatte in dem 
von ihm freiwillig unterzeichneten Fundationsinstrument zum 
Teil eben das anerkannt, was jetzt von Rom aus gerügt 
wurde. Aber die Erinnerung an diese Vorgänge verblasste, 
als die Kurie ihre Parole ausgab, und der aggressive Geist 


Protestationen gegen die Verordnung vom 30. Januar 1830, Rep. V 
Kl. 57 Nr. 18 (Königl. Regierung zu Cassel), Bl. 63f. finden ihre Bestätigung 
in der Reklamation des Bischofs und des Domkapitels an das Ministerium 
vom 8. Januar 1831 (vgl. unten), wo gesagt wird, dass das Breve ihnen 
zuerst aus Öffentlichen Blättern bekannt geworden ‚und erst später ihnen 
zugegangen sei. Das Breve Pius VIII. war schon abgedruckt: „Kirchen- 
historischer Bemerker“ Nr. 22 Spalte 305—308, Augustheft 1830, Beilage 
zu dem „Allgemeinen Religions- und Kirchenfreund“ Bd. 8. Nach Maas, 
a. a. 0. 8. 61 wurde es durch Schreiben der Nuntiatur in Luzern vom 
9. August 1830 dem Erzbischof Boll von Freiburg in fünffacher Aus- 
fertigung zugestellt und dieser schickte am 4. September je eine an 
seine vier Suffraganbischöfe mit dem „Ersuchen, ihre Ansicht hierüber 
ihm mitzuteilen, um sodann aus der Zusammenstellung der einzelnen 
Vorschläge ... ein Ganzes zu fertigen und... im Einverständnis mit 
den Mitbischöfen das Geeignete vorzukehren.“ Die Antwort des Bischofs 
Rieger vom 21. September ebend. S. 62. 

1) Bei Gelegenheit der Mitteilung seiner in Ron erfolgten Präko- 
nisation an Ministerialrat Riess schrieb er diesem am 7. Juli 1828 (Rep. V 
Kl. 60 Nr. 31, Bl. 354): „Auch wünschte ich das Bildnis meines aller- 
gnädigsten Wohltäters und Fürsten und Herrn in meiner bischöflichen 
Wohnung zum ewigen dankbaren Genusse und zur Hinleitung aller Herzen 
meines Bistums zu diesem kindlichen Danke auf ewige Zeiten aufstellen 
zu dürfen und zu können; und wünschte also nicht nur hierzu die aller- 
höchste Genehmigung zu einer solchen Aufstellung, die eine res publica 
für die Geistlichkeit des ganzen Bistums werden sollte, sondern auch die 
allergnädigste Erlaubnis, ein vorstelliges Bildnis meines grössten Wohl- 
täters dazu benutzen zu dürfen, denn so wie ich schon beinahe ein halbes 
Jahrhundert in der heissen Dankbarkeit gegen das Haus Hessen lebe, so 
will ich auch in derselben sterben.“ Vgl. auch sein Schreiben an das 
Ministerium des Innern vom 30. August 1829, ebend. Bl. 283 f. 

2) Vgl. oben 8. 84f,, 5. 97 An. 5. 
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des Ultramontanismus, der auf eine Ausnützung der unruhigen 
Zeiten hindrängte, erhielt in Fulda die Oberhand. Schon 
am 4. September 1829 hatten Bischof und Kapitel gegen die 
Dienstvorschrift für den landesherrlichen Bevollmächtigten bei 
dem Bistum remonstriert, !) jetzt eröffneten sie am 23. August 
1830 durch die Beschwerde bei dem Staatsministerium, dass 
die kurfürstliche Regierung in Fulda auf Zuschriften „an das 
kurhessische Bistum“ von dem Bischof selbst, nicht aber von 
dem Domkapitel Antwort beanspruche, ?) einen bis 1832 fort- 
gesetzten Kampf, in dem es sich nach der Versicherung des 
Bischofs Rieger zwar nur um die „gute Ordnung“ handeln 
sollte, den aber der Regierungsdirektor von Hanstein in Fulda 
sofort als einen Angriff auf die Stellung der Regierung als 
Aufsichtsbehörde erkannte. Während das Vorgehen des Bischofs 
und Kapitels auf diesem Punkte auch bei dieser ernsteren 
Beurteilung im Wesentlichen nur symptomatische Bedeutung 
hatte, war der Protest, den sie am 27. August d. J. gegen 
die landesherrliche Verordnung bei dem Staatsministerium 
einreichten,?) eine offene Kriegserklärung. Denn hier wird 
geradezu ausgesprochen, dass bei einer Durehführung der in 
dieser Verordnung niedergelegten Grundsätze den Katholiken 
die freie Ausübung ihrer Religion unmöglich gemacht sei und 
die landesherrliche Aufsicht in förmliche Kirchenregierung 
und das Scehutzrecht in Unterjochung verwandelt werde. Zu 
den ausdrücklich und unter Beifügung einer Begründung ver- 
worfenen Artikeln gehörten auch die oben*) mitgeteilten 


1) Reklamation an das Ministerium des Innern, 8. Januar 1831, 
Gössel a. a. 0. 8. 3221. 

2) Akten betr. die Kommunikation des Bischofs und des Dom- 
kapitels mit der Regierung zu Fulda, Akten Ministerium des Innern 
Rep. V Kl. 60 Nr. 6 (Kgl. Regierung zu Cassel). | 

3) Abgedruckt: Allgemeiner Religions- und Kirchenfreund Nr. 63, 
64, Würzburg 9./12. August 1831, S. 1034—1046. Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz 8. 131: „Freiherr v. Kempff gewann den alten, wohl- 
meinenden Bischof, der sogleich zu allem Guten die Hand bot.” 

4) 8. 59 Anm. 1. 
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Bestimmungen über das Universitätsstudium der katholische 
Theologie Studierenden. Von Seiten des Ministeriums ist auf 
diesen Protest eine Antwort nicht erfolgt. !) 

Jenes Breve Pius VIII. an die Bischöfe der oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz vom 30. Juni 1830 übte auf die 
Regierungen, die davon betroffen wurden, die Rückwirkung 
aus, dass sie über eine gemeinsame Abwehr dieses Angriffs 
in vertrauliche Verhandlungen eintraten, die zu einer Art von 
Fortsetzung der im Jahre 1827 abgeschlossenen Frankfurter 
Konferenzen geführt haben.?) Die Anregung zu einem 
Meinungsaustausch über die dem Breve gegenüber einzuneh- 
mende Haltung ging von Württemberg aus, das durch seinen 
Gesandten Freiherrn v. Trott unter dem 22. Oktober 1830 an 
die bei dem Bundestag Bevollmächtigten der übrigen Staaten 
eine Zirkularnote richtete, die darauf hinwies, dass der Inhalt 
des Breve und die Art, wie es ohne vorgängige Kommuni- 
kation mit den Regierungen zur öffentlichen Kenntnis gekommen 
wäre, ein zu auffallender Vorgang sei, um nicht die volle 
Aufmerksamkeit der Regierungen in Anspruch zu nehmen, 
und zugleich zu einer vertraulichen Aussprache aufforderte. 
Die verlangten Aeusserungen ?) erfolgten von Seiten des gross- 
herzoglich-hessischen Gesandten, Freiherrn v. Gruben, am 
30. November, von dem badischen Vertreter, Freiherrn v. 
Blittersdorf, am 18. Dezember, und unter dem 3. Januar 1831 
antwortete Nassau durch ein Schreiben des Regierungspräsi- 
denten Möller. Kurhessen blieb ganz aus dem Spiel, da sein 


1) Brück, Katholische Kirche II S. 206. 

2) Die folgende Darstellung ruht auf dem Bericht des kurhessischen 
Bundestagsgesandten Geh.-Rat- v. Meyerfeld an den Kurfürsten vom 
5. März 1831, Rep. V Kl. 57 Nr. 18, Bl. 10—30. 

3) Ein Eichen auf die Eitschten, die dem von Meyerfeld an den 
Kurfürsten übersandten Protokoll beigelegt waren, erübrigt sich, da 
Brück, Katholische Kirche II 8. 204f. darüber berichtet; vgl. auch 
Brück, Konkordat oder Staatsgesetz. Historische Erörterungen über den 
wahren Rechtsboden der oberrheinischen Kirchenprovinz, Katholik 
55. Jahrgang, Mainz 1875, S, 53 ff, 


Gesandter v. Meyerfeld zur Zeit des Erlasses jener Württem- 
bergischen Note in Hanau beim Kurfürsten weilte, und, am 
1. Februar 1831 auf seinen Posten zurückgekehrt, den übrigen 
Kommissarien eröffnen musste, dass ihm von seiner Regierung 
über das Breve überhaupt keine Mitteilung zugegangen, er 
infolgedessen auch nicht instruiert sei, um bei der für den 
3. Februar geplanten Konferenz eine verbindende Aeusserung 
zu Protokoll geben zu können; er hat an dieser Besprechung 
trotzdem Teil genommen. Ueber das der Kurie gegenüber 
einzuschlagende Verfahren gaben nun aber die Vertreter der 
beteiligten Regierungen hier so abweichende Erklärungen 
ab, dass die Konferenz sich auf den Beschluss beschränkte, 
dass jeder Bischof in beliebiger wörtlicher Fassung das Breve 
dureh die allgemeine Versicherung beantworten solle, dass 
von Seiten der Landesherrschaft der freien Ausübung der 
bischöflichen Amtsbefugnisse durchaus kein Hindernis in den 
Weg gelegt werde und die Bestimmungen, worüber dieselbe 
mit dem päpstlichen Hofe übereingekommen sei, auf das 
Genaueste vollzogen würden. !) 

Von den Vorschlägen, die der Gesandte auf Grund dieser 
Vereinbarung dem Kurfürsten in Bezug auf die seitens des 
Bischofs von Fulda nach Rom zu riehtende Antwort unter- 
breitete, können wir hier absehen, da sie von der unzu- 
treffenden Voraussetzung ausgingen, dass die Regierung in 
der Lage war, in dieser Richtung einen Einfluss auszuüben. 
Dass Meyerfeld, weder orientiert noch instruiert, diesen Ver- 
handlungen nur als passiver Teilnehmer hatte beiwohnen 
müssen, war für ihn begreiflicherweise eine peinliche Situation. 
Er nahm diesen Vorgang daher zum Anlass, dem Vorgehen 
der kurhessischen Regierung das Verhalten der übrigen Staaten 


1) Die bei Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz S. 135 ff. ab- 
gedruckten Schriftstücke — das Schreiben, das die Bischöfe nach Rom 
schicken sollten, und die Note der Regierungen an den römischen Hof — 
werden Entwürfe darstellen, die jedoch, wie die Verhandlungen beweisen, 
nicht angenommen wurden und daher nicht zur Verwendung gelangt sind, 
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2 der oberrheinischen Kirchenprovinz gegenüberzustellen. Er 
- betonte, dass sie die Praxis verfolgten, keine Verfügungen, bei 
- denen die in der Kirchenprovinz angenommenen Grundsätze in 
Betracht kamen, einseitig zu treffen, sondern vorher eine Ver- 
- ständigung mit den übrigen Staaten herbeizuführen suchten und 
- dadurch die Absicht betätigten, die Vollmacht ihrer Gesandten 
für das Gebiet der katholisch-kirchlichen Angelegenheiten zum 
Zweck der Herstellung eines gleichförmigen Verfahrens still- 
schweigend fortdauern zu lassen. Dagegen sei dem Bischof von 
Fulda die Befugnis zur Ernennung der Pfarrer (30. August 1829) 
erteiltund das Regulativ über das Verhältnis gewisser bischöflicher 
Amtsrechte zur Staatsgewalt (31. Aug. 1829) erlassen worden, !) 
ohne dass vorher ihm, dem Gesandten, davon Mitteilung ge- 
macht wurde, mithin ohne eine Uebereinstimmung mit den 
übrigen Staatsregierungen der Kirchenprovinz anzustreben. 
Dass das Regulativ mit den die Kirchenprovinz betreffenden 
Verträgen im Einklang stand, unterlag für Meyerfeld aller- 
dirgs keinem Zweifel, obwohl seiner Ansicht nach eine genaue 
Prüfung auch hier am Platz gewesen wäre. Anders lautete sein 
Urteil über die erstgenannte Konzession, denn sie begründete 
zwischen dem Bistum Fulda nnd den anderen Diözesen eine 
nicht unerhebliche Verschiedenheit des Rechts, da z. B. in der 
Diözese Limburg alle Ernennungen für Pfarreien durch den 
Landesherrn geschahen. Meyerfeld wollte nun der Unsicherheit 
seiner Stellung ein Ende gemacht sehen und, bat um eine Ent- 
scheidung, ob der ihm früher hinsichtlich der allgemeinen An- 
gelegenheiten der oberrheinischen Kirchenprovinz erteilte Auftrag 
als stillschweigend erledigt und aufgehoben oder wie bei den 
übrigen Bevollmächtigten, deren Höfe die Fortsetzung des Kom- 
missoriums wünschten, als fortdauernd zu betrachten sei. — Aus 
dieser Darlegung ergiebt sich die wichtige Tatsache, dass die 
anderen Staaten nicht nur in diesem konkreten Fall, sondern in 
Bezug auf die gesammte Durchführung der Organisation des 
katholischen Kirchenwesens mit einander in Verbindung ge- 
standen haben, während Kurhessen seine eigenen Wege ging. 


1) Vgl. oben 8. 91 
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Den gleichen Mangel an Solidaritätsgefühl betätigte Kur- 
hessen auch gegenüber einer anderen in Frankfurt zur Sprache 
gebrachten, allerdings erst später erledigten, Angelegenheit. 
Die der oberrheinischen Kirchenprovinz angehörenden Staaten 
hatten es zweckmässig gefunden, den mit ihrer diplomatischen 
Vertretung in Rom!) betrauten Kgl. Württembergischen 
Legationsrat v. Kölle auch nach dem Abschluss der für die 
Begründung und erste Einrichtung der Provinz notwendigen 
Verhandlungen in dieser Stellung zu belassen. Als jedoch 
der Antrag gestellt wurde, seine provisorische Bestallung in 
eine definitive umzuwandeln, versagte Kurhessen seine Zu- 
stimmung und genehmigte nur die Fortsetzung des Provisoriums 
(9. Juni 1830). Die Abberufung Kölles gab ihm dann den 
willkommenen Anlass, überhaupt zurückzutreten und jede Teil- 
nahme an der Bestellung eines Nachfolgers abzulehnen 
(27. April 1832). Schon in der Zeit der Frankfurter Konferenzen 
hatte der Kurfürst durch die Langsamkeit seiner Ent- 
schliessungen und durch verspätete Instruktion seiner Gesandten 
das Vorgehen der Vereinsstaaten gehemmt, da er jeder 
gemeinsamen Aktion als einer Beschränkung seiner fürstlichen 
Gewalt misstrauisch gegenüberstand. In dem vorliegenden 
Fall kam dazu, dass die römische Gesandschaft keine nennens- 
werten Erfolge aufzuweisen hatte — in wieweit die Persönlich- 
keit Kölles dafür verantwortlich zu machen war, mag dahin 
gestellt bleiben — und daher sachliche Gründe gegen den 
Fortbestand dieses gemeinsamen Instituts geltend gemacht 
werden konnten. Finanzielle Erwägungen kamen hier nicht 
in Betracht, da Kurhessen nur mit einem kleinen Beitrag 
zur Bestreitung der Kosten des römischen Geschäftsträgers 
herangezogen wurde.?) 


1) Akten betr. den für die Angelegenheiten der katholischen Kirche 
in Rom zu bestellenden Geschäftsträger: Rep. V Kl. 57 Nr. 25 (Königl. 
Regierung zu Cassel). — Über Kölle vgl. Mejer IT 2 S. 240. 

2) Nach dem Bericht des Bundestagsgesandten Riess vom 3. April 
1832 waren die Beiträge zu dem Gehalt des Geschäftsträgers in der Höhe 
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Obwohl schon die Remonstration des Bischofs vom 
27. August 1830 und dann dessen mit dem Domkapitel 
gemeinsam erlassener Protest vom 8. Januar auf dieses Breve 
hingewiesen!) hatten, so scheint doch die kurhessische 
Regierung erst durch diesen Meyerfeldschen Bericht auf die 


- Bedeutung des Breves aufmerksam geworden zu sein. Aber 


|: 


u 


es verging noch ein weiteres halbes Jahr ehe das Ministerium 
des Auswärtigen am 15. Oktober d. J. den Bericht dem Staats- 
ministerium vorlegte und dieses den Beschluss fasste, den 
Regierungsdirektor v. Hanstein in Fulda ‚zur baldtunlichsten 
Berichterstattung über die auf dieses Breve erfolgten Schritte 
des Bischofs zu veranlassen.“ 

Da dem beim Bistum Bevollmächtigten kein Recht zustand, 
in die Akten des Domkapitels Einsicht zu verlangen, konnte 


\er freilich in seinem am 26. Oktober, also umgehend, er- 


statteten Bericht keine authentische Auskunft geben, andern 
musste sich auf die Mitteilung dessen beschränken, was man 
sich in Fulda erzählte.) Trotzdem ist der Bericht nicht 
ohne Interesse. Denn er gewährt einen Einblick in die 


von 3000 Fl. auf die einzelnen Staaten entsprechend der Zahl ihrer 
katholischen Untertanen verteilt; Kurhessen zahlte nur 180 Fl. Übrigens 
besass damals das Bistum Fulda einen besonderen Agenten in Rom 
— ebenfalls das Bistum Mainz, dagegen kannte Württemberg und Baden 
diese Einrichtung nicht — Carl de Augustinis, der diesen Posten schon 
in den fürstbischöflichen Zeiten bekleidete und für seine Dienstleistungen 
im Interesse des Bistums einen Gehalt von 600 Fl. empfing. 

1) Die Worte dieses Protestes (vgl. Gössel S. 324): „Das von uns, 
um kein Aufsehen zu erregen, bis jetzt noch geheim gehaltene Breve* 
können nur den Sinn haben, dass es den Fuldaer Diözesanen nicht aus- 
drücklich mitgeteilt worden war. 

2) Der Bischof hat — so schreibt v. Hanstein Rep. V Kl.57 Nr. 18, 
Bl. 63f. — bei Gelegenheit der IRB LlUNE der Empfangsbescheinigung 
für das Breve, vgl. oben S. 98 Anm. 2, dem Vernehmen nach ganz kurz 
geäussert, dass er bereits gegen die landesherrliche Verordnung vom 
30. Januar 1830 sich verwahrt und es nicht für nötig gehalten habe, sich 
darüber umständlicher auszulassen, weil das Breve hauptsächlich die 
Bischöfe von Mainz und Limburg betraf. 
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unhaltbare Position, in die schon damals der Bevollmächtigte 
infolge der Untätigkeit der Regierung gegenüber dem Ver- 
halten der katholischen Geistlichkeit zu der Beschwörung der 
Verfassungsurkunde und gegenüber anderen von ihm erhobenen 
Beschwerden geraten war. Durchaus zutreffend war auch 
seine Scehlussbemerkung, dass es allgemeine Verwunderung 
erregen müsse, „wenn die Herren Bundestagsgesandten noch 
am 3. Februar d. J. umständlich deliberierten, wie die Bischöfe 
das päpstliche Breve vom 30. Juni 1830 beantworten sollten, 
und dabei den wichtigen Umstand ausser acht liessen, dass 
jenes Breve ohne Zweifel längst beantwortet war und wahr- 
scheinlich keiner der Bischöfe — wenigstens gewiss der 
hiesige nicht — sich dazu verstanden haben würde, das Breve 
nach dem Sinne der Bundestagsgesandten zu beantworten, da 
bekanntlich die allgemeine Aufregung auch den katholischen 
Geistlichen Mut zu neuen Protestationen gegeben hat.“ Das 
Ministerium scheint auf Grund dieses Berichts von irgend 
welehen Schritten in Sachen des Breves Abstand genommen 
zu haben. 

Da die Bischöfe der oberrheinischen Provinz mit Aus- 
nahme des Fuldaers den Anweisungen Pius VIII. keine Folge 
gegeben hatten, war der Streit um die landesherrliche Ver- 
ordnung auf dem besten Wege zu erlöschen, als Papst 
Gregor XVI. ihn aufs neue eröffnete. In dem an die 
Bischöfe der oberrheinischen Provinz gerichteten Brevevom 
4. Oktober 1833 „Quo graviora ex nefariis“!) tadelte er diese 
in scharfen Worten, dass sie die von seinem Vorgänger Pius VIII. 
eingeforderten Berichte noch immer nicht erstattet hatten, und 
führte Beschwerde über die im Widerspruch zu den Abmachungen 
zwischen dem hl. Stuhl und den verbündeten Fürsten erlassenen 
staatlichen Gesetze und die Knechtung der Kirche. Die Bischöfe 
forderte er auf, die gottlosen Neuerungen (profanam novitatem) 
von der Kirche abzuwehren, und mit ganzer Kraft denen in den 


er 1) Abgedruckt: Katholik Bd. 89, 1843, 8. 131f.; Brück, Ober- 
rheinische Kirchenprovinz S. 189f. 


„ya ee, 
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Weg zu treten, die daran arbeiteten, die Rechte des hl. Stuhles 


- zu zertrümmern und, ohne Furcht vor der Frechheit nichts- 


würdiger Menschen, zur Ehre Gottes vor keinem Kampf 
- zurückzuschrecken. 
Unter dem Datum des 5. Oktober 1833 erging eine 
- Note des Kardinalstaatssekretärs Bernettianden 
badischen Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten Baron von Türekheim!). Hier erklärte die Kurie 
die Artikel 4. 9. 10. 13. 19. 21 und 36 der landesherrlichen 
Verordnung vom 30. Januar 1830 als im Widerspruch stehend 
zu der Bulle Ad dominiei gregis custodiam, erhob, da die 
\ Vorstellungen des Erzbischofs von Freiburg bei dem Gross- 
herzog von Baden?) fruchtlos geblieben, Protest gegen dieses 





1) Der italienische Originaltext abgedruckt: E. Friedberg, Die 
Grenzen zwischen Staat und Kirche, Tübingen 1872, Beilage VIH S. 873 ff., 
v. Kremer-Auenrode I 8. 114ff. Eine zweite Note Bernettis an Türck- 
hein ebenfalls vom 5. Oktober, — (lie deutsche Übersetzung dieser, soviel 
ich sehe, nicht veröffentlichten Note: Rep. V KI 57 Nr. 18, Bl. 141 ff. — 
griff einen speziellen Gegenstand der Beschwerde heraus. „Se. Heiligkeit 
hat mit unausprechlichem Kummer erfahren, dass die Bischöfe der rheinischen 
Kirchenprovinz von der Leitung und Aufsicht ausgeschlossen sind, welche 

sie nach den Kanones über ihren heranwachsenden Klerus haben sollen, 
und dass letzterer genötigt ist, die hl. Wissenschaften auf den Universitäten 
zu erlernen, unter zu Grunde Legung schädlicher Bücher und geleitet von 
Professoren, welche nichts versäumen, um ihren Schülern das Gift des 
Verderbens und der verkehrtesten Grundsätze einzuflössen. Die Tatsachen 
sind zu offenkundig, um die geringste Einwendung zulassen zu können.“ 
Die Spitze der Anklage richtete sich gegen den Professor der Moraltheologie 
Schreiber und «len Professor der Kirchengeschichte Amann, deren so- 
fortige Entfernung von der Universität Freiburg verlangt wurde. Denn, 
wie am Schluss der Kardinalstaatssekretär betonte, „die Oberaufsicht über 
die Erziehung des Klerus und den Unterrieht in den hl. Wissenschaften 
steht ausschliesslich dem Erzbischof von Freiburg kraft der feierlich ver- 
sprochenen und festgesetzten vollen Ausübung seiner kirchlichen Juris- 
diktion zu.“ Über die beiden genannten Professoren, von denen der erstere 
1836 in die philosophische Fakultät übertrat, während dem letzteren 1839 
‚die Vorlesungen über kanonisches Recht untersagt wurden, vgl. Brück, 


‚Oberrheinische Kirchenprovinz S. 147; Maas 8. 52 ff. 


2) Vgl. Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz 8. 125. 
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Edikt und alle übrigen zum Nachteil der Rechte der katho- 
lischen Kirche erlassenen Verordnungen und forderte deren 
schleunige und unbeschränkte Zurücknahme sowie die genaue 
Beobachtung der abgeschlossenen Konventionen. Der Papst 
sprach zugleich die Hoffnung aus, dass der Grossherzog nicht 
nur selbst diesem Begehren entsprechen, sondern sich auch 
dafür bei den anderen Fürsten verwenden werde, da Gross- 
herzog Ludwig sich bei Leo XII. für deren guten Absichten 
und Vertragstreue verbürgt hätte. Andernfalls würde er sich 
gezwungen erachten, „die Katholiken der verbündeten Staaten 
davon in Kenntnis zu setzen, dass der beklagenswerte Zustand, 
in dem sich hier die kirchlichen Angelegenheiten befinden, 
nicht von der Vernachlässigung des hl. Stuhles oder von dem 
schwachen Anteil, welchen er an der Behauptung der Interessen 
der katholischen Religion in diesen Staaten genommen, sondern 
von der Nichtbeobachtung der abgeschlossenen Verträge und 
davon herrühre, dass den von ihm erhobenen Reklamationen 
nicht der Erfolg zu teil geworden sei, den er zu erwarten 
berechtigt wäre.‘ 

Auch Württemberg erhielt ein Schreiben der Kurie, wie 
es scheint, des gleichen Inhalts, dagegen nicht Kurhessen, 
wahrscheinlich auch nicht die übrigen Staaten. Trotzdem 
konnte es keinem Zweifel unterliegen, dass von dem Ein- 
greifen der Kurie sämmtliche Staaten der oberrheinischen 
Kirchenprovinz betroffen wurden. Ihr Vorgehen musste sogar 
als der Anfang einer grösseren kirchenpolitischen Aktion er- 
scheinen, da der Papst sich vorher der Unterstützung des 
österreichischen Hofes vergewissert hatte, der durch seine 
Gesandten in Karlsruhe und Stuttgart zu Gunsten der römischen 
Forderungen vorstellig wurde und erklären liess, dass „das 
unveräusserliche und hier noch besonders vertragsmässige 
Recht der Kirche in einigen Vereinsstaaten nicht nach Gebühr 
geehrt worden sei.“!) Unter diesen Umständen konnte auch . 


1) Brück, Konkordat oder Staatsgesetz: Katholik 55 Bd., 1875, 
S. 57; Ders., Katholische Kirche II S, 210, 


et 
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Kurhessen nicht umhin, dem Vorschlag des badischen Bundes- 


 tagsgesandten von Blittersdorf beizutreten, der durch Zirkular- 
note vom 17. Februar 1834 zu einer Konferenz sämmtlicher 


Bevollmächtigter der zu der oberrheinischen Kirchenprovinz 
vereinten Staaten einlud, um die dem Kardinalstaatssekretär 


- Bernetti zu erteilende Antwort festzusetzen. 


Die beiden durch die päpstlichen Noten in den Vorder- 
srund gerückten Staaten, Baden und Württemberg, hatten 
eingehende Denkschriften ausarbeiten lassen und teilten diese 
nun den anderen Regierungen mit. 


Die „Bemerkungen der Kgl. Württembergischen 


Regierung über die Beantwortung der Note des Kar- 


dinals Bernetti,*!) vom 5. Nov. 1833, traten dafür ein, 
dass die Noten Bernettis von den beiden Höfen in Stuttgart 
und Karlsruhe, da jedem von ihnen eine eigene Eröffnung 
zugegangen, von jedem besonders, aber möglichst gleich- 
lautend beantwortet werden sollten. Der angedrohten öffent- 
lichen Erklärung könnten die Regierungen ruhig entgegen. 
sehen, denn es würde ihr ein Leichtes sein, nachzuweisen, 
dass die katholische Kirche in der oberrheinischen Provinz 


sich tatsächlich nicht in einer gedrückten Lage befinde und 


die Behauptung einer vermeintlichen Nichtvollziehung ge- 
gebener Zusicherungen nur aus einer ungegründeten Voraus- 
setzung hervorgegangen sein könne. „Je mehr aber ein solcher 
öffentlicher Federkrieg gerade aus diesem Grunde der in 
gegenwärtiger Zeit ohnehin von so vielen Seiten angefochtenen 
Autorität des Oberhauptes der katholischen Kirche in den 
Augen aller vom wahren Sachverhältnisse durch tägliche 
eigene Wahrnehmung unterrichteten Katholiken notwendig 
zum Nachteile gereichen und den Widersachern derselben 
nur eine erwünschte Gelegenheit zur Beförderung ihrer Pläne 
zu dessen Untergrabung gewähren und die Ausdehnung ihrer 


Unternehmungen aus dem benachbarten Auslande auf die 


1) Abschrift: Rep. V Kl. 57 Nr. 18, Bl. 202—212. 
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deutschen Staaten erleichtern müsste, desto mehr halte man 
es für Pflicht, den römischen Hof in seinem eigenen Interesse 
und dem der katholischen Kirche von einem solchen Sehritt 
abzuhalten.“ Es müsse darauf aufmerksam gemacht werden, 
„dass die Regierungen im September 1827 dem römischen 
Hof mit der loyalsten Offenheit erklärt haben, sie könnten 
dem 5. und 6. Artikel des ihnen mitgeteilten Entwurfs (d.h. 
des Ultimatums) ihre Zustimmung nieht geben, müssten viel- 
mehr, wenn man in Rom nicht vorzöge, dieselben ganz weg- 
zulassen, ihre Rechte dagegen verwahren. Wie soll denn 
nun eine Nichterfüllung der gegebenen Zusicherungen daraus 
hervorgehen, wenn dieses, da jene beiden Artikel nicht weg- 
blieben, in der Folge wirklich geschah?* Die Feinde der 
Kirche hätten gerade in den Regierungen das grösste Hin- 
dernis gehabt. ‚Nur zur Beförderung dieser Pläne würde 
es dienen, wenn der römische Hof in einer Zeit, wo es zur 
Erhaltung des Bestehenden, auch ausserhalb Italiens, doppelt 
notwendig sei, dass Staat und Kirche mit vereinter Kraft den 
Unternehmungen der revolutionären Partei entgegen wirken, 
mit Öffentlichen Anfeehtungen gegen die Regierungen auf- 
treten und dadurch den Hoffnungen der gemeinschaftlichen 
Feinde durch die Aussicht auf einen zwischen beiden zu er- 
regenden Zwiespalt neue Nahrung bieten würde.‘ 

Dieselben Gesichtspunkte beherrschten die Eröffnungen, 
die der Kgl. Württembergische Gesandte in Wien dem Fürsten 
Metternich zu machen beauftragt wurde. Neben der Erklärung, 
dass es nie die Absicht der zur oberrheinischen Kirchenprovinz 
vereinigten Regierungen gewesen sei, die wesentlichen Rechte 
der katholischen Kirche zu gefährden oder wirkliche Irrlehren 
in derselben zu begünstigen, wurde auch hier betont, wie 
Geh. Rat v. Riess dem Kurprinzen schon am 9. Januar 1834 
auf Grund der Rinsiebtnahme in einen dem württembergischen 
Bundestagsgesandten von dem Ministerium des Aeussern in. 
Stuttgart zugegangenen Erlass berichten konnte, dass der 
gegenwärtige Zeitpunkt zur Erörterung von Streitigkeiten nicht 


Ze 


a 


geeignet sei, bei welchen das Vertrauen der katholischen 
Untertanen zu ihrem protestantischen Landesherrn geschwächt 
werden könnte. 

Der „Bericht der grossherzoglich badischen 
Kirchensektion an das Ministerium,“!) Karlsruhe 
12. Dezember 1833, unterzeichnet von Kirn und Zahn, 
lieferte in einem weit ausholenden Rückblick auf die Ver- 
handlungen mit der Kurie über die Gründung der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz den bündigen Nachweis, dass die 
Regierungen den 5. und 6. Artikel der Bulle Ad dominiei 
gregis eustodiam nicht angenommen hatten und infolge ihrer 
vorher erhobenen, Verwahrungen befugt waren, zu be- 
stimmen, was sie als in den Kreis ihres landesherrlichen 
Schutz- und Aufsichtsrechts über die katholische Kirche fallend 
ansehen. Das ist in der Verordnung vom 30. Januar 1830 
geschehen, deren Inhalt gegen die Beschwerden des römischen 
Hofes dann im einzelnen gerechtfertigt wird. Dass die 
Bernettische Drohung mit Veröffentlichungen nicht geeignet 
war, die Regierungen in Verlegenheit zu setzen, ihre Reali- 
sierung vielmehr den römischen Hof selbst kompromittieren 
würde, bemerkt auch dieses Memorandum. Es hatte auch 
darin nicht Unrecht, dass es hinzufügte: „Die Deutschen, 
welche den hl. Vater mit Klagen bestürmen, sind die, welche 
dem Ultramontanismus aufs neue wieder festen Fuss in Deutsch- 
land verschaffen wollen.“ Dass aber der österreichische Hof 
einer schon in ihrer Grundlage unhaltbaren Besehwerdeführung 
seinen vermittelnden Beistand zu gewähren sich bereit fand 
und, wie Bernetti, von der Verletzung wesentlicher Bestim- 
mungen der geschlossenen Verträge reden konnte, ist nur aus 
Unkenntnis der früheren Verhandlungen der Bundesstaaten 
mit dem hl. Stuhl sowie der landesherrlichen Verordnung vom 
30. Januar 1830 und ihrer Ausführung zu erklären. „Bei 
näherer Kenntnis der Sache wäre gerade von dieser Seite 


1) Abschrift: ebend. Bl. 159—177, vgl. Maas S. 76 f. 
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ein so strenger Tadel nicht zu erwarten. Denn aus Oester- 
reich ist zwar nicht die praesens ecclesiae disciplina, wie sie 
die päpstliehe Bulle Ad dominiei gregis custodiam versteht, 
wohl aber das in Deutschland längst übliche Kirchenstaats- 
recht theoretisch durch seine Gelehrten und praktisch durch 
die Gesetze und Verordnungen des Staats hervorgegangen. 
Eben die dort rezipierten Grundsätze sind es zunächst, welche 
die Geschäftsmänner der vereinigten Bundesstaaten zuerst bei 
der Entwerfung einer sogenannten Kirchenpragmatik, welche 
die Grundlage der Verhandlungen mit dem römischen Hofe 
werden sollte, und in der Folge bei der Abfassung der landes- 
herrlichen Verordnung vom 30. Januar geleitet haben. Diese 
Tatsache wäre sehr leicht nachzuweisen, und da in dem 
Grossherzogtum Baden bisher nach keinen anderen als jenen 
Vorschriften, welche diese Verordnung enthält, gehandelt 
worden ist, so ist von der grossen Loyalität der kaiserlich- 
oesterreichischen Regierung zu erwarten, dass sie, über den 
wahren Stand der Sache gehörig unterrichtet, anderwärts 
nicht tadeln wird, was bei ihr einheimisch und von ihr selbst 
hervorgegangen ist.“ 

Die kurhessische Regierung!) hatte bereits am 
31. Dezember 1833 den Regierungsdirektor Eggena in Fulda, 
den Nachfolger v. Hansteins, zu einer gutachtlichen Aeusserung 
darüber aufgefordert, wie den Protestationen des päpstlichen 
Stuhles zu begegnen sein möchte. Sein, erst am 31. März 
1834 erstatteter, Bericht stellte sich auf den Boden der beiden 
Denksehriften, widerriet aber eine gemeinschaftliche Erläuterung 
der Verordnung vom 30. Januar 1830, da seit der im Jahre 
1832 hinsichtlich der Verfassungsurkunde abgegebenen landes- 
herrlichen Zusicherung zwischen der kurhessischen Regierung 
und dem Bistum Fulda keinerlei Differenzen mehr hervor- 
getreten wären. Ausserdem empfahl er, „dass der Kardinal 
Bernetti in versöhnlichster Weise noch auf die Vorsicht, welche _ 
die Umstände der heutigen Zeit im Interesse der katholischen 


1) Rep. V Kl. 57 Nr. 18. 
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Kirche anrieten, und auf die, nur dieses Interesse benach- 


- teiligenden, Folgen der eventuell angedrohten päpstlichen 


Erklärung aufmerksam gemacht werden möge, indem ein 
soleher Schritt nicht ohne ernste Erwiderung würde bleiben 
können und die etwa daraus entspringende beklagenswerte 


- Disharmonie unter anderm auch die bisher rühmliche Bereit- 


willigkeit der evangelischen Staatsregierungen und Landstände 
zu tunlichst reichlicher Befriedigung der zeitlichen Bedürf- 
nisse der katholischen Diözesen vermindern möchte.“ Das 
Ministerium des Innern trat dieser Auffassung bei und Geh. 
Rat Riess wurde entsprechend instruiert. 

Wann der beabsichtigte Zusammentritt der Bundestagsge- 
sandten stattgefunden hat und ob es überhaupt zu einem solehen 
kam, ist aus den kurhessischen Akten nicht zu entnehmen. 
Am 9. Juni d. J. meldete Riess dem Ministerium des Aeusseren, 
dass die Konferenz „wohl bis zur Rückkehr des gross- 
herzoglich hessischen Bundestagsgesandten ausgesetzt bleiben 
werde.‘ Das Schlussergebnis war, dass Baden am 4. Sep- 
tember 18341) und Württemberg am 15. Oktober d. J.?) 
in Separatnoten die Einreden der Kurie zurück- 


_ wiesen. Ob die letztere wirklich sich der Hoffnung hin- 


gegeben hatte, durch die österreichische Intervention die ver- 
langte Umgestaltung der Verfassung der oberrheinischen 
Kirehenprovinz herbeiführen zu können, ob es ihr nur um einen 
neuen demonstrativen Protest zu tun gewesen war, oder ob, 
was das Wahrscheinlichere ist, die ganze grosse, im Sande 
verlaufende Aktion auf Anregungen der deutschen ultramon- 
tanen Kreise znrückging, muss dahin gestellt bleiben. Der 
sich vorbereitende Kölner Kirchenstreit zeigte der kurialen 
Politik ein wichtigeres und grösseres Arbeitsfeld. 


1) Das Schreiben des Barons v. Türckheim abgedruckt: Friedberg, 
Grenzen, Beilage IX 8. 875ff.; v. Kremer-Auenrode I S. 116ff., vgl. Friedberg, 
Der Staat und die Bischofswahlen S. 206f.; L. Golther, Der Staat und die 


"katholische Kirche im Königreich Württemberg, Stuttgart 1874, S. 102. 


2) Brück, Katholische Kirche II S. 210. 


Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 8 
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III. Die Verfassung vom 5. Januar 1831. 
Die von katholischer Seite beanstandeten Paragraphen. — Proteste des 
Bischofs, Domkapitels und Magistrats von Fulda bei dem Ministerium 
und der Ständeversammlung. — Vergeblicher Vermittlungsversuch des 
Abgeordneten v. Warnsdorf. — Verhandlungen der Regierung mit dem 
Domkapitel und dem Landtag 1831. 1832. — Der Ausgleich und seine 
Bedeutung. 


Eine neue Phase in der Entwicklung des Verhältnisses 
von Staat und Kirche in Kurhessen setzte ein mit der Prokla- 
mation der Verfassung.!) Die jetzt ausbrechenden Kämpfe 
haben auf die kirchliche Gesamtlage dadurch eine überwiegend 
ungünstige Rückwirkung ausgeübt, dass sie der katholischen 
Geistlichkeit ermöglichten, ihre kirchenpolitischen Bestrebungen 
mit ihrer Stellungnahme zu der Neuordnung der staatlichen 
Verhältnisse in eine Verbindung zu bringen, die ihre Position 
gegenüber der Regierung nicht unerheblich verbesserte. Für 
die kurhessischen Katholiken kamen folgende Paragraphen 
in Betracht: 


29. Die Verschiedenheit des christlichen Glaubensbekenntnisses hat auf 
den Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte keinen Einfluss. 

30. Jedem Einwohner stehet vollkommene Freiheit des Gewissens 
und der Religionsübung zu. Jedoch darf die Religion nie als Vorwand 
gebraucht werden, um sich irgend einer gesetzlichen Verbindlichkeit zu 
entziehen. 

132. Alle im Staate anerkannten Kirchen geniessen gleichen Schutz 
desselben. Ihren verfassungsmässigen Beschlüssen bleiben die Sachen 
des Glaubens und der Liturgie überlassen. 

133. Die Staatsregierung übt die unveräusserlichen hoheitlichen 
Rechte des Schutzes und der Oberaufsicht über die Kirchen in ihrem 
vollen Umfange aus. 

135. Für das besondere Verhältnis der katholischen Kirche zu der 
Staatsgewalt dienen folgende Bestimmungen zur Richtschnur: 

a) In Ansehung des kirchlichen Zensur- und Strafrechtes sowie 
des bischöflichen Amtseinflusses auf die Unterrichtsanstalten bleibt das 
(mit dem vormaligen bischöflichen Generalvikariat zu Fulda verabredete) 
Regulativ vom 31. August 1829 ferner in Kraft. \ 


1) Vgl. oben S. 67. Die Verfassungsurkunde abgedruckt: Gössel 
a.2.0., Anlage A, 


; 
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b) Die von dem Bischof und den übrigen katholischen Kirchen- 


behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen, Kreisschreiben und 


dergleichen allgemeinen Erlasse an die Geistlichkeit und Diözesanen, 
welche nicht reine Glaubens- und kirchliche Lehr-Sachen betreffen, oder 
durch welche dieselben zu etwas verbunden werden sollen, was nicht 
ganz in dem eigentümlichen Wirkungskreise der Kirche liegt, bedürfen 
der Genehmigung des Staates, und können nur mit solcher kund gemacht 
und in Ausführung gebracht werden. 

c) Solche allgemeinen Erlasse der Kirchen-Behörde, welche rein 
geistliche Gegenstände betreffen, sind der. einschlägigen Staatsbehörde 
zur Einsicht vorzulegen und diese wird die Bekanntmachung nicht 


- hindern, wenn der Inhalt keinen Nachteil dem Staate bringen würde. 


d) Von allen bischöflichen, unmittelbaren oder mittelbaren, Kommuni- 
kationen mit dem päpstlichen Stuhle, welche nicht etwa lediglich in 
Beziehung auf einzelne Fälle der eigentlichen Seelsorge oder auf ge- 
wöhnliche, der römischen Kurie unstreitig zukommende Dispensationen 
beabsichtigt werden möchten, noch blos in Glückwünschungs-, Dank- 
sagungs- und andern dergleichen Zeremonial-Schreiben bestehen, wird 
die Staatsregierung durch den landesherrlichen Bevollmächtigten bei dem 
Bistume nach wie vor Einsicht nehmen lassen. 

e) In allen Fällen, wo ein Missbrauch der geistlichen Gewalt statt- 
findet, bleibt die Beschwerde oder der Rekurs eben wohl an die Landes- 
behörden offen, jedoch, was das geistliche Personal in ‚seinem Berufe 
angeht, erst alsdann, wenn ein bei der zuständigen obern Kirchenbehörde 
geschehener Versuch zur gebührenden Abhülfe als erfolglos dargetan 
oder insofern etwa Gefahr bei dem Verzuge sein würde. 

Mit der Aufnahme dieser Artikel bezweckte die Regierung 
eine dauernde Sicherstellung der in der landesherrlichen Ver- 
ordnung niedergelegten Bestimmungen und gab zugleich eine 
ablehnende Antwort auf die gegen diese Verordnung erhobenen 
Beschwerden. Aber sie brachte dadurch die katholische Oppo- 
sition nicht zum Schweigen, sondern erreichte nur, dass diese 
eine andere Richtung nahm und statt der Verordnung die 


Verfassungsurkunde zum Zielpunkt ihrer Angriffe machte.‘) 


1) Akten betr. die Anstände der katholischen Geistlichkeit gegen 

die Beschwörung der Verfassungsurkunde, Ministerium des Innern Rep. V 

Kl. 57 Nr. 17, 1831 und 1832, Bl. 18—257 (Kgl. Regierung zu Casse)). 

In diesem Faszikel sind verschiedene Akten mit verschiedener Paginierung 

durcheinander geheftet. In Betracht kommt ferner die „Darstellung“ 
gr 
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Schon vor der Publikation der Verfassung am 5. Januar 
1831 ergriffen der Bischof und das Domkapitel zu Fulda zum 
Proteste gegen sie das Wort. Der Anweisung des Ministeriums 
vom 29. Dezember 1830, für die bei der bevorstehenden 
Bekanntmachung der Verfassungs-Urkunde abzuhaltende kirch- 
liche Feier den Klerus zu instruieren, verweigerte der Bischof 
in der von dem Kapitel mitunterzeichneten Eingabe an das 
Ministerium des Innern vom 2. Januar 1831!) die Ausführung, 
da „glaubhaften Gerüchten zufolge“ diese Urkunde „einige 
der freien Ausübung der bischöflichen Jurisdiktion und der 
notwendigen Kommunikation mit dem Oberhaupte der katho- 
lischen Kirche entgegenstehende Bestimmungen aufgenommen‘ 
habe, und forderte unter Berufung auf die Bulle Ad dominiei 


(vgl. oben $. 45) S. 62 ff., die freilich auch hier kein klares Bild gibt und 
die Misserfolge und Fehlgriffe der Regierung verschleiert. Das Material 
für die Stellungnahme des konstituierenden Landtags, der vom 16. Oktober 
1830 bis zum 8. März 1831 getagt hat, zu den aus der Mitte der katho- 
lischen Kirche Kurhessens an ihn gelangenden Protesten liegt nur lücken- 
haft vor, „da nach der damaligen Verfassung die Landtage noch nicht 
öffentlich waren und also die Verhandlungen dieses Landtags auch nur 
exzerptweise gedruckt worden sind,* Gössel a. a. 0. S. 74. Gerade dieses 
Werk bringt aber dann $. 311 ff. eine Reihe von hierhergehörigen Akten- 
stücken zum Abdruck. Einiges findet sich auch: A. de Roskoväny, 
Monumenta catholica pro independentia potestatis ecclesiasticae ab imperio 
eivili, tom. II, Quinque-Ecelesiis 1847, S. 440 ff. 

1) Die Fuldaer haben es für zweckmässig erachtet, ihren Verwahrungen 
dadurch grösseren Nachdruck zu verleihen, dass sie ihre Proteste und die 
darauf erfolgenden Antworten der Öffentlichkeit übergaben. Dies geschah 
in der zu Würzburg erscheinenden und von Dr. Bunkert herausgegebenen 
Kirchenzeitung „Allgemeiner Religions- und Kirchenfreund.“ Allerdings 
wird hier nieht gesagt, dass die zur Veröffentlichung gelangenden Akten- 
stücke durch den Bischof oder das Domkapitel eingesandt wurden, aber 
der Redaktion kann nur von dieser Seite das Material zugegangen sein, 
dessen Abdruck sie durch die Erklärung einleitet, dass es ihr „aus guter 
Hand und ohne Vorbehalt der Nichtbekanntmachung“ zugekommen sei. 
Die Veröffentlichungen beginnen mit der oben erwähnten Eingabe des 
Bischofs und Domkapitels an das Ministerium des Innern vom 2. Januar 
1831, vgl. Allgemeiner Religionsfreund vom 1. Februar 1831, Nr. 9 S. 155. 
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gregis eustodiam die Zurücknahme der in $ 135 verfügten 
Beschränkungen. Das sofort zu einer Sitzung zusammentretende 
Ministerium wies am 3. Januar den Einspruch als unberechtigt 
zurück und forderte zum ungesäumten Erlass der für jene Feier 
erforderlichen Verfügungen auf.!) Unter dem 2. Januar hatten 


- Bischof und Kapitel sich auch an die Ständeversammlung 


beschwerdeführend gewandt,?) und der Magistrat von Fulda 
folgte mit einer Vorstellung des gleichen Inhalts am 5. Januar.?) 
Aber auch die Antworten der Ständeversammlnng vom 3. und 
7. Januar lauteten durchaus abweisend.*) Daraufhin unter- 
blieben in den katholischen Kirchen des Landes die für den 
9. Januar anbefohlenen Feierlichkeiten.’) 


1) Abgedruckt: ebend. S. 137. 

2) Abgedruckt: ebend. Nr. 10 vom 4. Februar 1831, S. 141 ff.; Drei 
Worte zur Kurhess. Verfassungs-Urkunde, Würzburg 1831, S. 81 ff. (aus 
den Magistratsakten); Gössel a. a. 0. S. 311—316; Roskoväny Nr. 363, 
S. 442 ff. Dass hier das Regulativ als „aufgedrungen“ bezeichnet wird, ent- 
spricht nicht den Tatsachen. Das Protokoll über die Eggena’schen Ver- 
handlungen (vgl. oben S. 94. 96) enthält kein Wort von einem dagegen 
laut gewordenen Widerspruch. 

3) Abgedruckt: Drei Worte 8. 84 ff.; Gössel a. a. 0. S. 316—319; 
Roskoväny Nr. 364, S. 446 ff. 

4) Abgedruckt: Allgemeiner Religionsfreund Nr. 9 $. 140f.; Nr. 10 
vom 4. Februar 1831, S. 146; Drei Worte $. 87 ff.; Gössel a. a. 0. 8. 320f. 
Die Ständeversammlung erwiderte dem Bischof, dass sie „die fraglichen 
Bestimmungen als zum Schutze der bürgerlichen Freiheit der katholischen 
Untertanen wesentlich nötig erachtet habe;“ und sprach den Fuldaer 
Bürgern das Bedauern aus, „dass sie sich zu einer solchen Eingabe durch 
verläumderische Vorspiegelungen hätten hinreissen lassen,“ sie zugleich 


- ernstlich auffordernd, „einer Verleitung zu einer aufrührerischen Unter- 


nelmung nachdrücklichst zu widerstehen.“ 

5) Auf Anordnung des Ministeriums sollte 1) den Tag zuvor das 
Fest durch Geläute sämtlicher Glocken angekündigt; 2) eine der Feier 
entsprechende Predigt und zwar über den Text Jesaias Kap. 63 V. 7 
„Ich will der Güte des Herrn gedenken“ gehalten; und 3) das Te Deum 
laudamus gesungen werden, vgl. Akten des Ministeriums des Innern 


betr. die Verkündigung und Beschwörung der Verfassungs-Urkunde vom 


5. Januar 1831, Rep. II Kl. 28 Nr. 1 (Kgl. Regierung zu Cassel). 
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Da die Verfassungs-Urkunde nach $ 156 sofort nach 
ihrer Verkündigung in Kraft und Wirksamkeit trat und „ohne 
Verzug von allen Staatsdienern des geistlichen und weltlichen, 
sowohl des Militär- als Zivil-Standes, sowie von allen Unter- 
tanen männlichen Geschlechts, welehe das achtzehnte Jahr 
erreicht haben, beschworen werden‘ musste, so war die Ver- 
weigerung dieses Eides durch einen Teil der katholischen 
Geistlichkeit, der sich auch Laien anschlossen, resp. die Leistung 
des Eides aber mit einem Vorbehalt in Bezug auf $ 135 — 
so verfuhren der Bischof und das Domkapitel und die gesammte 
katholische Geistlichkeit in Fulda!) — ein Verhalten, über 
dessen rechtliche Beurteilung kein Zweifel bestehen konnte. 

Der renitente Klerus setzte seine Proteste fort. Bischot 
und Kapitel richteten am 8. und 12. Februar neue Reklama- 
tionen an das Ministerium?) und die Ständeversammlung,?) 
aber sie erhielten von der Regierung nur die Versicherung,*) dass 
von den fraglichen Bestimmungen der Verfassungs-Urkunde 
kein Misbrauch zum Nachteil der katholischen Kirche gemacht 
werden solle, während der Landtag seine Antwort vom 27. Januar 
dazu benutzte, über die Folgen einer fortgesetzten Auflehnung 
gegen die Verfassung den Bittstellern ein kräftiges Wort zu 
sagen.?) Als auch diese Mahnung wirkungslos blieb und Bischof 


1) Drei Worte zur kurhess. Verfassungs-Urkunde 8. 38. 

2) Abgedruckt: Allgemeiner Religionsfreund Nr. 10 vom 4. Februar 
1831, 8. 150 ff.; Drei Worte 8. 89 ff.; Gössel a. a. 0. 5. 321327; Ros- 
koväny a. a. O. Nr. 366, 5. 449 ff. 

3) Abgedruckt: Allgemeiner Religionsfreund Nr. 10 vom 4. Februar 
1831, 8. 147 ff.; Roskoväny a. a. O. Nr. 369, 5. 460 ff. 

4) Gössel a. a. O0. 8. 327. Dieses Antwortschreiben der Regierung 
befindet sich nicht bei den Akten. 

5) Abgedruckt: Allgemeiner Religionsfreund Nr. 16 vom 25. Februar 
1831, 8. 261f.; Roskoväny a. a. O. Nr. 370, S. 464f. „Da im Staate 
keine Behörde sich im offenen Streite mit der Grundverfassung des Landes _ 
befinden darf, haben wir die Staatsregierung zu einer Untersuchung 
darüber ersucht, ob und inwiefern die von dem Herrn Bischof und den 
Mitgliedern des Domkapitels gemachten Ausnahmen und Verwahrungen 
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und Kapitel am 4. Februar in weiteren Remonstrationen an 
das Ministerium!) und an die Ständeversammlung?) ihre Ab- 
lehnung festhielten, stellte die letztere am 11. Februar bei der 
Staatsregierung den Antrag, nunmehr die Geistlichen und Ge- 
meinden gegebenenfalls auch durch Anwendung von Strenge 
zur Beschwörung der Verfassung anzuhalten.?) Dieser An- 
regung gab die Regierung jedoch keine Folge, sondern machte 
den Versuch, auf dem Wege der Unterhandlung den Wider- 
stand zu überwinden,*) aber bis zum Schluss des Landtags 


bei der Beschwörung der Verfassungs-Urkunde nach dem von denselben 
besehwornen Inhalte der landesherrlichen Fundations-Urkunde und den 
andern in dieser angeführten Grundbestimmungen und Anordnungen nicht 
eine faktische Entsagung auf die von dem erhabenen Fundator unter den 
in jener Urkunde ausgedrückten Bedingungen gestifteten Pfründen mit 
sich führe, und daher für den Fall des Beharrens bei den gedachten 
unstatthaften Vorbehalten die anderweite Collation der für erledigt zu 
erklärenden Pfründen oder wenigstens die Ersparung von Ausgaben, 
welche unter den vorliegenden Umständen zweckmässig erscheinen würde, 
nötig machen werden. Wir fordern Sie nunmehr zum letzten Male auf, 
der allgemeinen Pflicht eines jeden Staatsbürgers sich nicht länger zu 
entziehen, und machen Sie für alle Folgen verantwortlich, welche das 
von Ihnen gegebene böse Beispiel der Widersetzlichkeit, das sich schwerlich 
mit dem Berufe der Diener Jesu vereinigen möchte, veranlassen könnte.“ 
—_ Am 22. Januar hatte die Ständeversammlung den Antrag des katho- 
lischen Abgeordneten Professor Jordan, die Widerspenstigen ihrer Pfründen 
verlustig zu erklären, angenonmen. Vgl. „Darstellung“ S. 66. 

1) Abgedruckt: Allgemeiner Religionsfreund v. 25. Februar 1831 
Nr. 16, S. 271£. ' 

2) Abgedruckt: ebend. S. 262 ff.; Roskoväny a. a. 0. Nr. 371, 
8. 465-473. Dieses Schreiben führt aus, dass die Bestimmungen des 
$ 135 Kränkungen und Verletzungen der Ehre, der Rechte und des 
Gewissens der Katholiken enthalten. 

3) „Darstellung“ 8. 66. — Die umfangreichen Protokolle über die 
Beeidigung auf die Verfassungsurkunde: Rep. VoRIS23 N... 

4) Die Regierung zu Fulda hatte in ihrem Bericht vom 23. Februar 
1831 den Antrag gestellt, „dass das kurfürstliche Ministerium verfügen 
wolle, dass jeder, der sich über den auf die Verfassung geleisteten Eid 
nieht ausweisen kann, sowohl active als passive, für wahlunfähig erklärt 
werde.“ Das Ministerium des Innern fasste auch nach vorgängiger 
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am 8. März wurde, wie Regierungsrat Eggena dem Ministerium 
berichten musste, nichts erreicht.') 

Nun hatten auch die Abgeordneten der Stadt Fulda und 
der Wahldistrikte Fulda und Hünfeld der Obergerichtsdirektor 
Freiherr von Warnsdorf, der Landrichter und Regierungsrat 
Thomas, sowie der Finanzrat Keiz anfänglich nur unter 
Vorbehalt die Verfassungsurkunde beschworen, aber sie liessen 
den Vorbehalt fallen, nachdem der ständige Ständeausschuss 
seine Ansicht dahin ausgesprochen hatte,?2) „dass durch die 
Aufnahme der Bestimmungen e und d des $ 135 in die 
Verfassungsurkunde wohlbegründeten Rechten der katholischen 
Kirche und ihrer Glieder kein Eintrag habe geschehen sollen, * 
und nachdem von dem Ministerium des Innern?) diese Auf- 
fassung anerkannt und ausserdem erklärt worden war, „dass 


Beratung im gesamten Staatsministerium am 4. März den Beschluss: 
„Die Regierung wird ermächtigt, die vorgetragene Verfügung zu erlassen 
und auf deren Befolgung mit Nachdruck zu achten“ (Rep. II Kl. 28 Nr. 1), 
aber die Ausführung dieses Beschlusses unterblieb. 

1) Der Landtagskommissar Regierungsrat Eggena übersandte dem 
Ministerium d. I. den Auszug aus dem Landtagsprotokoll vom 22. Januar, 
vgl. S. 118, Anm. 5, erst am 14. März „weil wir während des Land- 
tags noch immer hofften, den unleugbaren Starrsinn der katholischen 
Geistlichkeit zu Fulda in gütlichem Weg beseitigt zu sehen, auch wir 
unmassgeblich dafür halten, dass die ernsteren Einschreitungen gegen 
den Bischof und das Domkapitel bis zu einer ruhigeren, der kräftigeren 
Ausübung der Staatsgewalt günstigeren Zeit auszusetzen sein möchten.“ 
Bl. 96. Nach Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz S. 135, schickte der 
Bischof von Fulda am 11. Februar 1831 „seine sämmtlichen Proteste 
nebst den Antwortschreiben an den Erzbischof von Freiburg mit der 
Bitte, die Aktenstücke auch den übrigen Bischöfen der Provinz mitzu- 
teilen“, also offenbar in der Absicht, eime gemeinsame Aktion des ober- 
rheinischen Episkopats anzuregen. Sie ist jedoch unterblieben. Der 
kurhessischen Regierung scheint dieser Vorstoss des Bischofs von Fulda 
unbekannt geblieben zu sein. 

2) Schreiben vom 13. April 1831 gez. Trott, abgedruckt: Kirchen- 
historischer Bemerker, Beilage zum Allgem. Religionsfreund, Mai- 
Heft 1831, S. 217. 

3) Beschluss vom 16. April 1831, abgedruckt: ebend, S. 217£. 


die katholischen Landesbewohner geistlichen und weltlichen 
Standes mit fester Zuversicht annehmen und voraussetzen 


- dürfen, es werde von jenen Bestimmungen niemals durch die 


Staatsregierung ein Gebrauch gemacht oder zugelassen werden, 


- welcher Anlass zu gegründeten Beschwerden über Beein- 
- trächtigung der Rechte der katholischen Kirche geben könnte.“ 


Als der Deputierte v. Warnsdorf durch den Regierungsrat 
Eggena von der Absicht der Staatsregierung Kenntnis erhielt, 
bei der Ständeversammlung über die den Eid auf die Ver- 
fassungsurkunde ganz oder teilweise Verweigernden eine 
Vorlage zu machen, bemühte er sich, eine Verständigung 
herbeizuführen. „Da die Veranlassung zu dem Vorbehalt — 
so schrieb er am 11. Mai 1831 dem Magistrat der Stadt 
Fulda — durch die Ihnen bereits mitgeteilten Beschlüsse des 
ständischen Ausschusses und der Staatsregierung beseitigt 
ist, so dürfte wohl kein Katholik mehr Anstand finden, auf 
Grund jener Beschlüsse den gemachten Vorbehalt zurück- 
zunehmen, und mit einer solchen Zurücknahme würde sich, 
wie bereits bei mir geschehen ist, Ständeversammlung und 
Staatsregierung begnügen.“ Zugleich legte er den Entwurf 
zu einem Revers vor, zu dessen Unterzeichnung diejenigen 
veranlasst werden sollten, welehe die Verfassungsurkunde 
unter dem gedachten Vorbehalt beschworen hatten. Aber 
der Magistrat von Fulda lehnte in seiner Antwort vom 28. Mai 
diesen Vorschlag rundweg ab. Da er bei seinem mehrfachen 
Eingreifen in die kirchlichen Fragen jener Zeit die leitende 
Hand des dortigen Domkapitels deutlich erkennen lässt, so 
wird auch diese Absage auf dessen Inspiration zurückzuführen 
sein. Dass aber die Korrespondenz v. Warnsdorfs mit dem 
Magistrat sofort den Weg in den „Allgemeinen Religions- 
freund“ !) fand, sollte offenbar, da die öffentliche Desavouierung 
eines Mannes wie v. Warnsdorf nicht die Absicht sein konnte, 


die Regierung einschüchtern. Die schliessliche Verständigung 


ist freilich später doch auf der Grundlage erfolgt, die v. Warns- 
1) Nr. 49, den 21. Juni 1831, 8. 798—798, 
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dorf hier vorschlug, aber vor der Hand wurde durch die 
Ablehnung in der Tat erreicht, dass der Versuch des Aus- 
gleichs auf dem Wege einer direkten Einwirkung auf die 
Renitenten scheiterte und die Regierung die Überzeugung 
gewann, dass sie nur durch Verhandlungen mit der kirchlichen 
Behörde zum Ziele kommen würde. 

Diesen Weg hat sie jetzt betreten. Im August d. J. 1831 
haben zwischen den Domkapitularen Pfaff und Hohmann und 
dem Regierungskommissar Eggena über die Beseitigung der 
vorhandenen Anstände Konferenzen in Cassel stattgefunden, 
aus denen der Entwurf zu einer Erklärung der Staats- 
regierung und der Ständeversammlung hervorging. Als Eggena 
ihn dem Ministerium am 20. August vorlegte, knüpfte er die 
Hoffnung daran, dass „nach ihrer Annahme von seiten des 
Bischofs die durch die Verfassungsurkunde der katholischen Be- 
hörde erwachsenen Beschwerden vollständig für beseitigt erklärt 
werden würden.“!) Diese Erklärung hat mit einigen Modifi- 
kationen auch schliesslich diesen Dienst geleistet, freilich 
erst im Sommer des nächsten Jahres (1832). Das Ministerium 
hatte zwar schon am 7. September 1831 den Beschluss gefasst, 
den Vorschlag der Fuldaer Domkapitulare durch den Landtags- 
kommissar Eggena der Ständeversammlung in vertraulicher 
Sitzung eröffnen zu lassen, aber die Mitteilung erfolgte tat- 
sächlich erst am 26. April 1832 und zwar dann in öffentlicher 
Sitzung.?2) Der Regierungsvertreter unterliess nicht, hier zuerst 
den Nachweis zu führen, dass die Bestimmungen der kur- 
hessischen Verfassungsurkunde über das landesherrliche Ober- 
aufsichts- und Schutzrecht kirchenrechtlich wohlbegründet 
wären und die Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche 
durchaus nieht verletzten, aber ersuehte dann die Stände- 
versammlung, „um auf immer alle Wolken zu entfernen, 
welehe vor den Augen mancher bedenklichen Seelenhirten 


1) Über diese Konferenzen orientieren die Akten ungenügend vgl. 
unten S. 153. 


2) Kurhessische Landtagsverhandlungen 1832 Nr. 128, 8. 1919, 
Der Vortrag Eggenas ist gedruckt als CVte Beilage, 


N 


u 


und Gläubigen aufgestiegen sind,“ ihre Zustimmung zu der 


von dem Bischof und Domkapitel in Fulda gewünschten Er- 
_ klärung zu geben: „dass durch die Bestimmungen in den 


Sätzen c, d und e des $ 135 der Verfassungsurkunde keine 
Anderung in den, der katholischen Kirchenbehörde durch die 


- Fundationsurkunde des Bistums Fulda $ 4 und 13 versicherten 


oder anderen früher erworbenen und bei der Erteilung der 
Verfassungsurkunde bestandenen Rechte habe erfolgen sollen, 
dass mithin diesem Paragraphen der Verfassungsurkunde nur 
eine solehe Auslegung und Anwendung gegeben werden solle, 
wodurch derselbe mit jenen kirchlichen Rechten in Einklang 
gebracht werden ‚kann, und der vollen Ausübung der 
bischöflichen Gerichtsbarkeit sowie der freien Verbindung mit 
dem Oberhaupte der katholischen Kirche in allen die kirchliche 
Verwaltung betreffenden Gegenständen auf keine Weise zu 
nahe getreten wird,“ und fügte hinzu, dass mit dieser Er- 
klärung „jeder Vorbehalt rücksichtlich der katholischen 
Religionsverhältnisse bei der Ableistung des Verfassungseides 
aufhören“ werde. Die Stände überwiesen den Antrag dem 
Kultus- und Unterriehtsausschuss zur weiteren Prüfung. 

Im Namen dieses Ausschusses erstattete am 19. Mai der 
Abgeordnete Vilmar in der Ständeversammlung den Bericht. !) 
Die verlangte Erklärung erscheine an sich dem Ausschuss 
als überflüssig, da es sich nur um wohlerworbene und zuge- 
sicherte, bei Erteilung der Verfassungsurkunde bereits be- 
standene Rechte handeln könne, und zwei Mitglieder des 
Ausschusses?) hätten sich sogar dahin ausgesprochen, die ver- 
langte Erklärung lediglich desshalb von der Hand zu weisen, da 
überhaupt schon das Begehren einer Erklärung, wie die propo- 
nierte, von Seiten des katholischen Klerus zu Fulda die dem 
Staate schuldige Ehrerbietung verletze. Aber die Majorität 
des Ausschusses glaubte, dass in Berücksichtigung der eigen- 


1) Abgedruckt als CIXte Beilage zu den Kurhessischen Landtags- 


verhandlungen. 
2) Die Deputierten Jordan und Michael, Kurhessische Landtags- 


verhandlungen vom 22. Mai, 8, 2063, 


N 


tümliehen Verhältnisse der katholischen Kirche und zur Ver- 
meidung des Verdachtes, als ob die Beschlüsse der über- 
wiegend aus Akatholiken bestehenden Ständeversammlung 
von irgend einer Glaubensparteiung ausgingen, eine Erklärung 
nicht wohl ganz umgangen werden könne, insofern es sich 
darum handle, die scheinbar obwaltende Besorgnis der Un- 
vereinbarlichkeit gewisser Bestimmungen der Stiftungsurkunde 
des Bistums Fulda mit der Verfassungsurkunde zu heben. 
Der Antrag des Ausschusses bei der Ständeversammlung ging 
dahin, dem ersten Teil der proponierten Erklärung ihre Zu- 
stimmung zu geben, dagegen den zweiten, mit den Worten 
„dass mithin“ beginnenden, Teil wegzulassen. 

Nach einer längeren Diskussion über diesen Bericht am 
22. Mai, in der u. a. der katholische Deputierte v. Warns- 
dorf!) das Verhalten des Fuldaer Klerus verteidigte, wurde 
der Antrag des Ausschusses mit grosser Majorität genehmigt. ?) 
Aber nun wurde die Frage aufgeworfen, ob nicht die dem 
Bischof und Domkapitel zu Fulda zu gebende Erklärung als 
Erläuterung der Verfassungsurkunde zu betrachten sei und 
deshalb den Bestimmungen des $ 153 der Verfassungsur- 
kunde unterliege, d. h. Stimmeneinhelligkeit der auf dem 
Landtage anwesenden ständischen Mitglieder oder eine auf 
zwei nach einander folgenden Landtagen sich aussprechende 
Stimmenmehrheit von drei Vierteln derselben erfordere. Die 
Begutachtung dieser Frage wurde dem Rechtspflegeausschuss 
übertragen, als dessen Referent) dann in der Sitzung vom 
9. Juni der Deputirte Pfeiffer I die Anträge stellte, „dass 
jene Erklärung nicht für eine Erläuterung der Verfassungs- 
urkunde im Sinne ihres $ 153 gehalten und daher nach ge- 

1) Die drei Mitglieder der Ständeversammlung v. Warnsdorf, 
Thomas, Keitz hatten die Verfassungs-Urkunde nicht unbedingt beschworen 
sondern $ 135 Absatz e und d mit dem Zusatz „vorbehaltlich der Rechte 
der katholischen Kirche und ihrer Glieder.“ Vgl. oben 8. 120. 

2) Kurhessische Landtagsverhandlungen S. 2066. 

3) Bericht des Rechtspflegeausschusses, abgedruckt als Anlage, 
Ziffer CC LXXXVI, Kurhessische Landtagsverhandlungen S, 2152 ff, 


7 
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- wöhnlicher Stimmenmehrheit erteilt werden könne;“ und „dass 


diese Erklärung als Ansicht der Ständeversammlung ausge- 


- sprochen und der hohen Staatsregierung mitgeteilt werden 
- möge;“ die Anträge wurden angenommen. !) 


Dureh Beschluss des Ministeriums d. I. vom 21. Juni?) 


- wurde nunmehr der landesherrliche Bevollmächtigte beim 


Bistum Fulda beauftragt, die Erklärung der Ständeversamm- 
lung an das Domkapitel gelangen zu lassen und es zu bal- 
diger vertraulicher Eröffnung aufzufordern, ob es nach Aus- 
stellung dieser Erklärung in der von der Ständeversammlung 
angenommenen Fassung den Vorbehalt, welchen katholische 
Geistliche bei der Beschwörung der Verfassungsurkunde gemacht 
haben, für erledigt ansehen werde. Auf den Bericht des Re- 
gierungsdirektors v. Hanstein, dass das Domkapitel (sede va- 
cante) geantwortet habe, dass es lediglich nach art. IV und XIII 
der Fundationsurkunde des Bistums vom 18. September 1829 
gehalten sein wolle, erfolgte dann, um den Streit zum Ab- 
schluss zu bringen und die Konsekration und Installation des 
Bischofs Pfaff nicht länger zu verzögern, in der ‚Sitzung des 
Staatsministeriums vom 11. Juli die höchste Ermächtigung, 
dem Domkapitel zu Fulda die, mit landständischem Einver- 
ständnisse bereits versehene, Erklärung?) zu erteilen: „dass 
durch den $ 135 der Verfassungsurkunde keine Aenderung in 
den durch die Stiftungsurkunde des Bistums Fulda versicherten 
Rechten der katholischen Geistlichkeit habe erfolgen sollen, 
mit dem Bemerken, dass überhaupt die katholischen Landes- 
bewohner geistlichen und weltlichen Standes mit fester Zu- 
versicht annehmen und voraussetzen dürfen, es werde von 
den Bestimmungen der Verfassungsurkunde niemals durch die 
Staatsregierung ein Gebrauch gemacht oder zugelassen werden, 


1) ebend. S. 2144. 

2) Die folgende Darstellung ruht auf Rep. V Kl. 57 Nr. 17, Bl. 201 ff. 

3) Vorbildlich war die vom König Maximilian Joseph von Baiern 
am 15. Sept. 1821 abgegebene Erklärung von Tegernsee, vgl. H. v. Sicherer, 
Staat und Kirche in Baiern 1799—1821, München 1874, S. 3351. 
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welcher Anlass zu gegründeter Beschwerde über Beeinträch- 
tigung der Rechte der katholischen Kirche geben könnte.“ 

Zugleich mit der Uebermittlung dieses Beschlusses wurde 
am 14. Juli dem Domkapitel die Erwartung ausgesprochen, 
dass es durch ein Zirkular sämmtliche katholische Pfarrer 
des Landes von der erfolgten Verständigung über den Sinn 
des $ 135 der Verfassungsurkunde in Kenntnis setzen und 
sie auffordern werde, den etwa von ihnen bei der Beschwörung 
der Verfassungsurkunde gemachten Vorbehalt nunmehr für 
beseitigt zu erklären und auf eine gleiche Erklärung von 
Seiten der Eingepfarrten, welehe wegen der Rechte der 
katholischen Kirche sich bei der Beschwörung der Verfassungs- 
urkunde verwahrt hatten, mit ernstem Eifer hinzuwirken. Als 
die Regierungen der verschiedenen Provinzen, die gleichzeitig 
angewiesen wurden, jetzt eine anderweite Verpflichtung aller 
derer herbeizuführen, die mit Rücksicht auf die Rechte der 
katholischen Kirche die Verfassungsurkunde nicht vollständig 
beschworen hatten, Verzeichnisse der Staatsbürger verlangten, 
auf die dieser Beschluss zutreffe, wurde ihnen das erforderliche 
Material zur Verfügung gestellt, aus dem sich der Umfang der 
Renitenz des katholischen Klerus ausserhalb des Fuldaischen 
Gebiets ergiebt. In Niederhessen war die Verfassung gleich 
bei ihrer Publikation, abgesehen von 2 Geistlichen, unbedingt 
beschworen worden, dagegen hatten in der Provinz Hanau 
13 Geistliche, in Oberhessen 14 nur mit Vorbehalt den Eid 
geleistet. Im Herbst 1832 und Frühjahr 1833 haben diese wie 
die Fuldaer ihren staatsbürgerlichen Verpflichtungen genügt. 

Damit war endlich ein Zustand beseitigt, der auf die 
Dauer geradezu unerträglich war und der Regierung peinliche 
Verlegenheiten bereitete. Der katholischen Opposition, die 
in Fulda ihren Mittelpunkt hatte, stand sie machtlos gegen- 
über, da sie keinen der ernsten Schritte wagte, die in der 
Ständeversammlung vorgeschlagen worden waren,') um die ; 
Unterwerfung unter die Verfassung zu erzwingen. Die Schwierig- 


1) Vgl. oben 8. 118, 119. 


a 


aa 5 0 5 20 
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keit ihrer Lage war in der Tat keine geringe. Bischof und 


- Kapitel nahmen daran Anstoss, weder vor Erlass der landes- 


herrlichen Verordnung noch vor der Aufnahme der die katholische 


- Kirche betreffenden Bestimmungen in die Verfassungsurkunde 


gehört worden zu sein, während das ehemalige General-Vikariat 
Gelegenheit gehabt hatte, vor dem Erlass der Fundationsurkunde 
sich zu äussern, und sie empfanden diese Vernachlässigung um 
so tiefer, als sie die nicht unbegründete Auffassung vertraten, dass 
die Festsetzung der landesherrlichen Rechte in den beiden erst- 
genannten Urkunden eine Erweiterung erfahren hatte. Die 
Regierung aber, durch früher eingegangene Verpflichtungen ge- 
bunden, war ausser Stande, dem Klerus in wesentlichen Punkten 
entgegenzukommen.!) Unter diesen Umständen wäre es das 
nächst Liegende gewesen, bestimmt und offen die Verantwortung 
für diese Ausdehnung des landesherrlichen Schutz- und Auf- 
sichtsrechtes als eine vom staatlichen Standpunkt aus notwendige 
Massregel zu übernehmen. Unter der Nachwirkung der in der 
Zeit der Frankfurter Konferenzen geübten Politik und in der 
Furcht vor Komplikationen infolge der damaligen Erregung des 
öffentlichen Lebens?) fand sie Jedoch dazu nicht den Mut, 


- bestritt jene Erweiterung der landesherrlichen Rechte und 


unterliess es, den Umstand auszunutzen, dass ein Teil der 
katholischen Geistlichkeit den Verfassungseid bedingungslos 
geleistet lıatte.?) Infolge davon trug ihr Verhalten den 


1) In der Beschwerde des Kandidaten Dähne gegen das Domkapitel 
zu Fulda wegen Nichtaufnahme in das Priesterseminar stand das Ministerium 
mit Recht auf Seiten des Kapitels. Als angeblicher Missbrauch der 
geistlichen Gewalt hat dieser Fall auch die Ständeversammlung in den 
Jahren 1832 bis 1834 mehrfach beschäftigt. Nach den Akten (Rep. V 
Kl. 60 Nr. 30, Kgl. Regierung‘ zu Cassel) erscheint Dähne, der auch das 
Mininisterium und den Kurprinzen mit seinen Eingaben bestürmte, als 
ein Querulant. 

2) Vgl. S. 120, Note 1. 

3) Bei den Akten Rep. V Kl. 57 Nr. 17, Bl. 137 ff. findet sich eine 
von dem katholischen Pfarrer Ertmer in Cassel verfasste „Darlegung 
seiner Gründe, den Eid auf die Verfassung ohne Vorbehalt zu schwören,“ 
v. 11. Aug. 1831. 
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Charakter der Unklarheit und Halbheit, und wenn sie am 
26. April 1832 durch Eggena im Landtag erklären liess,') 
sie sei „nicht müde ‘geworden, das dem Wohl des Staates 
und der Kirche förderliche Vertrauen der beiderseitigen Be- 
hörden zu pflegen und habe manchen Erguss eines über- 
wallenden Eifers im Gefühle der eigenen Stärke mit nach- 
siehtiger Milde behandelt“, so wird sie durch diese Ver- 
sicherung schwerlich jemand über die Motive der beobachteten 
Zurückhaltung getäuscht haben. 


IV. Die Nenbesetzung des Bistums Fulda 1832. 


Im Zusammenhang mit diesen Verfassungskämpfen erfuhr 
die durch das Ableben des Bischofs Rieger am 30. Juli 1831 
notwendig werdende Neubesetzung des Bistums Fulda?) eine 
nieht unerhebliche Verzögerung. ‘Das Fuldaer Domkapitel 
hatte gemäss der ihm durch die Bulle Ad dominiei gregis 
eustodiam $ 1 sowie durch die Fundationsurkunde für das 
Bistum Fulda vom 18. September 1829 $ 1 auferlegten Ver- 
pfliehtung, „innerhalb eines Monats vom Tage der Erledigung 
des bischöfliehen Stuhles an gerechnet ein Verzeichnis der- 
jenigen zum Diözesan-Klerus gehörigen Kandidaten vorzulegen, 
welche dasselbe nach den kanonischen Schriften würdig und taug- 
lich erachtet, die bischöfliche fuldische Kirche fromm und weise 
zu regieren“, auf Grund einer am 16. August vorgenommenen 
Wahl eine Kandidatenliste aufgestellt, die folgende Namen 
enthielt: Friedrich Bonifaz, Freiherr v. Kempff, Domdechant 
zu Fulda; Leonard Pfaff, Domkapitular zu Fulda; Bonifaz Hock, 
Landdechant und Pfarrer zu Eiterfeld; Heinrich Komp, Dom- 
scholaster und Domkapitular zu Fulda. Schon am 19. August 
traf der Kurfürst die Entscheidung, dass gegen diese Kandidaten 


1} CVte Beilage zu den Kurhessischen Landtagsverhandlungen S. 4. 

2) Akten Ministerium des Innern Rep. V Kl. 60 Nr. 2, betr. die 
Wiederbesetzung des Bistums Fulda bis 1836, Bl. 1—36. (Kgl. Regierung 
zu Cassel). 
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nichts zu erinnern sei. Aber infolge des Übergangs der Re- 


s gierung an den Kurprinzen Friedrich Wilhelm!) liess das 
- Ministerium die Angelegenheit zunächst ruhen und hat sie 
erst auf die Remonstration des Domkapitels hin wieder auf- 


genommen. Nach Erstattung eines Gutachtens des Regierungs- 


 rats Eggena über die für den bischöflichen Stuhl in Frage 


kommenden Persönlichkeiten wurden mit diesen letzteren durch 
den Regierungsdirektor von Hanstein Verhandlungen eröffnet, 
auf deren günstiges Ergebnis hin das Staatsministerium am 
2. November den Beschluss fasste, dem Domkapitel zu erklären, 
dass von dem nach $ 1 der Fundationsurkunde v. J. 1829 dem 
Landesherrn zustehenden Ausschliessungsrecht, jedoch ohne 
Konsequenz für künftige Fälle, kein Gebrauch gemacht werden 
solle. In der daraufhin am 15. November 1831 stattfindenden 
Kapitelsitzung wurde im Beisein des landesherrlichen Bevoll- 
mächtigten von Hanstein der Domkapitular Pfaff einstimmig 
zum Nachfolger Riegers erwählt.?) Seine Einführung erfuhr 
freilich durch jene Kämpfe um die Verfassung eine starke 
Verzögerung, aber nachdem Bischof Pfaff am 8. August 1832 
mit der übrigen katholischen Geistlichkeit vor dem dazu von 
der Regierung beauftragten Geh.-Reg.-Rat Knorz den ver- 


1) Wippermann $. 239 ff. 

2) Für den Ausgang der Wahl war der Regierungswechsel vielleicht 
nicht ohne Bedeutung; Kurfürst Wilhelm I. hätte lieber gesehen, wenn 
Freiherr v. Kempff gewählt worden wäre. — Johann Leonhard Pfaff war 
geboren 18. August 1775 zu Hünfeld im Bistum Fulda, hatte auf dem 
Gymnasium zu Fulda, das unter Leitung des Jesuiten Hillebrand stand, 
seine wissenschaftliche Ausbildung erhalten, dann das dortige Seminar 
besucht, war darauf Hofmeister bei den fürstlichen Edelknaben, dann 
Lehrer am Gymnasium zu Fulda gewesen, dann Kaplan bei dem Fürst- 
bischof Adalbert, wurde geistlicher Rat und wirkte, nach der Aufhebung 
der Universität, an der für die Ausbildung der Kandidaten des geistlichen 
Standes errichteten theologischen Anstalt als Lehrer des Kirchenrechts, 
der Hermeneutik und Exegese des Neuen Testaments, fungierte auch als 
Synodalexaminator und Direktor des Lyceums und Gymnasiums, vgl. 


"Kirchenhistorischer Bemerker Nr. 33, Beilage zum Allgemeinen Religions- 


freund, November 1832, 8. 439 ff. 
Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 9 
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fassungsmässigen Huldigungseid vollständig geleistet hatte, 
erfolgte seine Konsekration am 2. September durch den 
Bischof von Würzburg, Freiherrn v. Gross, der sich die welt- 
liche Installation durch den landesherrlichen Bevollmächtigten 
v. Hanstein anschloss.') 


VII. Kapitel. Die Opposition des Bischofs Brand von Limburg. 


Umstimmung des Bischofs. — Eröffnung katholischer Vorlesungen an dem 
Seminar in Limburg. — Nachgiebigkeit der nassauischen Regierung. 

Während der Osterferien des nassauischen Landtags voll- 
zog sich in der Stellung des Bischofs Brand zu der Marburger 
Fakultät ein Umschwung. Schon sein Schreiben an Möller 
vom 6. Mai 1831?) war nach Ton und Inhalt gegenüber seinen 
früheren Aeusserungen in dieser Angelegenheit höchst be- 
fremdlich. Denn er stellte hier die Forderung, dass die für 
Marburg ernannten Professoren bis zur Eröffnung der Fakultät 
in Limburg Vorlesungen halten sollten, mit der Motivierung, 
dass jedes frühere Eintreffen eines nassauischen Professors 
daselbst ‚ein grosses Unheil“ bringen würde; zugleich bean- 
tragte er die Berufung des aus Camp gebürtigen Kaplans 
Gesellehen in Frankfurt als Professors der Dogmatik. Diesem 
letzteren Wunsch entsprach Möller sofort, indem er am 14. Mai 
bei dem Staatsministerium die Ernennung Gesellchens in Vor- 
schlag brachte, ®) nicht ohne schon bei dieser Gelegenheit auf 
die „Umtriebe der katholischen Geistlichkeit zu Fulda“ hin- 


1) Die Rechtmässigkeit der Wahl Pfaffs wurde durch Prof. Multer 
in Marburg in zahlreichen Eingaben an die Regierung, die Stände- 
versammlung, den Kurprinzen wie in Druckschriften angefochten, ohne 
Erfolg. 

2) Nassauische Akten VIII L R 1519, Bl. 207. 

3) Nassauische Akten VIII St M 1513, Bl. 57. 58, 


Be 


- zuweisen, „mit welchen er (der Bischof) sich leider zu weit 


eingelassen haben dürfte.‘ 

Diese Befürchtungen erwiesen sich als wohl begründet. 
Denn kaum hatte Möller auf Grund einer Mitteilung des 
Kanzlers Robert vom 16. Mai, !) dass Multer hessischer Seits 


zum Professor ernannt sei und die Vorlesungen „sogleich 


nach Pfingsten“ ihren Anfang nehmen könnten, am 18. Mai 
die erforderlichen Schritte getan, um die Ernennung Gesellchens 
zu beschleunigen, so erreichte ihn ein zweites Schreiben 
des Bischofs,2) das das Datum des 19. Mai trug, also des 
Tages, an dem die Eröffnung der Fakultät in Marburg ver- 
kündigt worden war, und jeden Zweifel an der nunmehr 
schroff ablehnenden Haltung Brands ausschloss. Die von Mar- 
burg aus an ihn gerichtete Bitte Senglers, Gesellehen „gleich 
zu senden,“ damit die Vorlesungen beginnen könnten, nennt 
er „ein empörendes Ansinnen;“ gegen den „sogenannten 
kurhessischen Professor“ Pfarrer Multer werde „die bischöf- 
liche Behörde in Fuld exeipieren;“ andere Personen seien 
noch nicht ernannt und würden so schnell auch nicht ernannt 
werden, „weil doch desfalls mit der geistlichen Behörde ver- 


“ nünftiger Weise Rücksprache zu pflegen ist;“ die kurhessi- 


schen Kandidaten hätten ihr Sommersemester bereits in Fulda 
begonnen und keiner werde jetzt nach Marburg gehen; die 
Stadt Fulda streite noch für das dortige Verbleiben der 
Fakultät, die geistliche Behörde wisse „von allem Arrangement 
in Marburg noch nichts,“ auch hätten die öffentlichen Blätter 
sich schon der Angelegenheit bemächtigt. Dagegen aber, 
dass die nassauischen Professoren mit den Vorlesungen in 
Marburg den Anfang machten, führte Brand folgende Gründe 
ins Feld: „a) Seine Herzogliche Durchlaucht genehmigten, dass 
die Kollegien in Limburg so lange gelesen würden, bis in 


1) Nassauische Akten VIII L R 1519, Bl. 212— 214. 


2) Ebend. Bl. 229—231. 
Or 
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Marburg mit Zufriedenheit alles geordnet sei.‘) b) Prof. 
Gesellchen und viele Kandidaten (jetzt schon über 15, andere 
kommen in dem Augenbliek an) haben hier Wohnungen und 
Kost schon zur Miethe genommen; können also nicht auf- 
kündigen. c) Die Vorlesungen gehen unter meiner Aufsicht 
trefflich. d) Dadurch sind die Feinde gegen mich zum 
Schweigen gebracht; und ich [bin] gegen den starken Kampf, der 
ausbrechen würde, gesichert.“ Wollte er nachgeben, so würde 
er „Vertrauen und Achtung verlieren,“ nicht nur in seiner 
Diözese, sondern „bei dem katholischen Deutschland.“ „Meine 
Lage ist wohl zu bedenken, und will ich mir nicht selbst 
zur Verachtung werden, indem ich mich der Verachtung der 
Welt preisgebe, so muss ich fest und unwandelbar darauf 
bestehen, dass die Kollegien hier bis zu dem ausgesprochenen 
Zeitpunkte fortgelesen werden. Mündlieh könnte ich noch 
weit mehr hierüber sagen; besonders über Vorwürfe, welche 
wegen Sengler schon entstanden sind; dergleichen Wieder- 
holungen sind unter meiner Würde.‘ Der Bischof beurteilte 
die Fortsetzung der Kollegien in Limburg daher als eine Not- 
wendigkeit, teilte mit, dass der Geistliche Rat Bausch das 
Kirehenrecht zu lesen übernehmen wolle, „wenn Sengler niedrig 
genug wäre, auszubleiben,‘“‘ und bat um die Mitwirkung Möllers, 
„dass Sengler keine weiteren Ausflüchte nimmt; — er hatte 
die Unmbescheidenheit, mich einzuladen, die Vorlesungen in 
Marburg in Person zu eröffuen, um mir dadurch alles fernere 
Wirken und Ansehen zu rauben! und mich allen Pfeilen der 
Feinde blosszustellen — und hierher zurückkehrt.“ Uebrigens 
schloss er mit der Erklärung: „Sobald Kurhessen in Ueber- 
einstimmung mit der geistlichen Behörde in Ordnung ist, dann 
soll es an uns nicht fehlen. Vor der Hand aber müssen wir 
vernünftig zurückbleiben.‘“ 


1) Ausserdem heisst es gegen Ende des Briefs: „Fest halte ich 
also an dem Worte unsers edeln Herzogs, denn der einsichtsvolle Regent 
hat die wahre Lage dieser Angelegenheit richtig erkannt und seine Ge- 
nehmigung erteilt.“ 
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Diesem Schreiben liess Bischof Brand schon am 21. Mai 
ein weiteres!) folgen, in dem er für Gesellchen, dessen 
Persönlichkeit und wissenschaftliche Befähigung er in über- 
schwenglichen Ausdrücken feiert, den gleichen Gehalt von 
1000 fl., wie er Sengler bewilligt worden sei, verlangt, da 
er als Priester und Doktor jede Zurücksetzung als Kränkung 
empfinden müsste. Seine Erregung gegen Sengler .hatte in den 
verflossenen beiden Tagen offenbar noch eine Steigerung er- 
fahren, denn er sagt hier: „Alles, was Herr Sengler jetzt bereitet, 
sind Schleichwege aus Privatinteresse, welche ganz besonders 
meiner Person, ohne Zweifel aber auch Herrn Sengler, sehr 
nachteilig werden; ‚denn schon ist das katholische Deutseh- 
land auf ihn aufmerksam in manchen Hinsichten; und die 
geistliche Behörde in Fulda wird wegen seines voreiligen und 
vorlauten Drängens sicher gegen seine Person protestieren, 
um so mehr, da Absichten von ihm laut geworden sind, welche 
mit der theologischen Professur nieht wohl verbunden werden 
können. Wir können uns also auf dieses einseitige Treiben 
in keiner Hinsicht einlassen, ohne dass ich nicht gebrand- 
markt — vielleicht noch den Fluch nicht nur der kurhessi- 
schen und nassauischen Katholiken, sondern von ganz Deutsch- 
land auf. mich laden würde.“ Darauf wiederholt Bischof 
Brand, dass er Professoren und Kandidaten sogleich nach 
Marburg senden werde, sobald „Kurhessen mit Ueberein- 
stimmung seiner bischöflichen Stelle seine Sache zu Ende 
gebracht hat.“ In der Zwischenzeit aber. will er für den 
Fall, dass Sengler nieht nach Limburg kommt, mit Bausch 
zusammen Vorlesungen halten, „denn die hiesige geistliche 
Stelle muss alles thun, ihre Ehre zu erhalten.“ 

Der Standpunkt des Bischofs von Limburg gegenüber 
der Marburger Fakultät war in diesen Schriftstücken mit 
wünschenswerter Offenheit dargelegt. Schon die Weigerung, 
die nassauischen Theologen der Fakultät zuzuführen, wäre 


1) Ebend, Bl. 232. 233. 
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nach Lage der Dinge eine Absage von grosser Tragweite 
gewesen, aber er beschränkte sich nicht darauf. Diese Ab- 
lehnung wäre im letzten Grunde nichts wesentlich anderes 
gewesen als der Versuch, die vor der Erriehtung der Fakultät 
vorhandenen Verhältnisse festzuhalten, Bischof Brand ging 
jedoch einen Schritt weiter und beanspruchte das Recht, das 
bisher lediglich der praktischen Ausbildung der angehenden 
Priester dienende Seminar in Limburg zu einer theologischen 
Schule umzugestalten. Dass deren Unterricht den Besuch 
einer theologischen Fakultät überflüssig machen sollte, sagte 
er zwar nicht, aber diese Absicht ergab sich aus der Tat- 
sache, dass er die nassauischen Theologen, die auf Univer- 
sitäten studierten, von dort abberief, um in Limburg ihre 
Studien fortzusetzen.) Und zur Verwirklichung dieses Planes 
sollte die Regierung ihm behülflich sein! Denn er mutete 
ihr zu, Sengler aus Marburg zurückzurufen und Gesellchen 
zum Professor für Marburg zu ernennen, aber beide in Lim- 
burg ihre Lehrtätigkeit ausüben zu lassen. Allerdings wurde 
von ihm die Geltung dieser Einriehtung zeitlich begrenzt, in- 
dem er sie als ein Interimisticum darstellte, für die Zeit bis 
die Marburger Fakultät wirklich ins Leben treten würde. 
Aber da er in der Verständigung der kurhessischen Regierung 
mit der Fuldaischen Geistlichkeit die Voraussetzung hierfür 
erbliekte, war der Wert dieser Klausel unerheblich. 

Dieses Programm des Bischofs Brand stand in einem unlös- 
baren Widerspruch zu seinem bisherigen Verhalten in der Ent- 
wieklung der Fakultätsangelegenheit. Nach den Akten steht es 
fest, dass die nassauische Regierung von der Einleitung der 
Verhandlungen an bis zu deren Abschluss keinen Schritt getan 
hatte, ohne sich vorher der Zustimmung des Bischofs zu ver- 
sichern, alle seine Wünsche waren berücksichtigt worden, er 
war es schliesslich gewesen, der im November 1830 den Herzog 


1) Bericht des Präsidenten Möller an das Staatsministerium vom 
23. Mai 1831, VII St M 1513, Bl. 66—74, 
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persönlich angegangen hatte, die Eröffnung der Fakultät zu 
beschleunigen.) Den Schlüssel zum Verständnis der auf- 
fallenden Schwenkung des Bischofs bieten eben seine Briefe 
vom 19. und 23. Mai, denn sie zeigen, dass es der Fuldaer 
Geistlichkeit, im Verein mit gleichgesinnten Geistlichen der 
Limburger Diözese,?) gelungen war, ihn einzuschüchtern und 
umzustimmen. Schon jene Klagen über die gegen ihn ver- 
anstalteten Angriffe würden auf eine lebhafte Agitation schliessen 
lassen, aber der Bischof hat bei einer späteren Gelegenheit 
sich noch deutlicher über die damals gegen ihn angesponnenen 
Intriguen geäussert: „Allenthalben war man — so schreibt 
er dem Staatsminister am 12. Oktober 1831?) — auf den Aus- 
gang der Sache gespannt, allein das traurigste Loos war mir 
dabei gefallen, indem man mich als vorzüglich mitwirkenden 
Teil der unzweckmässigen Fakultäts-Einrichtung angab, das 
Vertrauen der Diözesanen sowie auswärtiger Katholiken gegen 
mich zu schmälern, und sogar mich in Rom zu verdächtigen, 
und mir von daher Vorwürfe zuzuziehen suchte. Mein ganzer 
Wirkungskreis war für mich verloren, wenn auch nur ein 
nassauischer Theologe in Marburg erschienen wäre.“ Mit 
welchen starken Mitteln auf den Bischof eingewirkt worden 
sein mag, lässt sich leicht vorstellen, da der Herausgeber des 
über den Fortgang des Streits um die Fakultät ausgezeichnet 
informierten Würzburger Allgemeinen Religionsfreunds es für 
angemessen erachtete, einer Notiz „aus Nassau“ die An- 
merkung hinzuzufügen:*) „Wenn die Bischöfe die Zeichen der 
Zeit verstehen, so werden sie sich den in Gefahr stehenden 
grössten Schatz ihrer Kirche nieht entreissen lassen, „die 
Bildung des Klerus auf kirchlichem Wege, durch wahrhaft 
katholische Lehrer in ihren Seminarien.“ Ist der Glaube dahin, 


1) Vgl. oben 8. 64. 

2) Möller vermutete, dass Brand während der Osterferien des Land- 
tags von „Pfarrer Roos zu Camberg und Genossen“ bearbeitet worden war. 

3) VII St M 1513, Bl. 78—88, Nr. 6. 

4) Juni-Heft 1831, Kirchenhistorischer Bemerker Nr. 19, S. 279. 
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so fallen bald auch die Domkapitel’schen und bischöflichen 
Kreuze von der Brust ihrer Inhaber. Die Feinde des katho- 
lischen Glaubens haben in ihren Beratungen wohl berechnet, 
wie sehr es für ihre heillosen Zwecke ratsam sei, an pro- 
testantischen Universitäten katholisch-theologische Fakultäten 
zu errichten, um die Theologen für die Neologie frühzeitig 
empfänglich und für den Unglauben geschmeidig zu machen.“ 
Bischof Brand befand sich gewiss in keiner beneidenswerten 
Lage, als es sich herausstellte, dass die kurhessischen Theologen 
durch ihre kirchliche Behörde von dem Besuch der Marburger 
Fakultät ferngehalten wurden, und es bedurfte einer grösseren 
Festigkeit des Charakters, als er sie besass, um seine bis- 
herige Position zu behaupten. Dass er aber den Mut fand, 
sie nicht nur völlig Preis zu geben, sondern gegen die Re- 
gierung aggressiv vorzugehen und eben den Kreisen sich in 
die Arme zu werfen, über die er noch vor wenigen Monaten 
sich scharf geäussert hatte, ist doch nur dadurch erklärlich, 
dass der Landesherr in der Rücksichtnahme auf die persön- 
lichen Wünsche seines Landesbischofs die politische Seite der 
Angelegenheit ausser acht liess, sodass dieser die Überzeuguug 
gewinnen konnte, von Seiten der Staatsgewalt nichts befürchten 
zu müssen. Hatte er aber erst einmal, um die Anfeindungen 
und Verdächtigungen zum Schweigen zu bringen, mit den 
ultramontanen Kreisen Fühlung gewonnen, dann war er 
bei dem ihm eigenen Mangel an selbständigem Urteil nicht 
im Stande, sich ihrer zu erwehren, liess sich von ihnen über 
seine „kirchlichen“ Pflichten belehren und war eifrigst bemüht, 
seine ihn kompromittierende Vergangenheit in den Augen der 
neuen Freunde durch ein zu seiner Natur im Grunde wenig 
passendes bestimmtes Auftreten vergessen zu machen; der 
Appell an seinen katholischen Sinn hatte seine Wirkung getan. 
Aber der Gegensatz zwischen dem vorher eingenommenen 
und dem jetzt vertretenen Standpunkt war zu scharf und die 
Frist für das Umdenken zu kurz bemessen, als dass die neue 
Erkenntnis schon völlig sein persönliches Eigentum geworden 
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wäre. Aus diesem Zustand innerer Unsicherheit und Erregung 
erklärt es sieh, dass ihm jene ungerechten Urteile über Sengler 
in die Feder fliessen konnten, dass ihm die Tatsache aus dem 
Gedächtnis entschwunden war, dass er dem Präsidenten Möller 
mehrfach den Wunsch geäussert hatte, bei der Installation der 


- Fakultät mit ihm nach Marburg zu reisen und ihr beiwohnen 
- zu können,!) dass er im Unterschied von der früher an ihm 


gewohnten Redeweise die schroffe Erklärung abgab, dass er 
„fest und unwandelbar“ auf seinen Forderungen bestehe. 
Als Präsident Möller durch Reskript des Staatsministeriums 
von der Ernennung Gesellchens zum Professor benachrichtigt 
wurde, teilte er dem, Bischof mit, dass sein Wunsch hinsichtlich 
der Eröffnung der Fakultät in Marburg nun in Erfüllung gehe 
und forderte ihn auf, Gesellchen zu ihm zu schieken, um mit 
ihm über seine Anstellung, die er nicht als schon geschehen 
bezeichnete, zu verhandeln. Die Unterredung fand am 21. Mai 
statt und nahm den Verlauf, dass Gesellchen trotz der Vor- 
haltung Möllers, dass er erst vor zwei Jahren die Universität 
verlassen habe und daher die Berufung zum ordentlichen Pro- 
fessor mit dem Anfangsgehalt von 900 fl. als Auszeichnung 


- betrachten müsse, energisch auf seiner Forderung von 1000 Al. 


bestand, da er als Klerikus keinen geringeren Gehalt beziehen 
dürfe als Sengler, der nicht Kleriker sei, und die Erklärung 
abgab, dass der Bischof ihn nieht nach Marburg gehen lassen, 
sondern zu Vorlesungen in Limburg behalten wolle. Die. ihm 
schliesslich vorgelegte Frage, ob er die Professur in Marburg 
mit 900 fl. annehmen wolle, falls der Herzog sie ihm über- 
tragen würde, fand die wiederholt gegebene Antwort: „Ich 
kann nur den Befehlen meines Herrn Bischofs gehorchen, ‚wenn 
der es. befiehlt, so muss ich es tun“ und wurde auch dann 
festgehalten, als er darauf aufmerksam gemacht wurde, dass 
die Ernennung nur durch den Herzog erfolgen könne. Dass 
dieses Auftreten des Kaplans Gesellchen sich als die Aus- 


1) Bericht Möllers vom 23. Mai 1831 vgl. S. 134 Anm. 1. 
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führung eines Auftrags des Bischofs darstellte, erhielt dadurch 
noch erhöhte Bedeutung, dass dieser in einer der letzten 
Ausschusssitzungen der Landesdeputierten, ohne sich vorher 
mit der Regierung vertraulich ins Benehmen gesetzt zu haben, 
den Antrag gestellt hatte, dass am Gymnasium zu Weilburg 
ein katholischer Geistlicher für den Religionsunterrieht an- 
gestellt werden möchte. Aus diesen beiden Vorgängen schloss 
Möller auf aggressive Neigungen des unter den Einfluss des 
Fuldaer Domkapitels geratenen Bischofs auf dem Gebiet des 
Unterrichtswesens und sah „die unzulässigsten Anmassungen“ 
voraus, wenn durch Nachgiebigkeit gegen seine Wünsche 
jener geistlichen Behörde ermöglicht würde, ihren „ultramonta- 
nischen Geist der Opposition und der Einmischung in Dinge, 
die nieht zum bischöflichen, sondern lediglich zum landes- 
herrlichen Ressort gehören, in dem Herzogtum zur Anwendung 
zu bringen.“ Denn, schreibt Möller in seinem Memorandum, 
„die Absicht des Fuldaer Domkapitels und dadurch des 
Herrn p. Brand geht offenbar dahin, die Errichtung der 
Fakultät zu Marburg zu hintertreiben und theoretische Vor- 
lesungen an den Seminaren zu Fulda und Limburg halten zu 
lassen, aus denen so elende Zöglinge hervorgehen würden, 
wie es ehemals zu Mainz und Fulda geschehen ist, so dass 
wir schon seit 10 Jahren unsern jungen Theologen untersagten, 
das Seminar zu Mainz zu besuchen. Solche Lehranstalten 
sind nach den Frankfurter Verträgen unzulässig und dem 
Edikte vom 30. Januar v. J. zuwider; wo sie bestanden, müssen 
sie aufgelöst werden, welches in Mainz auch schon gegen den 
Willen des Bischofs Burg geschehen ist, als Grossherzoglich 
Hessischer Seits die Fakultät in Giessen errichtet wurde. 
Seine Herzogliche Hoheit würden Sich gegen die übrigen zur 
Provinz vereinigten Souveräne in hohem Grade kompromittieren, 
wenn Höchst Sie eine solehe Anstalt in Limburg, wo sie nie 
bestanden hat, jetzt wollten aufleben lassen.“ 

Auf Grund dieser Sachlage stellte Möller bei dem Staats- 
ministerium folgende Anträge: 1) Das zur höchsten Unter- 


2 


1 


— 139 — 


zeichnung bereits eingeschickte Dekret der Ernennung des 
Kaplans Gesellehen zum Professor zurückzuziehen und von 
seiner Berufung gänzlieh Abstand zu nehmen. 2) Im Fall 
der Genehmigung dieses Antrags nach einem anderen für eine 
Professur geeigneten Mann im In- oder Ausland Umschau zu 
halten. 3) Dem Bischof Brand auf möglichst schonende Weise 
zu eröffnen, „dass die Ausdehnung der Lehrgegenstände im 
Seminar zu Limburg gegen seinen bisherigen, von dem Herrn 
Bischof selbst entworfenen und höchsten Orts genehmigten 
Plan, nicht gestattet werden könne; dass Seine Herzogliche 
Durchlaucht von den mit den vereinigten Souveräns für die 
Oberrheinische Kirchenprovinz wegen der Unterriehtsanstalten 
verabredeten Bestimmungen einseitig nicht abgehen könnten, 
und dass Höchstdieselben jetzt, nachdem man kurhessischer- 
seits zum Vollzug des, ganz nach den eigenen Wünschen des 
Herrn Bischofs wegen der Erriehtung der katholischen Fakultät 
zeschlossenen Vertrags schreite, also der früher nicht vorher- 
gesehene Zeitpunkt schon eingetreten sei, bis zu welchem der 
Aufenthalt des Professors Sengler in Limburg höchsten Orts 
habe nachgesehen werden wollen, Höchst Ihrer Seits keine 
Sehwierigkeiten dagegen eintreten lassen könnten, besonders 
da auf das dringende eigene Verlangen des Herrn Bischofs 
bisher diesseits auf Beschleunigung des Vollzugs gedrungen 
worden sei.“ 4) Von einer Abberufung Senglers aus Marburg 
Abstand zu nehmen, da er sich bereits dort eingerichtet, da 
die kurhessische Regierung für seine Ernennung ihren Dank 
ausgesprochen und auch ihrerseits Ernennungen vollzogen habe, 
auch die erfolgte Eröffnung der Fakultät publiziert worden 
sei, „Ich sehe, schreibt Möller, für eine Berufung Senglers 
von Marburg nach Limburg unter diesen Umständen keinen 
ehrbaren Weg. Bei der früheren unter dem Kurfürsten be- 
standenen Universität in Mainz war die theologische Fakultät 
in keiner Beziehung der erzbischöfllichen geistlichen Behörde 
untergeordnet.“ Es sollte daher dem Bischof der Wunsch des 
Herzogs ausgesprochen werden, „dass die erst seit einigen 


— 140° — 


Tagen in Limburg angekommenen jungen Theologen, welche 
ihren gesetzlichen dreijährigen Universitätskurs noch nicht 
vollendet haben, angewiesen werden, die Vorlesungen in Marburg 
alsbald zu besuchen, welche die Professoren Multer und Sengler, 
dann ein [dritter] Dozent unverzüglich eröffnen würden.“ 

Dass die Massnahmen und Absichten des Bischofs Brand 
zu den von Nassau mit den anderen Staaten der oberrheinischen 
Kirchenprovinz und speziell Kurhessen abgeschlossenen Ver- 
trägen in schroffem Widerspruch standen, liegt auf der Hand. 
Ebensowenig bedarf es einer Ausführung, dass die Vorschläge 
des Vizepräsidenten Möller nur darauf abzielten, die Regierung 
zur Durchführung der ihr durch jene Abmachungen auferlegten 
Verpflichtungen anzuregen, und dass er in keinem Punkt sich 
dazu fortreissen liess, einer Überschreitung der gegebenen 
Rechtsbasis zu Ungunsten des Bischofs und der katholischen 
Kirche das Wort zu reden; auch stand er nach seiner Ver- 
sicherung „noch immer ununterbrochen in den freundschaft- 
liehsten Verhältnissen mit Bischof Brand.“ Die unter diesen 
Umständen zu erwartende vollständige Annahme der Möller- 
schen Anträge ist jedoch nicht erfolgt. Das Staatsministerium 
hat allerdings infolge seines Berichts dafür Sorge getragen, 
dass das zur Unterschrift fertige Ernennungsdekret für Ge- 
sellchen noch im letzten Augenblick zurückgezogen wurde, 
auch unterliess es die Abberufung Senglers. Dagegen scheint 
die Beschaffung eines Ersatzes für Gesellchen nicht beschlossen 
worden zu sein, und sicher ist, dass davon Abstand genommen 
wurde, den Bischof zum Einstellen der in Limburg begonnenen 
Vorlesungen aufzufordern. 

Diese Haltung des Staatsministeriums wird in erster 
Linie darauf zurückzuführen sein, dass es dem Bischof 
gelungen war, für seine Wünsche bei dem Herzog Gehör zu 
finden. Möller gegenüber äusserte er sich nach dessen Bericht 
vom 23. Mai dahin: „er habe von Seiner Herzoglichen 
Durchlaucht die Zusage erwirkt, dass Sengler nach Limburg 
gehen und nicht blos die Einrichtung des Seminars kennen 
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lernen, sondern dort bis zur Errichtung der Fakultät Vor- 


lesungen halten solle.“ In jenem Schreiben vom 12. Okt. 1831 


‘ an den Staatsminister Marschall von Biherstein bemerkte 
- Bischof Brand im Anschluss an die oben angegebenen Worte 


über die gegen ihn veranstalteten Verdächtigungen:') „In 
dieser für mich so misslichen Lage suchte ich Hülfe da, wo 
sie allein für mich zu finden war — bei Seiner Herzoglichen 
Durchlaucht und bei Eurer Excellenz — und mir wurde 
geholfen. Noch mehr; diese Hülfe verschaffte mir sogar noch 
eine ehrenvolle Auszeichnung, denn durch die höchste 
Genehmigung, dass die theologischen Kollegien provisorisch 
in Limburg gelesen werden durften, verschwand nicht nur 
jeder Verdacht gegen mich, sondern man nahm mein Benehmen 
mit achtvoller Würdigung auf.‘“ Aus diesen Worten ergibt 
sich, dass Bischof Brand es verstanden hatte, nicht nur den 
Herzog, sondern auch den Staatsminister auf seine Seite zu 
ziehen. Diese wichtige Tatsache macht die Aufnahme der 
Möllerschen Vorschläge von seiten des Staatsministeriums 
verständlich. Denn wenn sich nur der Herzog persönlich dem 
Bischof gegenüber engagiert hätte, so würde das Ministerium 


nieht umhin gekonnt haben, den Versuch zu machen, sei es 


auf dem .von Möller angedeuteten Wege sei es in anderer 
Form, ohne Belastung des Herzogs, der „erbärmlichen Espece 
von Universität, von deren Entstehung die Regierung gar 
niehts wusste,“ wie Möller schr'eb, ein Ende zu machen .und 
den Bischof von seiner Idee abzubringen, „indem man sich 
mit solchen Vorlesungen (sc. in Limburg), wie Sengler sagte, 
nur lächerlich mache.“ Durch die zitierten Worte Brands ist 
ferner erwiesen, dass Ende Mai 1831 der leitenden Stelle in 
der nassauischen Regierung der ernste Wille zur Durchführung 
der geschlossenen Verträge gefehlt hat. Es wirft auch ein 
seltsames Licht auf die innere Fühlung der höheren Organe 
der Regierung, dass Vizepräsident Möller, dessen Hand seit 


1) Vgl. oben $. 135. Nassauische Akten VII St M 1513, Bl. 78—88, 


Absatz Nr. 7, 


—_- 42 — 


Jahren die Verhandlungen mit dem Bischof überwiesen waren, 
am 23. Mai zwar darüber orientiert war, dass der Landesherr 
wider die von seiner Regierung mit grosser Mühe zu Stande 
gebrachten Abmachungen Partei ergriffen hatte, aber in völliger 
Unkenntnis über die Schwenkung des Staatsministers diesem 
Anträge unterbreiten konnte, die von der Voraussetzung aus- 
gingen, dass dieser auf einen Ausgleich des herzoglichen 
Gnadenerweises mit dem, was Vertragstreue und politische 
Einsicht geboten, bedacht sein werde. Da die Akten über die 
Verhandlungen des Staatsministeriums in dieser Angelegenheit 
keine Auskunft geben, muss dahin gestellt bleiben, ob ihm 
die Tragweite seiner Entschliessung klar gewesen ist. Seine 
späteren Schritte machen es unwahrscheinlich, dass es mit 
seiner Konnivenz gegen den Bischof den Boden des Frank- 
furter Vertrages zu verlassen beabsichtigte. Dagegen kann 
es keinem Zweifel unterliegen, dass der Entschluss, seine 
Ausführung hinausschieben, nach Lage der Dinge mehr 
bedeutete, als eine zeitliche Verzögerung in der Beschiekung 
der Marburger Fakultät, ja geradezu deren Inslebentreten ge- 
fährden musste. Fehlte diese Einsicht in Wiesbaden, in 
Fulda fehlte sie nicht. 


VIII. Kapitel. Die Massnahmen der kurhessischen Regierung 
bis zum Tode des Bischofs Rieger (30. Juli 1831). 


Vorlage eines Gesetzentwurtes betr. das Studieren auf der Landesuniversität. 
_ Plan der Besetzung einer Marburger Professur durch ein Mitglied des 


Fuldaer Domkapitels. — Senglers Reise nach Fulda. — Bericht des 
Regierungsdirektors von Hanstein vom 26. Juni 1831. — Schreiben des 
Bischofs Rieger vom 25. Juni d. J. — Beschwerdeschriften des Bischofs 


und Domkapitels an das Staatsministerium und die Ständeversammlung 
vom 1. Juli d. J. — Bittschrift des Magistrats der Stadt Fulda an die Stände- 
versammlung vom 2. Juli d. J. — Verhandlungen der Domkapitulare Pfaff 
und Hohmann mit der Regierung in Cassel. — Plan der Erhebung der 
‚theologischen Lehranstalt in Fulda zu einer theologischen Fakultät. 


Im Unterschied von der nassauisehen Regierung, die in 
engster und stetiger Fühlung mit dem Bischof von Limburg 
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in der Fakultätsangelegenheit vorgegangen war, hatte die 


kurhessische Regierung es unterlassen, den Landesbischof in 
irgend einem Stadium der Vorverhandlungen ins Vertrauen 


- zu ziehen, und es sogar für angezeigt gehalten, die Kon- 


stituierung der Fakultät proklamieren zu lassen, ohne ihm 


- davon Kenntnis zu geben. Sie liess ausser acht, dass diese 


Beiseiteschiebung der von der Neugründung in allererster 
Linie betroffenen Instanz selbst in dem Fall, dass die Ein- 
richtung der Fakultät von den massgebenden katholischen 
Kreisen sachlich gebilligt worden wäre, in ihnen peinliche 
Empfindungen und ÖOppositionsgelüste wecken musste. Da 
nun bereits die Auseinandersetzungen über die landesherrliche 
Verordnung von 1830 und die Verfassung von 1831 die 
Kampfesfreudigkeit des katholischen Teiles der Bevölkerung 
klar erwiesen hatten,!) so war offenbar die Regierung von 
der Hoffnung geleitet, auf dem von ihr eingeschlagenen Wege 
zu erwartende endlose Weiterungen vermeiden und durch die 


- Sehaffung der fertigen Tatsache ihr Ziel erreichen zu können. 


Als eine rein staatliche Angelegenheit hatte sie. die Errich- 
tung der Fakultät behandelt, durch die staatliche Gesetz- 


- gebung sollte daher auch ihre Wirksamkeit sicher gestellt 


werden. Die Regierung befand sich insofern in einer gün- 
stigen Lage, als sie auf die Einbringung eines Spezialgesetzes 
verzichten konnte, da bereits der Landtagsabschied vom 
9. März 1831 gemäss dem Wunsche der Ständeversammlung 
eine Vorlage „über die Studienzeit, welche auf der Landes- 
universität von künftigen Bewerbern um eine Öffentliche An- 
stellung zugebracht werden muss,“ angekündigt hatte.2) Diese 
Zusage löste die Regierung jetzt ein, indem sie in der Sitzung 
vom 16. Juni 1831 durch den Landtagskommissar Regierungsrat 
Eggena den „Entwurf eines Gesetzes, das Studieren 
auf der Landes-Universität betreten der Stände- 


1) Vgl. oben 8. 97 ff. 114 ff. 

2) $ 6 vgl. $ 18, Gössel a. a. O. Anlage C, p. LXXI. 

3) Kurhessische Landtagsverhandlungen Nr. 23, Cassel, den 26, Juni 
1831, 8. 177, 181, 


— Me 


versammlung vorlegen liess, dessen erster grundlegender 
Paragraph lautete: 

„Die Studienzeit auf der Landesuniversität wird für die- 
jenigen, welche sich der Theologie oder den Rechts-, Staats- 
oder Arzneiwissenschaften bestimmen, auf mindestens ein und 
ein halbes Jahr, sowie diejenigen, welche sich irgend einem 
anderen, ein akademisches Studium erheischenden, Fache 
widmen, auf ein Jahr festgesetzt.“ 

Dieser Entwurf wurde dem Ausschuss für den Kultus 
und Unterricht zur Prüfung überwiesen. 

Als die Regierung diesen Gesetzentwurf, übrigens ohne 
jede Begründung und ohne jede Bezugnahme auf die Marburger 
Fakultät, einbrachte, war sie in ihrer bisherigen Politik, den 
Bischof von Fulda vollständig auszuschalten, bereits wankend 
geworden. Die Anregung dazu kam von aussen. Der Ver- 
treter der Universität Marburg auf dem Landtag, Professor 
Jordan, hatte durch einen Brief des Professors Multer vom 
28. Mai!) die Nachricht erhalten, „dass die Regierung zu 
Wiesbaden und der Bischof zu Limburg Sengler angewiesen 
hätten, falls die Fakultät nicht gleich nach Pfingsten mit ihren 
Vorlesungen beginnen könne, sofort an den letzteren Ort 
zurückzukehren.“ In einem weiteren Schreiben vom 26. Mai?) 
meldete ihm Multer, dass er zwar selbst nach seiner auf den 
28. d. M. angesetzten Verpflichtung „ungesäumt theologische 
Vorlesungen anschlagen lassen werde,“ fuhr aber dann fort: 
„Aber sind auch auf Fulda die nötigen Weisungen abgegangen, 
dass die jungen Theologen nach Pfingsten zu ihrer Ausbildung 
hierher kommen sollen? Dieses würde, wenn es noch nicht 
geschehen, ungesäumt erfolgen müssen; ob sie auch in diesem 
Falle ohne weitere Massregeln sich fügen werden, ist zu be- 
zweifeln. Der Bischof von Limburg fängt auch an, sich zu 
stemmen, und hat Sengler geschrieben, sich nach Limburg zu 


1) Kurhessische Akten Rep. II tit. I lit. Ca. Nr. 2, Bl. 131. Eine 
Abberufung Senglers ist aber nicht erfolgt. 
2) Ebend. Bl. 144f, 


m 
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' verfügen, um im dortigen Seminar Vorlesungen zu halten; ') 


Sengler hat dem Bischof kräftig geantwortet und sich sogleich 
an die Regierung zu Wiesbaden gewandt, von welcher noch 


keine Antwort eingegangen ist.“ Die Vermutung liegt nahe, 


dass das Ministerium des Innern auf Grund dieser durch Jordan 


"ihr übermittelten Informationen zu dem Beschluss vom 2. Juni 


veranlasst worden ist, den Regierungsdirektor von Han- 
stein zu Fulda zu beauftragen,?) „vertrauliche Erkundigung 
einzuziehen,“ ob einer der dortigen Domherren „für die zweite 
Professur bei der katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg 
namentlich für exegetische Vorlesungen und die Einleitung 
und die biblische Theologie des alten und neuen Testamentes 
befähigt und zu deren Annahme geneigt sei.“ Aber dieser 
Versuch, das Fuldaer Domkapitel zu gewinnen, scheiterte; 
am 11. Juni musste der Regierungsdirektor v. Hanstein be- 
richten, dass die beiden geeigneten Persönlichkeiten, Hohmann 
und Laberenz, die Uebernahme der Professur abgelehnt hätten. 

Inzwischen hatte Ministerialrat Riess ein vom 5. Juni 
datiertes Schreiben des Geheimrat Koch?) aus Wiesbaden er- 
halten, der von ihm am 19. Mai um die Nennung von geeig- 


‚neten Kandidaten für eben diese Professur angegangen worden 


war und der Mitteilung über die von ihm unternommenen 
Schritte die Worte folgen liess: „Das Interesse, welches ich 
am Gedeihen der neuen Einrichtung in Marburg nehme, ver- 
anlasst mich, Euer Hochwohlgeboren auf verschiedene Stimmen, 
die sich in katholischen Journalen *) haben hören lassen, auf- 
merksam zu machen. In einem Artikel, datiert von Fulda, 
wird beschwerend gesagt, dass dem Bischof und Domkapitel 


1) Vgl. oben S. 132. 

2) Kurhessische Akten Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 1461. 

3) Ebend. Bl. 148f. 

4) Leider hat Koch diese Journale nicht genannt. Einen scharfen 
Artikel hatte der Kirchenhistorische Bemerker Nr. 7, Beilage zum All- 
gemeinen Religions- und Kirchenfreund (Würzburg) bereits im Märzheft 


1831 8. 118f. gebracht. 
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von Seiten der kurfürstlichen Behörden noch gar nichts wegen 
der Errichtung einer katholisch-theologischen Fakultät in Mar- 
burg zugegangen sei, und es wird bedenklich geäussert, dass 
protestantische Staatsbehörden ohne Benehmen mit dem Bischof 
katholisch-theologische Professoren ernennen u. S. W., sodann 
wird noch angeführt, der Bischof von Fulda wolle seine 
theologische Lehranstalt an der Kathedrale sowie seither bei- 
behalten. Ob und inwieweit diese Angaben sich so wie vor- 
gebracht verhalten, ist mir unbekannt. Es dürfte jedoch dem 
Domkapitel zu Fulda, sofern solches etwa noch nicht geschehen 
ist, eine förmliche Kommunikation von der Regierung [über] die 
in Marburg getroffene Errichtung einer katholisch-theologischen 
Fakultät bekannt zu machen sein mit dem Anfügen, dass 
(etwa vom Herbst des laufenden Jahres an) die wissenschaft- 
lichen Vorlesungen über Theologie aufhören, dagegen die 
praktische Ausbildung der zur Aufnahme in das Seminar nach 
Vollendung der wissenschaftlichen Studien würdig befundenen 
Theologen in dieser Anstalt fortdauern werde, indem von da 
an der 8 25 der Landesherrlichen Verordnung vom 30. Januar 
1830 genau vollzogen werde. — Hierbei fragt sich dann 
freilich, welehe Mittel des Vollzugs zur Hand sind? Bei uns 
besteht die Einrichtung, dass die jungen Theologen, bevor 
sie zum Examen für den Tischtitel, den der Herzog auf 
seine Domänenkasse genommen hat, zugelassen werden, ihre 
testimonia über dreijährige Studien auf einer Universität in- 
nerhalb der Provinz vorlegen müssen, und ohne Tischtitel 
können sie nicht ins Seminar aufgenommen werden. Darin 
liegt ein unfehlbares compelle. Bei Benennungen zu geist- 
lichen Stellen wird das Domkapitel nicht gefragt, allein (nicht 
des Rechts sondern der Klugheit wegen) benimmt sich das 
Regierungspräsidium in vertraulichem persönlichem Brief- 
wechsel mit dem Bischof. Wenn die Persönlichkeit Ihres 
Bischofs zu Fulda dazu geeigenschaftet ist, so könnte: wohl . 
dieser Modus durch Vermittlung eines weltlichen Staatsdieners, 
der Vertrauen bei ihm geniesst, auch sachdienlich erscheinen 
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und so könnte wohl auch in Hinsicht auf die Einrichtung zu 
Marburg nützlich gewirkt werden. Im Domkapitel sollen ein 
oder mehrere Mitglieder sein, die nicht nur zu ultra römisch, 
sondern auch zur Renitenz sehr geneigt sein sollen; wo also 
das Kapitel umgangen werden kann und dann mit [dem] 
Bischof allein ins Reine zu kommen ist, da ist dieser Weg 
vorzuziehen.“ Diese Ausführungen Kochs haben nicht nur die 
kurhessische Regierung davon überzeugt, dass es ein taktischer 
Fehler gewesen war, den Bischof zu ignorieren, sondern auch 
einen Weg gezeigt, der ihr gangbar erschien, diesen Fehler 
wieder gut zu machen. Das Ministerium sandte auf Staats- 
kosten den Professor Sengler mit dem Auftrag nach 
Fulda, „über die Anstände, welche die kirchliche Behörde 
in Fulda bei dem neuen Institut zu haben scheint, sich genaue 
Kenntnis zu verschaffen, wegen deren Beseitigung mit dem 
Bischof und dem Domkapitel privatim sich zu benehmen, und 
sodann darüber Bericht zu erstatten.“ Dass Geh. Rat Riess 
ein am 20. Juni ausgestelltes persönlich zu überreichendes 
Empfehlungsschreiben an Bischof Rieger Sengler mitgab, 
konnte dessen Mission nur förderlich sein, und ist auch 
von dem Empfänger freundlich aufgenommen worden. Aber 
dass es die Worte enthielt: „Den Herrn Prof. Multer in 
Marburg hat die Staatsregierung geglaubt, als alten akademi- 
schen Lehrer nicht übergehen zu dürfen, weshalb er eine pro- 
visorische Anstellung erhalten hat, damit das neue Institut 
alsbald ins Leben treten könne,“ war schwerlich eine Er- 
leichterung, denn sie klangen wie eine Entschuldigung und 
waren daher geeignet, das Selbstvertrauen auf der anderen 
Seite zu stärken. Sengler kehrte am 27. Juni nach Cassel 
zurück, ohne etwas erreicht zu haben. Dieser Ausgang war 
nicht dureh die Persönlichkeit Senglers verschuldet, er scheint 
vielmehr einen guten Eindruck gemacht zu haben, und Bischof 
Rieger änsserte sich in seinem Antwortschreiben günstig über 
ihn. Die Gründe des Scheiterns seiner Sendung ergeben sich 


aus dem Bericht des Regierungsdirektors v. Hanstein 
io” 


— 148 — 


an Riess vom 16. Juni und dem Schreiben des Bischofs 
an ihn vom 25. Juni. 

Hanstein, der angewiesen worden war, Sengler bei der 
Ausrichtung seines Auftrags diskret zu unterstützen, aber in 
Uebereinstimmung mit dessen Wünschen sich völlig zurück- 
haltend verhalten hatte, schrieb: ') 

„Er (nämlich Sengler) ist, wie ich voraussah, nicht im Stande 
gewesen, das Vorurteil der kirchlichen Behörde allhier gegen das neue 
Institut zu bekämpfen, weil dies Vorurteil zu gross und mächtig ist. 
Ihre Abneigung gegen dasselbe liegt wohl mit in ihrer jetzigen Aufregung 
gegen die Staatsregierung, welche durch die Verordnung vom 30. Januar 
v.J., den $ 135 der Verfassungsurkunde und dadurch veranlasst wurde, 
dass sie die Errichtung der neuen Fakultät durch die Zeitungen und 
nicht auf amtliche Weise erfuhr. Ich halte aber 4 Dinge besonders für 
die Ursache ihrer Abneigung gegen die katholische Fakultät in Marburg, 
nämlich: 1) die allgemeine Einseitigkeit, die fast jeden hiesigen Ein- 
geborenen — sei es Laie oder Clericus — selbst den Verständigsten 
beherrscht. Ausser Fulda kein Heil! Die Stadt ist ihnen Deutschland, 
das Fuldaer Land die Welt; 2) die Persönlichkeit des ersten Professors 
der Fakultät, der noch nicht einmal die kanonische Bestätigung in seinem 
Pfarramt hat; 3) die Unmöglichkeit der meisten, fast aller jungen 
Theologen aus hiesiger Gegend, sich wegen Armut an einem anderen 
Orte als Fulda zu erhalten, indem sie an letzterem Orte — auch wenn 
sie noch nicht ins Alumnat aufgenommen worden — bei Verwandten und 
Bekannten Unterstützung aller Art und Gelegenheit finden, sich durch 
Erteilung von Unterricht etwas zu verdienen; 4) die felsenfeste Beharrlich- 
keit und Konsequenz (eine gewöhnliche Erscheinung in dieser Hierarchie) 
des zeitigen Regens des Seminars, dessen Schosskind diese Anstalt ist, 
und der viel Freunde und Anhänger auch im Domkapitel hat. ... Ich 
habe vielleicht Gelegenheit, beim Domkapitular Pfaff — der einzige, der 
auf das neue Institut und auch nur schwer eingehen wird — in dieser 
Hinsicht etwas zu wirken.“ ?) — 

Bischof Rieger begründete in längerer Ausführung ?) 
„nach vorgängiger Beratung mit dem bischöflichen Domkapitel“ 
seine Weigerung: i 

1. „Nach den Vorschriften der Synode zu Trient sollen die Lehr- 
anstalten für die Kandidaten des geistlichen Standes in einem der 


1) Rep. I tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 154f. 
2) Die Folgezeit bewies die Unrichtigkeit dieses Urteils. 
3) Ebend. Bl, 156-159, 
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Kathedralkirche nahen Kollegium stattfinden, und hat hiefür der Bischof 
ganz besonders zu sorgen.“ 2. Eine solche Lehranstalt besteht bereits 
in Fulda und ist durch Art. XII der Fundationsurkunde für das Bistum 
Fulda!) gewährleistet. 3. Diese I,ehranstalt geniesst seine „volle Zu- 
friedenheit“ und erfreut sich eines guten Rufes, wie der Besuch 
von Theologen aus anderen Diözesen beweist. 4. Sie war schon unter 
dem Grossherzoge von Frankfurt zur theologischen Schule des Gross- 
herzogtums bestimmt und nur politische Ereignisse haben die Ausführung 
des Planes verhindert. 5. „Dieser Plan sollte zur Entschädigung und 
Beruhigung der Fuldaer dienen, denen man unter der Regierung von 
Nassau-Oranien die Universität entzogen hatte.“ 6. „Um so mehr eifern 
die Katholiken hiesiger Stadt und des ganzen Grossherzogtums Fulda 
für die Erhaltung dieser Anstalt in ihrer Mitte, nieht blos der Ehre und 
des vollkommenen Zutrauens wegen, das sie in dieselbe setzen, sondern 
auch der ökonomischen und moralischen Vorteile halber, die sie ihnen 
und ihren, zum geistlichen Stande sich vorbereitenden, häufig mittellosen 
Söhnen gewährt, und die sie zu verlieren mit Recht fürchten, wenn sie 
solche Söhne nach Marburg schicken müssten, wo deren Unterhalt ... 
bedeutend kostspieliger werden, und zugleich die Gefahr der Verführung 
bei der auf Universitäten herrschenden Ungebundenheit und Sittenrohheit 
weit grösser sein würde.“ 7. „Nicht minder lehrt eine traurige Erfahrung, 
dass auf Universitäten, zumal auf protestantischen, in neueren Zeiten fast 
durehgehends ein unchristlicher Geist und eine entschiedene Neigung zur 
Neologie und zum Naturalismus sich äussert und dass katholische 
Kandidaten der Theologie hierdurch und durch die ungebundene Lehr- 
freiheit der Professoren (gegen welche nach $ 5 des Regulativs vom 
31. August 1829 der Bischof ohne Genehmigung der Staatsregierung 
nicht einmal eine Untersuchung anstellen darf) meistens um allen 
christlichen Glauben, oder doch um die Ruhe und Festigkeit des Gemüts 
und Willens gebracht werden, ein Nachteil, der auch in Marburg nicht 
ausbleiben würde, wo die katholischen Kandidaten bald auch Vorträge 
protestantischer Professoren besuchen würden, und wo bei der katholischen 
. Fakultät neben einem Sengler auch ein Multer steht, der nach un- 
berücksichtigt gebliebenen Exzessen befördert ward, seine mit Recht 
dagegen eifernde geistliche Behörde ohne alle Ahndung mit Injurien 
überhäufen und die ganze Verfassung der katholischen Kirche schmählich 
misshandeln durfte, und nun, dieser Behörde gleichsam zum Trotze, bei 
der Fakultät obenanzustehen kommt, was schon allein hinreicht, alles 
Zutrauen zu der neuen Einrichtung zu verscheuchen.“ 8. „Diese katholisch- 
theologische Fakultät ist ohne Genehmigung des Oberhauptes der 


1) Walter, Fontes S, 358, 
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katholischen Kirche und ohne mein Vorwissen und meine Beistimmung, ja 
ungeachtet der von mir und dem hiesigen Domkapitel unterm 27. August v.J. 
bei kurfürstlichem Staatsministerium vorgetragenen Einreden') errichtet 
worden. Man hat diese Einreden und die wichtigen Gründe derselben und 
meine bestimmte Erklärung, mich lediglich an die bisher bestandene Ein- 
richtung dem Konzilium von Trient gemäss halten zu wollen, gar nicht 
beachtet, und in einer das Interesse der katholischen Kirche so nahe 
berührenden Sache einseitig Massregeln getroffen, mit denen ich mich 
nun vereinigen soll, wo meine Diözesanen ihre Missbilligung darüber 
bereits laut zu erkennen gegeben haben.“ 

Aus diesen Erwägungen erklärte Rieger „an der katho- 
lisch-theologischen Fakultät zu Marburg nicht Teil nehmen 


und nicht dazu mitwirken“ zu können. 


Dieses Schreiben, das als die erste Erklärung, die nach 
der erfolgten Konstituierung der Fakultät von der höchsten 
kirchlichen Behörde des Landes abgegeben wurde, in ihren 
wichtigsten Stücken wiedergegeben zu werden verdiente, ist 
auch dadurch’von besonderem Interesse, dass sie den zahl- 
reichen weiteren in dieser Sache von Fulda ausgehenden 
Schriftstücken als Grundlage gedient hat. Sie verfehlte nicht 
ihren Eindruck auf die Regierung. Dass der Bischof in der 
Lage war, durch Berufung auf seine Eingabe vom 27. August 
1830 den Nachweis führen zu können, dass er bereits vor 
der Errichtung der Fakultät seinen Standpunkt der Regierung 
gegenüber bestimmt vertreten hatte, gab ihm jetzt, als diese 
zur Erkenntnis gelangte, ihre ganze Aktion ohne seine Unter- 
stützung nicht durchführen zu können, eine überaus günstige 
Position, zu deren Befestigung die Fuldaer sofort weitere 


Sehritte unternahmen. Unter dem 1. Juli richteten der 5 


Bischof und das Domkapitel an das gesammte Staats- 
ministerium?) und an die Ständeversammlung°) gleich- 
lautende Beschwerdeschriften gegen die Errichtung der 


1) Vgl. oben S. 59. 

2) Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 161—165, gedruckt: Roskoväny, 
Monumenta catholica t. II p. 473—478 (nicht vollständig). 

3) Ebend. Bl. 211—216, 
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katholisch-theologischen Fakultät und gegen die Nötigung der 
katholischen Theologen, die Landesuniversität zu besuchen, 
die sachlich und grossenteils auch wörtlich mit Riegers Brief 
an Riess vom 25. Juni sich deckten. Die Abweichungen sind 
Erweiterungen, die zumeist zugleich Verschärfungen darstellen 
und zum Teil die Form von Drohungen annehmen. Von der 
Bestimmung des Tridentinums als der entscheidenden Rechts- 
grundlage wird auch hier der Ausgangspunkt genommen, aber 
es wird hinzugefügt, dass sie „in der mit landesherrlicber 
Zustimmung und Genehmigung versehenen und publizierten 
päpstlichen Bulle vom 16. August 1821') bei der Zirkum- 
skription der neuen Diözesen‘ Aufnahme gefunden habe. Die 
scharfen Aeusserungen über Multer werden in ihrem vollen 
Umfang wiederholt und damit der Oeffentlichkeit übergeben. 
Von der aggressiven Stimmung der Bittsteller zeugen folgende 
Sätze: 

„Auf die Erhaltung der Lehranstalt wie auf jene des Lyceums, mit 
dem sie ein Ganzes bildet, behaupten die Katholiken des Grossherzogtums 
Fulda ein Recht, dessen Entziehung sie sich nicht gefallen lassen 
werden.“ — Von der Gewährung der Bitte um Aufreeliterhaltung der 
Lehranstalt und dem Verzicht auf die Anwendung von Zwang zum Besuch 
der Marburger Fakultät „hängt ein wichtiger Teil der Gewissensfreiheit 
ab, welche das erste, in der Verfassungsurkunde selbst verbürgte Recht 
ist. Diese Freiheit und dieses Recht kann die Kirche dem Staate nicht 
vermachen; und unter dem Schutze der Gerechtigkeit fürchtet sie deren 
weitere Antastung nicht, noch auch etwaige Berufung, auf die oberrheinischen 
Bistums-Konstituenten, die der Religion einen politischen Charakter auf- 
zwangen und es dahin bringen wollten, dass man im Innern des Heilig- 
tums, wo das Gemüt Gott sucht, nur den Menschen finde, und dass 
Christus dienstbar werde.) — Die Verordnung vom 30. Januar v. J. 
spricht am deutlichsten jene geistige Knechtschaft aus, deren Bande in 
vielfachen Wendungen alle religiöse Freiheit umschlingen und das Lebens- 
prinzip der katholischen Kirche unterdrücken. Unsere Beschwerden 
dagegen haben wir am 27. August v.d. Hohem Staatsministerium unter- 
tänigst vorgelegt, und beziehen uns darauf, zumalen da sie auch die 


1) Vgl. oben 8. 43. 
3) Diese Worte enthalten eine zutrefiende Charakteristik des — 


Ultramontanismus, 


re 


katholisch-theologische Fakultät, die zum grossen Plane gehört, betreffen. 
Mögen andere jenem Übergewicht der Gewalt über die intellektuelle und 
moralische Ordnung nachgeben; wir flehen um Mässigung derselben bei 
denen, die jene Ordnung zu schützen haben. Es gibt nur da Ketten, 
wo Sklaven sind. Es lässt sich nicht würfeln über das Kleid der 
Gerechtigkeit und Wahrheit, das durch keines Menschen Hand gewoben 
ist. Die Knechtschaft ist von Rechtswegen für das Ganze, wenn sie 
ihren Anteil in irgend einer Sache hat (sie!). Es ist unmöglich, ein Land 
frei zu nennen, wo die Kirche, in deren Institutionen so viele Völker 
ihre Bürgschaft gegen den Missbrauch der Souveränität gefunden, ihrer 
eigenen Freiheit noch entbehrt und wo selbst jene des religiösen Unter- 
richts und Verkehrs, das Sozial-Mittel, wodurch der Glaube sich begründet 
und erhält, gefangen genommen werden soll.“ 

Unter dem 2. Juli richteten ferner der Magistrat und 
der Bürgerausschuss der Stadt Fulda an die Stände- 
versammlung eine Bittschrift,') die Staatsregierung zu 
veranlassen, dass die geplante katholisch-theologische Fakultät 
nicht in Marburg, sondern in Fulda errichtet, mit dem dortigen 
Priesterseminar verbunden und unter die Aufsicht der geist- 
lichen Behörde gestellt werde; für den Fall der Nichtgewährung 
dieses Gesuchs trugen sie darauf an, „diesem unsere Gewissen 
und unsere kirchliche Freiheit bedrohenden Institute für die 
Theologen des Landes keine Folge zu geben und den Besuch 
desselben als zur Erlangung einer Anstellung in ihrem Fache 
nieht für notwendig zu erklären.“ In dieser Petition wurden 
naturgemäss die kommunalen und ökonomischen Gesichts- 
punkte besonders hervorgekehrt, die allgemeinen Erörterungen 
bewegen sich in derselben Richtung wie die obige Eingabe 
des Domkapitels. 


Durch dieses Vorgehen hatten Bischof und Kapitel er- 
reicht, dass die ganze Angelegenheit vor dem Forum der 
Stände zur Erörterung gelangen musste. Dies geschah 
freilich noch nicht, als am 11. Juli Jordan Namens des 
Kultusausschusses über den vorgelegten Studiengesetzentwurf 
referierte und mit einigen Modifikationen seine Annahme em- 


1) Ebend, Bl. 217—222, Roskoväny p. 478—484. 
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pfabl.') Denn da sein eingehender Bericht?) erst gedruckt 
und verteilt werden sollte, wurde vorerst von einer Diskussion 
Abstand genommen. 

Unterdessen setzte die Regierung ihre Bemühungen um 
eine gütliche Vereinigung fort. „In Abwesenheit des Herrn 
Geheimen Raths Riess“ beantwortete der Präsident des Ge- 
sammt-Staatsministeriums Freiherr von Schenck zu Schweins- 
berg am 13. Juli das Schreiben des Bischofs Rieger durch 
die Aufforderung,?) zur Beratung über die Fakultäts- und 
andere noch nicht zur Erledigung gelangten Angelegenheiten 
ein Mitglied des Domkapitels nach Cassel abzuordnen. Es 
erschienen die Domkapitulare Pfaff und Hohmann; ihre 
Vollmacht*) war „im Auftrag des erkrankten Bischofs“ von 
dem Domdechanten v. Kempff unterzeichnet. Die Verhand- 
lungen wurden von Seiten des Ministeriums durch Regierungsrat 
Eggena geführt, sie hatten ein völlig negatives Ergebnis. 
Die bischöflichen Kommissarien überreichten ein vom 2. August 
datiertes Promemoria,?) das die präzise Erklärung wieder- 
holte, dass der Bischof und das Domkapitel an der Marburger 
Fakultät „auf keine Weise Teil nehmen,“ sie als kirchliche 
Lehranstalt nieht anerkennen und „sich keinerlei Zwang ge- 
fallen lassen könnten, wodurch katholische Kandidaten der 
Theologie bewogen werden möchten, die Fakultät zn besuchen.“ 
Dagegen meinten sie, dass alle Kollisionen gehoben werden 
könnten, wenn die theologische Lehranstalt zu Fulda 
zu einer katholischen Fakultät erhoben würde, aber 
Bischof und Kapitel würden auch zu dieser Umgestaltung nur 
unter bestimmten Bedingungen ihre Einwilligung geben können. 
Als solehe wurden genannt: a) der Bischof ernennt die Lehrer, 
jedoch vorbehaltlich der landesherrlichen Bestätigung; b) er 


1) 31. Sitzung, Landtagsverhandl. Cassel d. 17. Juli 1831, Nr. 30, 8.283. 

2) Anlage, Ziffer CIX, abgedruckt als X. Beilage. 

3) Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 160. 

4) Ebend. Bl. 174. Ueber die Verhandlungen dieser Konferenz 
betreffs der Verfassung vgl. oben S. 122. 

5) Bl. 185£. 
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behält wie bisher die Aufsicht und Leitung über die ganze 
Anstalt und wird nicht daran gehindert, die Lehrer zu ent- 
fernen oder zu versetzen; e) Dr. Multer darf nicht ver- 
langen, bei dieser Fakultät angestellt zu werden; d) die bis- 
herigen bewährten theologischen Lehrer in Fulda werden 
beibehalten; e) es werden Schritte getan, dass die Kandidaten 
der Theologie aus dem Nassauischen an der Lehranstalt in 
Fulda Teil nehmen und der Bischof von Limburg bei der 
kurhessischen Staatsregierung darum nachsucht. — Ueber die 
Unvereinbarkeit dieser Vorschläge mit den von Kurhessen 
eingegangenen Verpfliehtungen konnten die Fuldaer Delegierten 
kaum im Zweifel sein; sie haben aber die Regierung richtig 
eingeschätzt, indem sie die Fakultätsfrage als eine offene 
hehandelten. Denn indem der Regierungsbevollmächtigte 
Eggena nach seinem Bericht!) über die Konferenzen an das 
Ministerium des Innern vom 20. August ihnen erklärte: „Es 
könne von der gewünschten Verlegung der katholisch-theolo- 
gischen Fakultät nach Fulda gar keine Rede sein, bevor 
hierauf von den beiden beteiligten Bischöfen ein gemeinschaft- 
licher Antrag getan worden sei,“ war der bisher von der 
Regierung vertretene Standpunkt preisgegeben und der der 
kirchlichen Behörde als Basis für weitere Verhandlungen an- 
erkannt. Dass Eggena noch hinzufügte: „Auch würden 
jedenfalls die vorgeschlagenen Bedingungen noch zu modi- 
fizieren sein,“ konnte diesen Eindruck nur verstärken. Ob 
dem Verhalten des Kommissars die Einsicht zu Grunde lag, 
dass Nassau sich niemals zu einem solchen Antrag verstehen 
würde? Dann war es ein kirchenpolitischer Schachzug, freilich 
in jedem Fall ein nieht unbedenklicher, denn dieses Entgegen- 
kommen musste das Selbstbewusstsein der Fuldaer steigern. 
Aber das weitere Vorgehen der Regierung steht der Annahme 
im Wege, dass es ihr mit ihren Vorschlägen nicht ernst gewesen. 
Am 30. Juli starb Bischof Rieger. ?) 


1) Ebend. Bl. 184. 
2) Vgl. oben 8. 128. 
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IX. Kapitel. Der Streit um die Fakultät während der 
Vakanz des Fuldaer Bistums. 


Beschluss des kurhess. Ministeriums v. 7. Sept. 1831. — Landtagsbeschlüsse 

v. 25. Juli und 24. Okt. d. J. betr. Fakultät und Studiengesetz. — Wirkung 

der kurhess. Kirchenpolitik auf Nassau. — Denkschrift Bischof Brands 
v. 12. Oktober d. J. 


Das Ableben des Bischofs Rieger hat, da nicht er die 
Seele der Fuldaer Opposition gewesen war, sondern das Dom- 
kapitel, keine Verschiebung der kirchenpolitischen Lage zu- 
gunsten der Regierung herbeigeführt. Aus den mit dem ver- 
storbenen Bischof gemachten Erfahrungen wie vor allem aus 
dem Umstand, dass eben jetzt die mit dem Domkapitel über 
die Beilegung des Verfassungskonflikts geführten Verhand- 
lungen die erwünschte Wendung nahmen,') wird es zu er- 
klären sein, dass die Regierung nicht einmal den Versuch 
gemacht hat, ihren Einfluss auf die Neubesetzung des Bistums 
der Sicherstellung der Fakultät zugute kommen zu lassen, 
und es sogar für klug erachtete, den Wünschen des Domkapitels 
weiteres Entgegenkommen zu zeigen. Dass der akademische 
Senat der Universität Marburg in dem von ihm darüber ein- 
geforderten 2) Bericht, „wieviel Studierende der katholischen 
Theologie im vorigen Semester vorhanden gewesen, ... welehe 
Vorlesungen über Gegenstände der katholischen Theologie 
und bei welehem der Professoren gedachter Fakultät zu Stande 
gekommen seien,“ unter dem 17. August hatte mitteilen 
müssen, ?) dass „kein Studierender der katholischen Theologie 
auf der Universität befindlich war,“ war schwerlich von irgend 
welcher Bedeutung für die Haltung der Regierung. Denn 
mit Recht wies die Universität darauf hin, dass Multer erst 
am 28. Mai eingeführt worden war, mithin zu einer Zeit, wo 
das akademische Semester längst begonnen hatte, von der 
Ernennung eines anderen Professors aber offiziell noch nichts 


1) Oben 8. 122, 

2) Beschluss des Ministeriums des Innern vom 23. Juli 1831, 
Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 171. 

3) Ebend. Bl. 198. 
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bekannt geworden sei.!) Am 7. September kam die Fakultäts- 
angelegenheit im Ministerium zur Verhandlung. Auf Grund 
des Eggena’schen Berichts über seine Konferenzen mit den 
Domkapitularen Pfaff und Hohmann wurde beschlossen, ?) diese 
zu veranlassen: „in Beziehung auf den gemeinschaftlichen 
bischöflichen Antrag?) [se. der Verlegung der Fakultät von 
Marburg nach Fulda] sich in geeigneter vertraulicher Weise 
und zwar vorerst ohne Annahme und Erklärung einer Zu- 
stimmung von Seiten der kurhessischen Staatsregierung über 
die Ansicht des Bischofs in Limburg und durch denselben 
über die eventuelle Entschliessung der herzoglich-nassauischen 
Staatsregierung zu vergewissern und das Ergebnis sodann 
anher gelangen zu lassen.“ Wie das Ministerium diesen 
seinen Beschluss auffasste, geht daraus hervor,-dass es an 
der gleichen Tage dem Theologen Anton Berlage in Münster, 
der sich zur Uebernahme der zweiten katholischen Professur 
in Marburg bereit erklärt hatte, abschreiben liess*) unter 


1) Der Prorektor Hessel richtete dann noch am 31. August 1831 
ein privates Schreiben an den Minister (Schenk v. Schweinsberg) ebend. 
Bl. 192. „Professor Sengler ist zwar hier und soll auch sein Anstellungs- 
reskript besitzen aber es ist der Universität seinetwegen weder von 
unserer allerhöchsten Behörde noch von der herzoglich-nassauischen der 
Befehl erteilt worden, ihn zu verpflichten und zu introduzieren.“ Hessel 
meldet dies, „da hierbei möglicherweise das Unterbleiben dieses Befehls 
ein nieht absichtliches sein könnte, während es hier bisher als ein 
absichtliches betrachtet wurde.“ 

2) Auszug aus dem Protokoll ebend. Bl. 186. 

3) Vgl. oben 8. 154. 

4) Ebend. Bl. 197. — Berlage war noch Kandidat der Theologie, 
als er, von den Professoren Möhler und Drey in Tübingen wie von Sengler 
und Multer warn empfohlen, für die Marburger Professur in Aussicht 
genommen wurde. Durch Schreiben vom 9. August, ebend. Bl. 183, liess ihm 
der Minister von Schenk zu Schweinsberg eröffnen, dass das Ministerium 
bereit sei, seine Ernennung mit einem Gehalt von 900 Gulden in Vor- 
schlag zu bringen, wenn er 1. zur Übernahme der Professur sich schriftlich 
bereit erklärte; 2. so zeitig sich nach Marburg verfügte, dass seine Vor- 
lesungen mit dem Anfang des Wintersemesters beginnen könnten; 3. die 
Erlangung des Doktorgrades nachweise. Den beiden ersten Bedingungen 
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Hinweis auf die „Schwierigkeiten, welche der damaligen 
Besetzung .... Bedenken entgegenstellen, die augenblicklich 
nicht zu heben stehen. Ob und wie bald jene Schwierigkeiten 
werden beseitigt werden, lässt sich im Voraus nicht mit Sicher- 
heit bestimmen.“ 


Als die Ständeversammlung am 25. Juli 1831 in die 
Beratung über den das Studium auf der Landesuniversität 
betreffenden Gesetzentwurf eintrat,!) waren jene Eingaben 
der Fuldaer noch nicht zur Verlesung gelangt und zirkulierten 
noch in dem Ausschuss. Infolgedessen wurde beschlossen, 
dass „bei der Diskussion des $ 1 die Verhältnisse der katho- 
lischen Geistlichkeit vorerst bis zur Entschliessung der Stände- 
versammlung auf die Remonstration des Bischofs zu Fulda 
u. 8. w. ausgenommen bleiben sollten.“ Das Resultat der 
nach einer lebhaften Debatte erfolgenden Abstimmung war, 
dass $ 1 durch eine Mehrheit von 23 Abgeordneten in folgender 
Fassung angenommen wurde: „Die Studienzeit auf der Landes- 
universität wird für diejenigen, welche sich der Theologie 


entsprach Berlage durch die Eingabe an das Ministerium vom 20. August, 
Bl. 187, der dritten durch das Schreiben an Regierungsrat Lotz, der mit 
ihm verhandelt hatte, vom 3. September, Bl. 194. Berlage, der am 
25. August in München zum Doktor der Theologie ernannt worden war, 
fügte dieser Mitteilung die Worte hinzu: „Ich habe auf den Grund der 
von Ew. Hochwohlgeboren mir gemachten Hoffnungen schon jetzt den 
mir durch Seine Excellenz, unsern Herrn Oberpräsidenten von V\incke 
gemachten Antrag, eine Lehrstelle der Dogmatik an der Lehranstalt in 
Paderborn, womit vollkommen freie Station und ein Gehalt von 300 R.-Th. 
verbunden ist, zu übernehmen, ziemlich bestimmt abgelehnt. In Marburg 
würde ich an der Seite des Herrn Prof. Sengler, mit dem mich eine 
_ gleiche geistige Richtung verbindet, nur einen erfreulichen Wirkungskreis 
erwarten können und eben dieses ist es vorzugsweise, was mir eine 
Anstellung daselbst so wünschenswert macht.* — Berlage starb als 
Professor der Dogmatik in Münster am 6. Dezember 1881, vgl. Hurter, 
Nomenclator t. II p. 1227; Wetzer und Welte’s Kirchenlexikon II?, 
Freiburg i. Br. 1887, S. 412f. 

1) 37. Sitzung, Kurhessische Landtagsverhandlungen Nr. 36, Cassel 
den 5. August 1831, 5. 369— 376. 
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oder den Rechts-, Staats- oder Arznei-Wissenschaften oder 
irgend einem andern, ein akademisches Studium erheischenden 
Fache zum Zwecke der Bewerbung um eine öffentliche An- 
stellung widmen, auf mindestens 1 Jahr festgesetzt.“ Eine 
Minderheit von 7 Abgeordneten, unter der Führung von Jordan, 
gab ihre Verwahrung gegen dieses Herabgehen unter die von 
der Regierung vorgeschlagene ') Studienzeit von mindestens 
ein und einem halben Jahr zu Protokoll. 

Der Bericht des Ausschusses für den Kultus und öffent- 
lichen Unterricht über die Remonstration des Bischofs und 
Domkapitels wie die Bittschrift des Magistrats und Bürger- 
ausschusses zu Fulda gegen das Studiengesetz und die Mar- 
burger Fakultät wurde am 16. September, und zwar durch 
den Deputierten Vilmar erstattet?). In Bezug auf die Beschwerde 
über die Errichtung einer katholisch-theologischen Fakultät 
an der Landesuniversität liess der Ausschuss sich von der 
Erwägung leiten, dass alle Bildungsanstalten für zukünftige 
Geistliche lediglich kirchliche Institute seien, und dass der 
Staat kein Recht habe, ohne Zustimmung der Kirche theolo- 
gische Bildungsanstalten zu errichten, für deren Benutzung 
ein Zwang bestehe. Ausserdem sei der katholischen Kirche 
in Kurhessen die Errichtung und das Bestehen besonderer 
theologischer Bildungsanstalten zugesichert worden.) Des- 
halb beantragte der Ausschuss bei der Ständeversammlung: 
„Der Staatsregierung anheim zu stellen, die Zustimmung des 

1) Vgl. oben 8. 144. 

2) 52. Sitzung, Verhandlungen Nr. 51, Cassel den 24. September 1831, 
S. 619; Abdruck des Berichts: Anlage Ziffer CLXVI 8. 633—636. 

3) Der Ausschuss begründete diese Ansicht durch den Hinweis 
darauf, dass die Bullen Provida solersque vom 16. August 1821 und Ad 
dominiei gregis eustodiam vom 11. April 1827 am 31. August 1829 die 
landesherrliche Genehmigung gefunden hätten, ohne zu berücksichtigen, 
dass (vgl. oben $. 40f.) gerade die hier in Frage stehenden Stellen 
staatlicherseits nicht anerkannt worden waren. Aus dem Beschluss des | 
Tyidentinums Sess. XXIII de reform. e. 18 folgerte er, „dass das kirchliche 


Aufsichtsrecht über eine theologische Fakultät dem Bischof in jedem 
Fall verbleibe.“ 
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bischöflichen Stuhles zu Fulda zur Errichtung der katholisch- 
theologischen Fakultät in Marburg auf geeignete Weise zu 
veranlassen.“ Das Priesterseminar in Fulda aber sollte durch 
die Fakultät „keineswegs aufgehoben oder entbehrlich gemacht 
werden.‘ Dagegen befürwortete der Ausschuss die Abweisung 
der Beschwerden über den in dem Studiengesetz vorgeschla- 
genen Zwang zum Besuch der Landesuniversität, da ‚dem 
Staat die unbedingte Befugnis zustehe, von allen denen, welche 
dem Staate in Öffentlichen Verhältnissen auf irgend eine Weise 
angehören, einen bestimmten Grad von Bildung zu verlangen“ 
und „es nicht geleugnet werden könne, dass der Staat auch 
bei der Bildung der künftigen Geistlichen, insofern diese als 
Volkslehrer erscheinen, ein sehr wesentliches Interesse habe.‘ !) 
Zur Verhandlung gelangte dieser Bericht am 24. Oktober. ?) 
Die angeregte Diskussion berührte die Rechte des Staates 
gegenüber der Kirche, seine Befugnis zur Errichtung einer 
katholisch-theologischen Fakultät, die Vorteile des Studiums 
auf einer Universität, die Verhandlungen mit der Kurie in 
den 20er Jahren, und offenbarte starke Gegensätze innerhalb 
der Versammlung, vor allem zwischen dem Protestanten Vilmar, 
der den „kirchlichen“ Standpunkt, und dem Katholiken Jordan, 
der den Standpunkt des politischen Liberalismus vertrat. Auf 
Vorschlag des Landtagskommissars Eggena°?) wurde der An- 
trag des Ausschusses dahin modifiziert: „der Staatsregierung 
die geeigneten Massregeln in Bezug auf die bischöfliehen Ein- 


1) Die in $3 des Entwurfs des Studiengesetzes vorgesehene Prüfung 
am Ende der Universitätszeit sollte sich — dies war die Folge des über 
die Fakultät abgegebenen Votums — nur auf Gegenstände weltlicher 
Bildung erstrecken, nicht eine theologische Prüfung sein. 

2) 64. Sitzung, Verhandlungen Nr. 63, Cassel 31. Oktober 1831, 
Ss. 798—810. 

3) Seine Bemerkung, dass der geistlichen Behörde unbenommen 
bleibe, bei dem Papst eine Erektionsbulle für die Fakultät nachzusuchen, 
der gegenüber nur das landesherrliche Placet in Anwendung kommen 
werde, war eine Anregung nach Fulda hin, die allerdings dort keinen 
Widerhall gefunden hat. 
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reden gegen die katholisch-theologische Fakultät in Marburg 
anheimzugeben“ und wurde in dieser Form angenommen. p' 

Die sich unmittelbar anschliessenden Verhandlungen über 
den zweiten Teil des Kommissionsberichts, betr. das Studien- 
gesetz, erhielten dadurch besondere Wichtigkeit, dass in ihrem 
Verlauf der veränderte Standpunkt der Regierung gegenüber 
der Fakultät zum ersten Mal öffentlich hervortrat. Schon die 
Bemerkung des Landtagskommissars: „dass er in Fulda unter 
den Seminaristen des geistlichen Standes die Mehrzahl wohl- 
aussehend, lebensfroh und selbst mit protestantischen Lehr- 
büchern versehen gefunden habe,“ fiel mit Recht auf und 
provozierte Jordan zu der Aeusserung: „Er sehe nicht ein, 
wozu die Lobreden auf die Fuldaer Anstalten dienen sollten. 
Sollten sie etwa dazu dienen, um die Fakultät wieder von 
Marburg wegzubringen?“ — Als dann auf die finanzielle 
Schwierigkeit der unbemittelten katholischen Theologen, die 
Landesuniversität zu besuchen, hingewiesen wurde, griff der 
Landtagskommissar dieses Bedenken mit grossem Eifer auf, 
sagte, die Ständeversammlung werde den geistlichen Zöglingen 
Unterstützungen gewähren müssen, sonst „werde das Gesetz 
nur teilweise zur Ausführung kommen“ und gab dann auf die 
Zwischenfrage des Deputierten Pfeiffer, „ob er von der Staats- 
regierung den Auftrag erhalten habe, auf eine Beschränkung 
des früher unbedingt vorgelegten Gesetzentwurfs über das 
Studieren auf der Landesuniversität anzutragen,* die Er- 
klärung ab: „dass die Staatsregierung ermächtigt sein werde, 
Ausnahmen zu bewilligen und Dispensationen zu erteilen, 
werde wohl unumgänglich notwendig sein.?) Dass dieses 
1 Es wurde unterlassen, von einer „Zustimmung“ des Bischofs 
zu reden, auch die Worte „Errichtung,“ bezw, „Gründung“ der Fakultät 
wurden mit Bedacht vermieden. 

2) Am 25. Juli hatte der Landtagskommissar sich im entgegen- 
gesetzten Sinn geäussert: „Die Staatsregierung lege keinen Wert auf Er- 
haltung des Dispensationsrechts ...., sie gerate durch die Dispensations- 


gesuche meist nur in Verlegenheit wegen der Schwierigkeit der -Unter- 
suchung der faktischen Verhältnisse,“ vgl. Verhandlungen S. 374. 
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aber nicht in dem Gesetzentwurf gewahrt sei, erkläre sich 
durch die bei dessen Vorlegung gehegte Hoffnung, mit der 
Geistlichkeit in Fulda diese Angelegenheit auf gütlichem 
Wege zu erledigen, allein jetzt sei wohl als ausgemacht an- 
zunehmen, dass nur im Wege des Zwangs geistliche Zöglinge 
zur katholisch-theologischen Fakultät in Marburg hingezogen 
werden könnten.“ Der Eindruck dieser Worte scheint ein 
grosser gewesen zu sein, wenn auch die gedruckten Verhand- 
lungen, da sie keine stenographischen Berichte bieten, über 
ihre unmittelbare Wirkung nichts enthalten. Denn es wurde 
von zwei verschiedenen Seiten das Vorgehen der Regierung 
aufs schärfste kritisiert und geradezu der offene Vorwurf der 
Unaufrichtigkeit gegen sie erhoben. !) | 


„Er müsse sehr das Verfahren bedauern — sagte Jordan — welches 
die Staatsregierung bei dieser Gelegenheit eingehalten habe, nämlich 
zuerst die Fakultät zu errichten, lange Unterhandlungen deshalb zu pflegen, 
eine Stiftungsurkunde auszufertigen und dieselbe feierlich überreichen und 
vollziehen zu lassen, und hintennach zu erklären, es sei nicht tunlich, 
dass die Fuldaer sie benutzten, und es müsse auch noch ein Fonds aus- 
gemittelt werden zur Unterstützung der Studierenden .... Wolle man 
die Fakultät gern wieder aufheben, so sage man es lieber offen, damit 
man auch wisse, woran man sich zu halten hätte, anstatt bloss Bedenklich- 
keiten teils gegen die Benutzung der Fakultät teils in anderer Hinsicht 
zu erheben.“ — Nicht minder scharf sprach sich Vilmar aus, indem er 
konstatierte, dass der Regierungsvertreter erst einen Beschluss verhindert 
habe, „in welchem die einzuholende bischöfliche Zustimmung als Prinzip 
würde ausgesprochen worden sein,“ während er jetzt eingestehe, . „man 
werde den Besuch der Universität nicht ohne Zwang bewerkstelligen 
können, werde Ausnahmen, Dispensationen, Konzessionen erteilen müssen 
und dergleichen mehr.“ (erade von seiner Seite musste die Anklage 
schwer empfunden werden: „Er sei der Meinung, es wäre viel aufrichtiger, 
und auch von grösserem Erfolge gewesen, wenn man ganz offen erklärt 
hätte, man bedürfe einer kirchlichen Zustimmung, als dass man öffentlich 
das Prinzip leugne und umgehe, hintennach aber dieselbe Zustimmung, 
von welcher man hier nichts habe wissen wollen, heimlich und im 
Einzelnen nachhole.“ 


1) Landtagsverhandlungen Nr. 63 S. 809. 


Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 11 
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Der Landtagskommissar verzichtete auf den aussichtslosen 
Versuch einer Widerlegung, beschränkte sich auf die Ver- 
sicherung, dass „die Staatsregierung ganz vorzüglich die Pflicht 
der Wahrheit habe“ und gab dann der Debatte eine andere 
Richtung. Es wies nämlich darauf hin, dass die Regierung 
zwar ein Mittel in der Hand habe, die Kandidaten des geist- 
lichen Standes zum Besuch der Landesuniversität zu zwingen, 
indem sie die Verleihung des landesherrlichen Tischtitels, den 
jeder Geistliche vor der Ordination haben müsse, davon ab- 
hängig machen könnte,!) aber es werde zu erwägen sein, 

„ob der Zweck, welcher sehr wünschenswert erscheine, unter 
allen Verhältnissen von so hoher Wichtigkeit sei, dass jedes 
Mittel, selbst das schonungsloseste, alsbald angewendet werden 
müsse, um die Erreichung desselben zu sichern.“ Zugleich 
deutete er an, dass der Wechsel in der Regierung?) auf die 
Behandlung der Angelegenheiten ungünstig eingewirkt hätte. 
Diese letzten Worte wurden sofort von dem Deputierten Eck- 
hard aufgegriffen, der an sie die Vermutung knüpfte, das 
jetzt am Ruder befindliche Ministerium „beabsichtige vielleicht 
ganz von dem Studienzwange zu abstrahieren,“ aber der 
Landtagskommissar lehnte eine Erklärung ab. Dagegen ge- 
lang es Jordan, ihn zu Aeusserungen über die Regierungs- 
pläne bezüglich der Fakultät zu veranlassen, und erreichte 
das Eingeständnis, dass deren Verlegung nach Fulda in Er- 
wägung gezogen werde. Eggena scheint hier überrumpelt 
worden zu sein. Denn die von ihm gemachten Eröffnungen °) 


1) Vgl. oben $. 146 den Brief von Koch an Riess. 

2) Über die bei der Verkündigung der Verfassung in den leitenden 
Stellen der Regierung vollzogenen Personalveränderungen vgl. Wipper- 
mann a. a. 0. $. 216—219. Minister des Innern wurde zuerst Schminke, 
dann, nach wenigen Wochen, Riess. 

3) Jordan: „Er habe noch etwas anderes im Hintergrunde bemerkt, 
nämlich die Fakultät von Marburg wegzuverlegen.“ — Der Landtags- 
kommissar antwortete: „Zu dieser Ansicht liege noch kein Grund vor. 
Zwar habe die Geistlichkeit sich dazu verstanden, in die Benutzung einer 
katholisch-theologischen Fakultät einzuwilligen, nur mit dem Vorbehalte 
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mussten auf die für den Bestand der Fakultät sich inter- 
essierenden Teile der Ständeversammlung alarmierend wirken, 
und es ist schwer anzunehmen, dass er sich der Hoffnung hingab, 
durch diese öffentlichen Erörterungen auf die schwebenden, 
übrigens sehr optimistisch charakterisierten, Verhandlungen 
günstig einzuwirken, ganz zu schweigen von dem merkwürdigen 
Verfahren, das Zurücktreten von einem der wichtigsten Punkte 
des über die Fakultät abgeschlossenen Staatsvertrags öffentlich 
anzukündigen, ohne mit Nassau darüber sich vorher ins Benehmen 
gesetzt zu haben. Die Beratungen führten zu dem Beschluss, 
die bisher wegen der Remonstrationen des Bischofs von Fulda 
u. 8. w. ausgesetzte Revision des Studiengesetzes nunmehr 
vorzunehmen. Die entscheidende Abstimmung am 5. November 
führte zu seiner Annahme mit 29 gegen 8 Stimmen, der Re- 
gierung aber wurde die nachgesuchte Befugnis zur Dispensation 
der katholischen Theologen von dem Besuch der Universität 
versagt. !) 

Dass die nassauische Regierung noch im Herbst 1831 
ein lebhaftes Interesse daran hatte, dass die Marburger Fakultät 
endlich in Tätigkeit gesetzt würde, zeigt ein Brief des Geh. 
Rat Koch an Prof. Sengler vom 13. September,?) den dieser, 
vielleicht im Auftrag des Verfassers, sofort nach Empfang an 
Geh. Rat Riess sandte. Aber seine praktischen Vorschläge °) 


der näheren Aufsicht des Bischofs in Fulda selbst und unter einigen 
anderen Bedingungen, über welche die Staatsregierung mit dem Bischofe 
nicht würde übereinkommen können. Freilich sei der Ort nicht als blos 
zufällig und ausserwesentlich zu betrachten.“ Verhandlungen S. 809. 

1) Verhandlungen Nr. 67, Cassel den 15. Nov. 1831. 8. 869. ' 

2) Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 2031. 

3) Der „beste Professor“ in Fulda sollte nach Marburg berufen 
- werden, die Studenten aus Fulda und Umgebung sollten in Marburg 
Stipendien erhalten, dann aber sollte die Anstalt in Fulda aufgehoben 
und keinem Theologen der Tischtitel bewilligt werden, der nicht in 
Marburg studiert hätte, vgl. schon oben ®. 146. Interessant ist, dass er 
die Entfernung Multers aus der Professur befürwortet und es für das 
Beste hält, dass neben dem von Fulda zu berufenden Professor noch ein 


anderer ernannt wird. ir 
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über die Weiterführung der Angelegenheit waren durch die 
von Seiten des kurhessischen Ministeriums getroffenen Mass- 
nahmen bereits überholt. 


Vom Anfang Oktober an begann, wie es scheint, die 
nassauische Regierung mit der Möglichkeit zu rechnen, 
dass die Fakultät nicht ins Leben treten würde. Aber 
sie ging wesentlich anders vor als die kurhessische und 
blieb sich, im Unterschied von dieser, der in den Frank- 
furter Abmachungen eingegangenen Verpflichtung, für ein 
Universitätsstudium der katholischen Theologen des Landes 
Sorge zu tragen, bewusst. Und in diesem Streben wurde 
sie von Bischof Brand unterstützt. Hier macht sich eine 
wesentliche Verschiedenheit zwischen dem Fuldaer und 
dem Limburger Klerus bemerkbar. Bischof Brand 
hatte allerdings im Frühjahr 1831 eine scharf oppositionelle 
Haltung eingenommen, aber sie blieb zeitlich und sachlich 
begrenzt. Als er die Erlaubnis erhalten hatte, provisorisch 
in Limburg Vorlesungen einzurichten,!) und dieser Erfolg seine 
Gegner zum Schweigen brachte, war er befriedigt. Der Einfluss 
der Fuldaer auf ihn wurde kein dauernder, vielmehr nahm 
er ihnen gegenüber bald eine geradezu abweisende Haltung 
ein. Als das Fuldaische Domkapitel am 8. August 1831 nach 
der Rückkehr ‘seiner Deputierten von Cassel an ihn ein ver- 


1) In einem der Regierung eingereichten „Verzeichnis der Kandidaten 
der Theologie in dem Bistum Limburg“ vom 19. Juni 1831, VIIILR 1519 
Bl. 240 ff., werden 44 Namen aufgezählt, davon als „jetzt in Limburg 
befindlich“ 17, die übrigen waren in Giessen (7), Tübingen (6), Aschaffen- 
burg (2), Rom (3), resp. in ihrem Heimatsort. Beigelegt war folgendes 
„Verzeichnis der Vorlesungen in Limburg“: a) Exegese: Domvikar 
Hilf; b) Dogmatik, e) Theol. Eneyklopädie, d) Kirchengeschichte: Prof. 
Gesellchen; e) Kirchenrecht, f) Moral, g) Pädagogik, h) Pastoral: Geistl. 
Rat Bausch; i) Beredtsamkeit, k) Geschäftssty)l: Domvikar Hilf; 
l; Französische Sprache, m) Italienische Sprache: Geistl. Rat Brönner. 
— Dr. Gesellchen empfing für seine Vorlesungen „eine Vergütung“ 
aus Staatsmitteln, vgl. Brands Eingabe vom 12. Oktober 1831 Nr. 12, 
unten S. 200, 
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trauliches Schreiben richtete, um sieh über seine Ansicht und 
die eventuelle Entschliessung der nassauischen Staatsregierung 
in Betreff der Verlegung der katholisch-theologischen Fakultät 
nach Fulda zu vergewissern, hatte er im November noch keine 
Antwort erteilt!) und als das Domkapitel am 11. November 
seine Anfrage wiederholte, hat es wiederum keinen Bescheid 
erhalten. 

Unter dem 4. Oktober erging von Seiten des Ministers 
Marschall v. Bieberstein die Aufforderung an Bischof Brand, 
über das Studium der katholischen Theologen sich zu äussern; 
er entsprach diesem Auftrag durch die Vorlage einer Denk- 
schrift vom 12. Oktober 1831,?) von deren historischen Par- 
tieen wir hier absehen können. Da die kurhessische Regierung 
nicht abgeneigt scheine, die Fakultät vor der Hand in Fulda be- 
stehen zu lassen, so untersucht Brand, welche andere Universität 
als Marburg für die nassauischen Theologen in Frage kommen 
könnte. Giessen erscheint ihm „nicht gehörig mit Professoren 
besetzt,“ auch ist hier „Gefahr der Verführung wegen mehrerer 
dort bestehenden verbotenen Verbindungen.* Freiburg „ist 
sehr verrufen, und diese Verrufung muss auf zuverlässigen 
Gründen beruhen, da der dortige Erzbischof von 170 Kan- 
didaten keinen zum Priester ordinieren will; auch ist allgemein 
bekannt, dass falsche Grundsätze von dieser theologischen 
Fakultät ausgehen.“ Tübingen „hatte noch den besten Namen, 
aber der Verlust an ausgezeichneten Professoren macht diese 
Fakultät für jetzt siech.“ Auch nimmt er daran Anstoss, 
dass „im Württemberg ein Verein junger Geistlichen und Kan- 
didaten gegen den Cölibat besteht, welcher auf junge Theo- 
logen für die Folge nur äusserst nachteilig wirken muss.“ 
Diese Beschaffenheit der katholisch-theologischen Fakultäten 
an den, Hochschulen innerhalb der oberrheinischen Kirchen- 


1) Kurhess. Akten Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 228f. 

2) Nass. Akten VIII St.M. 1513 Bl. 78—88. Von dem Schreiben 
des Ministers vom 4. Oktober wurde „keine Abschrift zu den Akten 
genommen,“ vgl. Bericht Möllers vom 8. März 1833, ebend. Bl. 93—%6. 
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provinz lässt es Bischof Brand für jetzt nicht ratsam er- 
scheinen, die jungen Theologen ihnen zu überweisen, ganz 
abgesehen von den äusseren Nachteilen des Besuchs einer 
Universität, an der Nassau keinen vertragsmässigen Anteil 
hat. Dabei betont er aber als seine Ueberzeugung, „dass 
Geistliche unserer Zeit eine umfassende Bildung besitzen 
müssen,“ fügt hinzu, „dass Geistliche nur auf einer Univer- 
sität eine umfassende Bildung sich erwerben können,“ und 
versichert, dass sein „ganzes Streben dahin gehe, auf jede 
Art mitzuwirken, dass das Herzogtum Nassau einen gebildeten 
und aufgeklärten Klerus erhalte.“ Brand befand sich in der 
glücklichen Lage, hinzufügen zu können, dass der Herzog 
ihm die Genehmigung erteilt hätte, die theologischen Kollegien 
in Limburg provisorisch solange fortzusetzen, „bis die Fakultät 
an einer Universität errichtet sei.“ Er schloss mit der Bitte, 
Sengler, dem er übrigens jetzt Gerechtigkeit widerfahren liess, 
für diese Uebergangszeit zum Halten von Vorlesungen nach 
Limburg zu berufen. 

Der Vorschlag des Bischofs Brand lief also darauf hinaus, 
an dem bisherigen Zustand zunächst nichts zu ändern. Die 
nassauische Regierung aber war nicht geneigt, dieses Provi- 
sorium über das Wintersemester hinaus fortdauern zu lassen, 
und liess daher durch Geh. Rat Koch in einem an Geh. Rat 
Riess gerichteten offiziössen Schreiben vom 13. November !) 
den Wunsch aussprechen, „dass das kurfürstliche Gouvernement 
rücksichtlich der Fakultätsangelegenheit bald eine definitive 
Entschliessung fassen möge.“ Da das Fuldaer Domkapitel 
auf Anfrage des kurhessischen Ministeriums?) nach dem Er- 
gebnis der von den Domkapitularen Pfaff und Hohmann 
unternommenen Schritte kurz zuvor jenen zweiten Versuch 
unternommen hatte, Bischof Brand zu einer Aeusserung über 
seinen Vorschlag um Verlegung der Fakultät von Marburg 


1) Rep. II tit. I lit Ca Nr. 2, Bl, 225f, 
2) Ebend. Bl. 209, 
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nach Fulda zu veranlassen, war die scharfe Abweisung dieses 
„aus ziemlich glaubhaften Quellen‘ bekannt gewordenen Pro- 
jekts durch Koch!) zugleich eine Absage der nassauischen 
Regierung und ist in Cassel auch so verstanden worden. 
Dass sie zugleich erklären liess, dass die nassauischen 
Theologen die Marburger Fakultät nicht würden besuchen 
können, wenn die kurhessischen ihr fern blieben, war, wie 
sich die Verhältnisse entwickelt hatten, keine überflüssige 
Mitteilung. — In seiner Antwort vom 30. November?) gab 
Riess der Hoffnung Ausdruck, dass die Verhandlungen mit 
dem am 15. d. M. gewählten Bischof Pfaff bald zum Ziele 
führen würden. 


X. Kapitel. Miserfolge der kurhessischen Regierung in 
den Verhandlungen mit Bischof Pfaff. 

Eingaben der Städte Fulda und Marburg. — Beschluss des Landtags 
v. 26. Januar 1832. — Verhandlungen mit dem Domkapitel im Februar d. J. 
— Beschlüsse des Ministeriums v. 19. März, des Landtags.v. 19. Juni d. J. 
— Immediatgesuch des Domkapitels an den Kurprinzen v. 2. Juli d. J. 
— Hessen-Darmstadts Pläne. — Vermittlungsvorschlag des Bischofs Brand 
v. 25. Juli d. J. — Verhandlungen von Vogt und Vilmar mit Bischof 

Pfaff im August d. J. — Gutachten Eggenas v. 17. Oktober d. J. 
Als Geheimrat Riess diese beschwichtigende Erklärung 
abgab, hatte das Ministerium des Innern bereits am 23. No- 
vember 1831 beschlossen, dem Regierungsrat Eggena den 
Auftrag zu erteilen: „den Versuch zu machen, den nun- 
mehr neu erwählten Bischof zu vermögen, zur Errichtung 
. der Fakultät zu Marburg und deren Besuch von Seiten der 
Studiosen der katholischen Theologie aus dem Fuldischen 
seine freiwillige Zustimmung zu geben, wogegen von Seiten 


1) „Die Fuldaische Geistlichkeit soll sogar den vermessenen Wunsch 
haben verlauten lassen, dass die diesseitigen Theologen ihre Studien in 
Fulda machen möchten.“ 

2) Rep. I tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 227. 
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der Staatsregierung den etwaigen Einwendungen gegen 
die bei jener Fakultät anzustellenden akademischen Lehrer 
Seitens des Bischofs alle gebührende Rücksicht angedeihen 
solle, und auf Kreirung von Benefizien für genannte 
Studiosen, sofern solche deren bedürftig, tunlichst werde 
Bedacht genommen werden.“ Durch höchsten Beschluss in 
der Sitzung des Gesammt-Staatsministeriums vom 30. November 
wurde diese Entscheidung anerkannt und am 1. Dezember 
ausgefertigt.!) Dass die Vorschläge ein nicht geringes Ent- 
gegenkommen bekundeten, liegt auf der Hand, aber es er- 
übrigt sich, darauf einzugehen, da die Verhandlungen, wie 
es scheint, überhaupt nicht eingeleitet worden sind. ?) 


1) Rep. U tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 230. 231. 

2) Allerdings findet sich Rep. V Kl. 60 Nr. 2, Bl. 36 auf dem Bericht 
des Domkapitels an den Kurprinzen vom 15. Dezember 1831 die Marginal- 
note: „Dem Reg.-Rat Eggena zu baldtunlichster Äusserung über den 
Erfolg der demselben aufgetragenen Verhandlungen mit dem neu erwählten 
Bischof .... zuzufertigen,* aber die Akten enthalten keinen Bericht 
Eggenas, auch wird in den späteren Verhandlungen auf die obigen An- 
erbietungen der Regierung nicht Bezug genommen. Eggena erklärte 
freilich als Landtagskommissar am 26. Januar (vgl. Verhandlungen 
S. 1312): „Die Bestellung eines weiteren Professors für die Fakultät in 
Marburg sei deshalb verzögert worden, weil der Bischof in Fulda aus- 
drücklich verlangt habe, dass wenn die Wahl eines Professors von der 
Staatsregierung geschehen sei, er über dessen Befähigung gehört werde, 
um die Beruhigung zu haben, dass seine Zöglinge einer guten Belehrung 
uud Aufsicht anvertraut würden, wobei freilich die Nachweisung, dass 
ein Lehrer sich einstmal zur Professur gehörig habilitiert habe, nicht 
ausreiche, sondern auch der nachher geführte Wandel in Betracht komme.“ 
Aber es ist in hohem Grade unwahrscheinlich, dass der „Bischof“ dies in 
der Tat verlangt hatte, und zwar weder Rieger noch Pfaff, denn wenn dies 
geschehen, so wäre damit im Prinzip seitens „des Bischofs“ die Fakultät 
anerkannt worden, und es wäre die Abweisung im März 1832, vgl. unten 
S. 171, unmöglich. gewesen. Eggena hat also hier entweder einem 
Eventualvorschlag „des Bischofs“ eine ihm nicht zukommende Bedeutung 
zugewiesen oder er hat einen von ihm selbst in Aussicht genommenen 
Ausweg als Vorschlag des Bischofs bezeichnet, in der Erwartung, dass 
dieser ihm zustimmen würde, 


a 
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Dass die ganze Angelegenheit trotzdem nieht ins Stocken 
geriet, war das Verdienst der beiden, freilich in entgegen- 
gesetzter Richtung interessierten, Städte Fulda und Mar- 
burg. Der Stadtmagistrat zu Fulda wandte sich mit einer 
„untertänigsten Supplikation* an den Kurprinzen uud Mit- 
regenten, die Fakultät in Fulda installieren zu lassen.) Der 
Magistrat und die Bürgerschaft Marburgs richteten dagegen 
an die Ständeversammlung eine Petition, bei kurfürstlicher 
Staatsregierung für die endliche Verwirklichung der noch 
nicht ins Leben getretenen katholisch-theologischen Fakultät in 
Marburg sich verwenden zu wollen.?2) Als sie am 26. Januar 


1) Rep. II tit. I lit. Ca. 2 Bl. 232—235, ohne Datum, aber mit dem 
Vermerk: pr. 12. 12. 31. Die Antragsteller berufen sich darauf, dass der 
Bericht des landständischen Ausschusses vom 16. September d. J. gezeigt 
habe, „dass auch bei unsern protestantischen christlichen Mitbrüdern in 
Kurhessen ... die Satzungen der Kirchenversammlung zu Trient ihre 
verdiente Anerkennung gefunden haben,* sie erinnern den Kurprinzen 
daran, dass er schon früher dieselben Grundsätze fir das Wohl seiner 
katholischen Untertanen „in den wohlwollendsten und gnädigsten Zu- 
sicherungen an die Organe des Stadtmagistrats auszusprechen und den- 


‚selben zuzusichern geruht habe“, und suchen die Verlegung der Fakultät 


nach Fulda ferner durch den Hinweis darauf zu empfehlen, „dass der 
göttliche Weltheiland seine auserwählten Fischer keine Philosophie, keine 
Rhetorik, keine Weltgeschichte, keine demolierende Exegese u. s. w. gelehrt, 
sondern nur den Glauben an seine göttliche Sendung, an den ewigen 
Vater ete.“, ohne aber damit „dem Idioten, der Beschränktheit, der Un- 
wissenheit das Wort reden zu wollen.“ Auch der Debatten in der Stände- 
versammlung gedenken sie, um dem „geborenen Katholiken“ (Jordan), 
der „als Gegner seiner Glaubensgenossen in Bezug auf religiöse Freiheit“ 
auftrat, den „würdigen Berichterstatter des Ausschusses“ und „evange- 
jischen Geistlichen“ (Vilmar) gegenüberzustellen. 2 

2) Abschrift: ebend. Bl. 237—240. Die „im Januar 1832* datierte 
Eingabe beginnt mit einem Rückblick auf die Geschichte der Entstehung 
der Fakultät, berichtet, dass mit Rücksicht auf deren offizielle Konsti- 
tujerung „nicht nur mannigfache häusliche Einrichtungen getroffen, sondern 


- auch mehrere ganz neue Gebäude aufgeführt worden“ seien, und spricht 


offen aus, dass die nassauische Regierung „längeren Harrens müde und 
voll Unmuts, ihre Theologen länger in Limburg zusammenzudrängen, wahr- 
scheinlich den früheren Einladungen Darmstadts folgen und sich mit 
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1832 zur Verhandlung kam, verwahrte sich der Landtags- 
kommissar energisch dagegen, dass „Kurhessen das Nassau 
gegebene Wort zu brechen beabsiehtige oder die nassauische 
Regierung durch das Benehmen der kurhessischen zu einer 
Beschwerde veranlasst sei.“ Die Verzögerung der Eröffnung 
der Fakultät sei lediglich durch das Ableben des Bischofs 
Rieger herbeigeführt und nach erfolgter Installation seines 
Nachfolgers werde mit diesem „über die seitherigen Um- 
stände“ in Cassel verhandelt werden. Die Ständever- 
sammlung liess sich jedoch durch diese nichtigen Erklärungen 
nicht beirren, sondern nahm die von dem Kultusausschuss, 
als dessen Referent Jordan fungierte, gestellten Anträge 
an:!) „1) die Staatsregierung zu ersuchen, mit der Ernen- 
nung zu der noch unbesetzten Stelle eines Professors an der 
katholisch-theologischen Fakultät sowie mit deren Installation 
unverweilt vorzuschreiten, so dass die Vorlesungen derselben 
mit dem nächsten Semester eröffnet werden könnten; und 
2) der Staatsregierung die baldige Verkündigung des den 
Besuch der Landesuniversität betreffenden Gesetzes dringendst 
zu empfehlen.“ 


In der Sitzung vom 26. Januar hatte der Deputierte 
Duysing die Hoffnung ausgesprochen, dass die Staatsregierung 


Giessen vereinigen“ werde, nicht ohne die Warnung hinzuzufügen, „dass 
eine allzugrosse Nachgiebigkeit von Seiten der Staatsregierung gegen die 
Anmassungen einer finsteren Klerisey wohl nicht der Weg sein möchte, 
ihre wohltätigen Absichten für die bessere Bildung der katholischen 
Priester zu erreichen.* Die Ständeversammlung wird gebeten, darauf 
hinzuwirken, dass das Ministerium des Innern 1) den zweiten kurhessischer 
Seits anzustellenden Professor der katholischen Theologie — es wird der 
Pfarrer Goldwitzer zu Bügenbach bei Erlangen in Vorschlag gebracht 
— unverweilt ernenne; und 2) vom 1. Januar 1832 ab keinem Kandidaten 
der katholischen Theologie mehr eine Anstellung als Pfarrer erteile, 
welcher nicht in Marburg seine theoretischen Studien gemacht, damit die 
Fakultät Ostern 1832 ins Leben treten könne. 


2) Kurhessische Landtagsverhandlungen Nr. 93, Cassel, den 5. Februar 
1832, S. 1310. 1312. 
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nach der im Ministerium des Innern vorgegangenen Ver- 
änderung jetzt mit grösserem Eifer die Ausführung des ab- 
geschlossenen Vertrages betreiben würde. Unter dem Ein- 
druck dieses Landtagsbeschlusses machte sie in der Tat einen 
neuen Anlauf. Das Ministerium des Innern stellte den An- 
trag, den Professor Dr. Berlage in Münster als ordentlichen 
Professor der katholischen Theologie nach Marburg zu berufen, 
und das Domkapitel zu Fulda wurde durch höchsten Be- 
schluss im Staatsministerium vom 22. Februar zu schleuniger 
Aeusserung aufgefordert.) Die Antwort erfolgte bereits unter 
dem 2. März?) und lautete durchaus ablehnend. Das Dom- 
kapitel verweigerte jede Mitwirkung an der Mar- 
burger Fakultät unter Berufung auf seine Vorstellung an 
das Gesammt-Staatsministerium vom 1. Juli v. J., daher auch 
die gutachtliche Aeusserung über Berlage, und wiederholte 
seine Bitte: „die [Fuldaer] theologische Lehranstalt in Ge- 
mässheit der verbürgten Religions- und Gewissensfreiheit auf- 
recht zu erhalten und die dessfalls dem Bischofe zustehenden 
Rechte ungekränkt zu belassen.“ 

Durch diese Abweisung gelangte das Ministerium des 
Innern zu der Ueberzeugung von der Aussichtslosigkeit 
weiterer Verhandlungen und entschied sich am 19. März, bei 
dem Staatsministerium „eine der Ständeversammlung zu 
machende Proposition“ zu beantragen, dass: „I) das Gesetz 
über das Studium auf der Landesuniversität nur unter 
Hinzufügung der Beschränkung genehmigt werden könne, 
dass die dem geistlichen Stande sich widmenden katholischen 
Studierenden nicht gezwungen seien, ein Studienjahr auf der 
Landesuniversität Marburg zuzubringen, und 2) die katho- 
lisch-theologische Fakultät zwar beibehalten, jedoch 
nach Fulda verlegt, mit dem dortigen Klerikal-Seminar 
in angemessene Verbindung gebracht und mit den alsdann 


1) Rep. IL tit. I lit. Ca. Nr. 2, Bl. 241. 
2) Ebend, Bl. 242f. 
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noch nötigen Lehrern versehen werde, zunächst zwar mit 
dem Versuche, die herzoglich-nassauische Staatsregierung zu 
bewegen, dass sie die für Marburg verabredete Gemeinschaft 
auf Fulda übertrage, im Falle des Misslingens aber mit Auf- 
kündigung der deshalb getroffenen Uebereinkunft.“ Durch 
höchsten Beschluss im Staatsministerium vom 21. März 
wurden diese Anträge genehmigt und die Verhandlungen mit 
dem Herzogtum Nassau dem Geheimrat Riess in Frankfurt 
a. M. übertragen. Nach einem ergänzenden Beschluss vom 
29. März sollte der Landtagskommissar „das Nötige bei der 
Ständeversammlung besorgen.“ !) 


Sehon in der Sitzung am 22. März hatte Jordan die von 
dem Landtag im Januar d. J. beantragte Besetzung der 
katholisch-theologischen Fakultät in Marburg in Erinnerung 
gebracht, von Seiten des Landtagskommissars war ihm geant- 
wortet worden, ?) dass hierüber ‚in diesen Tagen eine Mit- 
teilung an die Ständeversammlung erfolgen werde.“ Die 
von demselben Deputierten in der Sitzung vom 7. April über 
die Publikation des Gesetzes betr. das Studieren auf der 
Landesuniversität gestellte Anfrage erfuhr dann einen schon 
bestimmter lautenden Bescheid, ’) indem der Kommissar für 
eine der nächsten Sitzungen eine Eröffnung ankündigte, ‚‚wo- 
nach die Staatsregierung sich ausser Stande fühle, einen 
Gewissenszwang gegen die katholischen Untertanen eintreten 
zu lassen, und wonach der Ständeversammlung anheimgegeben 
werde, das Gesetz entweder ganz fallen zu lassen, oder das 
angebotene Auskunftsmittel anzunehmen.“ Nachdem dann 
noch am 12. April der Antrag Jordans: „die alsbaldige voll- 
ständige Besetzung der katholisch-theologischen Fakultät zu 
Marburg bei der Staatsregierung zu sollieitieren,‘“ angenommen 


1) Ebend. Bl. 2441. 


2) Landtagsverhandlungen Nr. 112, Cassel, den 27. März 1832, 
S. 1652. 


3) Ebend. Nr. 121, Cassel, den 7. April 1832, S. 1821. 
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- worden war,!) wurde der obige Beschluss des Staatsministeriums 
' vom 21. März in der Sitzung vom 13. April in seinem vollen Wort- 
_ laut der Ständeversammlung mitgeteilt.?) Der Kultusausschuss, 
dem das Aktenstück zur Begutachtung überwiesen wurde, er- 


stattete am 8. Mai durch den Deputierten Vilmar seinen Bericht.) 


- Die zunächst ausgesetzte Diskussion wurde am 22. Mai aufs 


neue verschoben,*) die oben dargestellten Verhandlungen über 
$S 135 der Verfassungsurkunde rückten den Streit über die 
Fakultät und das Studiengesetz in den Hintergrund, erst am 
19. Juni gelangte der vom 7. Mai datierte Bericht des Aus- 
schusses zur Beratung.’) Die Debatte, die einen erheblich 
ruhigeren Verlauf nahm als die früheren Erörterungen, litt 
darunter, dass die Versammlung über die intimere Vorgeschichte 
der von der Regierung am 13. April gemachten Proposition 

1) Ebend. Nr. 124, Cassel, den 22. April 1832, S. 1858. — Dieses 
erneute Vorgehen des Vertreters der Universität in der Ständeversammlung 
sollte offenbar die Petition der Bürgerschaft Marburgs an das Ministerium 
des Innern vom 6. April, Rep. II tit. I lit. Ca. Nr. 2 Bl. 246f., unter- 
stützen. Hier wurde „einzig um der guten Sache willen, mit unum- 


wundener Freimütigkeit“ darauf hingewiesen, dass von der katholischen 
Geistlichkeit „als Haupthindernis der noch nicht erfolgten Bestätigung 


-der Fakultät von Seiten des Bischofs“ die Ernennung des Professors 


Multer zum. ersten Lehrer an ihr hingestellt werde. Zugleich wurde be- 
antragt, „dass Prof. Multer neben seinem geistlichen Berufe Lehrer des 


- Kirchenrechts bleibe und desfalls zur Juristen-Fakultät gezählt werden 


müsse, die Wahl der übrigen Lehrer dagegen [von] der höheren Behörde der 
katholischen Kirche, wo nicht ausschliesslich doch wenigstens mit Zu- 
ziehung derselben baldmöglichst vollzogen werden möchte.“ — Ob die Mar- 
burger Bürger berufen waren, in der Vertretung der kommunalen Interessen 
bis zur Erteilung dieser Ratschläge fortzuschreiten, kann dahingestellt 
bleiben, da die Eingabe bei dem damaligen Stand der Angelegenheit keine 
praktische Bedeutung erlangte. „Dürfte ad acta gehen können“ schrieb 
darauf Ministerialrat Lotz. 

2) CIO. Beilage zu den kurhessischen Landtagsverhandlungen. 
Nur am Schluss die Textveränderung: „Aufhebung“ der Übereinkunft 
statt „Aufkündigung.“ 

3) Landtagsverhandlungen Nr. 133, Cassel, den 11. Mai 1832, 8. 1991. 

4) Ebend. Nr. 138, Cassel, den 22. Mai 1832, S. 2068. 

5) Ebend. Nr. 146, Cassel, den 19. Juni 1832, S. 2197 ff. 
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keine ausreichende Kenntnis besass, wenn auch manches von 
den geheimen Verhandlungen mit dem Domkapitel durch- 
gesickert war.') Auch der Beschluss: „die Staatsregierung 
um eine baldgeneigteste Nachricht ie zu ersuchen, ob 
sie geneigt sei, der katholisch- bischöflichen Behörde zu Fulda 
in Beziehung der, die Besetzung der Lehrerstellen an der 
katholisch-theologischen Fakultät auf der Landesuniversität 
die Konzession zu machen, dass dieselbe darüber, ob ein an- 
zustellender Lehrer die nach kanonischen Bestimmungen er- 
forderlichen Eigenschaften als Lehrer an jener Fakultät (die 
kanonische Regelmässigkeit) besitze, vor der Anstellung gehört 
werden solle“ war durch die Entwieklung der ganzen Angelegen- 
heit bereits längst überholt. Der Landtagskommissar Steuer- 
direktor Meisterlin,?) der sich an dieser Diskussion nicht beteiligt 
hatte, wurde durch Entscheidung des Ministeriums des Innern 
vom 25. Juni ermächtigt, der Ständeversammlung zu eröffnen,?) 
dass die Regierung schon im Februar d. J. den hier vor- 
geschlagenen Weg betreten und dass die ablehnende Antwort 
des Domkapitels den höchsten Beschluss vom 21. März veranlasst 
hätte. Damit war die Situation geklärt, so dass nunmehr endlich 
am 19. Juli über jenen Bericht des Kultusausschusses verhandelt 
und Beschluss gefasst werden konnte.) Seine Anträge’) 


1) Dep. Jordan: „In einem Schreiben aus Fulda sei von einem 
Versprechen die Rede, welches der dortigen Kirchenbehörde gegeben 
sein sollte, die katholisch-theologische Fakultät dorthin zu bringen, ein 
Versprechen, welches gerade in eine Zeit fallen würde, wo es nicht habe 
gegeben werden können, und also gerade der Minister, welcher in dieser 
Beziehung seit jener Zeit tätig gewesen sei, beschuldigt werden könne, 
gegen Gesetz und Verfassung gehandelt zu haben,“ ebend. 8. 2202. 

2) Meisterlin wurden an Stelle Eggenas die Geschäfte eines landes- 
herrlichen Kommissars bei der Ständeversammlung am 6. Juni übertragen, 
Wochenblatt der Provinz Niederhessen, Nr. 45. 

3) Rep. I tit. I lit. Ca Nr. 2 Bl. 253. 

4) Landtagsverhandlungen Nr. 156. Cassel, den 19. Juli 1832, 
S. 2368h bis 23681. 

5) CI. Beilage zu den Kurhessischen Landtagsverhandlungen. 
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fanden nath einer Diskussion, in der das Verhalten der 
Regierung einer scharfen Kritik unterzogen wurde, die Ge- 
nehmigung des Landtags. Die dem Kommissar übermittelten 
Beschlüsse hatten folgende Fassung:!) „Die Ständeversammlung 
hat beschlossen, die hohe Staatsregierung zu ersuchen: entweder 
1) die bischöfliche Behörde annoch zur Annahme des in unserm 
Schreiben vom 19. Juni d. J. gedachten Zugeständnisses der 
Vernehmung derselben bei Anstellung der Professoren an der 
zu Marburg zu errichtenden katholisch-theologischen Fakultät 
auf geeignetem Wege zu vermögen, — oder 2) das Gesetz über 
das Studieren auf der Landesuniversität dergestalt zu fassen, 
dass die katholischen Theologen in Kurhessen als solche nicht 
gezwungen sein sollen, die Universität Marburg zu besuchen; 
dabei aber zugleich zu bestimmen, dass dieselben ebenso wie 
die übrigen Studierenden ihren Kursus in den allgemeinen 
Wissenschaften auf der Universität zu machen verbunden sein 
sollen; — jedenfalls aber 3) finden wir es, was die proponierte 
Aufhebung der katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg 
und die Verlegung derselben nach Fulda oder die Auflösung 
der mit der Herzoglich Nassauischen Regierung geschlossenen 


- Verträge betrifft, der Würde des Staats und der Verträge des- 


selben nicht angemessen, kaum geschlossene pacta sofort wieder 
aufzulösen, und halten dafür, dass es der Tüchtigkeit der Lehrer 
an der katholisch-theologischen Fakultät zu überlassen sein 
dürfte, das Bestehen einer solchen Anstalt zu rechtfertigen.“ 

Das Fuldaer Domkapitel war inzwischen nicht müssig 
gewesen. Durch jene seinen Wünschen voll entsprechende 
Entscheidung vom 21. März?) und deren Bekanntgabe an 
die Ständeversammlung hatte sich allerdings die Regierung 
festgelegt. Immerhin scheint mit der Möglichkeit einer 
Wendung in deren Politik infolge der Haltung der Stände- 
versammlung gerechnet worden zu sein oder aber es wurde 


1) Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2 Bl. 260. 
2) Vgl. oben 8. 172. 
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wenigstens für ratsam erachtet, dieser Möglichkeit vorzubeugen. 
Dies geschah durch ein Immediat-Gesuch des Bischofs und 
Domkapitels an den Kurprinzen vom 2. Juli,!) den von der 


1) Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2 Bl. 290f. Die unter Rückbeziehung 
auf die Vorstellung vom 1. Juli v. J. entwickelten Gründe enthalten 
keinen neuen Gesichtspunkt. Interessant aber sind zwei Sätze, Auf 
die Erklärung, „dass die Vorsteher der Kirche das Recht und die Pflicht 
haben, darüber zu wachen, dass der religiöse Unterricht den künftigen 
Seelsorgern und durch diese den Gläubigen im Sinne der Kirche rein 
und vollständig erteilt und Sinn und Wandel der zu ihrer hohen Be- 
stimmung sich vorbereitenden jungen Leute unversehrt erhalten werde“ 
folgen nämlich die Worte: „Dies dürfen wir aber nach der Erfahrung 
und den neuesten Erscheinungen von dem theologischen Unterrichte 
und dem Einflusse der Universitäten nieht erwarten, denn wenn wir 
auch weit entfernt sind, dieselben mit Luther Hurenhäuser des Satans 
zu nennen, so dürfen wir doch mit Melanchthon sagen, dass sie fast nur 
dem Wissensstolze der menschlichen Einbildung und dem Selbstvertrauen 
die reichlichste Nahrung geben, und für die Sittlichkeit und den Glauben 
junger Leute, besonders katholischer Theologen, grosse Gefahren dar- 
bieten.“ Die Petenten geben leider nicht an, auf welehe Worte Luthers 
und Melanchthons sie sieh beziehen. Vielleicht dachten sie — Herr Prof. 
Kolde in Erlangen hatte die Güte, mich auf diese Stellen hinzuweisen — an 
das Wort in Luthers Confutatio rationis Latomianae v. J. 1521: „Univer- 
sitates synagogas synagogarum satanae, in quibus Sophistotheologi, Epieurei 
illi porei, suum regnum regnant“ (Lutheri opera latina varii argumenti 
vol. V, Frankfurt 1868, S. 401) und daran, dass Melanchthon in der 
Cratio adversus Thomam Placentinum pro Martino Luthero 1521 (Corpus 
reformatorum vol. I, Halle 1834, S. 342) gesagt hat, dass die academiae 
generalium studiorum, quas modo universitates vocant, eigentlich nicht 
von den Päpsten gegründet worden sind, sondern von dem Teufel, der 
dadurch die Christen getäuscht habe, und hier das Wort Wyelifs: uni- 
versitates esse satanae synagogas zustimmend zitiet, vgl. K. Hartfelder, 
Philipp Melanchthon als Praeceptor Germaniae (Monumenta Germaniae 
paedagogiea hrsg. von K. Kehrbach, VII. Bd.), Berlin 1889, S. 414. Sollten 
die Herren Pfaff, v. Kempff, Komp, Schleichert, Schlereth, Kaiser, Hohmann, 
die dieses Schriftstück unterzeichnet haben, übersehen haben, dass diese 
Urteile nur den katholischen Universitäten des Mittelalters gelten 
konnten? Wir müssen es annehmen, denn sonst hätten sie sich dem 
Vorwurf inkorrekten Verfahrens ausgesetzt und würden nicht haben 
schreiben können: „Wir sind überzeugt, die Wichtigkeit dieser (d. h. 
aller in der Eingabe vorgetragenen) Gründe werde Eurer Hoheit ebenso 


ee I N 
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Ständeversammlung beabsichtigten Universitätszwang gegen 
die katholischen Theologen nicht zu sanktionieren. Sie 
erreichten sehr rasch ihre Absicht, denn bereits am 16. Juli 
war der Stadtrat zu Fulda in der Lage, in einer ebenfalls 
an den Kurprinzen gerichteten Vorstellung,!) die den Befehl 
zur Vornahme der Konsekration des Bischofs „ohne alle weitere 
Rücksicht auf landständische Debatten“ erbat, des bereits 
ergangenen landesherrlichen Vetos Erwähnung zu tun. 

Als die Aussichten auf eine Verwirklichung des über die 
Marburger Fakultät geschlossenen Vertrages geringer wurden, 
hatte die Hessen-Darmstädtische Regierung die 
Zeit für gekommen erachtet, ihre Versuche, Nassau zum An- 
schluss an die Universität Giessen zu bewegen, wieder auf- 
zunehmen. Bereits am 20. April 1832 hat ihr Bundestags- 
gesandter v. Gruben von Frankfurt aus in dieser Angelegenheit 
sich nach Wiesbaden gewandt. Bischof Brand stellte sich in 


wenig entgehen, als die Flachheit der gegen dieselben gemachten Ein- 
wendungen.“ Am Ende des Immediatgesuchs heisst es: „Wir schliessen 
mit der Versicherung, dass aus der hiesigen theologischen Lehranstalt 
bescheidenere und der Landesregierung ergebenere Zöglinge hervorgehen 
werden, als sie der auf Universitäten herrschende freie und freche Ton 
heut zu Tage zu bilden pflegt.“ Diese „Versicherung“ war gewiss nicht 
überflüssig, denn die Verweigerung des Eides auf die Verfassung und 
der Kampf gegen die landesherrliche Verordnung bot keine Handhaben 
für die Annahme, dass auf die Erziehung zu Bescheidenheit und 
Loyalität in dem Fuldaischen Priesterseminar besonderes Gewicht ge- 
legt wurde. 

1) Akten des Ministeriums des Innern betr. die Wiederbesetzung 
des Bistums Fulda Rep. V Kl. 60 Nr. 2, Bl. 87—90. „Die Katholiken des 
Kurstaats wissen nur zu gut, dass Euer Hoheit als durchlauchtigster 
Mitregent für ihre religiöse Freiheit, für die Bewahrung ihrer kanonischen 
Institutionen, für die Reinheit ihrer heiligen Religion nicht allein die 
landesväterliche Fürsorge tragen, sondern dass auch Höchstdieselben 
in Bezug auf das feindliche Anstreben gegen die Grundsätze unserer 
hl. Kirche in Bezug auf die intendierte Errichtung einer 
katholischen Fakultät zu Marburg Höchst Ihr landes- 
fürstliches Veto huldreichst zum Wohle der Katholiken 
haben eintreten lassen. Die trostreichen Versicherungen und 


Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 12 
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seinem Gutachten!) dem Plan nicht freundlich gegenüber, 
aber seine Bedenken galten nicht so sehr den Verhältnissen 
Giessens als den damaligen Zuständen der Universitäten 
überhaupt und waren ersichtlich von dem Interesse beeinflusst, 
die provisorische theologische Lehranstalt in Limburg sich zu 
erhalten. Mitte Juli gelangte sichere Kunde nach Cassel, 
dass die grossherzoglich-hessischen Bemühungen fortgesetzt 
wurden, aber noch keinen Erfolg zu verzeichnen hatten.?) 


huldreichst gegebenen väterlichen Äusserungen Eurer Hoheit bereits 
früher zu Fulda, schon vor dem Antritt Höchst Ihrer Regent- 
schaft [30. Sept. 1831], waren den Katholiken ausreichende Bürgschaften 
gegen jedes künftige Anstreben unberufener Stimmführer in der dem 
Menschen heiligsten Angelegenheit des Lebens, in Bezug auf die religiöse 
Freiheit.“ — Dadurch, dass bereits am 11. Juli das Ministerium die Vornahme 
der Konsekration genehmigt hatte, war diese Eingabe erledigt, auch der 
von Prof. Multer in seiner Eingabe an die Staatsregierung vom 11. August n 
1832, ebend. Bl. 96 ff., gemachte Vorschlag, den Bischof zu Fulda vor g 
Erteilung der landesherrlichen Genehmigung seiner Konsekration zu ver- 
anlassen, „dass er sich aller weiteren Remonstrationen gegen die Ein- 
führung der [katholisch-theologischen] Fakultät [zu Marburg] enthalte 
und in Ansehung der katholisch-theologischen Universitätsprofessoren, ö 
auf das Regulativ vom 31. August 1829 lediglich sich beschränke.* E 
1) Bischof Brand an Präsident Möller, Limburg, den 6. Juli 1832, Nass. 
Akten VIILLR 1519, Bl. 245 f. schreibt u.a.: „Der unruhige schwindelnde & 
Geist der Universitäten macht es noch nicht rätlich, uns für jetzt 
an eine Universität anzuschliessen. — Da bei der jetzigen Zeit alles 
daran gelegen sein muss, einen Klerus zu bilden, welcher sowohl von 
Zölibats- als sonstigen Freiheitsschwindeleien frei bleiben muss, so halte 
ich es im Augenblick für Verrat an unserem Vaterlande, wenn wir uns 
an eine Universität anschliessen wollten. Kommt Zeit, kommt auch Rat. 3 
Sind diese Prüfungsjahre vorüber, dann werden wir noch Zeit genug 
haben, uns anzuschliessen; vor der Hand ist es uns genug, von fremden 
Grundsätzen reine, gebildete, gut gesittete Theologen hier zu erhalten. 
2) Vizekanzler Robert übersandte am 15. Juli dem Ministerium 
einen Privatbrief des Regierungspräsidenten Möller zu Wiesbaden vom l 
11. Juli 1832, der folgende Sätze enthielt: „Herr Bundestagsgesandter 
von Gruben hat mir vor einiger Zeit wieder geschrieben, um uns 
mit der katholischen Fakultät zu Giessen zu vereinigen; und der 
Ministerialrat Linde wurde von Darmstadt persönlich hierher ‚gesandt, 
um die Sache mündlich einzuleiten. Ich habe indessen noch nicht se 


’ 
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Die kurhessische Regierung stand vor einer schweren 
Entscheidung, die, wie immer sie ausfiel, von weitgreifenden 
Folgen sein musste. Bischof und Domkapitel verweigerten 
ihre Zustimmung zu der Fakultät in Marburg, verlangten deren 
Verlegung nach Fulda und protestierten gegen den Zwang 
zum Studieren an der Landesuniversität.: Sie hatten den 
Regenten auf ihrer Seite. Die Ständeversammlung auf der 
anderen Seite forderte die Einrichtung der Fakultät in Marburg, 
verweigerte ihre Zustimmung zu deren Verlegung nach Fulda 
und forderte den Studienzwang, sie stützte sich auf den klaren 
Wortlaut des mit Nassau geschlossenen Vertrages und die 
früheren Erklärungen der Regierung. In dieser überaus 
kritischen Lage schien Hülfe zu kommen von — dem Bischof 
zu Limburg. Geheimrat Riess,!) der kurhessische Bundes- 
tagsgesandte, sandte nämlich aus Frankfurt am 25. Juli 
folgenden Bericht:?) „Der Bischof Brand von Limburg eröffnete 
mir gestern bei einem Besuch, den er mir machte, mündlich, 
dass, bei den mancherlei Hemnissen, welche die Errichtung 
der katholisch-theologischen Fakultät in Marburg hauptsächlich 
von seiten der bischöflichen Behörde zu Fulda finde, es ihm 
angemessen scheine, die Ausführung des wegen dieses Gegen- 


antwortet, sondern mich nur dilatorisch geäussert in der Hoffnung, dass 
- Ihre Herren zu Fulda sich noch zum Ziele legen (?). Wie lange ich aber 
noch so werde ausweichen können, weiss ich  nicht.* Rep. II tit. I 
lit. Ca Nr. 2, Bl. 258. 

1) Riess, der seitherige Vorstand des Ministeriums des Innern, 
der infolge des blutigen Zusammenstosses zwischen Militär und Bürger- 
garde am 7. Dezember 1831 (Wippermann a. a. O0. 8. 249ff.) diese 
- Stellung hatte aufgeben müssen, war am 15. Januar 1832 an die Stelle 
von Geheimrat v. Meyerfeld zum kurfürstlichen bevollmächtigten Ge- 
sandten am Bundestag ernannt worden, im Juni desselben Jahres folgte 
seine Erhebung in den Adelstand, vgl. Wochenblatt der Provinz Nieder- 
hessen Nr. 8, 28. Januar 1832, Nr. 49, 20. Juni 1832. Über die un- 
erwartete Abberufung v. Meyerfeld’s vgl. Lebensgeschichte des Kurf. Hess. 
Geheimrats Wilh. Aug. von Meyerfeld. Von ihm selbst geschrieben. 
Hanau 1834. S. 86. 104 ff. 

2) Rep. I tit. I lit. Ca Nr. 2 Bl. 262. 

12* 
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standes zwischen Kurhessen und dem Herzogtum Nassau ab- 
geschlossenen Vertrages vor der Hand noch auszusetzen und 
dagegen zu bestimmen, dass die beiderseitigen angehenden 
katholischen Geistlichen eine gewisse Zeit hindurch, ein bis 
zwei Jahre, Philosophie in Marburg studiert haben müssten, 
ehe sie zum theoretischen ünd praktischen Studium der 
Theologie in die Seminarien aufgenommen werden dürften, 
und dass in diesem Falle der Professor Sengler in Marburg, 
als von dem Herzoge von Nassau Durchlaucht bestellter 
Professor der Philosophie, daselbst in Wirksamkeit bleiben 
könne. — Der genannte Bischof ersuchte mich, dieses zur 
"Kenntnis der kurhessischen Staatsregierung zu bringen, und 
nach seinen Äusserungen ist die Übereinstimmung des herzoglich 
nassauischen Gouvernements mit einem solchen Vorschlage, 
wenn er von der Diesseite gemacht würde, nicht zu bezweifeln.“ 
Dieses Anerbieten, das, nach der oben mitgeteilten !) Äusserung 
Brands wenige Wochen zuvor, wohl nicht auf ihn, sondern 
auf die nassauische Regierung zurückzuführen ist, zeigte eine 
weitgehende Berücksichtigung der Schwierigkeiten Kurhessens 
und, indem .es die theologischen Studien ganz unberührt liess, 
zugleich Entgegenkommen gegen das Fuldaer Domkapitel.) 
Da auch die Ständeversammlung in dem ersten ihrer Beschlüsse 
vom 19. Juli sieh zu Konzessionen geneigt gezeigt hatte, so 
leuchtete noch einmal die Hoffnung auf, auf dem Weg direkter 


1) 8. 178. 

2) Die Vermutung ist nicht von der Hand zu weisen, dass die 
nassauischen Vorschläge mit Beziehung auf die Beschlüsse des kurhessischen 
Landtags entworfen wurden. Nachdem dieser sich sehr energisch gegen 
die Verlegung der Fakultät erklärt hatte, war es für Nassau ungefähr- 
lich, auf die sofortige Durchführung des Vertrages zu verzichten. Die 
Forderung der Ständeversammlung betreffs der Verhandlungen über die 
anzustellenden Professoren der Theologie hatte für die nassauische Re- 
gierung überhaupt kein unmittelbares Interesse, und entsprach im übrigen 
der von ihr selbst geübten Praxis. Der positive Vorschlag des Brand’schen 
Anerbietens aber deckte sich materiell mit der Forderung des allgemeinen 
Studiengangs von Seiten des Landtags. 
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Verhandlungen zum Ziele zu kommen. Die Regierung hat 


in der Tat noch einen, den letzten Versuch unternommen. 


Das Ministerium des Innern, das nach dem Weggang von 
Riess zunächst dem Ministerialrat Eggena provisorisch über- 


| tragen worden,!) war Ende Mai 1832 an Geheimrat Hassen- 


pflug übergegangen. Am 28. Juli, also zwei Tage nach Auf- 
lösung des Landtags,?) erhielten der Seminarinspektor Vogt 
zu Cassel und der Gymnasiallehrer Pfarrer Vilmar aus Hersfeld 
den Auftrag,?) „bei ihrer behufs Revision der Unterrichtsanstalten 
zu Fulda stattfindenden Anwesenheit den Versuch zu ‘machen, 
den Herrn Bischof Pfaff zur Annahme des fraglichen Zugeständ- 
nisses (d. h. betreffend das Studieren auf der Landesuniversität 
und die katholisch-theologische Fakultät zu Marburg) zu ver- 
mögen.“ Durch ein weiteres Reskript des Ministeriums des 
Innern von demselben Tage wurden sie angewiesen, vorher 
in Marburg die nötigen Erkundigungen einzuziehen. Über 
diesen letzten Versuch der Verständigung steht in den ein- 


1) Wochenblatt der Provinz Niederhessen Nr. 8, 28. Januar 1832. 
Nach Nr. 43 vom 30. Mai wurde Eggena davon entbunden (vgl. oben 
S. 174 Anm. 2) und die Versehung dieses Ministerial-Departements bis auf 
weiteres dem am 28.’ März zum „Mitglied des Gesamt-Ministeriums und 


_ zum Referenten in solchem für die in $ IIl der Verfassungs-Urkunde be- 


zeichneten Gegenstände“ bestellten Oberappellations-Gerichtsrat Hassen- 


- pflug übertragen, der nach Nr. 25 vom 25. Mai bereits provisorischer 


Vorstand des Justizministeriums geworden war. Eggena wurde Regierungs- 
direktor in Fulda und nach Nr. 96 vom 1. Dezember d. J. landesherrlicher 
Bevollmächtigter beim Bischof und Domkapitel. 

2) Kurhessische Landtagsverhandlungen S. 2414. 

3) Rep. II tit. I lit. Ca. Nr. 2 Bl. 261. Vilmar war auf dem Landtag 
als Mitglied des Ausschusses für den Kultus und den öffentlichen Unter- 
richt stark hervorgetreten und als Mitglied der Ministerialkommission 
für das Unterriehts- und Kirchenwesen mit Hassenpflug näher bekannt 
geworden. Dieser hat ihn 1832 in das Ministerium des Innern als Hilfs- 
referenten berufen, vgl. J. H. Leimbach, August Fr. Chr. Vilmar, Hannover 
1875, S. 35. 78f. 31. Über A. W. J. Vogt, der 1823—1833 Inspektor des 


- Schullehrerseminars in Cassel und 1833—1848 Schulreferent bei der dor- 
“ tigen Regierung gewesen ist, vgl. H. Heppe, Kirchengeschichte beider 


Hessen II, S. 395; H. Th. Kimpel, Geschichte des hessischen Volksschul- 
wesens im neunzehnten Jahrhundert, 1. Bd., Cassel 1900, 8. 59 ff, 
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gehenden Privat-Protokollen der, offenbar sehr glücklich aus- 
gewählten, Unterhändler ein reiches Material zur Verfügung, 
das deren Bericht an das Ministerium wertvoll ergänzt und 
einen genauen Einblick in den Gang der von ihnen geführten 
Verhandlungen ermöglicht.') 

Die Reise über Marburg?) erwies sich als sehr zweck- 
mässig. Mit dem zeitigen Prorektor der Universität, Professor 
Dr. Endemann, wurde über zwei Punkte eine Besprechung 
veranstaltet. Die Verhandlung über die beste Art, den, der 
bischöflichen Behörde in Fulda anstössigen, Professor Multer 
zu entfernen, ergab, dass der Letztere zum Rücktritt von der 
Professur in der katholisch-theologischen Fakultät bereit sei, 
wenn er keinen Verlust an Rang und Gehalt erleide.?) Die 
Frage aber, welche Massregeln ergriffen werden dürften, um 
dem Bischof eine Aufsicht über die Diözesanen von Fulda zu 
sichern, die sich in Marburg der Theologie widmen möchten, 
wurde von Endemann dahin beantwortet, dass allenfalls ein 
Konvikt mit einem Regens errichtet werden könne, wenn nur 
dienötigen Vorkehrungen getroffen würden, Kollisionen zwischen 
den Regeln dieses Konvikts und den Disziplinargesetzen der 
Universität zu vermeiden. Wesentlich anders lagen die Ver- 
hältnisse in Bezug auf den von Nassau ernannten Professör 
Sengler, mit dem die beiden Kommissare am 5. August daher 
auch in direkte Beziehungen traten. Sengler, der durch den 


1) Der Bericht von Vogt und Vilmar an das Ministerium vom 
1. September 1832: Rep. II tit. I lit. Ca. Nr. 2 Bl. 267f. Die Privat- 
protokolle ebend. Bl. 270— 283. 

2) Offiziell erschienen Vogt und Vilmar als Mitglieder der am 
28. Januar 1832 zur Revision der Lyceen und Gymnasien in Kurhessen 
eingesetzten Unterriehtskommission, vgl. Chr. Koch, Geschichte des aka- 
demischen Pädagogiums in Marburg (Gymn.-Progr.\, Marburg 1868, S. 15. 

3) Das war entweder dadurch zu erreichen, dass man ihn als Pro- 
fessor des katholischen Kirchenrechts in die philosophische Fakultät auf- 
nahm oder aber ihm als Honorarprofessor diese Professur übertrug und 
ihn gleichzeitig zum Pfarrer der katholischen Gemeinde ernannte. Da 
Multer nur provisorisch angestellt war, lag auch eine „Entfernung“ im 
Bereich der Möglichkeit, 
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Widerspruch des Bischofs und Domkapitels zu Fulda gegen 
die Eröffnung der Fakultät an theologischen Vorlesungen bisher 
gehindert worden war, war nicht untätig geblieben, sondern 
hatte, dureh das von der philosophischen Fakultät ihm erteilte 
Doktordiplom autorisiert, philosophische Collegia gelesen. Er 
konnte erklären, dass sein d. h. der Limburger Bischof von 
seiner gut katholischen Gesinnung so überzeugt sei, dass er 
ihm gern eine Professur an dem Priesterseminar in Limburg 
übertragen würde, und war in der Lage, durch die Vorlegung 
eines Briefes des Bischofs von Fulda den Beweis zu liefern, 
dass auch dieser seiner schriftstellerischen und Lehrtätigkeit 
lebhaftes Interesse entgegenbrachte.'!) In einem Punkte genügte 
allerdings auch Sengler nicht den vertragsmässig feststehenden 
Anforderungen, er war nicht Doktor der Theologie. Aber er 
behauptete diese Würde erlangen zu können, ohne die Priester- 
weihe, deren Annahme er ablehnte, sich erteilen zu lassen, 
und nannte als Beispiel dafür, dass der Besitz der Weihe 
keineswegs die notwendige Bedingung der Aufnahme in eine 
katholisch-theologische Fakultät sei, den Professor Wetzer 
in Freiburg i. Br. Bei dem damaligen Stand der Angelegen- 
heit war es von Bedeutung, dass er für seine Person aber 
auf die Zugehörigkeit zur theologischen Fakultät keinen Wert 
legte, sondern zum Übertritt in die philosophische geneigt war. 
Damit war ein Weg gezeigt, im Fall der Durchführung des 
von Limburg her angeregten Provisoriums seine persönlichen 
Interessen mit denen des Domkapitels in Einklang zu bringen. 
Denn er hatte darin zweifellos Recht, dass „der katholischen 
Kirche es immer ärgerlich ist, wenn ihre Theologen bei prote- 
stantischen Professoren philosophische Kollegia hören müssen.“ 
Dem Zugeständnis der Staatsregierung, in Marburg .ein Kon- 
vikt für die katholischen Theologen unter einem von den 
Bischöfen zu Fulda und Limburg in speziellerem Sinn, als die 


- übrigen Fakultätsmitglieder, abhängigen Regens zu errichten, 


1) Bischof Pfaff sprach sich dann auch mündlich zu Vilmar aner- 
kennend über Sengler aus, 
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mass er ein bedeutendes Gewicht bei, nur müssten die Bischöfe 
darüber beruhigt werden, dass das Konviktorium in keinem 
Falle die praktisch theologische Bildung der Theologen in 
seinen Kreis ziehe, sondern diese den bischöflichen Seminaren 
für immer erhalten bleibe. !) 


Im Besitz dieser Informationen reisten Vilmar und Vogt 
nach Fulda, wo sie vom 12. bis zum 21. August teils zu- 
sammen teils einzeln, das erste Mal in Anwesenheit von Zeugen, 
später mit Bischof Pfaff allein sowie auch mit mehreren Mit- 
gliedern des Domkapitels verhandelt haben.?) Bei diesen 
Konferenzen gingen die Kommissare nach ihrem Bericht davon 
aus, „dass es im eigenen Interesse der katholischen Kirche 
und deren Behörden liege, zu der katholisch-theologischen 
Fakultät zu Marburg ihre Zustimmung zu geben und dazu 
mitzuwirken, indem, wenn das Studiengesetz auch nur in der 
zuletzt proponierten Fassung erscheine, die der Theologie sich 
widmenden Diözesanen dennoch ein Jahr auf der Universität 


zubringen, und zwar unter weltlichen Studien und ganz ohne 


Aufsicht zubringen müssten, während im Gegenfalle das 
Studium geregelt und die Aufsicht gesichert sein würde.“ 


1) Über die unmittelbar vorliegende Frage ging die von den beiden 
Abgesandten, wie es scheint, mit besonderem Interesse aufgegriffene Be- 
merkung Senglers hinaus, dass es sich empfehle, für die Angelegenheiten 
der katholischen Kirche im Staatsministerium einen Katholiken anzustellen, 
da diese Einrichtung in anderen deutschen Staaten, namentlich auch im 
Herzogtum Nassau, manchen sonst unvermeidlichen Zwiespalt zwischen 
Staat und Kirche ausgeglichen habe. Denn mit einem katholischen 
Minister oder Ministerialreferenten pflege sich die bischöfliche Behörde 
im Voraus zu benehmen, und es trete auf diese Weise ein Widerspruchs- 
verhältnis gar nicht ein oder es sei dasselbe doch leicht zu lösen. 

2) Vilmar und Vogt hatten zuerst Sonntag, den 12. August, mit 
dem Bischof in Gegenwart des Studienkommissars Prof. Schell, des Dom- 
präbendaten Siebert und des Kaplans Lomb eine kurze Unterredung. 
Dienstag, den 14. August, folgte eine längere Aussprache Vilmars mit 
dem Bischof ohne Zeugen, am 21. eine solche Vogts. In den dazwischen 
liegenden Tagen fanden Besprechungen mit dem Dompräbendaten Laberenz, 
den Domkapitularen Hohmann und Schleichert und Prof. Schell statt. 


TWIT N EERN 


SSR 


Von Geneigtheit, der Staatsregierung mit irgend welchem 
Schritt entgegenzukommen, war bei Bischof Pfaff jedoch nicht 
die Rede, er bezeichnete vielmehr alle von ihr getroffenen Mass- 
nahmen als den Interessen der katholischen Kirche zuwider 
und beklagte sich über die Verletzung ihrer billigsten An- 
sprüche. Unter seinen Beschwerden stand die Anstellung 
Multers obenan, über den er sich erregt und in starken Aus- 
drücken äusserte, ohne aber über die in der Remonstration 
vom 1. Juli 18311) enthaltenen Vorwürfe materiell hinaus- 
zugehen. Als ihm der Rücktritt Multers in Aussicht gestellt 
wurde, bereitete ihm diese Nachricht ersichtlich Genugtuung, 
und er entgegnete: „das wäre immerhin etwas, wenigstens 
ein Anfang von Seiten des Gouvernements“, aber er fügte 
sofort hinzu „indes ist ja dies nicht der einzige Anstands- 
punkt“. Und darin hatte er Recht, es handelte sich nicht nur 
um Personalfragen. Die Differenzen zwischen der bischöfliehen 
Behörde und dem Staate in Bezug auf die Fakultät sind 
dann ausführlich durehgesprochen worden. Da sich seine 
Einwendungen auf eine Wiederholung der früher von Fulda 
in dieser Sache ausgegangenen -Kundgebungen beschränkten, 
genügt es einige markante Punkte der Erörterung hervorzuheben. 
So erklärte beispielsweise der Bischof, dass, wenn er auch 
selbst den Forderungen des Staates nachgeben wollte, das 
Domkapitel nicht nachgeben würde — das sei schlimmer als 
er selbst, bemerkte er gegenüber Vogt — und gesetzt, er 
würde in Gemeinschaft mit dem Domkapitel Nachgiebigkeit 
zeigen, so werde er mit samt seiner Geistlichkeit alles An- 
sehen und Zutrauen bei dem Volke verlieren. Dabei dachte 
er nicht so sehr an seine Diözesanen im Allgemeinen als 
speziell an die Stadt Fulda, deren Interessen ihm- durch die 
Marburger Fakultät verletzt erschienen. Daher machte auch 
‚das Anerbieten von Benefizien für die katholischen Studierenden 
der Theologie in Marburg auf ihn keinen Eindruck, und die 


1) Oben 8. 151. 


— 186 — 


Regierungsvertreter kamen gar, nicht in die Lage, die Er- 
richtung eines Konvikts als Zugeständnis in Vorschlag zu bringen. 
Dass er als Bischof von Fulda nicht anders handeln, dass er 
den besonderen Interessen Fuldas nichts vergeben könne, 
betonte er so stark, dass Vilmar die Bemerkung machte, es 
scheine ihm die Weigerung „nieht sowohl eine katholische 
als fuldaische Sache zu sein.“ Sehr stark trat bei dem Bischof 
die Furcht vor der Universität hervor, auch das Zugeständnis 
der Aufsicht über die Bildung der Kleriker durch die Fakultät 
beruhigte ihn nicht. Er bekannte, dass selbst dann seine 
Gewissensskrupel nicht beschwichtigt werden würden, wenn 
dem Bischof der ausschliessliche Vorschlag der Mitglieder der 
Fakultät und deren beliebige Entfernung, in dem Fall, dass sie 
ihm in ihrer Qualität als Lehrer der katholischen Theologie 
anstössig erschienen, eingeräumt würde. „Die Gefahr des 
Aufenthalts auf einer Universität mit allen ihren auf den ein- 
fältigen Glauben und die einfache unschuldige Sitte gerichteten 
Verführungen, in einer Zeit, die ohnehin auf den Umsturz des 
Alten, Überkommenen, und dadurch schon Ehrwürdigen, und 
auf Frivolisierung des Heiligsten hinarbeite; die Gefahr des 
Aufenthalts auf der protestantischen Universität Marburg für 
katholische Theologen, bis zum Schauderhaften vergrössert 
durch den Umstand, dass die Mehrzahl der dortigen Lehrer 
und namentlich auch die Mitglieder der evangelisch-theologischen 
Fakultät!) vom Glauben an das positive Christentum mehr oder 
weniger abgefallen wären, und den katholischen Lehrbegriff 
insbesondere mit dem bittersten Spotte verfolgten; die Gefahr 
des Aufenthalts auf einer svlchen Universität für katholische 
Theologen, welehe für Entbehrungen aller Art erzogen werden 
müssten, stehe ihm noch immer mit erschütternder Wahrheit 
vor der Seele.“ — Am Schluss seiner langen Unterredung 


1) Damals gehörten ihr an: Justi, Beckhaus, Zimmermann, Arnoldi, 
Hupfeld, vgl. H. Heppe, Geschichte der theologischen Fakultät zu Marburg, 
Marburg 1873, S. 60ff. Von einer Substanzierung dieser schweren Vor- 
würfe sah Bischof Pfaff ab. 


Errernune 
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legte Vogt dem Bischof die Frage vor, „wie er die Sache 
ansehen würde, wenn die Staatsregierung durch Einschränkung 
des philosophischen Kursus in dem Fuldaer Lyceum und durch 
Geltendmachung eines, den allgemeinen Besuch der Universität 
Marburg von Seiten aller Studierenden des Kurstaats für eine 
gewisse Zeit verlangenden Gesetzes eine den eigentlichen 
Streitpunkt ganz aus den Augen setzende Entscheidung der 
Angelegenheit herbeiführen sollte?“ Dass dieser Vorschlag 
vom Limburg ausging, fügte Vogt vorsichtigerweise nicht hinzu, 
denn gegen Bischof Brand herrschte damals in Fulda grosse 
Gereiztheit.!) Pfaff antwortete: „Dann würde ich eingedenk, 
dass die Reichen, Vornehmen, Gebildeten der Welt kein 


1) Vilmar bemerkt in seinen Aufzeichnungen über sein Gespräch 
mit Bischof Pfaff am 14. August, dass dieser „über den Bischof und das 
Kapitel zu Limburg sich sehr abfällig äusserte und meinte, es könne das 
Verfahren von Limburg ihm gerade einen Grund für das entgegengesetzte 
Verfahren abgeben,“ und berichtet, dass Domkapitular Schleichert sich 
ebenso nachteilig über den Bischof von Limburg aussprach, „nur in noch 
härteren Ausdrücken.* Als Vogt in seiner Unterredung wit Bischof 
Pfaff am 21. August darauf hinwies, dass der Bischof. und das Dom- 
kapitel zu Limburg hinsichtlich der Bildung der katholischen Theologen 
andere Grundsätze hätten als der Bischof und das Domkapitel zu Fulda, und 
die Frage stellte, ob denn der Herr Bischof nicht einen hohen Wert darauf 
lege, die durch solche Differenz mit dem Fuldaer Domkapitel getrübte 
Eintracht in der katholischen Kirche durch einige Nachgiebigkeit wieder 
herzustellen, erwiderte Bischof Pfaff — nach dem Protokoll Vogts — 
„mit einer an Leidenschaftlichkeit grenzenden Lebhaftigkeit“: „Das 
Limburger Domkapitel mit seinem Bischof kann mich gar nichts kümmern, 
es ist das schlechteste Domkapitel in Deutschland, besteht aus Sklaven 
des Gouvernements, und auch der Bischof, der nichts ist als ein gut- 
mütiger Mann nnd ein angenehmer Gesellschafter, auch leidliche theologische 
Kenntnisse besitzt, hat sich zum verächtlichsten Servilismus erniedrigt. 
Dieses Domkapitel hat es nicht um uns verdient, dass wir irgend eine 
Rücksicht auf es nehmen; ist es doch selbst so ungezogen, uns auf 


unsere offiziellen Schreiben nicht zu antworten! Es wäre ganz menschlich, 


wenn wir irgend etwas nicht beliebten, gerade weil es den Limburgern 
gefällig wäre! Man blicke nur hin auf den Zustand des katholischen 
Klerus und der katholischen Kirche überhaupt in Umfange des Herzog- 
tums Nassau! Da sche man die Früchte der in Bischof und Domkapitel 
des Landes personifizierten Verweltlichung der Kirche! Nie werde ich 
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Christentum, also auch keine Lehrer desselben mehr begehren, 
dass aber das arme Volk noch für den Trost des alten, ein- 
fachen Glaubens empfänglich ist, die kleine Heerde derer, 
welche den Armen das Evangelium predigen wollen, um mich 
versammeln, sie ohne gelehrte Ausstattung auf die einfachste 
Weise zu Klerikern bilden und bilden lassen und dann kraft 
meines Bischofsamts ordinieren — und das Gouvernement 
wolle ersehen, was ihn daran hindern sollte. Oft wünsche er 
nichts mehr als dass die Zeit des Märtyrertums wieder erschienen 
sein möchte, wo es vergönnt sei, die Wahrheit seiner Über- 
zeugung mit dem Tode zu besiegeln.“ Diese Worte waren 
gewiss aufrichtig gemeint, aber doch nur der Ausdruck einer 
im Blick auf mögliche Eventualitäten ihn erfassenden ernsten 
Stimmung, kein Programm, und weder er noch das Domkapitel 
haben in ihrer Behandlung der ganzen Fakultätsfrage an jene 
über die Welt sich erhebenden und sie überwindenden Blut- 
zeugen erinnert, sie handelten als Kirchenpolitiker, sogar als 
sehr kluge. — Da die Besprechungen mit dem Bischof sich 
vorzugsweise auf dem Gebiete allgemeiner Erwägungen be- 
wegten, kam es mit ihm über die etwa an Stelle von Multer 
zu berufende Persönlichkeit gar nicht zur Verhandlung.) Da- 


mich und mein Domkapitel wegwerfen, nie die katholische Kirche Kur- 
hessens zu einer Anstalt des Staates herabwürdigen lassen. Eher will 
ich meinen Bischofsstab in die Ecke werfen.* 

Hier mag noch eine spätere Notiz Vogts Platz finden. Er fragte den 
Bischof, ob er glaube, dass durch Ernennung eines katholischen Referenten 
im Ministerium für die Angelegenheiten der katholischen Kirche etwas 
wesentliches für den Frieden zwischen Kirche und Staat zu erwarten sei, 
und erhielt ein bestimmtes „Nein“ zur Antwort, „denn alle solche Referenten 
seien noch in das Interesse des Staates gezogen worden und hätten das 
der Kirche verleugnet.“ Dieses Urteil erklärt sich daraus, dass die katho- 
lische Abtheilung im preuss. Kultusministerium erst 1841 begründet worden 
ist. Vogt fügte übrigens sofort hinzu, dass (vgl. oben S. 184 Anm. 1) 
durch Sengler diese Idee in ihm angeregt worden, und dass er nicht 
durch den Minister ermächtigt worden sei, darüber zu verhandeln. 

1) Beiläufig machte er aber auf Smets in Köln aufmerksaın, 
welcher sich um eine Anstellung an der Fakultät bei dem Domkapitel 
beworben habe und letzterem sehr tüchtig erschienen sei. 


ee 
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gegen erklärte der Dompraebendat Laberenz, der als Lehrer 
der orientalischen Sprachen an dem theologischen Seminar 
zu Fulda fungierte und zugleich em Pfarramt in der Stadt 
bekleidete, von dem er aber aus Gesundheitsrücksichten ent- 
bunden sein wollte, auf Befragen, er werde eine Professur an 
der katholisch-theologischen Fakultät nicht ungern annehmen, 
aber nur unter der Bedingung, dass der Bischof diese Fakultät 
billige und ihn ausdrücklich nach Marburg delegiere. Durch 
seine Erkundigungen über die äusseren Verhältnisse der 
Professoren gab er nach dem Bericht Vilmars zu erkennen, 
„dass wie die Anerkennung der Fakultät von Seiten der bischöf- 
lichen Behörde ‚sehr bestimmt in den Kreis seiner Wünsche 
falle, so er dieselbe keineswegs ausser dem Horizonte der 
Möglichkeit oder gar der Wahrscheinlichkeit gerückt betrachte.“ 
— Soweit die Besprechungen mit den anderen Mitgliedern 
des Domkapitels deren Übereinstimmung mit dem Bischof 
bekundeten und die Vergangenheit betrafen, können sie hier 
übergangen werden. Doch war es nicht unwichtig, dass der 
Domkapitular Hohmann, der mit Nachdruck die Pflicht der 
kirchlichen Behörde betonte, sich ihrer Geistlichen vom Anfang 
ihrer Ausbildung an zu versichern, auf den Einwand, dass 
es dann die Pflicht der katholischen Kirchenbehörde_ sei, 
den unvermeidlichen Universitätsbesuch ihrer Theologen, der 
nach ihrer Ansicht nachteilig sei, so wenig nachteilig zu 
machen wie nur möglich und daher das (in dem Konvikt) 
dargebotene Mittel nicht von der Hand weisen dürfe, um 
auch während des allgemeinen Studiums die erforderliche 
Aufsicht über die Theologen zu üben, zugestand, dass dies 
ein noch nicht hinreichend erwogener Gesichtspunkt sei, aber 
von Seiten des Kapitels ernstlich erwögen werden müsse. 
Auch der Domkapitular Isidor Schleichert erkannte dies nach 
längerem Widerstreben an, bezeichnete dann aber die Vorschläge 
der Regierung sogar als dankenswert, als ein „Einlenken“, 
erklärte bei ihrer Beratung im Domkapitel ihnen „nicht 
zuwider sein“ zu wollen, und schloss mit der wiederholten 
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Aeusserung, „er wolle das Seinige zur Ausgleichung gewiss 
beitragen“. 

Ueber alle diese. Verhandlungen gaben Vilmar und Vogt 
in ihrem Bericht vom 1. September folgendes zusammen- 
fassendes Urteil ab: „Es hatten unsere Bemühungen nur sehr 
teilweise einen günstigen Erfolg. Der Herr Bischoff Pfaff 
erklärte uns, ungeachtet unserer wiederholten ernstlichen Vor- 
stellungen, dass weder er noch das Domkapitel sich zu einer 
direkten und positiven Mitwirkung zu der Fakultät verstehen 
könne, vielmehr auf eine blosse Zulassung als das äusserste 
Zugeständnis sich beschränken müsse. In dieser Beziehung 
wolle er, wenn Multer entfernt, die Fakultät dagegen mit 
verlässlichen Lehrern besetzt werde, nicht nur keine Ein- 
sprache gegen die Fakultät oder deren Besuch machen, son- 
dern den letzteren solehen jungen Theologen, deren er in 
Ansehung ihres religiösen und sittlichen Charakters sicher zu 
sein glaube, sogar empfehlen. Er werde übrigens die Sache 
dem Domkapitel noch einmal vortragen und glaube versichern 
zu können, dass dasselbe in diesem Punkt mit ihm völlig 
einerlei Meinung sein werde.“ 

Die beiden Kommissare urteilten also sehr nüchtern und 
vermieden jede Schönfärberei ihrer Tätigkeit. Das, was sie 
aus Fulda zurückbrachten, war trotzdem mehr als alles, was 
bisher dort erreicht worden war. Denn der Bischof hatte 
seine Position gegenüber der Fakultät zwar nicht grundsätz- 
lich, aber tatsächlich verändert, und die „Zulassung“ der 
Fakultät und deren Beschiekung war die Einleitung eines 
positiven Verhältnisses zu ihr; auch innerhalb des Domkapitels 
machte sich eine versöhnlichere Strömung bemerkbar. Die 
Situation hatte sich also zu Gunsten der Regierung verschoben, 
und es zeigte sich en Weg, die Fakultät endlich in Gang 
zu bringen. Unerlässliche Bedingung aber war, dass das von 
der Fuldaer Geistlichkeit gefürchtete Studiengesetz, dessen 
baldiger und sicherer Erlass von Vilmar wie von Vogt wieder- 
holt und mit der grössten Bestimmtheit in Aussicht gestellt 
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worden war, nunmehr sofort publiziert wurde. Das ist nicht ge- 
schehen, und damit war das Schicksal der Fakultät entschieden. 

In welchem Grade für diese Entscheidung des Ministeriums 
Hassenpflug das persönliche Eingreifen des Kurprinzen mass- 
gebend gewesen ist, an den der Fuldaer Stadtmagistrat am 
30. Juli ein erneutes Gesuch um Nichtsanktionierung des von 
der Ständeversammlung gegen die katholischen Theologen 
beabsichtigten -Universitätszwangs gerichtet hatte, !) muss da- 
hingestellt bleiben. Ebenso der Einfluss des von dem Regierungs- 
direktor Eggena „über die ferner zu tuenden Schritte“ ein- 
geforderten Gutachtens vom 17. Oktober 1832,?) in dem 
er, durch das landständische Schreiben vom 19. Juli in seiner 
Ansicht nicht wankend geworden zu sein, erklärte, und dem 
Ministerium vorschlug: „dass zur Gewinnung eines angemes- 
senen Uebergangs sowohl 1) im ganzen Studienwesen der 
theologischen Zöglinge katholischen Glaubens mit Abwendung 
a) jedes Scheines von Gewissenszwang, welcher die Herzen 
der katholischen Untertanen der Regierung abgeneigt machen 
würde, b) jedes vielleicht über alle Erwartung weit führenden 
Zwiespaltes mit einem energischen, das grösste Aufsehen und 
Opfer im Meinungskampfe nicht scheuenden, Bischof und 
Kapitel, e) beträchtlicher Ausgaben für die vollständige Aus- 
stattung einer Anstalt in Marburg, deren Benutzung noch 
längere Zeit zweifelhaft und vielleicht stets geringfügig bleiben 
würde, d) auffallender Rückschritte, namentlich in Hinsicht auf 
den Professor Multer; als 2) für einezweckmässigere Einrichtung 
‘des Lyceums und Gymnasiums in Fulda der katholisch- 
theologischen Fakultät vorläufig ihr Sitz in Fulda (wo ein für 
alle Bedürfnisse überreichliches Lokal und so manche, vielleicht 
jede Anstellung von kurhessischer Seite entbehrlich machende 
geistliche Lehrer sich befinden) angewiesen und vorerst zu 
geeigneter deshalbigen Verständigung mit dem Bistum Limburg 


1) Rep. I tit. I lit. Ca Nr. 2 Bl. 265f. 
2) Ebend. Bl. 285f. 
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der Bischof Pfaff veranlasst werden dürfte, abgesehen von den 
Schritten, welche bei der Herzoglich- -Nassauischen Staats- 
behörde (oder vielleicht mit besserem Erfolge unmittelbar bei 
des Herzogs Durchlaucht, wobei der k.k. österreichische Ge- 
sandte Herr von Hruby-Gelenie die trefflichsten Dienste leisten 
könnte), zu tun sein möchten.* — Ein längeres Memorandum, 
das der Marburger Vizekanzler Robert über „die Gründe, welche 
dafür zu streiten scheinen, dass die bereits kodstikuinte Fakultät 
der katholischen Theologie ungesäumt vollständig in das Leben 
trete,“ dem Ministerium am 28. November übersandte,!) machte 
noch einmal den Versuch, durch die Darlegung der Rechtslage 
und aller in Betracht kommenden prinzipiellen und praktischen 
Erwägungen sein Werk zu retten, aber das Schriftstück wurde 
. zu den Akten genommen, ohne auch nur näher geprüft zu werden. 


1) Ebend. Bl. 297—302. Robert führte aus: 1. die katholische 
Theologie bedarf einer wissenschaftlichen Behandlung auf der Universität, 
wie dies auch die landesherrliche Verordnung vom 30. Januar 1830 $ 25 
anerkannt hat; 2. die kurhessische Regierung ist zur Gründung der 
Fakultät berechtigt und wird durch die päpstlichen Bullen Provida 
solersque und Ad dominiei gregis custodiam nicht beschränkt; 3. sie 
ist auch dazu verpflichtet durch den Vertrag mit den oberrheinischen 
Staaten; 4. dessen Erfüllung ist für sie vorteilhaft; 5. die Nichterfüllung 
nachteilig; 6. die Fakultät ist schon konstituiert, also tatsächlich vorhanden; 
7. das Grossherzogtum Hessen bemüht sich darum, Nassau für Giessen 
zu gewinnen; 8. die erhobenen Bedenken sind nicht stichhaltig. — Der 
Verfasser der Denkschrift hatte übrigens von den intimen Verhandlungen 
über die Fakultät in den letzten beiden Jahren keine Kenntnis, war auch, 
wie es scheint, von Vogt und Vilmar bei deren Besuch in Marburg nicht 
ins Vertrauen gezogen worden. So erklärt sich, dass seine ganze 
Betrachtungsweise wesentlich den von ihm 1830 vertretenen Standpunkt 
wiederholte und der seitdem veränderten Sachlage nicht Rechnung zu 
tragen vermochte. 


Te kB ı 


IV. yleil. 


Die Aufhebung der katholisch-theologischen 
Fakultät zu Marburg. 





XI. Kapitel. 
Die Kündigung des Vertrages vom 30. Dezember 1830. 


Durch Vermittlung des Ministeriums der auswärtigen An- 
gelegenheiten machte die kurhessische Regierung in einem 


vom 2. Februar 1833 datierten Schreiben !) dem herzoglich- 


nassauischen Staatsministerium „in Betreff der katholisch-theo- 
logischen Fakultät, welche zu Marburg kraft des dieserhalb 
zwischen unsern beiderseitigen Gouvernements am 30. December 
1830 geschlossenen und höchst ratifizierten Hauptvertrages zu 
errichten ist,“ folgende Eröffnung: 

„Wenn diese Fakultät überall nicht vollständig zur Aus- 
führung gelangte, indem noch zur Zeit deroseits gar kein 
Lehrer, diesseits aber nur Ein Lehrer bei derselben angestellt 
worden ist, so verzögert gleichwohl der Umstand, dass Bischof 
und Domkapitel zu Fulda der Errichtung einer solchen Fakultät 
in Marburg abgeneigt sind, ein diesseitiges nachdrückliches 
Vorschreiten in der Sache, bevor nicht gegründeten Bedenk- 
lichkeiten genannter katholischen Geistlichen abgeholfen ist 
und die kurfürstliche Regierung sich im Stande sieht, der- 
selben diejenige Berücksichtigung angedeihen zu lassen, welche 
die kirchliche Lehrfreiheit, die bischöflichen Amtsbefugnisse 


1) Nassauische Akten VIII StM 1513 Bl. 90f. 
Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 13 
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und des Bischofs oberhirtliche Fürsorge für die Erhaltung 
des kirchlichen Glaubens erheischen mögen. Dieser Berück- 
sichtigung nun scheinen: 

1) die von den beiderseitigen Kommissaren verabredeten 
und von Sr. Herzoglichen Durchlaucht von Nassau unterm 
14. Januar 1831 ratifizierten Separat-Artikel zum vorerwähnten 
Hauptvertrage nicht völlig zu entsprechen, und Seine Hoheit der 
Kurprinz und Mitregent können Sich deshalb nicht bewogen 
finden, dieselben zu ratifizieren. Es wird vielmehr diesseits, 

2). jener Berücksichtigung gemäss, für billig und der 
Gewinnung einer Teilnahme der katholischen Geistlichkeit an 
der Fakultät für förderlich, wenigstens ein Entgegenwirken 
derselben zu lähmen, für geeignet erachtet, wenn die Besetzung 
der Lehranstalten der Fakultät vorläufig in der Art Statt 
haben wird, dass vor der Ernennung jeden Lehrers von der 
einen und andern Seite beide Bischöfe, der zu Fulda und der 
zu Limburg, jeder durch seine betreffende Regierung, über die 
Person des zu Ernennenden gehört werden. Auch findet man es 

3) diesseits dermalen nicht ratsam, einen Zwang zur Be- 
nutzung der katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg für 
die diesseitigen katholischen Unterthanen eintreten zu lassen, 
wohl aber 

4) ratsam, zu versuchen, diesseits den Bischof in Fulda 
zu vermögen, sich mit dem Bischof in Limburg zu Vorschlägen 
über die Art und Weise der kirchlichen Aufsicht über die 
zu Marburg studierenden katholischen Theologen zu vereinigen, 
wenn auch deroseits die Geneigtheit bestehet, den Bischof in 
Limburg zu einer solchen Vereinigung zu veranlassen. Diese 
Vorschläge würden alsdann einen Gegenstand weiterer Ver- 
handlungen zwischen unsern beiderseitigen Regierungen abgeben. 

Im Falle es daher Euren Excellenzen genehm ist, den 
obigen vier Punkten, deren vierter jedoch die Eröffnung der 
Fakultät nicht aufzuhalten braucht, beizustimmen, so ist man 
diesseits bereit, beide von der kurhessischen Regierung zu 
‚vergebende Lehrstühle mit geeigneten Personen, sobald nur 


ee 
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immer tunlich, zu besetzen und überhaupt in einer dem 
Zwecke förderlichen Weise weiter vorzuschreiten.“ 

In diesem Schreiben zog die kurhessische Regierung die 
letzten Konsequenzen aus dem Scheitern aller ihrer Versuche, 
den Bischof und das Domkapitel zu Fulda umzustimmen, und 
aus der Ueberzeugung, auf die Anwendung von Gewalt ver- 
ziehten zu müssen. Da sie jedoch das Odium der Lösung 
des Vertrages nicht selbst übernehmen wollte, versuchte sie, 
und es ist ihr gelungen, Nassau in die Zwangslage zu ver- 
setzen, seinerseits den Vertrag zu kündigen. Das Schriftstück 
wird durch eine Darstellung des Verhaltens beider Staaten 
gegenüber dem Vertrage eingeleitet, die als eine tendenziöse 
bezeichnet werden muss. Allerdings war die Berufung Senglers 
zum Professor!) offiziell in Cassel nicht angezeigt worden,) auch 
war er weder als Professor verpflichtet noch als solcher eingeführt 
worden, 3) während eine Verpflichtung und Einführung Multers 
stattgefunden hatte. Aber Sengler war sofort nach seiner 
Ernennung nach Marburg übergesiedelt, um mit dem Tage 
seine Lehrtätigkeit beginnen zu können, an dem die wesent- 
lich auf kurhessischer Seite liegenden Schwierigkeiten beseitigt 
wären, die es der konstituierten Fakultät unmöglich machten, 
ihre Arbeit zu beginnen. Ausserdem hatte die kurhessische 
Regierung die Ernennung Senglers anerkannt, als sie ihn im 
Juni 1831 zu jener vertraulichen Mission nach Fulda ver- 
wandte*) und in dem Empfehlungsschreiben an Bischof Rieger 
als „herzoglich-nassauischerseits bei der katholisch-theologischen 
Fakultät angestellten Lehrer“ einführte.°) Der Tatbestand 


1) Vgl. oben 8. 67. 

2) Vgl. unten S. 209. 

3) Vgl. oben $. 156, Anm. 1. 

4) Vgl. oben $. 147. Auch hatte nach dem Bericht Möllers vom 


| 23. Mai 1831 „der Chef des Ministeriums des Innern zu Cassel, Geheimrat 


Riess, seine Dankbarkeit für die Ernennung dieses Mannes ausgedrückt,“ 
Br auische Akten VIII St M 1513, vgl. oben S. 139. 
5) Kurhessische Akten Rep. II tit. 1 lit Ca Nr. 2, Bl. 152. 
13# 
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wurde also hier offenbar unrichtig wiedergegeben, und zwar 
zu Ungunsten Nassaus, Auch war die Gegenüberstellung 
Multers für den vorliegenden Zweck wenig geeignet, da die 
kurhessische Regierung bei verschiedenen Gelegenheiten, bei- 
spielsweise auch gerade in diesem Empfehlungsschreiben be- 
tont hatte, dass Multer nur „provisorisch“ angestellt worden sei. 
— Die weiteren positiven Vorschläge machten nun die erneute 
Inangriffnahme der Fakultätsangelegenheit von der Zustimmung 
zu Bedingungen abhängig, die für Nassau unannehmbar waren. 
Denn die Weigerung des Kurprinzen, die Separatartikel zu 
unterzeichnen (Nr. 1), nahm der Fakultät den Charakter einer 
Lehranstalt im Sinne jenes Vertrages der Staaten der ober- 
rheinischen Provinz, und ohne die Forderung des Besuchs 
der Fakultät seitens der kurhessischen Studierenden der 
katholischen Theologie (Nr. 3) war nach allem, was voran- 
gegangen war, eine freiwillige Inanspruchnahme nicht zu er- 
warten. Unter diesen Umständen war die Frage, wie etwa 
über diese Studierende kirchliche Aufsicht zu üben sei (Nr. 4), 
praktisch belanglos. Mit der Anhörung der Bischöfe bei der 
Besetzung der Fakultät (Nr. 2) stand es Ähnlich, Nassau hatte 
von Anfang an so gehandelt, Kurhessen sich zu spät dazu 
entschlossen. 

Die nassauische Regierung hatte kein Interesse daran, 
die Entscheidung über diese bisher von Kurhessen lässig be- 
triebene Angelegenheit — während eines Zeitraums von fast 
zwei Jahren hatte es darüber keine offizielle Mitteilung ge- 
macht — zu beschleunigen. Aber schon am 20. März wurde 
von Cassel aus „um gefällige Beförderung der gewünschten 
Antwort auf die Anfrage vom 2. Februar d. J.““ gebeten. Als 
jetzt die Propositionen des kurhessischen Ministeriums bei 
dem Herzog zum Vortrag gelangten, entschied dieser am 
3. April, dass auf sie „nicht eingegangen werden solle.‘ ') 
Die nach Cassel gerichtete Antwort vom 7. April?) war je- 

1) Nassauische Akten VIII St M 1513, Bl. 97. 


2) Ebend. Bl. 98, vgl. kurhessische Akten Rep. II tit. Llit. Ca 
Nr. 2, Bl. 310. 
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doch noch ausweichend gehalten, das Limburger Seminar ent- 
spreche in seinem dermaligen Zustande den Anforderungen 
der Regierung und zur Zeit werde von weiteren Schritten 
Abstand genommen. Aber unter dem 10. Mai wiederholte 
das kurhessische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten 
seine Anfrage in dringender Form, !) es erklärte „mancher in 
dieser Beziehung eingetretener Inkonvenienzen wegen, nicht 
länger anstehen zu können, über die fragliche Angelegenheit 
einen erschöpfenden Entschluss zu fassen“, und wollte darüber 
Gewissheit erlangen, „ob die Herzoglich-Nassauische Regierung 
unter Billigung der in dem Schreiben vom 2. Februar ange- 
deuteten Grundsätze zur Ausführung des Hauptvertrages vom 
30. Dezember 1830 nunmehr die Hand zu bieten geneigt wäre, 
oder denselben etwa wörtlich oder tatsächlich kündigen zu 
wollen beabsichtige.“ Es wäre der nassauischen Regierung 
sicher nicht schwer gefallen, durch das Aufwerfen neuer 
Fragen die Verhandlungen noch längere Zeit fortzuführen, 
und es wäre ihr ein Leiehtes gewesen, den Widerspruch 
zwischen dem tatsächlichen Verhalten Kurhessens und seiner 
hier geführten Sprache?) nachzuweisen, aber sie verzichtete 
auf Beides. Am 29. Mai 1833 richtete das Herzoglich- 
Nassauische Staatsministerium an das Kurfürstlich-Hessische 
Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten die Mitteilung: °) 
„dass Seine Herzogliche Durchlaucht bei den Schwierigkeiten, 
die sich in der Ausführung des vorliegenden Vertrags, von 
der geistlichen oberen Behörde ausgehend, ergeben haben und 
welche sich auch in der Folge voraussichtlich nicht ganz 
werden, so wie Wir es wünschen, beseitigen lassen, es vor- 
ziehen, demselben in Gemässheit des stipulierten Vorbehalts an 


1) Nassauische Akten a. a. 0., Bl. 9. 
2) Vgl. das Schreiben des Präsidenten Möller an Polizeidirektor 


_ Robert in Cassel vom 28. Februar 1842, nassauische Akten VIII LR 1519, 


Bl. 279 unten S. 219. 
3) Kurhessische Akten Rep. II tit. I lit. Ca Nr. 2, Bl. 313. 
4) Art. 10 des Vertrags vom 30. Dezember 1830. 
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keine weitere Folge zu geben,“ d.h. der zwischen Kur- 
hessen und Nassau über die Errichtung einer ge- 
meinschaftlichen katholisch-theologischen. Fakultät 
in Marburg am 30. Dezember 1830 geschlossene 
Vertrag wurde gekündigt. 


XII. Kapitel. Die Folgen der Aufhebung des Vertrages 
für Nassau und Kurhessen. 
Denkschrift des Bischofs Brand vom 10. Juli 1833 betr. Erhebung 
des Seminars in Limburg zu einer theologischen F akultät. — Memorandum 
der nassauischen Landesregierung vom 15. Oktober 1833 über das 
Limburger Seminar. — Tod des Bischofs Brand von Limburg am 
26. Oktober 1833. — Vakanz; Wahl des Bischofs Bausch am 30. Sep- 
tember 1834. — Der Anschluss Nassaus an die Universität Giessen 1838. — 
Mitteilung der kurhessischen Regierung von der Aufhebung der Fakultät 
an die Universität Marburg am 31. Juli 1833, an den Landtag am 
8. Oktober d. J. — Petition des akademischen Senats in Marburg vom 
26. August d. J. — Verhandlungen in der kurhessischen Ständeversammlung 
im Juli und Oktober 1833; Publikation des Studiengesetzes am 29. Ok- 
tober 1833. — Weitere Verhandlungen der Ständeversammlung über die 
Fakultät im April 1834 infolge der Eingabe Multers. — Die katholisch- 
theologische Fakultät in dem Vorlesungsverzeichnis der Universität 
Marburg. —- Das Fuldaer Priesterseminar. — Wiederaufnahme des Planes 
einer von Nassau und Kurhessen gemeinschaftlich in Marburg zu 
errichtenden Fakultät im Jahre 1842. 


Die Auflösung des Vertrages hatte nicht für beide Staaten 
die gleiche Bedeutung, auch nicht für die katholische Kirche 
in beiden Ländern. 

In Nassau machte der Bischof Brand von Lim- 
burg den Versuch, die veränderte Lage für sein Klerikal- 
Seminar (Seminarium Guilhelmianum) auszunutzen, und ent- 
wickelte in einer längeren, der Regierung überreiebten Denk- 
schrift vom 10. Juli 18331) den Plan, es zu einer 
katholischen Fakultät auszugestalten. „Bei dem gegenwärti- 


1) Nassauische Akten VIII StM 1513 Bl. 135—146. 
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gen, sich gefährlich entwiekelnden Geiste, welcher auf sämmt- 
lichen Universitäten, bei Professoren und Schülern, einheimisch 
geworden ist, reichet die Beobachtung und Bildung Eines 
Jahres, welches in dem Klerikal-Seminar zugebracht wird, 
keineswegs hin, um die Grundsätze und den Charakter der 
Seminaristen auch nur einigermassen beurteilen zu können. 
Die Leichtigkeit der Verstellung hindert die Erforschung der 
ihnen auf den Universitäten künstlich beigebrachten, Grund- 
sätze und der etwa eingegebenen lasterhaften Gesinnungen. 
Welche unendliche Mühe es kostet, verkehrte Grundsätze der 
Religion wieder aus den Köpfen der Theologen zu bringen, 
haben wir leider ‚selbst die Erfahrung machen müssen; doch 
muss ich zugleich gestehen, dass diese grosse Mühe ein gün- 
stiges Resultat hervorbrachte. — Unumgänglich notwendig 
ist es daher, dass die Jünglinge, welche sich dem Seelsorger- 
berufe widmen wollen, bei dem Beginn der theologischen 
Studien sogleich unter die Aufsicht des Bischofs und seines 
Kapitels treten, damit ihre Geistes- und Gemütsanlagen er- 
forscht, ihr noch unverdorbenes Herz rein erhalten und in 
ihnen ein redlicher Charakter fest begründet werde. Dabei 
müssen ihnen von vornherein die echten auf die Erhaltung 
der guten Ordnung und die Handhabung der Ruhe und des 
Friedens in dem Staat und in der Kirche gerichteten Grund- 
sätze fest eingeprägt werden.“ Das in Limburg bestehende 
Seminar „erwartet mit heiliger Sehnsucht die wohltätig vol- 
lendende Hand.“ In religiös-sittlicher Hinsieht leistet es 
schon jetzt vortreffliches. „Die Aufsicht ist streng und mir 
ist kein Fall von Exzessen der geringsten Art bekannt ge- 
worden.“ Auch „gründliche Bildung‘‘ vermittelt es, und es 
brauchten, sobald Sengler nach Limburg überwiesen wäre, 
nur noch zwei Professoren ernannt zu werden,') „damit alle 


- Lehrgegenstände vollständig vorgetragen werden können.“ 


Bischof Brand entwarf bereits einen Lehrplan und stellte eine 


1) Es dozierten damals Professor Gesellchen, Subregens Schmidt, 
Domvikar Blum, Geistlicher Rat Bausch, 
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Berechnung der Kosten für die vollständige Einrichtung der 
Fakultät an, der zufolge ausser den schon jetzt, für Sengler 
und Gesellehen, gezahlten 1900 fl. nur noch 1800 fl. erfor- 
derlich seien, insgesammt also 3700 fl. Von der Annahme 
dieser Vorschläge versprach sich der Bischof, dass das Wissen 
der Limburger Kandidaten „jenem der Kandidaten auf Uni- 
versitäten nicht nur gleich kommen, sondern bei steter Auf- 
munterung und Aufsicht dasselbe übertreffen muss. In morali- 
scher und politischer Hinsicht werden die Kandidaten an der 
Fakultät in Limburg nicht nur stets in reinen, unverdorbenen 
Gesinnungen erhalten, sondern lernen auch nicht einmal den 
bösen Geist kennen, welcher jetzt auf Universitäten herrscht 
und ohne Zweifel noch längere Zeit sein verderbliches Gift, 
wenn nicht durchgreifende Veränderungen geschehen, aus- 
hauchen wird.“ 

Nach dieser Schilderung des Bischofs Brand war das 
Limburger Seminar das Ideal einer priesterlichen Lehranstalt 
und konnte, schon im staatlichen Interesse, eines Ausbaus in 
der von dem Antragsteller gewünschten Richtung wert er- 
scheinen. In Wirklichkeit sah es aber in Limburg erheblich 
anders aus. 

Die Herzogliche Landesregierung nahm zu diesem 
Memorandum in einem längerem, von Möller unterzeichneten 
und dem Staatsministerium vorgelegten Gutachten vom 
15. Oktober 1833!) Stellung, das die Notwendigkeit an- 
erkannte, „dass den angehenden katholischen Theologen eine 


1) Nassauische Akten VIII St M 1513 Bl. 104—110. — Zur Er- 
gänzung des Bildes sei hier noch das Urteil angeführt, das Sengler in 
einem Brief vom 19. April 1833 an einen Marburger Professor (Bickell?) 
gefällt hat, in dem er sich über seine Wirksamkeit in Marburg und die 
Eventualität eines Abgangs nach Limburg ausspricht: „In Limburg ist 
mir fast nicht möglich, etwas zu wirken, da ein Mann wie unser Bischof 
bei seinem bekannten Charakter jedem Schritte hemmend entgegentritt, 
durch seine leichtfertige, jeden Ernstes und jeder höheren Weihe er- 
mangelnde Leitung der Anstalt.“ (Kurhessische Akten Rep. II tit. I lit. 
Ca Nr. 2, Bl. 309.) 
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Lehranstalt angewiesen werde, wo sie eine vollständige wissen- 
schaftliche Bildung erhalten und wo sie zur Bewahrung ihrer 
Sittliehkeit unter gehörige Aufsicht gestellt werden,“ aber zu- 
gleich die Ueberzeugung aussprach, „dass der Zweck nicht 
erreicht wird, wenn diese Theologen ihre Bildung an einer 
in Limburg zu errichtenden Lehranstalt erhalten sollen, und 
dass auch eine solche Anstalt dort nicht errichtet werden 
kann.“ ,1) Es ist gar nicht daran zu denken, dass bei einer 
solchen Fakultät in Limburg eine regelmässige Ordnung würde 
eingehalten werden; denn abgesehen davon, dass die dortige 
geistliche Behörde selbst gegen die in Amt und Pflicht 
stehenden Pfarrer wegen Unsittlichkeiten und Dienstnach- 
lässigkeiten eine höchst üble Nachsicht übt und nur dureh 
dringendes Verlangen der Landesregierung dazu vermocht 
werden kann, einzuschreiten, und wenn dann eine strafende 
Verfügung erlassen worden, die Vollziehung derselben eludiert, 
— so sind wir sowohl von höchst achtbaren katholischen 
Geistlichen als auch von eben so achtbaren katholischen 
Laien, ja sogar von einem an dem Seminar in Limburg an- 
gestellten Lehrer versichert worden, dass selbst bei den 
Seminaristen, die dann doch Tisch, Logis und Unterricht im 
Seminargebäude haben und bei denen eine Art von strenger 
klösterlicher Einriehtung und Zucht vorgeschrieben ist, Sitt- 
lichkeit und Ordnung nicht gehandhabt, und wenn auch ein 
Lehrer deshalb eine Strafe verfügt, solche gewöhnlich von 
der oberen Behörde erlassen oder doch bis aufs Unbedeutende 
gemildert werde. Nach dieser Erfahrung können wir nicht 
erwarten, dass die Studierenden, welche nicht einmal im 
Seminargebäude wohnen können, sondern sich bei Bürgern 
einlogieren müssen, irgend einer nützlichen Aufsieht und Zucht 
würden unterworfen sein. — 2) Wie wenig dies erwartet 


- werden dürfe, ergiebt sich auel daraus, dass wir die dortige 


Behörde aufs dringendste und öfters aufgefordert haben, in 
die eonnivendo bestehende provisorische Lehranstalt niemand 
aufzunehmen, welcher sich nicht mit den erforderlichen 
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Gymnasialzeugnissen und den Attesten der landesherrlichen 
Kommissarien an den von ihm vorher besuchten Universitäten 
über Nichtteilnahme an geheimen Verbindungen gehörig aus- 
gewiesen habe, dass aber die Behörde in Limburg sich über 
die deshalbigen Bestimmungen des Bundestags hinaussetzt und 
Leute aufnimmt, welche vom Gymnasium mit den schlechtesten 
Noten über ihre Aufführung aus den unteren Klassen aus- 
getreten sind; ja der Fall ist sogar vorgekommen, dass wir 
ein Besehwerdeschreiben über die Aufnahme eines solchen 
Individuums dahin erliessen und zur Antwort erhielten, dasselbe 
sei nicht in der Anstalt, unsere deshalb vom Herrn Oberschul- 
rate Friedemann erhaltene Nachricht ganz ungegründet, und 
doch legte uns eben dieses Individuum nachher Zeugnisse der 
Limburger Lehrer vor, dass es im fraglichen Semester ihre Vor- 
lesungen gehört habe! — 3) Nach der gesetzlichen Vorschrift 
sollen die Theologen 3 Jahre wissenschaftliche Universitätsvor- 
lesungen besuchen und sodann, nach darüber bestandener Prü- 
fung, 1 Jahr im Seminare den praktischen Teil ihres künftigen 
Berufes lernen. Wie sehr aber nun solche vollständige Bildung 
des angehenden Klerus umgangen wird, zeigen mehrfach vor- 
gekommene Fälle, wo z. B. ein Studierender nur 6 Wochen 
in Giessen war und ihm solches als ein Universitäts-Kurs 
aufgerechnet wurde, und dass Studierende, ehe sie ihre Prüfung 
vollendet und ohne dass sie den landesherrlichen Tischtitel 
erhalten hatten, schon geweiht worden sind und als Kapläne 
angestellt wurden, welche also das Seminar ganz und gar 
nicht besucht haben, also ohne die erforderlichen Kenntnisse 
in das Seelsorgeramt einrücken! — 4) Wir könnten noch 
viele Beispiele anführen, welche beweisen, dass durchaus 
nicht zu erwarten ist, es werde bei einer theologischen Fakultät 
zu Limburg Fleiss, Zucht, Ordnung und wissenschaftliche 
Bildung der Studierenden gedeihen; ein sehr achtbarer 
katholischer Geistlicher hielt es kürzlich für seine Pflicht, 
uns hierauf, als die Ansicht vieler seiner Amtsbrüder, auf- 
merksam zu machen und die Beschwerden vorzutragen, welche 
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bei ihnen über viele aus-der Anstalt zu Limburg hervor- 
gegangene junge Theologen beständen. — Die hier kurz 
bezeichneten Verhältnisse haben uns bisher oft in die grösste 
Verlegenheit gesetzt, wenn wir uns auf der einen Seite 
verpflichtet sahen, die vom Herzoglichen Staatsministerium 
uns erteilten Vorschriften zu vollziehen, auf der andern 
aber bemerkten, dass sie von der Behörde in Limburg ver- 
letzt wurden, und wir dann doch eine wesentliche Kollision 
und Spannung mit derselben vermeiden wollten. Wenn uns 
dieses bisher noch ziemlich geglückt ist, so ist doch nicht zu 
bezweifeln, dass mit jeder Ausdehnung, welche der Lehr- 
anstalt in Limburg gegeben wird, die Gelegenheit zu ver- 
mehrten und wesentlichen Kollisionen erwächst, welche es dann 
immer mehr erschwert, das gute Einverständnis zu erhalten. 
— 6) In dem über Bildung der oberrheinischen Kirehenprovinz 
u. s. w. mit Württemberg, Baden und [dem] Grossherzogtum 
Hessen und Frankfurt von Seiner Herzoglichen Durchlaucht 
abgeschlossenen Staatsvertrage ist ausdrücklich wechselsweise 
bedungen, dass zur zweckmässigen Bildung der Kandidaten 
des katholischen geistlichen Standes entweder eine katholisch- 
theologische Fakultät in Vereinigung mit der Landes-Universität 
errichtet werde, oder dass die Kandidaten unterstützt werden 
sollen, um eine auf diese Art eingerichte Universität besuchen 
zu können. Seine Herzogliche Durchlaucht sind also durch 
diesen Staatsvertrag verhindert, eine solche Lehranstalt oder 
Fakultät in Limburg zu errichten, weil dort keine Universität 
besteht, und Höchstdieselben werden es nicht geeignet finden, 
diesen Vertrag zu verletzen, zumal ein anderer Vereinsstaat, 
das Grossherzogtum Hessen, diese Bestimmung so streng voll- 
zogen hat, dass es die zu Mainz bestandene, mit dem Seminar 
vereinigte theologische Lehranstalt aufgehoben und mit be- 


-deutendem Kostenaufwande eine katholisch-theologische Fa- 


kultät bei der Universität Giessen neu errichtet hat.“ — Der 
Bericht konstatiert ferner 7) ein Haupthindernis in dem gänz- 
lichen Mangel von Fonds zur Bestreitung der Kosten, welche 
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eine theologische Fakultät erfordern würde, und berechnet in 
eingehender Auseinandersetzung den Gesamtaufwand auf min- 
destens 8 bis 10000 fl. — 8) „Der Herr Bischof gründet seinen 
Antrag vorzüglich auf den politischen Geist, welcher auf manchen 
Universitäten dermalen herrscht und dem er seine Eleven ent- 
+iehen will. Was diesen betrifft, so ist es leider wahr, dass 
auf einigen Universitäten sich schlimme politische Grundsätze 
gezeigt haben; allein von einer solchen augenblieklichen Er- 
scheinung kann man keine Veranlassung nehmen, eine Lehr- 
anstalt zu errichten, welehe nach den nun einmal vorliegenden 
Verhältnissen stets mangelhaft bleiben muss, nicht wieder auf- 
gelöst werden kann und dadurch der Bildung des katholischen 
Klerus des Herzogtums einen bleibenden irreparabelen Nach- 
teil zufügt. Jeweiligen Erscheinungen muss mit jeweiligen 
zeitgemässen Mitteln begegnet werden. Dem dermaligen Un- 
fuge an manchen Universitäten werden die deutschen Bundes- 
fürsten wohl ein Ende zu machen wissen; ob und wie dieses 
geschieht, das können wir mit unseren katholischen Theologen 
ebenso gut wie mit den evangelischen, ja viel leichter, als 
mit den übrigen zum Zivil-Staatsdienste bestimmten Studirenden, 
abwarten.“ 

Bevor noch eine Entscheidung in dieser Angelegenheit 
ergangen war, wurde Bischof Brand am 26. Oktober 
1833 ganz unerwartet in einem Alter von 57 Jahren vom 
Tode ereilt.‘) Von der Regierung war er 1822 zum Bischof 
designiert worden, da er als Landdechant in Weiskirchen 
und als Sehulinspektor sich erhebliche Verdienste erworben 
hatte und sämtliche Landdechanten für seine Wahl eingetreten 
waren. Von Rom aus ist seine Erhebung jedoch Jahre hin- 


1) Über Brand vgl. Schmelzeis, Art. „Limburg* in Wetzer und 
Weltes Kirchenlexikon VII S. 2055f.; Firnhaber II S. 351f.; Zeitschrift 
für Philosophie und katholische Theologie herausgegeben von Achter- 
feld, Braun, Scholz, Vogelsang, Köln 1833, 4. H. S. 212—216, hier auch 
ein Verzeichnis seiner Publikationen, vgl. Tübinger Theol. Quartalschrift 
1841 S. 350ff. 
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durch beanstandet worden, weil er wegen seiner angeblichen 
Zustimmung zu der Pragmatik hier kein Vertrauen genoss, 
aber diese Bedenken wurden schliesslich überwunden, so dass 
er, am 21. Oktober 1827 in Trier konsekriert, am 11. Dezember 
d. J. in Limburg einziehen konnte.!) Als Bischof hat er die 
Interessen seiner Kirche in der Fakultätsfrage wie in der 
Deputiertenkammer?) mit Eifer vertreten. Da er jedoch der 
aggressiven Richtung des Fuldaer Domkapitels gegenüber der 
Staatsgewalt sich nicht auf die Dauer anschloss, ist er von dieser 
Seite scharf beurteilt worden.?) Der katholische Episkopat 
Deutschlands verlor an ihm keine führende Persönlichkeit, und 
der gegen ihn erhobene Vorwurf des Mangels an Festigkeit 
war nicht unbegründet; aber es zeugte von Übelwollen, dass 
ihm nach seinem Tode nur nachgerühmt wurde®): „Er war 
ein fruchtbarer Schriftsteller.“ 

Trotz der sehr gewichtigen Bedenken, die von Seiten 
der Regierung gegen die Errichtung einer vollständigen Fakultät 


1) Mejer III 8. 276. 300. 315. 357 f. 370. 389 f. 400. Brück, Ober- 
rheinische Kirchenprovinz 8. 119f.; Gams III $. 425. — Mit grossem 
Nachdruck hatte Herzog Wilhelm die Anerkennung Brands als Bistums- 
kandidaten gefordert und davon sogar seine Annahme des der Bulle 
Ad dominiei gregis eustodiam vorangehenden Ultimatums abhängig ge- 
macht, Mejer III S. 357f. Der Herzog (R. Kolb, Herzog Wilhelm von 
Nassau, Wiesbaden 1892) hat Brand auch als Bischof grosses persön- 
liches Wohlwollen bewiesen, wie unsere Darstellung gezeigt hat. 

2) 1831 führte er Klage über den ungenügenden Religionsunterricht 
in den Pädagogien und dem Gymnasium zu Weilburg, vgl. Firnhaber II 
S. 451. 

3) Vgl. oben S. 164. 

4) Nekrolog in dem Kirchenhistorischen Bemerker Nr. 39, Beilage 
zum „Allgemeinen Religionsfreund“, Würzburg 1833, November-Heft 8. 561. 
Eine spätere Nummer (Kirchenhistorischer Bemerker Nr. 1, Beilage zum 
Allgemeinen Religionsfreund Januar-Heft 1834 S. 15), die von der Kün- 


- digung des Vertrages über die Marburger Fakultät durch Nassau be- 
- riehtete, trug dann freilich noch nach: „Es gereicht dem jüngst ent- 


schlafenen Bischof Brand von Limburg zur Ehre, dass er dortselbst eine 
theologische Lehranstalt begonnen hatte.“ 
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in Limburg geltend gemacht worden waren, erfolgte am 20. No- 
vember 1833 die vielleicht noch auf persönliche Einflüsse 
Brands zurückzuführende Resolution des Herzogs,') dass zwar 
bis zur Ernennung seines Nachfolgers die Sache ruhen solle, 
jedoch „einstweilen zu verfügen ist, dass Professor Sengler nach 
Limburg überziehe,?) indem unsere Absicht dahin geht, dass 
daselbst ein theologisches Seminarium errichtet werden soll.“ 
Aber die Ausführung dieses Planes ist unterblieben. Denn 
Sengler weigerte sich, die Limburger Stelle anzutreten, und 
reichte sein Gesuch um Entlassung aus dem nassauischen 
Staatsverband ein.®) Der Domherr Bausch aber sandte 
einen „Entwurf zum Grundstatut der Facultas Guilhelmiana 
in Limburg‘ am 30. Januar 1834 nach Wiesbaden,*) der von 
den Vorschlägen und Ansichten des Bischof Brand so stark 
abwich, dass die Landesregierung bei dem Staatsministerium 
vorschlug,?) vorderhand überhaupt noch keine definitiven Be- 
stimmungen zu erlassen, sondern mehrjährige Erfahrungen ab- 
zuwarten. Am 30. September 1834 fand die Vakanz ihr Ende, 
gewählt wurde der eben genannte Johann Wilhelm Bausch.®) 
Unter seiner direkten Mitwirkung ist der Anschluss Nassaus 
an die katholiseh-theologische Fakultät zu Giessen erfolgt. 

Die Grossherzoglieh Hessische Regierung hatte schon bei 
der Ablehnung des Vorschlags, mit Kurhessen und Nassau 


1) Nassauische Akten VIII St M 1513 Bl. 114. 

2) Da Sengler am 12. April 1831 angestellt worden war, also noch 
nieht 5 Jahre im Staatsdienst stand, konnte er nach $ 1 des Edikts vom 
6. Dezember 1811 ohne Anstand entlassen werden (Bericht der Regierung 
an den Staatsminister vom 20. Mai 1833, ebend. Bl. 100). 

3) Es wurde genehmigt durch herzogliche Resolution vom 12. Februar 
1834, ebend. Bl. 117. 

4) Ebend. Bl. 125—134. 

5) Ebend. Bl. 118—122. 

6) Über Bischof Bausch (gest. 9. April 1840) vgl. Firnhaber II S. 352; 
Schmelzeis, Art. „Limburg“, Wetzer u. Weltes Kirchenlexikon VII S. 2056. 
Für seine Richtung ist bezeichnend, dass er sich der Hermesianer in 
seiner Diözese annahm. ; 
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gemeinsam eine katholisch-theologische Fakultät ins Leben 
zu rufen, im Januar 1830 die Bereitwilligkeit ausgesprochen, 
mit Nassau allein eine Vereinbarung zu treffen. Als der 
Vollzug des zwischen Kurhessen und Nassau bezüglich der 
Marburger Fakultät. geschlossenen Vertrages ins Stocken 
geriet, wurden von Grossherzoglich Hessischer Seite die 
Unterhandlungen über einen Anschluss Nassaus an 
Giessen wieder aufgenommen.!) Der Bundestagsgesandte 
von Gruben richtete am 20. April 1832 an den Präsidenten 
Möller ein entsprechendes Schreiben,?) und der Geheime Staats- 
rat und Universitätskanzler Linde erschien „einigemal“ persön- 
lich in Wiesbaden, um Möller „die Versicherung zu geben, 
dass man Grossherzoglich-Hessischerseits alle nach den Ver- 
hältnissen möglichen Vorteile den diesseitigen Studenten gern 
gewähren würde.“ Nassau verharrte zunächst in seiner 
Zurückhaltung, bis von dem Landesbischof selbst in einem 
Sehreiben vom 21. Februar 1837 der Wunsch ausgesprochen 
wurde,?) „dass die Kandidaten der katholischen Theologie 
angewiesen werden (sollten), an einer Universität ihre Studien 
zu absolvieren.“ Er schlug zugleich die Universität Giessen 
vor, da „daselbst solche Verbesserungen eingeführt werden, 
die Bibliothek so bereichert wird, dass diese Hochschule 
besonders in Bezug auf die katholische Fakultät mit vielen 
anderen wetteifern kann.“ Die nassauische Regierung folgte 
dieser Anregung und beauftragte am 10. Juni Präsident Möller 


1) Akta ministerialia, die Unternehmungen mit der Grossherzog- 
lich Hessischen Regierung wegen des diesseitigen Anschlusses an die 
katholische Fakultät zu Giessen betr., VII St M 1564 72 Blätter (Kgl. St.- 
Archiv Wiesbaden). Bericht Möllers an das nassauische Staatsministerium 
vom 28. Februar 1837, ebend. Bl. 1. 


2) Akta den Abschluss eines Vertrags mit dem Grossherzogtun 


Hessen wegen des Besuchs der katholisch-theologischen Vorlesungen der 


Universität Giessen durch die nassauischen Theologie Studierenden betr. 
VII LR 1502, 132 Blätter, (Kgl. St.-Archiv Wiesbaden) Bl. 5. 


3) VIII LR 1502, Bl. 1f. 
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zur Einleitung von Verhandlungen;!) sie wurden mit Geheim- 
rat Linde geführt. Das Ergebnis war der Abschluss einer 
Uebereinkunft, deren erster Artikel „die katholisch-theologische 
Fakultät zu Giessen auch zur Herzoglich Nassauischen Landes- 
universität für die katholische Theologie studierenden Nassauer“ 
erklärte.?) Von 1838 bis 1848 hat diese Verbindung bestanden, 
am 8. August 1848 wurde der Vertrag von Nassau gekündigt.?) 
Im Sommersemester 1848 hatten noch 32 nassauische Theo- 
logen in Giessen studiert, die Fakultät zählte damals 
87 Studierende.!) 


Die Kurhessische Regierung hatte die Kühnheit, die 
Verantwortung für die Aufhebung der Marburger Fakultät in 
vollem Umfang auf Nassau abzuwälzen. Am 31. Juli 1833 
fasste das Ministerium des Innern den von Hassenpflug unter- 
zeichneten Beschluss, dem akademischen Senat der Landes- 
universität zu eröffnen:°) ‚dass, als bei der Herzoglich- 
Nassauischen Regierung ernste Schritte geschahen, um sie 
zur Mitwirkung in endlicher den obwaltenden Verhältnissen 
angemessener Ausführung des Vertrages vom 30. Dezember 
1830 zu bestimmen, gedachte Regierung, dem in diesem 
Vertrage enthaltenen Vorbehalte gemäss, den Vertrag wider- 
rufen habe, und damit dessen Ausführung unmöglich gemacht 
werde.“ Dem Landtag wurde am 8. Oktober d. J. vom 


1) VIII StM 1564, Bl. 4. 

2) Der Entwurf: VII LR 1502, Bl. 106, die von Linde und Möller 
unterzeichnete Ausfertigung: VIII StM 1564, Bl. 27. — Der Darmstadt 
am 22. Februar 1838, Wiesbaden am 6. März 1838 unterzeichnete Vertrag 
ist abgedruckt: A. Lutterbeck, Geschichte der katholisch-theologischen 
Fakultät zu Giessen, Giessen 1860, 5. 95—97. 

3) VII StM 1564, Bl. 67 ff. Die Annahme der Kündigung von Seiten 
Kurhessens erfolgte durch Schreiben vom 15. Sept. 1848. Lutterbeck 
nennt $. 52 fälschlich den 11. Sept. als Tag der Kündigung. 

4) VIM LR 1505, Bl. 298 ff. — Lutterbeck a. a. O., S. 111. 


5) Rep. II tit. I lit Ca Nr. 2 Bl. 315; Marburger Universitätsakten 
A IV 1a A Ntr. 8 Bl. 22. 
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Landtagskommissar Meisterlin mitgeteilt:') „Zum Bedauern 
des Kurprinzen könne die mit der Herzoglich Nassauischen 
Regierung verabredete katholisch-theologische Fakultät nicht 
zur Ausführung kommen. Die kurhessische Regierung, auf 
deren vollständige konventionsmässige Ausführung ernstlich 
bedacht, habe die Herzoglich Nassauische Regierung um 
gleiche Massnahme dringend angegangen, aber statt will- 
fähriger und wirksamer Mitwirkung am Ende die Erklärung 
erhalten, dass... (es folgen die Worte des die Kündigung des 
Vertrages aussprechenden Schreibens vom 29. Mai d. J.)....es 
Herzoglich Nassauischer Seits vorgezogen werde, dem Ver- 
trage keine weitere Folge zu geben.“ Von den Bedingungen, 
die sie Nassau gestellt hatte, liess die kurhessische Regierung 
weder in dem einen noch in dem andern Fall etwas verlauten, 
dagegen machte ihr Vertreter Hassenpflug in der Stände- 
versammlung am 29. April 1834 die Mitteilung,?) dass der 
von Nassau zum Professor der Theologie designierte Sengler 
ihr niemals als solcher bekannt gemacht worden sei. Er 
vergass hinzuzufügen, dass Kurhessen niemals die Ratifikations- 
urkunden ausgewechselt hatte, und fühlte sich auch nicht ver- 
anlasst, durch ein objektives Referat über die gesammte Vor- 
geschichte der Kündigung des Vertrages dem Vorwurf einer beab- 
sichtigten Irreführung der Volksvertreter den Boden zu entziehen. 

In Marburg erregte jenes Schreiben Bestürzung, und der 
akademische Senat trat sofort in Beratung,?) welche 
Schritte etwa von Seiten der Universität zu unternehmen 
seien. Der Vizekanzler Robert veranschlagte die Wirkungen 
der Aufkündigung des Vertrags sehr hoch: die Universität 
verlor die Aussicht auf einen nicht unbeträchtlichen Zuzug 
von ausserhalb, was aber Marburg entging, fiel voraussichtlich 
Giessen zu, und endlich war zu befürchten, dass aus der 


1) 38. öffentliche Sitzung, Kurhessische Landtagsverhandlungen 
INT.782, 8.31. 

2) Kurhess. Landtagsverhandl. Nr. 19, S. 16, vgl. dazu oben 8. 19. 

3) Akten der Universität A IV 1a A Nr. 8 Bl. 48. 

Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 14 


Sue 


Vereinigung Nassaus mit der dortigen katholisch-theologischen 
Fakultät die Erhebung Giessens zur nassauischen Landes- 
universität!) sich entwickeln werde. Das Resultat dieser 
Verhandlungen war die Eingabe des Senats an das Ministerium 
des Innern vom 26. August,?) in der die dringende Bitte 
ausgesprochen wurde, die vertragsmässige Verbindung mit 
Nassau wieder herzustellen oder aber, wenn dies nicht tunlich 
sei, die katholisch-theologische Fakultät als eine lediglich 
kurhessische ins Leben treten zu lassen. Die Deckung der 
Kosten werde durch die von der Stadt Marburg dargebotene 
Beihülfe erleichtert, anderen Schwierigkeiten lasse sich dadurch 
begegnen, dass den inländischen Theologen nur die Zeit ihres 
akademischen Studiums .(3 Jahre vor ihrer Aufnahme in das 
geistliche Seminar) gesetzlich bestimmt, die Wahl der Uni- 
versitäten aber frei gelassen würde, wie dies in $ 25 des von 
den Mitgliedern der oberrheinischen Kirchenprovinz zu Frank- 
furt geschlossenen Vertrages verabredet worden und auch dem 
aufgekündigten Staatsvertrag mit Nassau gemäss wäre. — Im 
Jahre 1831 waren diese Vorschläge diskutabel, 1833 waren 
sie es nicht mehr. Das Antwortschreiben des Ministeriums 
vom 14. September,?) das zu jedem der vorgebrachten Punkte 
Stellung nahm, gipfelte daher in dem abweisenden Bescheid: 
„Das Verlangen, eine katholisch-theologische Fakultät neu zu 
errichten, erscheint unter den dermalen gegebenen Verhältnissen 
nicht an der Zeit.‘ 


1) Die Universität hatte durch Schreiben vom 80. September 1831 
angeregt, dass mit dem Herzogtum Nassau Unterhandlungen eingeleitet 
würden, dass es Marburg zur Landesuniversität erkläre (vgl. oben S. 46 
Anm. 1), und mit dem Grossherzogtum Hessen, dass die Universität 
Giessen mit Marburg vereinigt werde, vgl. den von dem Deputierten 
Wippermann in der Sitzung der Ständeversammlung am 20. Februar 
1834 vorgelesenen Bericht des permanenten Ausschusses: Kurhessische 
Landtagsverhandlungen 1834 Nr. 3, S. 4, Anlage 11 Nr. 70 8. 65. 


2) ebend. Bl. 46; Rep. H tit. I lit Ca Nr. 2, Bl. 316. 
3) ebend. Bl. 49; Rep. II tit. I lit Ca Nr. 2, Bl. 318. 
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Als in der Ständeversammlung am 1. Juli 1833 von dem 
Vizepräsidenten Schomburg anden Landtagskommissar die Frage 
gerichtet wurde, ob und wann die von der früheren Stände- 
versammlung angenommenen Gesetzentwürfe mit der höchsten 
Entschliessung versehen würden, lenkte der Deputierte Gerling, 
der derzeitige Vertreter der Universität bei dem Landtag, die 
Aufmerksamkeit auf das noch der Erledigung harrende Gesetz 
über das Studieren auf der Landesuniversität.)) Am 23. Juli 
wurde von dem Landtagskommissar ‚in Kürze“ ein Bescheid 
in Aussicht gestellt) am 8. Oktober gab er dann die Er- 
klärung ab:°) „Dass Se. Hoheit der Kurprinz und Mitregent 
das Gesetz über das Studieren auf der Landesuniversität nach 
der von der Ständeversammlung mittelst Schreibens vom 
9. November 1831*) an den Landtagskommissar mitgeteilten 
Fassung nur unter der Hinzufügung der Beschränkung zu 
genehmigen vermöchten, dass die dem geistlichen Stande sich 
widmenden Studierenden katholischer Konfession nicht ge- 
zwungen seien, ein Studienjahr auf der Universität zuzu- 
bringen.“ Im Anschluss daran erfolgte jene Eröffnung über 
die Auflösung des Vertrages mit Nassau.) Der Landtag 
überwies die Mitteilung des Ministeriums an den Ausschuss 
für Unterricht und Kultus. In der Sitzung vom 21. Oktober ®) 
erstattete in dessen Namen der Deputierte Gerling das 
Referat,”) das nach einem Rückblick über die einschlägigen 
Vorverhandlungen zu folgendem Ergebnis gelangte: „Durch 
die Eröffnung (vom 8. Oktober) ist nun einerseits klar, dass 
die katholisch-theologische Fakultät, von deren vorseiender 


1) 7. Sitzung, Kurhessische Landtagsverhandlungen Nr. 6, S. 20f. 
2) 12. Sitzung, Kurhessische Landtagsverhandlungen’Nr. 11, 8. 6. 
3) 38. Sitzung, Kurhessische Landtagsverhandlungen Nr. 87, S. 3. 
4) Die Abstimmung hatte am 5. Nov. stattgefunden, vgl. oben 8. 163. 
5) vgl. oben 8. 208. 

6) 43. Sitzung, Kurhessische Landtagsverhandlungen Nr. 42, S. 46. 
7) Abgedruckt als Anlage 205e, XCVIte Beilage zu den Kurhessischen 

Landtagsverhandlungen von 1833 8. 1ff. 
14* 
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Errichtung der Widerspruch des Bischofs und Domkapitels 
gegen das Gesetz wegen Studierens auf der Landesuniversität 
hergenommen war, in der damals beabsichtigten Weise nicht 
zu Stande kommen wird, und dass deshalb das im ständischen 
Schreiben vom 19. Juli 1832') unter Nr. 1 gestellte Ersuchen 
dermalen nicht erfüllt werden kann; andererseits aber dürfen 
nach der Ansicht des Ausschusses die weiteren Fragen, 
welche sich nunmehr darbieten werden: ob es notwendig und 
möglich sein wird, für Kurhessen allein noch das Projekt 
einer katholisch-theologischen Fakultät in Marburg zu verfolgen, 
und sich mit der geistlichen oberen Behörde über deren Grund- 
lagen zu verständigen, oder ob eine Wiedervereinigung mit 
dem Herzogtum Nassau zu gemeinschaftlichem Handeln in 
dieser Hinsicht ausführbar erscheine, die endliche Erlassung 
des wegen Studierens auf der Landesuniversität bis zur 
Sanktion fertig bearbeiteten Gesetzes-Entwurfs nunmehr nicht 
länger aufhalten, indem von dem Erscheinen oder Nicht- 
erscheinen jenes Gesetzes die Hinwegräumung oder das 
Bestehen eines längst anerkannten wesentlichen Gebrechens 
in unserer Gesetzgebung allein abhängt. Der Ausschuss glaubt 
demnach, auf die in dem ständischen Schreiben vom 19. Juli 1832 
gestellte zweite Alternative zurückkommen, und, bei den jetzt 
veränderten äusseren Umständen, darauf antragen zu müssen: 
die Ständeversammlung wolle ihre Zustimmung dazu erteilen, 
dass dem $ 1 des fraglichen Gesetzes ein zweiter Absatz 
zugefügt werde, des Inhalts: „Die dem geistlichen Stande 
sich widmenden Studierenden katholischer Konfession sind 
nicht gezwungen, ein Studienjahr auf der Universität Marburg 
zuzubringen.‘“ Der Antrag des Ausschusses wurde genehmigt.?) 


1) vgl. oben 8. 174 ff. 

2) Der akademische Senat der Universität Marburg hatte unter 
gleichzeitiger Übersendung seiner Eingabe an das Ministerium Prof. Gerling 
am 26. August aufgefordert, „bei den Ständen sowohl als bei der Regierung* 
entsprechend zu wirken, Universitätsakten A IV 1a Bl. 46. Gerling 
antwortete dem Senat von Cassel aus am 27. September, ebend. Bl. 50, 


Schon am 29. Oktober 1833 wurde in dieser Fassung das 
„Gesetz, das Studieren auf der Landesuniversität 
betreffend‘ publiziert,!) und, wohl in der Erwartung, dass jetzt 
alle Schwierigkeiten beseitigt seien, auch das Regulativ vom 
3l. August 1829 am 25. Januar 1834.?) 

Aber die katholisch-theologische Fakultät verschwand mit 
diesem Beschuss noch nicht aus den Verhandlungen der Stände- 
versammlung. Denn dem am 11. November 1833 zusammen- 
tretenden neuen Landtag ging eine Eingabe des Pro- 
fessors Multer in Marburg zu, in der die Bitte aus- 
gesprochen wurde, die Staatsregierung zu ersuchen und dahin 
zu wirken, dass. diese Lehranstalt baldmöglichst ins Leben 
trete und dadurch eine fühlbare Lücke in der kurhessischen 
Schulorganisation ausgefüllt werde. Da der Kultusausschuss, 
dem dieses Gesuch überwiesen worden war, am 18. April 1834 
einen Bericht?) erstattete, der sich auf die Seite des Petenten 
stellte — Referent war jetzt Professor Endemann, der an Stelle 








dass er zwar bei dem Ministerium vorstellig geworden sei, „dass ein 
definitiver Beschluss nicht erfolge, bevor der akademische Senat noch 
ausführlicher darüber sieh zu äussern Gelegenheit erhalten habe,“ dass 
er aber nicht in der Lage sei, die Wünsche des Senats vor den Ständen 
zu vertreten. Seine Ansicht ging dahin, dass unter den derzeitigen 
Verhältnissen die einseitige Errichtung einer katholisch-theologischen 
Fakultät dem Interesse des Landes und der Universität selbst wenig 
entsprechen würde. Denn 1) würde diese Anstalt nur für einen sehr 
geringen Teil der Untertanen bestimmt sein; 2) bestehe der Widerspruch 
der geistlichen Oberbehörde der kurhessischen Katholiken noch fort, und 
die Umgehung dieses Widerspruchs durch Staatsmassregeln werde den 
katholischen Untertanen als Gewissenszwang erscheinen; 3) sei die Ver- 
wendung der für die Universität bewilligten Geldmittel zu einer Ein- 
richtung, die von denen, für die sie geschaffen werden solle, nicht in 
Anspruch genommen. werde, unzweckmässig; 4) endlich‘ werde dem 
Wohl der Universität mehr gedient durch die Vervollkommnung der 
schon bestehenden, als durch die Begründung neuer Einrichtungen. 

1) Gesetzessammlung S. 143 ff. 

2) Gesetzessammlung 8. 4. 

3) Kurhessische. Landtags-Verhandlungen Nr. 16, S. 10. Anlage 64: 
XXXVste Beilage zu den Kurhessischen Landtags-Verhandlungen von 1834. 
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von Gerling zum Vertreter der Universität gewählt worden 
war — so kam es am 29. April d. J. noch einmal zu einer ein- 
gehenden Generaldebatte!) über die Fakultät, die jedoch gegen- 
über den früheren Verhandlungen nach der prinzipiellen wie nach 
der historischen Seite keinen Fortschritt aufwies. Unter einen 
wesentlich neuen Gesichtspunkt aber wurde die ganze Frage 
dadurch gerückt, dass darüber Zweifel bestanden, ob die 
Fakultät als noch existierend oder als aufgehoben anzusehen 
sei. Der Ausschuss sprach sich dahin aus, dass die von der 
kurhessischen Regierung rechtsgültig konstituierte Fakultät 
der Form und dem Rechte nach weiterexistiere, da sie nicht 
aufgehoben worden sei. Dadurch dass Nassau von der Ge- 
meinschaft zurücktrat, hörte zwar diese selbst auf, keineswegs 
aber die in feierlichster Form vollzogene Stiftung Kurhessens; 
Endemann wiederholte diese Gedanken in der Debatte. Der 
Regierungsvertreter Geh.-Rat Hassenpflug bestritt dagegen die 
Fortexistenz der Fakultät, denn sie sei nur als gemeinschaft- 
liche gegründet und habe daher aufgehört, als Nassau von 
seinem Kündigungsrecht Gebrauch machte. Die Majorität der 
Versammlung stellte sich auf die Seite der Regierung, indem 
die beiden am Schluss der Debatte von dem Präsidenten ge- 
stellten Fragen: 1) „Soll die Staatsregierung ersucht werden, 
zur Vollziehung des $ 25 der Verordnung vom 30. Januar 1831 
die akademische Bildung der Kandidaten des katholischen 
geistlichen Standes als Erfordernis ihrer Anstellung in dem- 
selben auszusprechen? 2) Soll die Staatsregierung ersucht 
werden, geeignete Massregeln zu ergreifen zur Beseitigung 
der Anstände, welche die vollständige Ausführung und Be- 
nutzung der katholisch-theologischen Fakultät in Marburg bis- 
her gefunden hat?“ durch Stimmenmehrheit verneint wurden. 

Für die Regierung waren mit dieser Verhandlung die 
Akten über die katholisch-theologische Fakultät geschlossen.?) 








1) Kurhessische Landtags-Verhandlungen 1834 Nr. 19, S. 6—22, 
2) Multer, der in verschiedenen, inhaltlich im wesentlichen über- 
. einstimmenden, Eingaben sich auch an das Ministerium gewandt hatte, 


In dem Verzeichnis der Vorlesungen an der Uni- 
versität Marburg für das Sommersemester 1831 war die 
katholiseh-theologische Fakultät zum ersten Mal erwähnt 
worden,!) sie bildete dann eine ständige Rubrik in dem Ver- 
zeichnisse?) bis zum Sommer 1833, indem sie mit der evan- 
gelisch-theologischen Fakultät unter „Theologie“ zusammen- 
gefasst wurde und hinter dieser älteren Fakultät ihren Platz 
fand; in dem Vorlesungs-Verzeichnis für das Wintersemester 
1833/1834 wurde sie nicht mehr aufgeführt. Dementsprechend 
wurde vom Wintersemester 1831/1832 bis Sommersemester 1833 
Multer in dem „Verzeichnis der Lehrer und Studierenden an 
der Kurfürstlichen Landes-Universität Marburg“ als „katho- 
lisch-theologischer“ Professor bezeichnet. Diese Erwähnung 
der Fakultät in den amtlichen Veröffentlichungen der Univer- 
sität erweist die Tatsache, dass sie nicht nur durch Verlesung 
und Veröffentlichung des Stiftungsbriefs „konstituirt‘“ worden 
sondern auch als bestehende Institution von Seiten der Re- 
gierung angesehen wurde. Dass eben diese Regierung nach 
dem Auftreten der von Fulda aus erhobenen Schwierigkeiten 
in den auf deren Beseitigung abzielenden Bemühungen von 
der „Errichtung“ der Fakultät als von einer erst noch bevor- 
stehenden Handlung zu reden pflegte, war mithin die Ver- 
schleierung eines klaren Tatbestandes. Dass sie auf der 
anderen Seite das Recht besass, ihre eigene Schöpfung wieder 
aufzuheben, unterlag wohl keinem Zweifel, auch die Zu- 








hielt es für angezeigt, dem letzteren am 4. August 1834 seinen Standpunkt 
auf neue darzulegen: Rep. II tit. I Lit Ca Nr. 2, Bl. 341-855, fand 
aber durch Hassenpflug eine energische mündliche Zurückweisung, ebend. 
Bl. 358. 
1) 8. 15 „Die Vorlesungen der Professoren der katholisch-theolo- 
gischen Fakultät werden baldigst angezeigt werden“. 
2) Multer kündigte an W.->. 1831/1832: Theologische Moral nach 
Wanker, christliche Sittenlehre 3. Auflage; Pastoraltheologie nach eigenen 
Sätzen; Kirchenrecht. — S.-8. 1832: ebenso. — W.-$8. 1832/1833 ebenso, 
das Kirchenrecht hier „in Beziehung auf Kurhessen und die oberrheinische 
Kirchenprovinz“. — 8.-8. 1833. wie W.-S. 1832/1833. 


DEZ 


stimmung der Ständeversammlung, die übrigens durch die 
letzte Abstimmung vom 29. April 1834 ausgesprochen wurde, 
war dazu nicht erforderlich. Durch die oben mitgeteilte Er- 
öffnung des Ministeriums an den Senat der Uni- 
versität Marburg vom 31. Juli 1833 war die Fa- 
kultät de iure aufgehoben. 

Durch den Frankfurter Vertrag war die Regierung ver- 
pfliehtet, dafür Sorge zu tragen, dass die kurhessischen 
Studierenden der katholischen Theologie, nachdem die Landes- 
Universität für sie in Wegfall gekommen war, an einer anderen 
Hochschule ihre theologischen Studien. aufnahmen. Dieser 
Verpflichtung aber erinnerte sich die Regierung nicht, und 
wir hören von keinen Versuchen, ähnlich denen der nassauischen 
Regierung. Die Ausbildung des katholischen Klerus wurde 
vielmehr in vollem Umfang der theologischen Lehranstalt am 
Seminar zu Fulda überlassen. Dieser Ausgang war ein voll- 
ständiger Sieg des Bischofs und Domkapitels zu 
Fulda, denn sie erreichten alles, was sie gefordert hatten, 
und mit gutem Grund wurde auf ihn zwanzig Jahre später 
von dem Episkopat der oberrheinischen Kirchenprovinz hin- 
gewiesen, als es galt, das bischöfliche Recht der Erziehung 
des Klerus historisch zu rechtfertigen.!) 

Der Zustand des Fuldaer Priesterseminars war 
in den Jahren des Kampfes um die Fakultät von deren Gegnern 


Freiburg i. Br. 1853, S. 63: „Diese Tatsache (sc. des Fortbestandes der 
theologischen Lehranstalt im Seminar zu Fulda nach der Verordnung 
vom Jahre 1830) ist um so gewichtiger, wenn man bedenkt, dass aller- 
dings auch die kurhessische Regierung in Gemässheit der Verordnung 
vom 30. Januar 1830 eine katholisch-theologische Fakultät in Marburg 
errichten wollte. Allein der Bischof von Fulda verweigerte dieser Fakultät 
seine Anerkennung und bestand darauf, dass seine Theologen im Seminar 
zu Fulda ihre Studien machten — und der kurhessische Staat respektierte 
das Recht des Bischofs, die Fakultät kam nicht zu Stande, (as Seminar 
zu Fulda dauerte fort bis heute.“ H. Brück, Geschichte der katholischen 
Kirche, 2. Bd. 8. 444: „Hätten doch nur die andern Bischöfe dieses 
Beispiel (des Bischofs von Fulda) nachgeahmt!“ 
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als ein blühender dargestellt worden, aber die Sicherheit, mit 
der dieses Urteil ausgesprochen wurde, ist dureh die weitere 
Entwieklung des Instituts in nur beschränktem Masse gerecht- 
fertigt worden. Mängel in der Ausbildung der geistlichen 
Alumnen und speziell die Vernachlässigung des Studiums der 
Philosophie gaben dem landesherrlichen Bevollmächtigten bei 
dem Bistum, Regierungsdirektor Eggena, in den Jahren 1836 
und 1837 Anlass zu wiederholten Vorstellungen,!) deren prak- 
tische Wirkung aber dadurch abgeschwächt wurde, dass in 
Bezug auf die geistlichen Vorsteher und Lehrer des Priester- 
seminars die Zuständigkeit des Bischofs nach dem Regulativ 
vom 31. August 1829 nicht zu bestreiten war. Zu erheblichen 
Bedenken musste auch die Beobachtung Anlass geben, dass 
Bischof und Domkapitel die Vorschrift zu umgehen suchten, 
dass nur mit Maturitätszeugnissen versehene Jünglinge zu den 
Studien an der theologischen Lehranstalt zuzulassen seien.?) 

Im Herbst des Jahres 1839 erregte der Eintritt einiger 
früherer Fuldaer Gymnasiasten in das Jesuitenkolleg zu Freiburg 
in der Schweiz die Aufmerksamkeit der Regierung.?) Dieser 
Vorgang gewann dadurch an Bedeutung, dass ihr bald darauf ein 
Brief bekannt wurde, in dem einer von ihnen, .... der in Brieg im 
Kanton Wallis Novize werden wollte, seinen Eltern schrieb: 
„Sagt niemandem etwas von meinem Vorhaben als dem hoch- 
würdigen Herrn Bischof. Wisset, dass dies wahrscheinlich der 
letzte Brief ist, den ich euch von Freiburg aus schreibe, dass ferner 


1) Akten betr. das Priesterseminar zu Fulda, I vol. 1826— 1866, 
Ministerium des Innern Rep. V Kl. 59 Nr. 16 (Königl. Regierung zu 
Cassel); die Akten sind nicht paginiert. 

.. 2) Beschwerde des Gymnasialdirektors Dr. Bach in Fulda bei der Re- 
gierung v. 16. Oktober 1839: Akten betr. die Aufnahme in das Priesterseminar 
zu Fulda 1838—1867, Ministerium des Innern Rep. V Kl. 59 Nr. 18 (Königl. 
Regierung zu Cassel). Es ist sehr beachtenswert, dass somit in Fulda 
dieselbe Praxis festgestellt worden ist wie in Limburg (vgl. oben S. 202). 

3) Akten betr. die Ausbildung katholischer theologischer Zöglinge 
in auswärtigen Anstalten, Ministerium des Innern Rep. V. Kl. 59 Nr. 25 
(Königl. Regierung in Cassel). 
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die Briefe im Noviziat von den Herren Oberen gelesen werden, 
sowohl die meinigen als die eurigen. Danach habt ihr euch zu 
richten. Seid alle frohen Mutes und kindlichen Vertrauens auf 
Gott, der euch und mir seine gnädige Hülfe nicht versagt. Wir 
werden uns nach einigen Jahren schon einmal wiedersehen. 
Der Herr Pater Rektor Brocard hat schon ermunternd davon 
gesprochen, wenn ich einmal als Missionar in meine Heimat 
rückte, um die Gläubigen der Kirche treu zu erhalten und 
die Abtrünnigen zurückzuführen, o welche Wonne.“ Die im 
Auftrag der Regierung von der Polizeidirektion in Fulda 
angestellten Erhebungen ergaben jedoch keine Anhaltspunkte 
für jesuitische Umtriebe in Kurhessen. Aber dann erschien 
noch in einer Frankfurter Zeitung!) ein Artikel, der von der 
beabsichtigten Gründung eines durch Jesuiten geleiteten geist- 
lichen Seminars in Fulda berichtete, und es ging das Gerede, 
dass Bischof Pfaff die Absicht habe, Jesuiten zu berufen. 
Diesen Gerüchten wurde dadurch der Boden entzogen, dass 
der Bischof dem Regierungsdirektor Eggena am 3. Dezember 
die schriftliche Erklärung zukommen liess, dass ihm der Ge- 
danke, Jesuiten nach Fulda zu verpflanzen, noch nie in den 
Sinn gekommen, und dass er keinen der Schüler nach Rom 
oder nach Freiburg gesendet, oder ihm auch nur die Ver- 
anlassung gegeben habe, dorthin zu gehen.?) 

Vielleicht haben alle diese Erfahrungen dazu mitgewirkt, dass 
der Plan einer von Nassau und Kurhessen gemein- 
schaftlieh in Marburg zu erricbtenden katholisch- 








1) Frankfurter Journal, Nr. 335, Samstag den 1. Dezember 1839. 

2) In Jahre 1843 haben längere Verhandlungen darüber statt- 
gefunden, dass der Klerikalalumnus Leonhard Schneider aus Hünfeld 
nach seiner Ausbildung im Kollegium Germanikum in Rom im Fuldaer 
Priesterseminar als Lehrer beschäftigt wurde. Die Regierung war nicht 
im Stande, seine Entfernung herbeizuführen vgl. Akten betr. Aufnahme 
in das Priesterseminar zu Fulda. — Im April des Jahres 1851 hat dann 
eine Jesuitenmission in Fulda stattgefunden vgl. B. Duhr 8. J., Akten- 
stücke zur Geschichte der Jesuiten-Missionen in Deutschland 1848 —1872 
Freiburg i. Br. 1903, S. 60. 


* 
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theologischen Fakultät neun Jahre nach der Auf- 
lösung des Vertrags von 1830 noch einmal angeregt 
worden ist von — kurhessischer Seite. Am 14. Februar 
1842 richtete der Polizeidirektor Robert in Oassel an den 
Regierungspräsidenten Möller unter Hinweis auf dessen freund- 
liche Beziehungen zu seinem Vater, dem verstorbenen Kanzler 
Robert, „auf Anregung des damaligen Chefs des Ministeriums 
des Innern Herrn Staatsrat Koch“ eine konfidentielle Anfrage, !) 
ob „die durch mehrere Zeitungen verbreitete Nachricht, dass 
Giessen zur Landes-Universität für die Studierenden aus dem 
Herzogtum Nassau erklärt werden würde, — sie hat bei dem 
diesseitigen Gouvernement lebhafte Sensation erregt, indem 
man dadurch der Universität Marburg einen Vorteil entgehen 
sieht, — Grund hat und ob es vielmehr noch an der Zeit sei, 
um eine Interzession für Marburg eintreten zu lassen, wozu 
man diesseits, auch selbst, wenn bedeutende Opfer gebracht 
werden müssten, sehr bereit zu sein scheint.“ Die Antwort 
Möllers vom 28. Februar d. J.?) bezeichnete zwar die in den 
Zeitungen verbreiteten Gerüchte als „noch zur Zeit nicht .ge- 
gründete,“ aber enthielt in Bezug auf die kurhessisehen Wünsche 
ein glatte Absage. „Ein jedes Ding hat seine Zeit, und ist 
der rechte Augenbliek unbenutzt verschwunden, so kehrt er 
selten zurück. Der Weg zur vollständigsten und engsten Ver- 
bindung (sc. der nassauischen Studierenden mit der Universität 
Marburg) war gebahnt durch den Vertrag, welchen ieh in 
höchstem Auftrag mit Ihrem seligen Herrn Vater zur Errichtung 
einer gemeinschaftlichen katholischen Fakultät in Marburg ge- 
schlossen hatte, kurhessischerseits wurde die Auswechslung der 
schon zugesicherten Ratifikation verweigert und damit.... der 
Verbindung entsagt. Von der Grossherzoglich hessischen Seite 
wurden uns günstige Anträge für Giessen gemacht und so ist 
das Giessen zu Teil geworden, was anfänglich für Marburg 
bestimmt war.‘ 


1) Nassauische Akten VII LR 1519 Bl. 281. 
2) ebend. Bl. 279f. 
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XII. Kapitel. Die Gründe des Untergangs der Fakultät. 


Der Errichtung der katholisch-theologischen Fakultät an der 
Universität Strassburg i. J. 1903 sind innerhalb der katholischen 
Kirche Deutschlands Kämpfe vorangegangen, in denen zum 
Teil mit denselben Argumenten gestritten worden ist wie zur 
Zeit der Marburger katholisch-theologischen Fakultät, auch 
die temperamentvolle Art der Polemik war die gleiche. Dass 
über die Vorzüge einer an den Universitäten oder in bischöf- 
liehen Seminaren dargebotenen Ausbildung auch noch in der 
Gegenwart innerhalb der katholischen Kirche geradezu ent- 
gegengesetzte Auffassungen vertreten werden,!) ist eine in 
hohem Grade lehrreiche Tatsache, denn sie beweist das fort- 
dauernde Nebeneinanderbestehen zweier verschiedener Bildungs- 
ideale und bezeugt zugleich die Kompliziertheit der Frage nach 
der zweckmässigsten Gestaltung des Unterrichts der angehenden 
Priester. Ob dessen Überweisung an Fakultäten oder an 
Seminare den Interessen der katholischen Kirche entspricht, 
darüber würde dieser selbst das ausschliessliche Urteil über- 
lassen werden können, wenn es sich hier lediglich um eine 
innerkirchliche Angelegenheit handelte. Aber angesichts der 
Bedeutung der katholischen Kirche und ihrer privilegierten 
Stellung im öffentlichen Leben haben schon in den dreissiger 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts die Regierungen es als 
ihre Pflicht erachtet, auf eine gründliche und umfassende Unter- 
weisung der künftigen Lehrer des Volkes hinzuwirken. Diese 
Bemühungen durch den Hinweis darauf zu diskreditieren, dass 
ihre Vertreter zumeist dem evangelischen Bekenntnis angehörten, 
mochte sich als ein agitatorisch brauchbarer Vorwurf erweisen, 
aber war tatsächlich gegenstandslos.. Denn vom einseitig 
konfessionell-evangelischen Standpunkt aus hätte sich das 


1) (Fr. X.) Heiner, Theologische Fakultäten und Tridentinische 
Seminarien. Paderborn 1900; ders., Nochmals Theologische Fakultäten 
und Tridentinische Seminarien, 2. Aufl., ebend. 1901. — J. B. Holzammer, 
Die Bildung des Klerus in kirchlichen Seminarien oder an Staats- 
universitäten, Mainz 1900. 
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entgegengesetzte Verfahren empfohlen.!) Es waren vielmehr 
nationale und allgemein politische Erwägungen, die den Re- 
gierungen den Weg wiesen, den sie eingeschlagen haben. 
Bei den Angriffen auf die katholisch theologische Fakultät 
zu Marburg hat kein Beweismittel sich einer grösseren Be- 
liebtheit erfreut als der Beschluss des Tridentinischen Konzils 
Sessio XXIII ce. 18 de ref. Wo und wann immer die Gegner 
der Fakultät das Wort.ergriffen, in Eingaben, in Denkschriften 
oder in mündlichen Verhandlungen, stets verwiesen sie auf 
dieses Dekret als auf eine kirchliche Entscheidung, die durch 
die Gründung der Fakultät verletzt worden sei. In diesem 
Gesetz bestimmte die Synode: ut singulae cathedrales, metro- 
politanae atque his maiores ecelesiae pro modo facultatum 
et dioecesis amplitudine certum puerorum ipsius civitatis et 
dioecesis, vel eius provinciae, si ibi non reperiantur, numerum 
in collegio ad hoc prope ipsas ecclesias vel alio in loco con- 
venienti ab episcopo eligendo alere ac religiose educare et 
ecelesiastieis diseiplinis instituere teneantur. In hoc vero 
collegio recipiantur qui ad minimum duodeeim. annos et ex 
legitimo matrimonio nati sint, ac legere et scribere competenter 
noverint, et quorum indoles et voluntas spem afferat, eos 
ecclesiastieis ministeriis perpetuo inservituros. Pauperum autem 
filios praeeipue eligi vult; nee tamen ditiorum exeludit, modo 
suo sumptu alantur, et studium prae se ferant Deo et ecelesiae 
inserviendi. Hos pueros episcopus in tot celasses, quot ei 


1) Kardinal Hergenröther sagt mit Recht in einem Aufsatz 
„Universitäts- und Seminarbildung der Geistlichen“ (Chilianeum, Bl. f. 
kath. Wissenschaft, Würzburg 1869, I. Bd. S. 428ff.): „Da wo die Be- 
dingungen für eine gedeihliche und erfolgverheissende Durch- und Weiter- 
bildung der Kandidaten gegeben sind, die anderwärts nicht so leicht sich 
herstellen lassen, wäre das Aufgeben oder eine Destruktion der theo- 
logischen Fakultät irgend einer Hochschule oder eine Abberufung aller 
Kleriker von derselben nicht zu rechtfertigen; kaum könnte die Kirche 


= 


ihren Todfeinden einen grösseren Gefallen erweisen,“ abgedruckt: Fr. X 


* Kraus, Über das Studium der Theologie sonst und jetzt (Akad. Rede), 


Aufl., Freiburg i. Br. 1890, S. 17, Anm. 1. 
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videbitur, divisos iuxta eorum numerum, aetatem ae in dis- 
eiplina ecelesiastica progressum, partim, eum ei opportunum 
videbitur, eeelesiarum ministerio addicet, partim in collegio 
erudiendos retinebit; aliosque in locum eductorum suffieiet, 
ita ut hoc collegium Dei ministrorum perpetuum seminarium 
sit. Ut vero in eadem diseiplina ecelesiastica commodius 
instituantur, tonsura statim atque habitu elerieali semper utentur; 
grammatices, cantus, computi ecelesiastiei, aliarumque bonarum 
artium diseiplinam discent, sacram scripturam, libros ecele- 
siasticos, homilias sanetorum, atque sacramentorum traden- 
dorum, maxime quae ad confessiones audiendas videbuntur 
opportuna, et rituum ac caeremoniarum formas ediscent..... 

Dass hier die Begründung von Seminarien zur Erziehung 
von Klerikern gefordert wird, ist klar; die Notwendigkeit 
dieser Massregel ergab sich aus dem damaligen Stand der 
Universitäten und dem Verfall der Dom- und Klosterschulen.!) 
Nur darüber bestehen Meinungsverschiedenheiten, ob dieses 
Gesetz dahin zu verstehen ist, dass den von ihm verlangten 
und beschriebenen Diözesanseminarien fortan die alleinige 
und gesammte Ausbildung der Priester, unter Ausschluss 
der theologischen Fakultäten, zufallen sollte, oder ob die 
neuen Institute die Aufgabe hatten, den Fakultäten än den 
Universitäten ergänzend zur Seite zu treten. Die letztere Auf- 
fassung ist die richtige, sie ergiebt sich aus dem Wortlaut des 
Gesetzes und anderen Aussagen des Konzils. Schon der Um- 
stand, dass das Gesetz die vorhandenen Fakultäten gar nicht 
erwähnt, beweist, dass die beabsichtigten neuen Anstalten 
keinen Gegensatz zu ihnen oder gar einen Ersatz bilden sollen. 
Aber ihr Fortbestand wird sogar von der Synode voraus- 
gesetzt, denn die Bestimmung der Seminare vorzugsweise 
für arme Knaben rechnet damit, dass die dem Priesterstand 
sich widmenden Knaben wohlhabender Eltern an anderen 
Orten ihre Bildung suchen werden d. h. an den Universitäten. - 
Allerdings zeigt die Normierung der in den Seminarien zu 


1) Heiner, Theologische Fakultäten S. 20 ff. 
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behandelnden Lehrgegenstände als das Ziel dieser Anstalten eine 
wesentlich praktische Ausbildung. Aber es müsste dem Konzil 
Gleichgültigkeit oder geradezu Feindschaft gegen wissenschaft- 
lich-theologisches Studium unterstellt werden, wenn man an- 
nehmen wollte, dass es mit diesem Seminargesetz einen Angriff 
auf die durch Satzung und geschichtliche Entwicklung zu seiner 
Pflege berufene Organe, d.h. die Fakultäten an den Hochschulen, 
beabsichtigte. Dass es im Gegenteil diesen Korporationen grosse 
Hochachtung entgegenbrachte!) und ihre weitere Wirksamkeit 
voraussetzte, bewies es klar, indem es Sessio XXII ce. 2 de 
ref. die Forderung aufstellte, dass der zum Bischof zu Er- 
wählende den Besitz eines akademischen Grades nachweisen 
sollte, und indem es an mehreren Stellen die Privilegien der 
Universitäten anerkannte (Sess. VII c. 13 de ref.; Sess. XIV e.5 
deref.; Sess. XXV ce. 6 de ref.'c. 9 de ref. ef. ec. 2 de ref.). 

Unter den am Anfang des neunzehnten Jahrhunderts von 
Rom aus ergangenen Kundgebungen nahm dann freilich die Note 
Consalvis vom-10. August 1819?) gegenüber den Universitäten 
eine scharf ablehnende Haltung ein und üherwies den Bischöfen 
die Aufgabe, die in den geistlichen Stand Eintretenden in den 
theologischen Wissenschaften zu unterweisen; auch bei anderen 


- Gelegenheiten wurden von der Kurie scharfe Urteile über die 


deutschen Universitäten gefällt.) Aber die Bullen Provida 
solersque vom 16. August 1821%) und Ad dominiei gregis 
custodiam vom 11. April 1827,5) in denen die kirchenrecht- 
lichen Ansprüche des Oberhauptes der katholischen Kirche 
in Bezug auf die oberrheinische Kirchenprovinz kodifiziert 
wurden, haben sich auf die Forderung der Errichtung triden- 
tinischer Seminare beschränkt, ohne ihnen ausschliesslich die 
Ausbildung des Klerus zu überweisen. Es sind daher auch in den 
Diözesen Freiburg und Rottenburg, in denen sich Universitäten 


1) Vgl. Hergenröther a. a. O., Heiner a. a. O. 8. 24f. 
2) Vgl. oben S. 25. 

3) Vgl. oben S. 107, Anm. 1. 

4) Vgl. oben S. 30, 

5) Vgl. oben 8. 40. 
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befanden, keine tridentinischen Seminare errichtet worden, son- 
dern nur Konvikte zur Ausbildung für die praktische Seelsorge.') 

Die Behauptung, dass die Begründung einer katholisch- 
theologischen Fakultät an der Universität Marburg gegen die 
durch Tridentinum Sess. XXIII e. 18 de ref. und die angeführten 
Bullen geschaffene Rechtslage verstiess, war demnach unzu- 
treffend d.h. die Gründe für das Scheitern der Fakultät 
lagen nicht auf dem Gebiet des kirchlichen Rechts. 

Ein anderer in der Polemik gegen die Fakultät ständig 
wiederkehrender Vorwurf ging dahin, dass ihre Errichtung 
an einer Universität protestantischen Charakters den Interessen 
der katholischen Kirche nicht entspreche und grosse Gefahren 
umschliesse. Dies ist von dem Bischof und dem Domkapitel 
zu Fulda unermüdlich behauptet worden, der Magistrat dieser 
Stadt hat es wiederholt, auch in der kurhessischen Stände- 
versammlung und in der Tagespresse ist dieses Urteil laut 
geworden. Dem gegenüber ist die Tatsache von erheblicher 
Bedeutung, dass der Bischof von Limburg . zur Zeit der 
Vorverhandlungen über die Gründung der Fakultät und dann 
später, als nach deren Auflösung der Anschluss Nassaus an 
Giessen in Frage stand, einen wesentlich anderen Standpunkt 
einnahm und dabei das Domkapitel auf seiner Seite gehabt 
zu haben scheint. Ferner hat nicht ein einziger der Theologen, 
mit denen von Wiesbaden und von Cassel aus betreffs Über- 
nahme einer Professur Verhandlungen angeknüpft wurden,?) 
9) Heiner, Theologische Fakultäten S. 26. — Theologische Fakul- 
täten wurden begründet: in Breslau 1811, in Tübingen 1817, in Bonn 1818, 
vgl. Scheuffgen, Universitäten: Wetzer und Weltes Kirchenlexikon, 
2, Aufl., XI. Bd., Freiburg i. Br. 1901, S. 365f. P. Hinschius, System 
des katholischen Kirchenrechts IV. Bd., Berlin 1888, S. 527 ff. 

2) Die ersten, auf den Vorschlägen des akademischen Senats der 
Universität Marburg vom 24. Februar 1831 (Universitätsakten A IV la 
A Nr. 8, Bl.9) ruhenden Erkundigungen wurden durch Beschluss des 
kurhessischen Ministeriums vom 19. März d. J. dem Professor Jordan 
übertragen, der sich seinerseits der Vermittlung Multers bediente. Die 
Verhandlungen: Kurhessische Akten Rep. II tit. I lit. Ca Nr.2. Der aus 


Anzefahr unweit Marburg stammende, später als Herausgeber des Kirchen- 
lexikons bekannt gewordene Prof. Heinrich Joseph Wetzer (gest. 1853; 
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Bedenken gegen das Institut selbst geäussert. Und dabei er- 
gingen diese Anfragen ziemlich planlos, nicht etwa an einen 
Kreis sorgfältig ausgewählter Persönlichkeiten. Mehrere Theo- 
logen haben sich sogar bei der kurhessischen und der nassau- 
ischen Regierung um Anstellung an der Fakultät beworben, ') 


Wetzer u. Weltes Kirchenlexikon, 2. Aufl., XII. Bd. 8.1419) wäre „freudig 
und vertrauensvoll“ dem Ruf in sein Heimatland gefolgt, wenn nicht auf 
die Nachricht davon das akademische Konsistorium sofort eine Gehalts- 
erhöhung und seine „formelle Einweisung in die theologische Fakultät“ 
beantragt hätte (Brief an Multer vom 3. April d. J., a. a. O., Bl. 115f.). — 
Lie. Wocher, nieht mehr Repetent in Tübingen, sondern Professor an 
dem Obergymnasium in Ehingen, als ihn die Anfrage erreichte, lehnte 
zwar aus persönlichen Gründen ab, aber schrieb: „Alles lässt einen 
günstigen Bestand der neuen Fakultät hoffen‘ und stellte ihr ein günstigeres 
Prognostikon als der Giessener (Brief an Multer vom 14. April d. J., 
a. a. O., Bl. 119£.). — H. J. Vogelsang in Bonn (gest. 1863, vgl. H. Hurter, 
Nomenclator litterarius tom. III., ed. II., Oeniponte 1895, p. 1154) lehnte 
zur Zeit ab, da er Ende März d. J. zum ausserordentlichen Professor 
ernannt worden war und nicht schon zum Beginn des Sommersemesters 
abkömmlich war (Brief an Multer vom 20. April d. J., a. a. O., Bl. 122). — 
Der Präzeptor Braun in Neckarsulm, anfangs zurückhaltend, zeigte dann 
grosses Verlangen nach einer Berufung (Brief an Multer vom 12. Mai 
und 14. Juli d. J., a. a. O., Bl. 132. 176). — Der Tübinger Repetent 
Halder war zur Übernahme einer Professur bereit (Brief an Multer vom 
13. Mai d. J., a.a. O., Bl. 133f.). — Über. die Geneigtheit Berlages, nach 
Marburg zu kommen, vgl. oben 8. 156, Anm. 4. — Gesellchen folgte 
allerdings den Wandlungen des Bischofs Brand, vgl. oben S. 137. Als 
er im Alter von 28 Jahren am 4. Februar 1834 in Limburg starb, widmete 
ihm der „Kirchenhistorische Bemerker“ Nr. 8, 26. Februar 1834, Beilage 
zum Allg. Religionsfreund, Worte warmer Anerkennung. 

1) So der Pfarrer Dr. Wilhelm Smets in Hersel bei Bonu, der nach 
seiner Angabe im Jahre 1824 von dem Bischof Hommer zu Trier eine 
Berufung als Professor an das dortige bischöfliche Seminar erhalten aber 
wegen der geringen Dotation der Stelle abgelehnt hatte (Brief an den 
Minister Schenek zu Schweinsberg und Geh. Rat Riess vom 4. Juli 1831). 
Bischof Pfaff urteilte günstig über Smets, vgl. oben S. 188 Anm. 1. — 


Da „sicherem Vernehmen nach die abgebrochenen Verhandlungen über die 


Realisierung einer katholisch-theologischen Fakultät zu Marburg wieder 
angeknüpft‘“ wurden, stellte sich unter Berufung auf seine ausgedehnte 
litterarische Wirksamkeit der Pfarrer Fr. W. Goldwitzer (vgl. Hurter 


Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 15 


- 26 — 


dazu gehörte neben Professor Staudenmaier') in Giessen auch 








a. a. O., 8. 821) in Buchenbach bei Erlangen durch Schreiben vom 
9. November 1832 dem kurfürstlichen Ministerium zur Verfügung (a. a. O. 
Bl. 287£.). 

1) Bischof Brand von Limburg hatte am 26. Februar 1831 an Prof. 
Staudenmaier in Giessen die Aufforderung gerichtet: „einen Mann zu 
nennen, der, im Fache der Dogmatik ausgezeichnet, geneigt wäre, einem 
Ruf nach Marburg zu folgen.“ Staudenmaiers Auskunft von 28. Februar 
d. J. (Nassauische Akten VIII LR 1519, Bl. 173) ging dahin: „Unter die 
ausgezeichnetsten Dogmatiker unserer Zeit rechne ich Drey und Hermes. 
Brenner ist wissenschaftlich zurückgeblieben, hat es blos mit dem 
Antiquarischen zu tun, und da, wo er in der Gegenwart mitspricht, bildet 
er nur einen Widerspruch mit dem Protestantismus, zu dessen Versöhnung 
er nichts beiträgt, was immer auch notwendig ist, da man das Reich 
Gottes lebendig erbauen soll. Ob einer von den beiden ersteren nach 
Marburg gehen werde, zweifle ich. Überhaupt kommt es Männern, die 
im Alter vorgerückt sind ünd an ihrem Orte gut besoldet werden, immer 
hart an, ihren gewohnten Kreis zu verlassen. Und so wüsste ich denn 
Ew. Hochbischöflichen Gnaden einen ausgezeichneten Mann für Marburg 
nicht zu nennen. Es ist Ihnen selbst bekannt genug, dass wir daran 
eben keinen Überfluss haben. Die jüngeren müssen sich erst mit der 
Zeit erproben.“ Es folgte eine Empfehlung Senglers in München, der zu 
den „Hoffnungsvollen“ gehöre, und dann die Erklärung, dass er selbst 
„Überdruss, an der hiesigen Universität noch länger zu verweilen“ 
empfinde und „nieht ungern einem Rufe nach Marburg folgen würde,“ 
da es in Giessen an Zuhörern fehlen werde, wenn die Nassauer fort- 
gegangen sein würden, da die Professoren „nicht ganz gut besoldet‘“ 
seien und er für seine „ausführliche Dogmengeschichte,“ an der er schon 
längere Zeit arbeite, in Marburg reicheres Material finden würde. Auf 
Grund dieses Briefes stellte Bischof Brand den Antrag auf Berufung 
Staudenmaiers als Professors der Dogmatik, das Staatsministerium 
autorisierte den Präsidenten Möller zu Verhandlungen mit ihm, es wurden 
auch einige Briefe gewechselt (a. a. ©. Bl. 182ff... Aber als Stauden- 
maier eine Gehaltszulage zugesagt wurde — von einer ihm am 6. Mai 1831 
gewährten Zulage von 200 fl. redet Lutterbeck, Gesch. d. kath.-theol. 
Fakultät zu Giessen S. 36 — teilte er am 13. April dem Präsidenten 
Möller mit, dass er „die Nichtverfolgung der Absicht (Giessen zu ver- 
lassen) für jetzt als Ehrenpunkt betrachten müsse.“ Die vorstehenden 
Mitteilungen sind eine Ergänzung zu Fr. Lauchert, Franz Anton Stauden- 
maier, Freiburg i. Br. 1901, dem die Marburger Pläne Staudenmaiers 
unbekannt sind, vgl. S. 123. 
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Sengler.!) Die Aufnahme der neuen Lehranstalt seitens der 
katholischen Gelehrtenwelt war also eine durchaus günstige 
und dabei ist noch zu berücksichtigen, dass die sofort 
sich entgegenstellenden Schwierigkeiten und Agitationen 
ihr die Möglichkeit, sich zu bewähren, geraubt haben d. h. 
der von den beiden Regierungen verfolgte Plan wurde in 
katholischen Kreisen, die nicht dem Fuldischen Einfluss 
unterstanden, durchaus nicht als unkatholisch beurteilt. ?)- 
Dem stand auch schon die Tatsache des Fortbestandes von 


1) Jakob Sengler hatte schon am 26. Mai 1830 dem Herzog von 
Nassau für die, Gerüchten zufolge, geplante Fakultät seine Dienste an- 
geboten (Nass. Akten VIII StM 1513, Bl. 47) und am 27. Februar 1831 
bei dem Präsidenten Möller seine Bewerbung erneuert (VII LR 1519, 
Bl. 193f.), mdem er die landesherrliche Verordnung als Richtschnur zu 
nehmen versprach. Sengler stammte aus Hausenstamm im Grossherzog- 
tum Hessen, war aber in Frankfurt aufgewachsen, gehörte also der 
Limburger Diözese an, wie Möller zu seinen Gunsten geltend machte, 
löste als Student zwei Preisaufgaben und wurde dafür mit goldenen 
Medaillen ausgezeichnet, erhielt von dem Herzog von Nassau den landes- 
herrlichen Tischtitel und gab seit dem 1. Juli 1830 in München die 
„Kirchenzeitung für das katholische Deutschland“ heraus, der Möller mit 
Recht nachrühmte, dass Sengler in ihr „zwar ganz katholische Grundsätze 
vortrage, aber sich die Übertreibungen nicht zu Schulden kommen lasse, 
welche man mit der Benennung der ultramontanischen Prinzipien be- 
zeichnet,“ vgl. z. B. Nr. 198 am 13. Dezember 1831, S. 791. Als die 
katholisch-theologische Fakultät in Marburg nicht zu stande kam, wurde 
ihm das Halten philosophischer Vorlesungen dadurch ermöglicht, dass 
die philosophische Fakultät ihn zum Doktor h. ce. ernannte. Auf Vorschlag 
der Universität wurde er am 30. Dezember 1832 zum ordentl. Professor 
ernannt; er starb 5. Nov. 1878 zu Freiburg, vgl. seine Selbstbiographie: 
Allg. Zeitung 1879, Nr. 35. 86; L. Weis, Nekrolog: Zeitschr. f. Philosophie 
u. philos. Kritik N. F. Bd. 74, 8. 295 ff., 75, 8. 85ff., Halle 1879; Reusch: 
Allg. deutsche Biographie Bd. 34, 8. 31f. Es ist noch zu $. 166 nach- 
zutragen, dass Sengler auf der Rückkehr von einer Rheinreise im Herbst 
1831 Limburg berührte, als die Eröffnung des Seminars bevorstand, und 
infolge dieses Zufalls in die Lage kam, auf die Aufforderung des Bischofs 
die Eröffnungsrede halten zu müssen.“ 

2) Über die damals vorhandene Notwendigkeit einer Studienreform 
und Hebung wissenschaftlichen Sinnes unter dem katholischen Klerus, 
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katholisch-theologischen Fakultäten an anderen Hochschulen 
im Wege. Der Protest gegen die Marburger Fakultät 
war mithin durch katholisch-kirchliche Interessen 
nur auf dem Wege zu begründen, dass dem Begriff 
„katholisch“ ein anderer Inhalt gegeben wurde 
als er damals sonst gäng und gäbe war. 

Unter diesen Umständen erhielt die Art des Vorgehens 
-bei der Errichtung der Fakultät besondere Bedeutung. 
Da es sich hier um eine strittige Materie handelte, mussten 
die Regierungen alles vermeiden, was Anlass zu berechtigten 
Einwürfen geben konnte, und mussten die Landesbischöfe zur 
aktiven Mitarbeit heranziehen, um der neuen Schöpfung von 
vornherein das Vertrauen der Kreise zu sichern, für die sie in 
erster Linie bestimmt war. Die kurhessische Regierung hat aber 
offenbar diese Erwägungen nicht angestellt, denn andernfalls 
würde sie Bedenken getragen haben, Multer als ersten Professor 
zu bestellen und es würde von ihr auf den Versuch verzichtet 
worden sein, unter gänzlicher Ignorierung des Bischofs eine 
katholische Lehranstalt ins Leben zu rufen. 

Multer!) hatte Kenntnisse und wissenschaftliches Interesse, 
war auch litterarisch tätig und hat sich die Achtung seiner 








vgl. (Theiner), die katholische Kirche Schlesiens, Altenburg 1826, S. 27 ff., 
34f., 41f.; G. L. C. Kopp, die kath. Kirche im 19. Jahrhundert, 
Mainz 1830, 8. 143. 

1) Johann Christian Multer, geboren am 20. August 1768 auf der 
Grevenbrück bei Förde im Regierungsbezirk Arnsberg, besuchte das 
Gymnasium zu Bonn, dann die dortige Universität, darauf das Klerikal- 
seminar zu Köln, wurde 1793 Pfarrgehülfe in Bilstem, 1796 in Rahrbach, 
später in Hoyeckhausen bei Arnsberg und kam im April 1819 auf Ein- 
ladung des Professors van Ess nach Marburg (oben 8. 11); hier ist er 
am 24. Dezember 1838 gestorben. Ausser den oben S. 5, Anm. 1 ge- 
nannten Akten handelt von ihm das Faszikel Univ.-Akten AIV 1b A 
Nr. 35, 16 Bl. Über ihn vgl. K. W. Justi, Grundlage zu einer hessischen 
Gelehrtengeschicehte, Marburg 1831, (Forts. von Strieder, Hessische _ 
Gelehrtengeschichte, Bd. 19) 8." 455—460, fortges. von 0. Gerland, 
Bd. 21, Cassel 1865, 8. 99; Marburger Prorektoratsprogramm vom 
8. Sept. 1839, 8. 47f.; Reusch, Allg. deutsche Biographie 22 Bd., 1885, - 
S. 711. Die Authebung der Fakultät war für Multer persönlich ein 
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Kollegen erworben. Einen weniger sympathischen Eindruck 


empfängt man aus den zahllosen Eingaben, in denen er dem 
Ministerium unaufgefordert seine Ratschläge unterbreitete. In 
der Vertretung seiner persönlichen Angelegenheiten war er 
unermüdlich, aber auch in seinen Bemühungen, über die Ge- 
fahren des Ultramontanismus aufklärend zu wirken. Dass 
die kirchliche Behörde in Fulda gegen ihn vorgegangen war !) 
und ihm die kanonische Institution als Pfarrer in Marburg 
versagte, wurde von ihm nicht als Anlass zur Zurückhaltung 
empfunden, weckte vielmehr seine Kampfeslust.?) Die Berufung 
dieses Mannes zum ersten Professor der katholischen Theologie 
war ein Missgriff ersten Ranges.) Es wäre allerdings zu weit 








schwerer Schlag, da es ihm nicht gelang, statt des ÖOrdinariats für 
katholische Theologie ein Ordinariat für Kirchenrecht zu erhalten. Seit 
dem W.-S. 1833/34 wird er in dem „Verzeichnis der Lehrer und der 
Studierenden“ als „ausserordentlicher Professor des Kirchenrechts“ in der 
philosophischen Fakultät ‚aufgeführt. 

1) Vgl. oben S. 131. 

2) Gegen Bischof Pfaff richtete sich seine Broschüre: Die Un- 
gültigkeit der am 15. November vorigen Jahres in Fulda’ unternommenen 
Bischofswahl, Marburg 1832. 

3) Das Verhalten des Ministeriums ist um so auffallender, da es 
die Schwierigkeiten vorausgesehen hat. Denn es beantragte bei dem Kur- 
fürsten am 4. Mai 1831 seine ‚nur provisorische Bestellung“ als ordent- 
licher Professor der katholischen Theologie mit der Begründung: „um 
Anständen, welche von Seiten der bischöflichen Behörden in Fulda gegen 
die persönliche Qualifikation des p. Multer nach früheren Vorgängen wahr- 
scheinlich erhoben werden dürften, zu begegnen,“ Akten des Ministeriums 
Rep. II tit. II lit. Aa Nr. 2, Bl. 36. In dem Empfehlungsschreiben des 
Ministers Riess für Professor Sengler an Bischof Rieger vom 20. Juni 1831 
wurde die provisorische Anstellung Multers damit motiviert, dass die 
Regierung geglaubt habe, ihn als alten akademischen Lehrer nicht über- 
gehen zu dürfen (Akten des Bistums Fulda) vgl. oben S. 147. Mit dieser 
„provisorischen“ Anstellung ist übrigens schwer zu vereinigen, dass Multer 


am 28. Mai 1831 nach Beschluss des akademischen Senats „als ordentlicher 


Professor der katholischen Theologie“ von dem Universitätssyndikus 
Spangenberg auf eine Eidesformel verpflichtet worden ist, in der er dem 
Kurfürsten von Hessen wie dem Herzog von Nassau Gehorsam gelobte, 
vgl. Akten betr. die Verpflichtung der Professoren der katholisch-theolo- 
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gegangen, wenn man sagen wollte, dass dieser Akt die 
Fakultät zu Fall gebracht hat. Aber diese Ernennung hat 
in Fulda helle Entrüstung hervorgerufen, sie wurde nicht nur 
als Beweis einer beabsichtigten Nichtachtung von Massnahmen 
der kirchlichen Behörde aufgefasst sondern als Symptom einer 
kirchenfeindlichen Gesamtriehtung der Fakultät und war 
die ganzen Jahre hindurch ein Haupthindernis der Ver- 
ständigung mit Bischof und Domkapitel. Die durch die 
Anstellung Multers erzielte Ersparnis — es wurde ihm nur 
eine Gehaltszulage von 200 Thaler gewährt, so dass seine 
Besoldung als Universitätslehrer insgesammt 400 Thaler betrug 
— ist der Regierung also teuer zu stehen kommen. 

In einer öffentlichen Sitzung der Ständeversammlung 
sprach am 26. Januar 1832 der Deputierte Jordan das Wort: ') 
„Er für seine Person könne nicht glauben, dass eine Staats- 
regierung einen förmlichen Vertrag mit einem Nachbarstaate 
eingehen werde, ehe nicht schon die” Haupthindernisse der 
Ausführung beseitigt seien; denn das würde ein sonderbarer 
Gang sein, wenn man vorher einen Vertrag abschliessen, und 
dann erst jene Hindernisse in Erwägung ziehen wollte.“ 
Eben dieses Verfahren hat die kurhessische Regierung ein- 
geschlagen. Da sich sehr bald die Unmöglichkeit heraus- 
stellte, ohne Zuziehung des Bischofs den geschlossenen Vertrag 
durchzuführen, kam sie in die ungünstige Position, nachträglich 
versuchen zu müssen, durch Beschwichtigungen und Zuge- 
ständnisse die Erinnerung an die anfangs mit Bedacht voll- 
zogene Beiseiteschiebung der kirchlichen Instanzen vergessen 
zu machen. Unsere Darstellung hat gezeigt, dass es ihr 
nicht gelang, das einmal erregte Mistrauen zu überwinden; 
die kurhessische Kirchenpolitik erlitt also eine vollständige 
Niederlage. Dabei ist angesichts der von Vilmar und Vogt 








gischen Fakultät 1831, Univ.-Akten IV 2 ANr. 11, 1 Bl. Eine Entbindung _ 
von diesem Eid hat später nicht stattgefunden, er scheint also als erloschen 
angesehen worden zu sein, wenn überhaupt daran gedacht worden ist. 

1) Kurhessische Landtagsverhandlungen Nr. 93, Cassel den 
5. Februar 1832, S. 1311. 
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geführten Verhandlungen!) die Vermutung nieht von der 
Hand zu weisen, dass, falls vor der Konstituierung der Fakultät 
dem Bischof die Anerbietungen gemacht worden wären, die ihm 
später proponiert wurden — Einfluss auf die Besetzung der 
Lehrstühle und Errichtung eines Konvikts für die Studierenden 
— die Entwicklung der ganzen Angelegenheit leicht einen 
anderen Verlauf hätte nehmen können. Allerdings ist es auch 
der nassauischen Regierung, die dem Limburger Bischof gegen- 
über eine andere Methode befolgt hatte, nicht erspart geblieben, 
dass ihr von dessen Seite Schwierigkeiten bereitet wurden. 
Aber diese Opposition war von Fulda aus angeregt, weist also 
auf denselben Quellpunkt zurück, sie hat auch niemals einen 
ähnlichen Umfang angenommen wie in Kurhessen. 

Die eine schwere Schädigung der Staatsautorität in sich 
schliessende Tatsache, dass die Auflösung einer feierlich 
konstituierten Anstalt des Staates infolge des Einspruchs von 


"klerikaler Seite sieh als unvermeidlich herausstellte, findet 


in dem Ungeschiek der kurhessischen Regierung jedoch noch 
keine ausreichende Begründung, noch andere Faktoren sind 
zur Erklärung heranzuziehen. 

Es war schon früher darauf hinzuweisen, dass unter den 
die Frankfurter Konferenz beschiekenden Staaten nicht immer 
die Einigkeit geherrscht hat, die im Interesse der Durch- 
führung der von ihnen gefassten Beschlüsse" wünschenswert 
gewesen wäre, und dass gerade Kurhessen es an der Be- 
währung von Solidaritätsgefühl hat fehlen lassen.?) Dieser 
Gleichgültigkeit gegenüber den Frankfurter Verbündeten ent- 
sprach das Verhalten der Casseler Regierung auch in dem 
vorliegenden Fall. Denn die Ausbildung der katholische 
Theologie studierenden kurhessischen Staatsangehörigen wurde 
von ihr als eine lediglich kurhessische Angelegenheit behandelt, 


“während sie nach dem Staatsvertrag von 1822 zugleich eine 








1) Vgl. oben $. 181 ff. 
2) vgl. oben 8. 102 ff. 
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Angelegenheit aller der oberrheinischen Kirchenprovinz an- 
gehörenden Staaten war.) 

Zu berücksichtigen ist ferner, dass wir uns in einer Zeit 
befinden, in der sich in dem Verhältnis des Staates 
zu der katholischen Kirche in Deutschland eine 
folgenreiche Wandlung anbahnte. Die Regierungen ver- 
suchten auf der einen Seite zwar die alten territorialistischen 
Prinzipien in der Behandlung der kirchlichen Angelegenheiten 
festzuhalten?) — das war der Standpunkt der Teilnehmer 
an den Frankfurter Konferenzen, — aber sie waren anderer- 








1) Gams, Geschichte der christlichen Kirche im 19. Jahrhundert, 
3. Bd., Innsbruck 1856, S. 450: „Das Bistum Fulda war das einzige 
unter den oberrheinischen, in welchem die Studierenden der katholischen 
Theologie unter der unmittelbaren Aufsicht des Bischofs standen und 
dieser die Professoren anstellte*“. 

2) Ueber die eigenartigen interkonfessionellen Verhältnisse in Nassau 
vgl. Firnhaber, Nassauische Simultanvolksschule I S. 40 ff.; Brück, Ober- 
rhein. Kirchenprovinz 8. 6 f.; ders., Gesch. d. kath. Kirche 2. Bd. S. 458 ff.; 
Rede des Freiherrn v. Schütz in der Sitzung der Nassauischen Herrenbank 
vom 13. April 1820, abgedruckt: Katholik 1821. Die staatliche Leitung 
der katholischen Kirchensachen lag seit 1815 in der Hand des Kirchen- 
rats Joh. Ludwig Koch (gest. 1853), eines früheren katholischen Priesters, 
der 1821 zum Protestantismus übergetreten war. Näheres über ihn: 
Firnhaber I 8. 257 Anm. 1 u. a.; Wetzer u. Weltes Kirchenlexikon VII 
S. 2053; Brück, Oberrhein. Kirchenprovinz 8. 66 u. a.; Mejer III S. 430; 
Reusch, Allg. d. Biographie XVI S. 387 f. — Das Leben des für die 
Geschichte Nassaus in dieser Zeit massgebenden Ministers Marschall von 
Bieberstein (gest. 22. Januar 1834) behandelt W. Sauer, das Herzogtum 
Nassau in den Jahren 1813—1820, Wiesbaden 1893, S. 179 ff. Leider 
hat der Verfasser die Vorwort S. V. in Aussicht gestellte Untersuchung 
über die nach der Stiftung des Bistums Limburg entstehende katholische 
Partei in Nassau nicht mehr zu liefern vermocht. Nach Brück, Ober- 
rhein. Kirchenprovinz S. 125, 140 lagen die Verhältnisse für die Bildung 
einer solchen 1830 und noch 1834 nicht günstig, die Haltung des Bischofs 
und Domkapitels in der Fakultätsfrage macht den gleichen Eindruck. 
Doch haben, nach gütiger Mitteilung von Herım Professor Dr. G. Richter 
in Fulda, „Diözesanen des Bistums Limburg“ in zwei Schreiben (ohne 
Datum und Unterschrift) vom Jahre 1831 dem Fuldaer Domkapitel ihre 
Sympathie ausgesprochen (Akten des Fuldaer Domkapitels). N 


eh 


he 


seits genötigt, der katholischen Kirche auf dem Gebiet der 
Selbstverwaltung manche Freiheiten zu gewähren, deren Aus- 
übung auf eine Beschränkung des bisherigen Staatskirchentums 


'hinauslief. Nun zeigt die Geschichte der Beziehungen zwischen 


dem modernen Staat und der katholischen Kirche, dass 
zwischen beiden Grössen eine grundsätzliche Spannung be- 
steht, die wohl durch Kompromisse eine zeitweilige Milderung 
erfahren, aber jeden Augenblick in einen offenen Kriegszustand 
übergehen kann. Dass in den dreissiger Jahren des ver- 
gangenen Jahrhunderts diese Sachlage nicht erkannt wurde, 
wird niemand Wunder nehmen, da die Fortdauer dieses 
Mangels an politischer Einsicht bis in die Gegenwart fest- 
gestellt werden kann. Schon damals wurde der Versuch 
gemacht, durch Nachgiebigkeit und Entgegenkommen'!) den 
Widerstand der klerikalen Partei zu überwinden, mit dem 
gleichen negativen Erfolge, der jeder von solchen Gesichts- 
punkten bestimmten Kirchenpolitik in der Folgezeit beschieden 
gewesen ist, wenn sie sich nicht mit einem klaren Urteil 
über das Wesen des Staates verband und von dem energischen 
Willen und der Fähigkeit unterstützt wurde, Uebergriffe in 
den Kreis seiner Rechte und Pflichten zurückzuweisen. Die 
Gewinnung des richtigen Verhältnisses zu der katholischen 
Kirche war in unserer Periode den Regierungen noch dadurch 
erschwert, dass von ihnen die Erstarkung dieser Kirche durch 
die Neubegründung ihres hierarchischen Organismus in den 


1) Regierungsdirektor v. Hanstein in Fulda wurde durch die Nach- 
sicht des Ministeriums gegenüber der Weigerung der dortigen Geistlich- 
keit, die Verfassungsurkunde zu beschwören, und gegenüber ihrer Nicht- 
beachtung der Verordnung vom 6. September 1829 betr. die streitigen 
Ehesachen der Katholiken, sowie der Verordnung vom 30. Januar 1830 und 
der Verfassung vom 5. Januar 1831, die Erfüllung seiner Pflichten als 


Bevollmächtigter bei dem Bischof und dem Domkapitel geradezu un- 


möglich gemacht, so dass er am 26. Oktober 1831 seiner vorgesetzten 
Behörde erklärte, er habe die Stelle eines Bevollmächtigten als still- 
schweigend aufgehoben angesehen und sich nur mit den Rechnungen der 
bischöflichen Anstalten beschäftigt: Rep. V Kl. 57 Nr. 18, Bl. 631. 
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Bullen Provida solersque 1821 und Ad dominiei gregis 
custodiam 1827!) ebensowenig erkannt wurde wie die Tat- 
sache, dass seit der Restauration des Kirchenstaats und der 
Wiederherstellung des Jesuitenordens auch in die katholische 
Kirche Deutschlands ein neuer Geist einzuziehen begonnen 
hatte. Die damals in ganz Europa verbreitete Vorstellung 
von der Ohnmacht des Bapsttums und seiner politischen 
Ungefährlichkeit?) wirkte begreiflicherweise auch auf Kur- 
hessen und Nassau, und auch für die Politiker dieser Länder 
verknüpfte sich damit wie in anderen Staaten die weitere 
Vorstellung, dass die römisch-katholische Kirche eine konser- 
vative Macht sei und von ihr staatserhaltende Wirkungen 
ausgingen. Diesen Hoffnungen gab man sich um so lieber 
hin als die Erschütterungen des europäischen Staatslebens 
durch die Pariser Julirevolution die Sehnsucht nach be- 
ruhigenden Einflüssen auf das erregte Bürgertum wachriefen.?) 
Dieser Mangel an richtiger Einschätzung der restaurierten 
katholischen Kirche war so verbreitet und ist so hartnäckig 
festgehalten worden, dass es eine Unbilligkeit wäre, ihn den 
deutschen Kleinstaaten als Beweis besonderer Kurzsichtigkeit 
anzurechnen, da sie darin nur dem Vorbilde Preussens folgten. 





1) ©. Mejer, Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Recht II, 
Göttingen 1853, S. 414 ff. 

2) L. Ranke, Die römischen Päpste, Leipzig 1834, schrieb in der 
Vorrede: „Was ist es heut zu Tage noch, das uns die Geschichte der 
päpstlichen Gewalt wichtig machen kann? Nieht mehr ihr besonderes 
Verhältnis zu uns, das ja keinen wesentlichen Einfluss weiter ausübt, 
noch auch Besorgnis irgend emer Art: die Zeiten, wo wir etwas fürchten 
konnten, sind vorüber, wir fühlen uns allzu gut gesichert.“ Der Verfasser 
hat 40 Jahre später in dem Vorwort zu der sechsten Auflage dieses 
Werkes anders geurteilt. Er hatte Recht, hinzuzufügen, dass die Vor- 
rede von 1834 „den Ausdruck der Stimmung jener Epoche“ enthielt, 
vgl. L. v. Ranke, sämmtliche Werke 37. Bd., Leipzig 1874, Vorrede XI 
Anm. 1. — Die Urteile Niebuhrs, des preussischen Gesandten in Rom, 
über das Papsttum: Mirbt, Preussische Gesandtschaft 8. 18 ff. 

3) Der Hinweis auf die „unruhigen Zeiten‘ kehrt so oft wieder, 
dass von Belegen abgesehen werden kann. 
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Ferner ist zu beachten, dass die grossen Kämpfe um die Durch- 
führung der Verfassung in Kurhessen!) andere Fragen zurück- 
drängen mussten, an deren Erledigung die Gesamtheit des 
Volkes nicht in gleicher Weise interessiert war. Auch die 
traurigen Verhältnisse in dem Fürstenhaus und der Wechsel 
der leitenden Minister haben den Fortgang der Fakultäts- 
angelegenheit ungünstig beeinflusst. Endlich ist in Rechnung 
zu ziehen, dass den Regierungen ein Gegner gegenüberstand, 
der sich über seine Ziele völlig klar war, der in der Befreiung 
der katholischen Kirche vom Staat ein bestimmtes, weit- 
aussebauendes Programm verfolgte, in dem die Beseitigung 
der katholisch-theologischen Fakultät in Marburg nur einen 
einzelnen Punkt darstellte, der in der Vertretung seiner For- 
derungen grosse Geschicklichkeit betätigte, vor allem in der 
Bewährung der Kunst des Abwartens, und es verstand, die 
verschiedenartigsten Machtfaktoren in seine Dienste zu ziehen. 
Seine Anhänger in der kurhessischen Ständeversanmlung waren 
rührig, das Vorgehen der Fuldischen Stadtobrigkeit war wohl 
berechnet, durch die Presse wurde auf die öffentliche Meinung 
gewirkt, auf den Herzog von Nassau und den Kurprinzen von 
Hessen?) durch Immediateingaben und persönliche Verhand- 
lungen: Auch der Einfluss Oesterreichs ?) ist bemerkbar. 





1) Wippermann, Kurhessen 8. 211 ff.; G. v. Stamford, Geschichte 
von Hessen, Casse) 1886, S. 510 ff.; H. v. Zwiedineck-Südenhorst, Deutsche 
Geschichte von der Auflösung des alten bis zur Errichtung des neuen 
Kaiserreichs (1806-1871) II, Stuttgart 1903, 8. 192 ff. 

2) Die Gewinnung des Kurprinzen wurde durch dessen Aufenthalt 
in Fulda vor seinem Regierungsantritt im Herbst 1831 erleichtert. Viel- 
leicht ist der Umstand, dass seine Gemahlin ursprünglich Katholikin war 
_— erst durch ihren Uebertritt zum Protestantismus wurde die Scheidung 
ihrer Ehe mit Rittmeister Lehmann in Bonn ermöglieht (E. R. Grebe, 
Friedrich Wilhelm I., Kurfürst von Hessen, Cassel 1902, S. 36 ff.; Münscher, 
Gesch. v. Hessen $. 504) — auch nicht ohne Bedeutung gewesen. 

3) Ueber das Eingreifen des Fürsten Metternich in die auf die Be- 
gründung der oberrheinischen Kirchenprovinz abzielenden Verhandlungen 
vgl. Mejer II 8. 432, 435 s. v. Metternich und Oesterreich; über seine 
Unterstützung des römischen Protestes gegen die landesherrliche Ver- 
ordnung vgl. oben 8. 108 ff. 
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Für die der Fakultät widerstrebenden Kreise ist schon 
während des Kampfes um sie gelegentlich der Ausdruck 
„ultramontan“ gebraucht worden, und ganz mit Recht. Denn 
sie haben in derselben Richtung gearbeitet wie die so genannte 
Partei, die wenige Jahre später in dem Kölner Kirchen- 
streit mit Preussen den grossen Kampf geführt hat, dessen 
für sie günstiger Ausgang für die Weiterentwicklung des 
Ultramontanismus !) epochemachend geworden ist. Die ersten 
Anfänge und Ansätze dieser Bewegung in Deutschland harren 
noch weiterer Aufklärung; aus der vorstehenden Untersuchung 
ergiebt sich, dass die Schicksale der Marburger katholisch- 
theologischen Fakultät ein Kapitel dieser Vorgeschichte dar- 
stellen. Ihre Preisgabe von Seiten Kurhessens und Nassaus 
bezeichnete einen Sieg des Ultramontanismus auf dem Gebiet 
des Unterrichtswesens allerdings zunächst nur in zwei kleinen 
Staaten. Aber sein Selbstgefühl erstarkte durch diesen Erfolg, 
bald darauf wagte Droste-Vischering seine Eingriffe in die 
katholisch-theologische Fakultät zu Bonn, ?) und im Jahre 1857 
ist es Bischof Ketteler von Mainz gelungen, der Wirksamkeit 
der katholisch-theologischen Fakultät an der Universität zu 
Giessen nach zwanzigjährigem Bestande ein Ziel zu setzen.) 
Da die Beseitigung der Marburger Fakultät eine Absperrung 
der kurhessischen und nassauischen Studierenden der katho- 


1) J. Friedrich, Geschichte des Vatikanischen Konzils 1. Bd., 
Bonn 1877; H. v. Sybel, Klerikale Politik im 19. Jahrhundert, Bonn 1874; 
K. Sell, Die Entwicklung der katholischen Kirche im 19. Jahrhundert, 
Leipzig 1898; €. Mirbt, Quellen zur Geschichte des Papsttums und des 
römischen Katholieismus, 2. Aufl., Tübingen 1901, S. 326 ff.; ders., Der 
Ultramontanismus im 19. Jahrhundert, 3. Aufl., Leipzig 1903; L. K. Goetz, 
Der Ultramontanismus als Weltanschauung auf Grund des Syllabus, Bonn 
1905; Graf von Hoensbroech, Der Ultramontanismus, 2. Aufl., Berlin 1897. 

2) Mirbt, Droste Vischering: Realeneyklopaedie für protestantische 
Theologie 3. Aufl. V. Bd., Leipzig 1898. S. 33 ff. 

3) Lutterbeck, Gesch. d. kath. th. Fakultät zu Giessen S. &5ft. 
H. Brück, Adam Franz Lennig, Generalvikar und Domdekan von Mainz 
in seinem Leben und Wirken, Mainz 1870, 8. 41, 50 ft. 
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lischen Theologie von der Universität und damit von dem 
geistigen Leben des deutschen Volkes bedeutete, war dieser 
Ausgang nicht nur eine empfindliche Niederlage der beiden 
beteiligten Regierungen sondern auch ein vom nationalen Stand- 
punkt aus beklagenswertes Ereignis.!) Die ultramontane Partei 
hatte Anlass, zu triumphieren, aber die Niederlage des Staates 
war in diesem Fall keine Stärkung der katholischen Kirche. 








1) Ueber die Bedeutung der katholisch-theologischen Fakultäten und 
die für ihre Erhaltung sprechenden Gründe’finden sich vortreffliche Aus- 
führungen bei Fr. Paulsen, die deutschen Universitäten und das Univer- 
sitätsstudium, Berlin 1902, S. 183 ff. Mit Recht nennt er diese Fakultäten 
„ein wertvolles und der Erhaltung und Pflege würdiges Erbe der Ver- 
gangenheit.“ 





Beilagen. 


‘ 1. 


Aus dem Bericht des Präsidenten Möller an das Herzoglich-Nassauische 
Staatsministerium betr. die von den katholischen Theologen zu besuchende 
Universität und die denselben zuzuwendende Unterstützung, 
Wiesbaden 30. Sept. 1829. ') 


„Nach den von den vereinigten Staaten zu Frankfurt gefassten Be- 
sehlüssen sollen die katholischen Theologen vor ihrem Eintritt in das 
bischöfliche Seminar einen dreijährigen Kurs auf einer innerhalb der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz befindlichen Universität machen. Die von 
unsern jungen katholischen Theologen sonst stark besuchten Univer- 
sitäten Bonn, Aschaffenburg und Würzburg liegen nicht in der ober- 
rheinischen Provinz, sind ihnen also für die Zukunft gesetzlich ver- 
schlossen; nur zu Tübingen und Freiburg befinden sich jetzt katholisch- 
theologische Fakultäten innerhalb der Provinz, die Wahl ist also nur 
auf diese beide beschränkt. Von denen, welche auf die Aufforderung 
der herzoglichen Landesregierung diese Universitäten besuchen, vernehme 
ich allgemeine Klagen über die weite Entfernung von der Heimat und 
die grosse Teuerung, daher sehr viele Gesuche um Erhöhung der 
Stipendien einlaufen. Dieser Umstand erscheint um so wichtiger, als es 
in der Regel nur unvermögende Leute sind, welche sich dermal dem 
katholisch-geistlichen Stande widmen, und daher die Unmöglichkeit, in 
dem teueren Tübingen und Freiburg zu leben, zum Vorwand genommen 
wird, sich der höchsten Bestimmung, innerhalb der oberrhemischen Pro- 
vinz zu studieren, zu entziehen und fortwährend nach Würzburg und 
Bonn zu gehen — Universitäten, wo eben auch nicht alle Professoren 
empfehlungswürdig für unsere jungen Leute sind, 

Schon hiernach ist es also rätlich auf ein anderes Auskunftsmittel 
bedacht zu sein. 

Ein weiterer Gesichtspunkt, auf welchen ich die Aufmerksamkeit des 
Herzoglichen hohen Staatsministeriums bei diesem Gegenstand zu lenken 


1) Nassauische Akten: VII St M 1513 Bl. 4—8. 
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mir erlaube, ist der, dass höchsten Orts das Bedürfniss anerkannt worden 
ist, für die Studierenden die Vorteile einer Landesuniversität zu gewinnen. 
Dieser Zweck ist durch Göttingen für alle anderen Zweige der Wissen- 
schaften erreicht, nur nicht für die katholischen Theologen, weil in 
Göttingen keine katholisch-theologische Fakultät ist; er lässt sich aber 
auch mit Göttingen nie erreichen, weil diese Universität ausserhalb der 
oberrheinischen Provinz liegt, und nach den Frankfurter Beschlüssen die 
katholischen Theologen eine innerhalb derselben gelegene besuchen sollen. 
Es bleibt also das Bedürfnis, auch hier für die letzteren die Vorteile 
einer Landesuniversität zu erlangen, ein Bedürfnis, das aus bekannten 
Ursachen grade bei diesen noch dringender sich darstellt als bei anderen 
Studierenden. 

Bei freier Wahl wird es nicht rätlich sein, deshalb wegen Tübingen 
oder Freiburg zu unterhandeln, aus den eben schon bemerkten Unzu- 
träglichkeiten für die Studierenden; ohnehin hat das Württembergische 
Gouvernement es schon ganz abgelehnt, den nach Tübingen zu sendenden 
nassauischen Theologen irgend welche Vorteile zufliessen zu lassen; 
und in Freiburg, wo nicht einmal eine evangelisch-theologische Fakultät 
ist, würden sich die dahin geschickten jungen Mänuer sehr isoliert fühlen, 
da auch keine Juristen oder Mediziner aus dem Herzogtum dorthin zu 
gehen pflegen. 

In gleicher Lage wie das Herzogtum Nassau befinden sich auch 
die beiden zu dem Verein gehörenden Kur- und Grossherzoglich Hessischen 
Länder; auch deren katholische Theologen sollen auf einer Universität 
innerhalb der Provinz studieren, sie haben zwar Universitäten, Marburg 
und Giessen, aber an denselben noch keine katholisch-theologische 
Fakultät. Der Gedanke liegt daher nah, mit Kur- oder mit [dem] Grossherzog- 
tum Hessen zu unterhandeln, um dem gleichgefühlten Bedürfnis in der 
Art gemeinschaftlich abzuhelfen, dass auf seiner Universität eine katho- 
lisch-theologische Fakultät errichtet und solche alsdann ebenso als Landes- 
universität für die nassauischen katholischen Theologen erklärt wird, 
wie es Göttingen für alle anderen studierenden Nassauer ist. 

Auf welche Art die Errichtung dieser Fakultät geschehen könne, 
hängt freilich von den Unterhandlungen und den jenseitigen Ansichten 
und Mitteln ab; ein Hauptgesichtspunkt, den man diesseits zu verfolgen 
hätte, dürfte aber der sein, dass Seine Herzogliche Durchlaucht das 
Recht erhielten, einen Professor in dieser Fakultät nach freier Wahl zu 


_ ernennen, dem von Höchstdemselben auch wieder eine andere Bestimmung 


z.B. zu einer Pfarrei nach freiem Gutfinden muss gegeben werden können. 
Dadurch würde ein bedeutender Einfluss und die Sicherheit gewonnen, 
dass wenigstens Ein Professor und zwar der, an welchen sich die 
Nassauer natürlich am nächsten anschliessen, da ist, welcher keine falschen 
dem Staatszweck widerstreitenden Grundsätze lehrt. 
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Diese Sache erscheint mir von allen Seiten höchst wünschenswert, 
besonders wenn die höchste Wahl auf die Universität Marburg fallen 
sollte. Diese Universität ist von jeher in der Regel mit guten Professoren 
besetzt gewesen, es lässt sich also erwarten, dass unsere katholischen 
Theologen. auch in den Hülfswissenschaften das Nötige dort werden 
lernen können; der Ton unter den Studierenden ist gut, immer viel besser 
gewesen als zu Giessen, — viele Nassauer Studierende, welche die grössere 
Teuerung zu Göttingen scheuen, besonders Juristen und evangelische 
Theologen, wählten bisher Marburg; von wesentlichem Vorteil für den 
Dienst muss es sein, wenn die katholischen Theologen, die ohnehin noch 
ein Jahr lang in das nach einer Art klösterlicher Anstalten eingerichtete 
Seminar zu Limburg kommen, während des akademischen Kurses nicht 
ganz abgesondert von andern nassauischen jungen Leuten, welche sich 
den Wissenschaften und dem Dienste widmen, gehalten werden und auf- 
wachsen, und dadurch ihnen der Keim der Separation und zur Bildung 
einer besonderen Kaste eingepflanzt wird, sondern die Gelegenheit er- 
halten, in der Jugend und im Jünglingsalter freundschaftliche Verhältnisse 
mit denen anzuknüpfen, mit denen sie künftig als Nachbarn leben und 
im Dienste Sr. Durehlaucht gemeinschaftlich wirken wollen; Marburg 
liegt nur 6 Stunden von der Grenze des Herzogtums, die Eltern werden 
die Aufführung ihrer Söhne leicht gewahr, die Reisekosten sind un- 
bedeutend. Da die Universität Marburg schon bisher sehr gewünscht 
hat, überhaupt als Landesuniversität für das Herzogthum angenommen 
zu werden und dagegen auf möglichst begünstigende Bedingungen ein- 
gehen wollte, so wird sie bei teilweiser Erreichung dieses Wunsches — 
bloss für unsere katholischen Theologen — gerne Begünstigungen zu- 
gestehen. 

Was den Kostenpunkt betrifft und den Fonds, woraus die Ausgaben 
zu bestreiten sind, so muss wohl notwendig berücksichtigt werden, 
dass zwar die katholischen Theologen die freie Aufnahme in das Lim- 
burger Seminar der Gnade Sr. Herzoglichen Durchlaucht verdanken, in- 
dem diese Kosten aus der Bistumsdotation resp. dem katholischen 
Zentralkirchenbaufonds bestritten werden, allein sie haben hierin doch 
nichts Bedeutendes vor den evangelischen Theologen voraus, weil auch 
für diese während des Aufenthalts im Seminar zu Herborn 500 fl. 
Stipendien aus dem evangelischen Zentralkirchenfonds bewilligt werden; 
dagegen stehen die katholischen Theologen allen anderen Studierenden 
dadurch sehr nach, dass sie an dem, was auf die Landesuniversität 
Göttingen verwendet wird, nämlich an Gehalt für den Professor der 
Statistik, der Remuneration für die dortigen Behörden, den 12 Stipen- 
dien und den hannöverschen Freitischen durchaus keinen Anteil nehmen 
können, weil keine theologische Fakultät dort ist; da aber der Zentral- 
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studienfonds nach seiner Bestimmung die katholischen Theologen nicht 
ausschliesst und nicht ausschliessen darf, weil sogar der diesseitige An- 
teil an dem Fonds des vormaligen Seminarium Clementinum zu Coblenz 
in den Studienfonds gezogen worden ist, so kann es wohl keinem Zweifel 
unterliegen, dass diejenigen Kosten, welche die Annahme einer Universität 
als Landesuniversität für die katholischen Theologen erfordert, ebenfalls 
auf den Zentral-Studienfonds übernommen werden müssen.“ (Es folgt 
eine Berechnung der Kosten auf 1058 fl.) 


II. 


Aus dem Schreiben des Bischofs Brand von Limburg an Vizepräsident 
Möller, Limburg den 18. Nov. 1829.) 


„So sehr es mir an dem Herzen liegt, dem Seminarium Wilhelminum 
diejenigen zweckmässigen Einrichtungen zu geben, welche zu der ge- 
hörigen Ausbildung und hinreichenden Einübung der jungen katholischen 
Geistlichen in das Seelsorgeramt erfordert werden, so werde ich doch, 
ungeachtet aller Anstrengungen sowohl von meiner, als von Seiten der 
Lehrer des Wilhelminums, dieses Ziel nicht erreichen, wenn die Kan- 
didaten der Theologie nicht die notwendige literarische und scientifische 
Bildung, so wie die Kenntnisse ihres Faches auf gut eingerichteten 
Gymnasien und wohlbesetzten Akademien sich erworben haben. In dem 
Wilhelminum kann nur der wissenschaftliche Bau fortgesetzt und ge- 
wissermassen vollendet, nieht aber die Grundlage gegeben werden; — 
wo diese fehlet, ist hier nicht mehr zu helfen. 

Die Zerstreuung der katholischen nassauischen Theologen auf so 
verschiedenen Universitäten (Bonn, Aschaffenburg, Würzburg, Freiburg, 
Tübingen) mag wohl auch geeignet sein, mehr von dem Ziele ab- als 
demselben zuzuführen. Gedrungen von diesen Verhältnissen hatte ich 
daher den Gedanken gefasst, der hohen Staatsbehörde in dieser wichtigen 
Angelegenheit unmassgebliche Anträge gehorsamst zu machen, als Ew. 
Hochwürden mir durch das gefällige Schreiben vom 29. Oktober ebenso 
sorgfältig als umsichtsvoll entgegenkommen, was ich mit gerührtem 
Danke anerkenne. 

Vor allem muss ich erklären, dass der Beschluss, welchen die ver- 
bundenen Durchlauchtigsten Souveräne für die oberrheinische Kirchen- 
Provinz durch Höchst Ihre Deputierten in Frankfurt fassen liessen, — 


' dass nämlich die katholischen Theologen in drei Jahren auf einer Uni- 


versität innerhalb der Provinz ihre theoretischen theologischen Studien 
vollenden, Ein Jahr aber auf die praktischen in den Seminarien ver- 


1) Nassauische Akten VIII LR 1519 Bl. 22—29. 
Mirbt, Kath.-theol. Fakultät Marburg. 16 
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wenden sollten, weise und zweckmässig war. Das Grossherzogtum 
Baden besitzt seine Universität mit einer katholisch-theologischen Fakulät 
in Freiburg, wo auch zugleich der Sitz des Erzbischofs und des Priester- 
seminars ist. Das Königreich Württemberg hatte eine katholisch-theolo- 
gische Fakultät in Elwangen, es übertrug dieselbe schon früher nach 
Tübingen zu der Landesuniversität; das Priesterseminar aber wurde zu 
Rottenburg, dem Sitze des Bischofs, errichtet. Das Grossherzogtum 
Hessen hat zur Landesuniversität Giessen; — die katholisch-theologische 
Fakultät befindet sich aber nicht hier, sondern in Mainz. Ebenso ist 
Marburg die Landesuniversität von Kurhessen, aber auch ohne katholisch- 
theologische Fakultät, welche sich zu Fuld befindet. Das Herzogtum 
Nassau hat Göttingen als Landesuniversität erwählt; allein auch hier 
besteht keine katholisch-theologische Fakultät. Nach dem Frankfurter 
Beschlusse müsste die katholisch-theologische Fakultät von Mainz nach 
Giessen, diejenige von Fuld nach Marburg verleget werden, und das 
Herzogtum Nassau würde sich an eine derselben anschliessen. Zwar 
versicherte mich Herr Bischof Burg von Mainz, dass er alles aufbieten 
wolle, dass in Mainz eine vollständige katholisch-theologische Fakultät 
errichtet und Professoren von Rufe selbst aus dem Ausland angestellt 
werden sollten. Die Ernennung des Herrn Professor Dr. Buchegger von 
der Universität Freiburg zum Domherrn in Mainz mag wohl eine Folge 
dieses Planes sein. — Indessen scheint Herr Bischof Burg den Frank- 
furter Beschluss der verbundenen Höchsten Regenten ausser Acht ge- 
lassen zu haben, oder die grossherzoglich-hessische Staatsregierung nimmt 
Anstand, in das Burgische Vorhaben einzugehen; indem Herr Burg mir 
in seinen neuesten ‘Zuschriften, und namentlich in der letzten d.d. 
Kappel am Rhein vom 14. Nov. l. J. angibt, dass die grossherzoglich- 
hessische Regierung beabsichtige, die katholisch-theologische Fakultät 
von Mainz nach Giessen zu verlegen. 

Es bleibt uns nun die wichtige Frage, an welche Universität wird 
sich das Herzogtum Nassau am vorteilhaftesten anschliessen ? 

a) Freiburg liegt sehr entfernt; die Reisekosten dahin betragen 
schon viel, — Kost und Logis sind dort teuer; — auch ist das dortige 
Lehrpersonal, und ich darf es im Vertrauen sagen, der Freiburger Geist 
nicht nach meinem Wunsche. Ich bin daher mit Ew. Hochwohlgeboren 
ganz einverstanden, von dieser Universität zu abstrahieren. — b) Tübingen 
hat beinahe gleiche Entfernung, wie Freiburg, ebenfalls teure Kost und 
Logis, so dass die Stipendien zu sehr erhöht werden müssen; und wenn 
auch gleich die Professoren der katholisch-theologischen Fakultät in 
Tübingen die ausgezeichnetsten Männer sind, so trete ich doch auch 
hier der Meinung Ew. Hochwohlgeboren bei, auch diese Universität nicht 
zur Landesuniversität für unsere katholischen Theologen zu wählen. 
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Wir haben nun noch die Universitäten Giessen und Marburg in der 
Kirchenprovinz; beide ohne katholisch-theologische Fakultäten. Es wäre 
nun zu erörtern, welche Universität für das Herzogtum die gelegenste 
und wünschenswerteste, und welcher der Landesherren der geneigteste 
sei, eine vollständige katholisch-theologische Fakultät an seiner Universität 
zu errichten. Ohne Zweifel wird hierbei auf das Bedürfnis der Diözesen 
und die Verhältnisse der Bistümer Rücksicht genommen werden. 

Die Verhältnisse stellen: sich folgendermassen heraus: A) in dem 
Grossherzogtume Hessen: Das Bistum Mainz zählet 157635 Katholiken, 
und begreifet 146 Pfarreien, unter welchen sich noch viele sogenannte 
Sukkursal-Pfarreien mit 500 franes Besoldung befinden, welche während 
des französischen Kaiserreichs entstanden. Die Zahl der Kapläne ist 
sehr gering. Mainz bedarf daher jährlich 6 junge Geistliche zur An- 
stellung. — Achtzehn Kandidaten der Theologie für die drei Kurse der 
Fakultät sind daher hinreichend, um das Bedürfnis zu decken. Dass 
sich in dem Seminar zu Mainz, und in den katholischen Schulen daselbst 
mehrere Kandidaten vorfanden, kam daher, weil aus dem Bistume 
Strassburg solche gesendet wurden, welche der deutschen Sprache so 
mächtig werden sollten, um die Seelsorge in den deutsch redenden Orten 
der Diözese Strassburg zu versehen. 

B) In dem Kurlfürsten]tume Hessen: Das Bistum Fulda  zählet 
87300 Katholiken, hat 61 kurhessische und 9 Grossherzoglich-W eimarische 
Pfarreien; — die Kaplaneien steigen auf 37. Fulda bedarf daher nur 
vier junge Geistliche zur Aussetzung (sie!) und für die theologischen Kurse 
der Fakultät 12—13 Kandidaten. 

C) In dem Herzogtume Nassau: Das Bistum Limburg zählet 157638 
Katholiken in dem Herzogtume Nassau, rund 8000 in der freien Stadt 
Frankfurt; es hat 134 Pfarreien, 6 Kuratien (3 in dem Herzogtume, 
und 3 in Frankfurt), 69 Frühmessereien und Kaplaneien in dem Herzog- 
tume, und 8 dergleichen in Frankfurt. Es müssen daher im Durch- 
schnitte in der Diözese wenigstens sieben junge Geistliche exponiert 
werden, und für die drei theologischen Kurse werden wenigstens 21—24 
Kandidaten erfordert. 

Aus diesem richtigen Verhältnisse folget, dass das Herzogtum 
Nassau das grösste Bistum unter diesen drei Staaten besitzt, und dass 
ihm daher bei den Verhandlungen über die Bestimmung einer Landes- 
universität eine Hauptstimme zukomme. 

Hierzu muss ich weiter gehorsamst bemerken, 1) dass die an einer 
der genannten Universitäten — Giessen oder Marburg — zu errichtende 
katholisch-theologische Fakultät vordersamst vollständig besetzt sein 
müsste; hierzu gehören wenigstens 4-5 Professoren, und allenfalls ein 
Repetent. — 2) dass Seine Herzogliche Durchlaucht, unser gnädigster 
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Herr, so wie Höchstdieselben einen Professor der Theologie besolden, 
auch das Recht behalten, denselben zu ernennen, und zwar aus dem 
Nassauischen Klerus, wenn sich unter demselben ein geeignetes Subjekt 
findet, wie dermalen nicht zu zweifeln ist. 3) dass keine Kollegien- 
Gelder erhoben werden, — wie Euer Hochwohlgeboren schon in Ihrem 
Vorschlage ganz der Sache angemessen bemerkten. Die fl. 150 für Auf- 
sicht sind ebenfalls hinreichend, sollten aber mit noch 50 fl. dem nas- 
sauischen Professor gegeben werden, — Gehalt 1000 fl. Da aber die 
Zahl der theologischen Kandidaten für Fuld die kleinste ist — vier! so 
möchte es wohl dem Zweifel unterliegen, ob Kurhessen eine vollständige 
Fakultät zu Marburg aufzustellen gesonnen ist. — Nicht viel veränderter 
ist das Verhältnis mit Mainz rücksichtlich des Grossherzogtums 
Hessen. 

Nach meiner unmassgeblichen Meinung würde das Ziel am besten 
erreichet werden, wenn die drei Staaten: Nassau, Grossherzogtum Hessen 
und Kurf[fürsten]tum Hessen sich vereinigten, und gemeinschaftlich eine 
katholisch-theologische Fakultät errichteten, wozu die beiden auswärtigen 
höchsten Regenten jeder Einen, der Landesherr der Universität aber 
2—3 Professoren zu ernennen hätten. Dadurch würde es leicht möglich 
werden, dass ausgezeichnete Männer zu den theologischen Lehrstellen 
berufen werden könnten, und diese Anstalt, so wie diejenige in Tübingen, 
würden dann zu den bessern Deutschlands gehören. Die Universität, 
welche sich hierzu am besten eignen möchte, würde ohne Anstand Giessen 
sein; weil diese Stadt den drei Staaten sehr gelegen wäre, weil ferner 
die Grossherzoglich-Hessische Regierung den beiden auswärtigen Staaten 
gewiss alle Vorteile zugestehen, und alles aufbieten würde, damit die 
katholisch-theologische Fakultät bestens aufblühe. Sollte aber in den 
Unterhandlungen sich herausstellen, dass Marburg eher zu dem Zwecke 
fübre, und dass das Kur[fürsten]tum Hessen unsern Kandidaten grössere Ver- 
günstigungen einräume, so stimme ich von ganzer Seele auch dazu, dass 
die katholisch-theologische Fakultät nach Marburg verleget, und diese 
Universität in dieser Hinsicht als Landesuniversität für Nassau erkläret 
werde. Meine Bitte ergehet daher an Euer Hochwohlgeboren, gefälligst 
dahin anzutragen, dass Höchsten Ortes die Unterhandlungen mit den 
beiden hessischen Höfen einzuleiten befohlen werde. Die Vereinigung 
der drei Staaten würde auch die nahe Berührung der drei Bischöfe (von- 
Mainz, Fuld und Limburg) zur Folge haben, und dadurch könnte gewiss 
vieles Gute gemeinschaftlich beschlossen und ausgeführet werden. 

Dass endlich unsern katholisch-theologischen Kandidaten ein neues 
Stipendium von jährlichen 108 fl. aus dem Zentralstudienfonds zufliessen 
soll, verpflichtet mich umsomehr zur Dankbarkeit, indem unsere katholi- 
schen Kandidaten dieses Stipendiums sehr bedürfen, um nicht unsern 
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Zentralkirechenfonds, welcher seither so sehr in Anspruch genommen 
wurde, gleich in dem Anfange zu erdrücken, und ihn so für die folgende 
Zeit fast ungiebig (sie!) zu machen. Ich sehe in dieser schönen Bewilligung 
den Beweis der edelen Sorgfalt, welche unsere Staatsregierung für das 
Bistum Limburg trägt. Sollte bei den Verhandlungen mit den beiden 
hessischen Höfen auch eine Verständigung mit den Bischöfen zu Mainz 
und Fulda rätlich werden, so bitte ich ferner, mir nur desfalls die er- 
forderlichen Erhaltungsbefehle (sic!) zugehen zu lassen. 


I. 


Vertrag zwischen den Bevollmächtigten Kurhessens und Nassaus 
zu Frankfurt a. M. 30. Dezember 1850.) 


Artikel1. Es soll für diejenigen, welche sich dem geistlichen Stande 
widmen, eine den Namen einer Kurfürstlich Hessischen und Herzoglich 
Nassauischen katholisch-theologischen Fakultät führende Landes -Lehr- 
Anstalt in Verbindung mit der Universität Marburg gemeinschaftlich er- 
richtet und mit dem Anfang des Sommersemesters 1831 eröffnet werden, 
worauf sich dann in den Seminarien der theoretische Unterricht schliesst. 

Art. 2. Diese neu zu errichtende Fakultät bildet einen integrierenden 
Theil der bestehenden Universität, steht in gleichem Rang mit den übrigen 
Fakultäten und folgt unmittelbar auf die ältere evangelisch-theologische. 

Art. 3. Ihr wird der gesammte und vollständige wissenschaftliche 
Unterricht in allen Lehrgegenständen der katholischen Theologie über- 
tragen und es müssen die Vorlesungen über sämmtliche Hauptgegen- 
stände in jedem Semester, die übrigen aber wenigstens im Laufe jeden 
Jahres gehalten werden, ihr werden alle gewöhnlichen Fakultätsrechte 
beigelegt, namentlich auch die Befugnis, die Würden eines Lizentiaten 
und Doktors der katholischen Theologie unter; denselben Bedingungen 
und Erfordernissen wie bei den anderen Fakultäten, insbesondere der 
evangelisch-theologischen, zu erteilen, Prüfungen vorzunehmen und Gut- 
achten abzugeben, und sie erhält für beide Staaten die Rechte einer in- 
ländischen Korporation. Die Fakultät ist in allen Geschäftsbeziehungen 
an die Universität und deren Vorgesetzte verwiesen und berichtet ausser- 
dem, eintretenden nötigen Falls, nur noch an die betreffenden beider- 
seitigen landesherrlichen Behörden; derselben werden auch in Ueberein- 
stimmung dieser letztern demnächst besondere Statuten gegeben werden. 

Art. 4. Sie wird mit vier ordentlichen Professoren besetzt, wovon 
zwei von Kurfürstlich Hessischer Seite und zwei von Herzoglich Nas- 


1) Die beiden Originale: Nass. Akten St M 1513 Bl. 24—26 und 
Kurhess. Akten Rep. II tit. I lit. Ca No. 2, Bl. 62—64. 
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sauischer Seite allein ernannt und besoldet werden. Wird eine dieser 
Stellen erledigt, so soll sie, damit der Unterricht nieht durch Unter- 
brechung Nachteil erleide, binnen sechs Monaten wieder besetzt werden. 
Zu Professoren können nur solche ernannt werden, welche den Grad 
eines Doktors der katholischen Theologie erlangt haben. — Von der 
erfolgten Ernennung benachrichtigt die betreffende Regierung den aka- 
demischen Senat, damit dieser den neu ernannten Professor für beide 
Landesherren verpflichtet und in seine Amtsverrichtungen einweist. 

Art. 5. Jedem ordentlichen Professor wird ein fester Gehalt!) von 
wenigstens 500 Thalern Hessischer- oder 900 Gulden Frankfurter Währung 
und höchstens 1000 Talern oder 1800 Gulden jährlich ausgesetzt. Zu- 
lagen bewilligt jede Regierung nach eigener freiwilliger Entschliessung 
den von ihr ernannten und besoldeten Professoren. — Die Professoren 
erhalten die vollen Rechte und Verbindlichkeiten der Staatsbeamten nach 
den gesetzlichen Bestimmungen. Die Bewilligung der Entlassung oder 
Abberufung hängt hiernach von demjenigen Landesherrn ab, welcher 
ihn ernannt hat. 

Art. 6. Jede der beiden Regierungen kann solche Personen als 
Privatdozenten für das katholisch -theologische Lehrfach designieren, 
welche nach der ohnehin bei der Universität Marburg bestehenden Ein- 
richtung dazu geeigenschaftet sind. Ob und welche Gratifikationen den- 
selben etwa bewilligt werden wollen, bleibt jeder Regierung lediglich 
überlassen. Sollte einem solchen der Titel eines ausserordentlichen Pro- 
fessors beigelegt werden wollen, so bedarf dieses der Uebereinstimmung 
beider Regierungen. 

Art. ”. Die Kurfürstlich Hessischen und Herzoglich Nassauischen 
Landeskinder, welche den Unterricht dieser Fakultät besuchen wollen, 
müssen bei ihrer Aufnahme Maturitätszeugnisse vorlegen; sie geniessen 
sodann zur Benutzung des gesammten Unterrichts der ganzen Universität 
völlige Studierfreiheit; die nassauischen Landeskinder sind den allge- 
meinen Disziplinargesetzen unterworfen und haben die nämlichen Rechte 
wie die kurhessischen, sowohl in Beziehung auf Benutzung der Bibliothek 
des philologischen Seminars und anderer Anstalten oder Hülfsmittel zur 
wissenschaftlichen Bildung, als in Beziehung auf Preisbewerbung und 
andere Vorteile; sie konkurrieren daher auch gleich diesen zu allen 
Benefizien, welche nicht stiftungsmässig ausschliesslich für Kurhessen 
bestimmt sind; und beide besuchen alle diejenigen Vorlesungen, welche 
als für die katholische Fakultät gehörig angesehen und von den ordent- 


1) In Nassau sollten die Kosten von dem Zentralstudienfonds be- 
stritten werden, vgl. ©. G. Firnhaber, Der nassauische Centralstudien- 
fonds, Wiesbaden 1885, S. 26, 
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lichen Professoren dieser Fakultät gehalten werden ohne die Verbind- 
lichkeit, Honorare an dieselben zu entrichten, wogegen sie aber die 
Benutzung der Vorlesungen anderer Professoren und Lehrer wie ge- 
wöhnlich zu honorieren haben; auch sollen diejenigen Studierenden, welche 
sich nicht dem katholisch-geistlichen Stande widmen und jene Fakultäts- 
vorlesungen besuchen, ohne Unterschied, ob sie In- oder Ausländer sind, 
das bei der evangelischen Fakultät übliche Honorar an die Professoren 
entriehten. — Unvermögende katholische Theologen sollen hinsichtlich 
der Befreiung von Entriehtung eines Honorars von den Professoren der 
anderen Fakultäten gleich günstig wie die übrigen Studierenden behandelt 
werden. 


Art. 8. Die beiden Regierungen werden ihren Einfluss dahin ver- 
wenden, damit die katholischen Theologen vorzugsweise die Landes- 
fakultät zu Marburg besuchen, es werden daher auch nur an diejenigen 
Unvermögenden Stipendien gegeben werden, welche zu Marburg studieren. 
Kurhessischer Seits werden von den für Ausländer gestifteten Freitischen 
zu Marburg fünf dergestalt zur ausschliesslichen Benutzung für nas- 
sauische katholische Theologen bestimmt, dass die nassauische Regierung 
am Schluss eines jeden Semesters für das künftige der Benefizien-In- 
spektion zu Marburg diejenigen bezeichnet, welche nach ihrem Fleiss, 
sittliehen Betragen und Dürftigkeit zu deren Genuss zuzulassen sind. 


Art. 9. Die nassauischen katholischen Theologen sind den Univer- 
sitätsbehörden zur vorzüglichen Berücksichtigung empfohlen und die der- 
malige Universitätsdeputation hat nicht nur halbjährig das Verzeichnis 
derselben einzusenden und über ihren Fleiss und die sittliche Aufführung, 
sondern auch bei Vorfällen von Wichtigkeit alsbald besondere Berichte 
an die Herzogliche Landes-Regierung zu erstatten, alle bedeutenden Ver- 
änderungen, welche bei der Universität überhaupt vorfallen, einzuberichten, 
auch zwei Exemplare aller erscheinenden akademischen Druckschriften 
einzusenden. — Es wird dagegen Herzoglich Nassauischer Seits jährlich 
ein Honorar von 150 fl. an die betreffenden Universitätsbehörden zu 
Marburg verteilt werden. 

Art. 10. Vorstehender Vertrag wird der Allerhöchsten und Höchsten 
Ratifikation $r. Königlichen Hoheit des Kurfürsten von Hessen und Sr. 
Herzoglichen Durchlaucht des souveränen Herzogs von Nassau unterlegt, 
und bleibt alsdann so lange in Ausübung, bis er von dem einen oder 
andern der kontrahierenden Theile widerrufen wird, welches aber jeden 
Falls ein volles Jahr vor der wirklichen Auflösung und zwar am Schluss 
des Semesters geschehen muss. 


Robert, Möller. 
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An dem nämlichen 30. Dezember 1830 ist in Frankfurt noch folgende 
Vereinbarung von dem Kanzler Robert und dem Präsidenten Möller un- 
terzeichnet worden: 


Separat-Artikel!) 


zu dem von den Kurfürstlich Hessischen und Herzoglich Nassauischen 
Kommissarien unterm heutigen geschlossenen Vertrag wegen Errichtung 
einer gemeinschaftlichen katholisch-theologischen Fakultät bei der 
Universität Marburg. 


Artikel 1. Um die genaue Vollziehung derjenigen Grundsätze zu 
sichern, welche von den zur gleichmässigen Einrichtung der katholisch- 
kirchlichen Verhältnisse in der oberrheinischen Kirchen-Provinz vereinigten 
Staaten in den deshalbigen Frankfurter Konferenzen angenommen worden 
sind, sollen zu den Professors Stellen bei der katholisch-theologischen 
Fakultät zu Marburg nur solche Personen ernannt werden, von welchen 
die betreffende Regierung sich vorher vergewissert hat, dass sie die 
oben erwähnten Grundsätze für die richtigen halten und danach zu 
lehren versprechen. 


Art. 2. Sollte in der Folge dennoch ein Professor diese Grundsätze 
in seinen Vorträgen verlassen und entgegengesetzte lehren, so ist die- 
Jenige Regierung, welche ihn ernannt hat, verpflichtet, ihn alsbald wieder 
von dem Lehrstuhl bei der Fakultät zu entfernen. 


Art. 3. Zu gleichem Zweck soll den beiderseitigen Bischöfen und 
Domkapiten zu Fulda und Limburg irgend ein amtlicher Einfluss auf 
die theologische Fakultät zu Marburg nicht gestattet, sondern diese von 
beiden Regierungen als eine davon unabhängige wissenschaftliche Lehr- 
anstalt geschützt werden. Wünsche, welche jene geistlichen Behörden 
etwa in Beziehung auf die Fakultät und die Lehrvorträge haben möchten, 
sollen sie nur an die betreffenden Regierungen gelangen lassen können, 
damit diese das Gutfindende weiter veranlassen. 


Art. 4. Der Inhalt dieser Separat-Artikel soll vor der Hand gänz- 
lich geheim gehalten und den beiderseitigen Regierungen überlassen 
werden, die ihr hiernach sachgemäss scheinende Einleitung zu treffen, da- 
mit der Zweck erreicht werde. 





1) Original von Möllers Hand: Kurhessische Akten, Rep. II tit. I 
Lit. Ca, No. 2, Bl. 70, 71, 


ZU ZE 


— 249 — 


IV. 


Aus dem Bericht des Bischofs Rieger an den Regierungsdirektor Freiherrn 
v. Hanstein, landesherrlichen Bevollmächtigten bei dem Bistum Fulda, 
Fulda, 13. April 1850, über die Prüfungen bei der Aufnahme in das 

Fuldaer Priesterseminar. !) 


„1) Zum Konkurs-Examen wurden solche inländische oder döch aus 
der Fuldaischen Diözese entsprossene Kandidaten zugelassen, welche 
wenigstens im zweiten Jahre die theologischen Vorlesungen besuchten, 
und gute Zeugnisse über ihre Studien und Sitten hatten. — 2) Der 
Anfang der Prüfung wurde über den Zustand der Stimme eines Jeden 
im verschiedenen Lese- und Sington sodann über die Vollkommenheit 
des Gesichts- und des Gehör-Organs unternommen, worauf ein jeder Kan- 
didat unter Handgelöbnis seine Gesundheit und die Freiheit von jedem 
heimlichen Gebrechen des Leibes beteuern musste. — 3) Hierauf wurde 
in dem Sessionszimmer den Kandidaten die Hälfte von Fragen aus der 
Dogmatik, Moral, dem Kirchenrecht, der biblischen Hermeneutik und 
Exegese und der hebräischen Sprache vorgelegt, welche sie den ersten 
Tag meistens in lateinischer Sprache beantworten mussten. Die andere 
Hälfte der Fragen wurde den folgenden Tag vorgelegt und ebenso be- 
antwortet. — 4) Bei der Prüfung der Stimme und der körperlichen 
Gesundheit waren vorzüglich die Synodalexaminatoren zugegen, auch 
nach Belieben der Generalvikar nebst den geistlichen Räten. Die Auf- 
sicht während des Examens führt inmmer ein Synodal-Examinator nach 
dem andern. — 5) Die Fragen wurden von den Spezialexaminatoren auf- 
gesetzt, beim letzten Examen auch von den Dompräbendaten Vogt und 
Laberenz über Gegenstände ihres Lehrfachs. — 6) Die schriftlichen Auf- 
sätze übernahm der letztgegenwärtige Synodalexaminator, prüfte sie und 
ordnete «die Ausarbeiten hauptsächlich nach dem Befund ihrer Arbeit, 
jedoch auch mit Rücksicht auf den aus den Kollegien-Zeugnissen hervor- 
gehenden Befund der Fähigkeit, der Aufführung und der wissenschaft- 
lichen Fortschritte der einzelnen Kandidaten. — 7) Sodann nahm der 
General-Vicarius und jeder geistliche Rat Einsicht von diesem schrift- 
lichen Examen, worauf in einer Plenarsitzung mit Kollation der sämmt- 
lichen Stimmen nach der Mehrzahl der Stimmenden festgesetzt wurde, 
wer anzunehmen, wer von der Annahme entweder für immer auszu- 


1) Akten betr. das Priesterseminar zu Fulda, Rep. V. Kl. 59 No. 16. 
Der Regierungsdirektor von Hanstein hatte am 14. Dezember 1829 von 
dem Bischof Auskunft verlangt: „auf welche Art und von wem die 
Prüfungen der theologischen Kandidaten zur Aufnahme in das Priester- 
seminar bisher vorgenommen worden sind.“ 
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schliessen, oder zum nächsten Examen zu verweisen sei. — 8) Auf einen 
Bericht an den Bischof wurde endlich von diesem die Annahme oder 
Abweisung dekretiert, und den Examinierten bekannt gemacht, die An- 
genommenen auch verpflichtet, sich in Zukunft zu jeder klerikalischen 
Anstellung, sei es in der Seelsorge oder dem Lehrfache, wozu sie bestimmt 
würden, zu fügen. — 9) Hatten die Admissi im Seminar die Theologie 
absolviert, so sollen sie aufs neue in einem Examen nicht nur über 
die schon erwähnten theologischen Gegenstände, sondern nun auch 
über die mittler Weile im Seminar gehörte Pastoral (sic!), geistliche 
Beredsamkeit, Pädagogik und Liturgie geprüft werden, um nach Befund 
die neue Ordnuug zur Versetzung auf kirchliche Pfründen festzusetzen, 
wie das erste Examen den Eintrit ins Seminar bestimmt hatte. Durch 
dieses zweite Examen glaubte man das anderwärts übliche, aber für die 
hiesige kleine Diözese nicht wohl anwendbare Pfarrkonkursexamen er- 
setzen zu können.“ 


y 


Stiftungs-Urkunde für die von dem Kurfürstentum Hessen und dem Her- 
zogtum Nassau gemeinschaftlich errichtete Katholisch-theologische 
Fakultät zu Marburg. !) 


Wir Wilhelm der IIte von Gottes Gnaden Kurfürst von Hessen, 
Grossherzog von Fulda ete. und Wir Wilhelm von Gottes Gnaden sou- 
veräner Herzog zu Nassau ete. haben in der übereinstimmenden Absicht 
zum Vorteile Unserer katholischen Untertanen für die gründliche wissen- 
schaftliche Ausbildung derjenigen, welche sich dem geistlichen Stande 
widmen und als Lehrer der Religion nützlich werden wollen, beschlossen, 
gemeinschaftlich eine katholisch-theologische Fakultät in Marburg zu er- 
richten, tun solches und gründen dieselbe hierdurch unter folgenden 
nähern Bestimmungen : 

1) Diese Fakultät soll den Namen einer „Kurfürstlich Hessischen und 
Herzoglich Nassauischen katholisch-theologischen Fakultät“ führen, einen 
integrierenden Teil der zu Marburg bereits bestehenden Universität bilden, 
im Range den übrigen Fakultäten gleichstehen und in der Reihenfolge 
sich unmittelbar an die evangelisch-theologische Fakultät anschliessen. 

2) Sie soll den gesammten wissenschaftlichen Unterricht in allen 
Lehrgegenständen der katholischen Theologie vollständig erteilen; Wir 
legen ihr alle gewöhnlichen Fakultätsrechte bei und insbesondere die 


1) Das Hessische Original: Marburger Universitätsarchiv A IV 1a. 
Gedruckt: Kurhessische Landtagsverhandlungen (11. Mai 1831) Nr. 10, 
Cassel 12. Mai, Anlage Nr. XXXI 8. 57f. vgl. S. 58, 
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Befugnisse: die Würden eines Lizentiaten und Doktors der katholischen 
Theologie zu erteilen, Prüfungen vorzunehmen und Gutachten abzugeben; 
Wir bewilligen ihr die Rechte einer inländischen Korporation in Unsern 
Staaten, werden ihr noch besondere Statuten erteilen nnd verweisen sie 
in allen Geschäftsbeziehungen an die Universität, deren Vorgesetzte und 
Unsere Behörden. 

3) Sie soll vor der Hand mit vier ordentlichen Professoren, welche 
die katholisch-theologische Doktorwürde erworben haben, besetzt werden, 
deren zwei Wir der Kurfürst von Hessen und zwei Wir der souveräne 
Herzog zu Nassau ernennen und besolden, welche die Rechte und Ver- 
bindlichkeiten Unserer Staatsbeamten erhalten, die Wir in unsere ge- 
meinschaftlichen Pfliehten nehmen lassen, und denen Wir feste Gehalte 
von wenigstens Fünfhundert Talern oder Neunhundert Gulden und 
höchstens Tausend Talern oder Achtzehnhundert Gulden zusichern. 
Ausserdem werden Wir auch noch ausserordentliche Professoren und 
Privatdozenten nach Gutfinden anordnen. 

4) Diejenigen Unserer katholischen Untertanen, welche sich dem 
geistlichen Stande widmen und zu ihrer wissenschaftlichen Ausbildung 
die Universität Marburg benutzen, sollen die Vorlesungen und den 
Unterrieht der ordenlichen Professoren dieser neu gegründeten Fakultät 
ganz unentgeldlich geniessen können, auch an allen Anstalten ohne Aus- 
nahme, welche die Universität Marburg jetzt und künftig gewährt, sowie 
an allen Vorteilen, wobei die Stiftung nieht entgegensteht, eben den 
Anteil nehmen können, wie die begünstigsten anderer Studierenden. 

Ueber diese Stiftung haben Wir gegenwärtige, mit Unserer eigen- 
händigen: Unterschrift versehene Urkunde ausfertigen und Unser Staats- 
siegel anhängen lassen. 

Gegeben Schloss Philippsruhe den 5ten Mai 1831 

und Biebrich den 24ten März 1831. 


Wilhelm, K. Wilhelm, Hz, z. Nassau. 
vt. F. Riess. vt. F. F. €. Marschall zu Bieberstein. 
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NL LS; Sof, 101m, 19 AS]. 

Michael, kurhess. Abgeordneter 123 
A.2 


Missbr auch der geistlichen Gewalt 115. 

Mission in Fulda 218 A.2. 

Möhler, Prof. im Tübingen 156 A. 4. 

Möller, Vizepräsident 47ff., 60, 101, 
1307, I7SPAnln 22,195 a 4, 197 
A.2, 207, 219, 226 A.1, 227 A.1, 
238, 241. 

Müller, JI.C., Prof. in Ns af. 

Münscher, Prof. in Marburg 9 

Multer, J. Chr., Prof. in Marburg al, 
72, 130 A. L 140, 144, 147, 149, 
151, 154f., 168, 173 A, ig 177 A. 5 
185, 188, 190f., "195f., 213, 214 A. 2) 
228 — 230; Urteile des L. van Ess 
11—13, des Bischofs Rieger 59 

A; 1; des Bischofs Brand 131, des 
Bischofs Pfaff 185. 


Nassau 43, 48, 101, 148 A.1, 154, 
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liche Statistik 72, 243; Anschluss 
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240, 245; 

240 f. 
Nassau-Öranien 149. 
Naumburg 75. 
Neologie 136, 149. 
Neustadt 75. 
preuss. Gesandter 27, 234 


Noviziat bei Jesuiten 217f. 
Nuntiatur in Luzern 98 A.2. 


Oesterreich 33, 108, 110ff, 183, 235. 
Ordination 183. 


Paderborn 156 A.4. 
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vgl. "Kurie. 
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98, 102. 
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95, 122, 125, 128ff., 130 A.1, 148, 
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184ff., 186 A.1, 190, 192, 225 A.1, 
229 A.2. 
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Pfeiffer I, kurhess. Abgeordneter 124, 
160. 

Pius VII: 23025, 162.4 18, A22, 

Pius VI. 98. 

Placet 115, 159 A.3. 

Presse 98, 145, 235. 

Preussen 81, 234. 
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79, 82, 88, 94, 151, 158 A. 3, 192 
A. 3% 233, 234. 
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Quo graviora ex nefariis, Breve 106. 


Regulativ v. 81. August 1829 65, 91, 
94, 103, 114, 149, 177 A 213, 
217. 

Reichenbach, Gräfin 58, 67. 
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A.1, 135. 
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94; fordert den Erzbischof v. Frei- 
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Tod 128, 154, 170. 
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68, 85, 99 A.1, 104 A.2, 110, 118, 
145, 147, 158, 163, 166, 172, 
179, 195 A. 4, 225 A.1. 
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51, Ö7£., 73, 178 A.2, 192. 
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Rottenburg 223, 242, vgl. Keller. 


Scheffer, Polizeidirektor 81. 

Schell, Prof. in Fulda 184 A.2. 
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Minister 71 A.1, 153, 156 A.1, 
225 A.1. 

Schleichert, Domkapitular in Fulda 
89, 93, 176 A.1, 184 A.2, 189. 
Schlereth, Domkapitular in Fulda 89, 

93, 176 A.1. 

Schmidlin, württemberg. Minister 41. 
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199 A.1 
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Schneider, Leonhard 218. 

Schomburg, kurh. Abgeordneter 211. 

Schreiber, Prof. in Freiburg 107 A.1. 

Schütz v. 232 A.2. 

Seminare 17#f., 22—26, 29f., 33, 37£., 
39f., 42, 62, 69. 

Seminarium Clementinum in Coblenz 
241. 
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131, 134, 137, 139f., 143ff., 147, 
149, 156, 163, 180, 182f., 184 A.1, 
187 A.1; Reise nach Fulda 147, 
195, 200, 206, 209, 226 A. 1, 227 
A.1, 229 A.3; Urteil Brands 132f., 
166, 183, Riegers 147, Pfaffs 183. 
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Somaglia, Kard. Staatssekretär 35, 
37, 39 A.4, 85f. 
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226 A.1. 
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185, 238, 240, 242, 244, 247. 
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Thomas, Reg.-Rat in Cassel 120, 
124 A.1. 
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Trott, württemberg. Gesandter 101. 
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149, 176 A.1, 178 A. 1,186, 199, 
200, 204, 222. 
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42 
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In unserem Verlage erschien: 


Achelis, E. Chr., Aus dem akademischen Gottesdienste in 
Marburg. Predigten. 3 Hefte m 1 Bd. 8. VI, 111, 
IV, 107 und IV, 147 S. 3.40, gebunden in Leinwand 4,50 

—, Die evangelische Gemeindepredigt eine Grossmacht. 
Vortrag auf der Pastoral-Conferenz der Wupperthaler 
Festwoche in Barmen am 12. August 1887. 8. 1887. 


80 8. 0,60 
—, Schillerpredigt, am 7. Mai 1905 in der Universitätskirche 
zu Marburg gehalten. 8. 12 8. —,258 


Brieger, Theodor, Luther und sein Werk. Festrede bei der 
Luther-Feier der Universität Marburg am 10. November 


1883 in der lutherischen Pfarrkirche. gr. 8. 24 S. 0,50 
Budde, Karl, Die Schätzung des Königtums im Alten Testament. 
Kaisergeburtstagsrede. gr. 8 33 8. — ‚60 


Codex Fuldensis. Novum Testamentum latine interprete 
Hieronymo ex Manuseripto Vietorislapuani edidit, pro- 
legomenis introduxit, commentariis adornavit Ernestus 
Ranke. Accedunt duae tabulae photolithographicae. 
27.8 XXXI, 5728. 3 

Deissmann, 6. Adolf, Bibelstudien. Beiträge, zumeist aus 
den Papyri und Inschriften, zur Geschichte der Sprache, 
des Sechrifttums und der Religion des hellenistischen 
Judentums und des Urchristentums. Mit einer Tafel in 
Lichtdruck. gr. 8. XIl, 297 8. g— 

— , Neue Bibelstudien. Sprachgeschichtliche Beiträge, zu- 
meist aus den Papyri und Inschriften, zur Erklärung 
des Neuen Testaments. Mit einer Abbildung im Text. 


278. V.111,.109. 8. 2,80 
—, Die neutestamentliche Formel ‚in Christo Jesu“. 
27 085X.,186:8. 2,50 
—, Johann Kepler und die Bibel. Ein Beitrag zur Geschichte 
der Schriftautorität. 8. 34 8. 0,60 


Dietz, Ph., Die Restauration des evangelischen Kirchenliedes. 
Eine Zusammenstellung der hauptsächlichsten literarischen 
Erscheinungen auf hymnologischem Gebiete, namentlich 
dem Gebiete der Gesangbuchsliteratur seit dem Wieder- 
erwachen des evangelischen Glaubenslebens in Deutsch- 
land. gr. 8. XII, 806 S. 10.— 

—, Tabellarische Nachweisung des Liederbestandes der jetzt 
gebräuchlichen Landes- und Provinzialgesangbücher des 
evangelischen Deutschlands. VII, 144 8. 3,— 












N. 6. Elwert’sche Verlagsbuchhandlung, Marburg. 


Grawert, Friedrich, Die Bergpredigt nach Matthaeus auf ihre 
äussere und innere Einheit mit besonderer Berücksichtigung 
des genuinen Verhältnisses der Seligpreisungen zur ganzen 
Rede neu untersucht und dargestellt. gr. 8. 77 S. 1,20 

Happich, Theodor, Ueber die Gemeinschaftsbewegung. 
Conferenzvortrag. gr. 8. 28 8. 0,40 

Heinrieci, keorg, Von Wesen und Aufgabe der evangelisch- 
theologischen Fakultäten. Rede beim Antritt des 
Rektorats der Universität Marburg am 19. Oktober 1884. 
ERS. 2. 0,50 

—, Schriftforschung und Schriftautorität. Vortrag auf der = 
Casseler Pastoral-Conferenz am 29. Mai 1890. 8. 318. 0,60 

Herrmann, Wilhelm, Der evangelische Glaube und die 
Theologie Albrecht Ritschls. Rektoratsrede. 2. Auflage. 
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2. 10, ,.00,8. 3 0,60 
—, Römische und evangelische Sittlichkeit. Dritte erweiterte 

Auflage, 8. 1V,.176 8. 2,— 
Herrmann, Fritz, Das Interim in Hessen. Ein Beitrag zur 

Reformationsgeschichte. gr. 8. XII, 221 8. 4,20 


Jülicher, Adolf, Moderne Meinungsverschiedenheiten über 
Methode, Aufgaben und Ziele der Kirehengeschichte. 
Rede gehalten beim Antritt des Rektorats am 13. Oktober 
1901. gr. 8 248. —.ö0 

Kraetzschmar, R., Die Bundesvorstellung im Alten Testament 
in ihrer geschichtlichen Entwicklung untersucht und dar- 
gestellt. gr. 8. VI, 254 8. 6,40 

Mangold, Wilhelm, 32 Predigten, gehalten in den Jahren 
1846—82. Mit Vorwort von Polscher, Superintendent 
und Präses der Westfälischen Provinzial-Synode. gr. 8 
IV, 253 S. 2,40, gebd. 3,20 

Mirbt, Carl, Die Religionsfreiheit in Preussen unter den 
Hohenzollern. Rede zur Feier des Geburtstages Sr. 
Majestät des Kaisers und Königs am 27. Januar 1897 in der 
Aula der Universität Marburg gehalten. gr. 8. 218. 0,50 

—, Der Zusammenschluss der evangelischen Landeskirchen 
Deutschlands. Rede gehalten beim Antritt des Rektorats 
am 18. Oktober 1908. gr. 8. 26 8. —50 

—, Die Wahl Gregors VII. 4. 56 8. 2,— 5 

Rockwell, William Walker, Die Doppelehe des Landgrafen Be 
Philipp von Hessen. gr. 8. XX, 3748. 7,—, gebd. 820 i 

Wiegand, Friedrich, Philipp der Grossmütige als evangelischer = 
Christ. Festrede. 8. 33 8. DO 
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Mirbt, Karl, 1860-1929. 

Die katholisch-theologische Fakultät zu 
Marburg; ein Beitrag zur Geschichte der kath- 
olischen Kirche in Kurhessen und Nassau. 
Marburg, N.G. Elwert, 1905. 

xii, 26lp. 23cm. 
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